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50 Jahre deutſche Juſtiz. 
Feſtvortrag auf dem Deutſchen Anwaltstage zu Hamburg 1929. 


Gehalten von Rechtsanwalt Profeſſor Dr. Walther Fiſcher, Hamburg. 


Als vor 50 Jahren die Aufgabe zu löſen war, die beiden gerichtlichen Verfahren, Strafprozeß und Zivilprozeß, für das 
Reich einheitlich zu geſtalten, da ſpiegelten ſich ſchon all die gleichen Probleme, die auch heute noch Gegenſtand des Mei⸗ 
nungsſtreites ſind, ſpiegelten ſich all ihre Löſungen in den unzähligen Prozeßordnungen wieder, die in den Ländern und 
Ländchen Geltung erlangt hatten. 

Aus ihnen galt es die Auswahl zu treffen. Wenn es gelang, die große Aufgabe ſo zu löſen, daß damalige Bedürfniſſe 
der Rechtspflege ihre Erfüllung fanden, ſo ſtand doch das Ziel, Einheit zu ſchaffen, ſo ſehr im Vordergrunde, daß ihm 
gegenüber die Frage nach den leitenden Gedanken, die die Geſamtgeſtalt der Verfahren beſtimmen mußten, zurücktrat. 
Aus dem Gegebenen für den neuen Bau die beſten Steine zu wählen, erſchien wichtiger als zu prüfen, ob Grundriß und 
Plan dem Zwecke völlig entſprachen. 


Galt es, das Vorhandene zu ſichten, ſo ließ es ſich nur werten aus der Erfahrung engerer jeweils geſchloſſener 
Kreiſe heraus, in denen das überall verſchiedene Recht an ſeiner Stelle organiſch erwachſen war. Hierin lag damals 
die Schwierigkeit. Es war nicht nur Gegebenes zu verbeſſern oder Schutt hinwegzuräumen, ſondern von oben her ein⸗ 
zugreifen in eingewurzeltes oder doch neu aus den Bedürfniſſen des betreffenden Landes heraus geſchaffenes Recht. Kaum 
vermögen wir heut uns noch das Durcheinander zu denken, und wenn wir jetzt ſo glücklich ſind, uns nur mit einem 
Geſetz befaſſen zu müſſen, wollen wir nicht vergeſſen, wieviel Dank wir denen ſchulden, die aus der Vielfältigkeit die 
Einheit ſchufen, — auch wenn heute manches aus jener Zeit überwunden worden und noch zu überwinden iſt. 

50 Jahre haben in der Geſchichte ſtets völlige Umwälzung mit ſich gebracht. Vielleicht iſt auch unſer Gefühl nichts 
Neues, das Gefühl, daß ſo gründlich, ſo umſtürzend wie diesmal die Anderung noch nicht geweſen ſein könne. Ande⸗ 
rungen in der politiſchen Struktur des Staates, Wandel der Anſchauungen, wirtſchaftlichen Umſchwung und techniſchen Fort⸗ 
ſchritt gab es auch früher. In dieſem Abſchnitt aber, auf den wir heute zurückſchauen, ſchrumpfte die Welt zuſammen. 
Nicht nur die Wandlung zum Induſtrieſtaat iſt es, nicht nur Verſchiebung politiſcher Macht: ſondern jetzt überſtürzen 
ſich von allen Seiten her Fragen, lebt man täglich mitten in allen Ereigniſſen des Erdenrunds, tauchen ſtändig friſche 
Probleme empor. Raſend iſt das Tempo des Lebens geworden. Und dies alles will vom Rechte gemeiſtert ſein. 

In dieſe Zeit hinein haben uns die Juſtizgeſetze begleitet. Blicken wir auf den Anfang zurück, ſo dürfen wir ſagen: 
Mancherlei hat ſich geändert, vielleicht auch gebeſſert, das Weſen des deutſchen Rechtsganges blieb faſt unberührt. 

Gibt doch das Gerichtsverfaſſungsgeſetz, — deſſen fragmentariſchen Charakter die Begründung des Regierungsent⸗ 
wurfes betont, — anſtatt Rückgrat der Reichsjuſtizverfaſſung zu werden auch heute noch nur, was eben nötig iſt, um die 
Verfahrensordnungen einheitlich zu geſtalten. Die Juſtizhoheit der Länder, damals durch die Verfaſſung geſchützt, iſt auch 
heute noch verfaſſungsgemäß unberührt. Und wir werden mit dieſer Tatſache wohl noch auf lange Zeiten hinaus rechnen 
müſſen; denn wie damals die Hand des Meiſters die einzelnen Elemente nicht einſchaürte, ſondern nur ſoweit verband, daß 
Ne zuſammenwachſen konnten, fo wäre es auch heut noch verfrüht, in Ungeduld zu zwingen, was zu voller und geſunder 
fühl nur durch gemeinſames Werden zu führen iſt. Am allerwenigſten kann Rechtspflege gedeihen auf einem von ge⸗ 
lunlsmäßig tief wurzelndem Widerſtand zerriſſenen Boden. Reichseinheit muß werden — und wird werden, von ſelbſt. 

nſere Generation ſchon kennt kaum noch die Zerriſſenheit des materiellen Rechts; für die kommende Generation wird die 
möglislichkeit immer mehr Selbſtverſtändlichkeit werden. Sie dahin zu leiten und im übrigen da, wo es jetzt ſchon 
fiche ed iſt, die innere Verſchmelzung zu fördern, kann allein die Aufgabe der Gegenwart ſein. Iſt Deutſchland erſt in 
ſich eins, ſo fällt die volle Einheit der Reichsjuſtiz ihm als reife Frucht in den Schoß. 


Undenkbar iſt es, all die Probleme, die über die Entſtehung der Reichsjuſtizgeſetze hinaus ihre weitere Entwick⸗ 
g begleitet und beſtimmt haben, auch nur zu erwähnen. Schwer, einzelnes auszuwählen, um die Grundzüge der 
twicklung aufzuzeigen; denn unmöglich iſt es, die Zuſammenhänge zu zerreißen, die zwiſchen den Verfahrensord⸗ 
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nungen und der Gerichtsorganiſation, zwiſchen ihnen beiden und dem materiellen Recht beſtehen. Ein überzeugendes Bei⸗ 
ſpiel hierfür iſt die Heranziehung des Laienelementes in der Rechtspflege. Seinerzeit beſchränkt auf die Kammern für 
Handelsſachen und die Strafgerichte höchſter und niederſter Ordnung, hat ſie inzwiſchen große Ausdehnung gewonnen. 
Dabei iſt ihre Funktion eine verſchiedene, eben je nach dem Zuſammenhang mit dem Prozeß und nach der Verbunden⸗ 
heit mit dem materiellen Recht, deren Pflege ſie übernimmt. Überall freilich bedeutet ſie Teilnahme des Volkes an der 
Rechtspflege. Aber während in der Kammer für Handelsſachen der Sachverſtand des Kaufmannes vor allem gewonnen 
werden ſollte, ſitzt im Strafgericht der Schöffe als Gegengewicht gegen den Juriſten. Und im Verfahren des Miet⸗ und 
des Arbeitsrechts erſcheint der Laie gar als intereſſenvertretender Richter; an ſich ein Widerſpruch zum richterlichen 
Amte, wohlbegründet aber durch die Tatſache, daß hier die Bildung neuen Rechts vom Geſetzgeber in weitem Maße in 
die Hand des Richters gelegt wurde, daher die Mitwirkung der an dieſer Rechtsbildung beteiligten Volksgruppen nicht 
zu entbehren war. 


So ſchöpft die Beteiligung des Laien an der Rechtspflege ihre Rechtfertigung aus den verſchiedenſten Bedürfniſſen. Wer 
ſie damit bekämpft, daß ſie nicht nütze und durch Unverſtand nur ſtöre, dem iſt zu erwidern, daß Rechtspflege nicht ein in⸗ 
duſtrielles Rädergetriebe iſt, das die Hand des Unkundigen verwirren könnte, ſondern ein Organismus, der des leben⸗ 
digen Blutes bedarf. Lebensblut aber für die Rechtspflege iſt: Vertrauen. So wird, dies Vertrauen zu erringen und 
zu bewahren, Aufgabe der Rechtspflege ſelbſt. Deshalb hat die Entwicklung der deutſchen Juſtiz recht, wenn ſie dieſen 
Gedanken da, wo das Bedürfnis gegeben war, ſtärkte, mochte auch im einzelnen Falle der Laie am Richtertiſch faſt wie 
ein Fremdkörper wirken. Anders urteilen, heißt die Macht der Imponderabilien verkennen. 


Suchen wir nun der Entwicklung zu folgen, ſo dürfen wir eines nicht vergeſſen: Anderungen im Geſetze ſind oft 
nur äußere Kennzeichen eines in Wiſſenſchaft und Praxis ſich vollziehenden Wandels der grundſätzlichen wiſſenſchaftlichen 
Einſtellung. Ja, ſolcher Wandel kann ſich vollziehen, ohne überhaupt eine erkennbare Auswirkung auf die Verfahrens⸗ 
geſtaltung zu haben. Der Geiſt des Strafprozeſſes hat ſich völlig geändert; nicht mehr die Tat iſt es, ſondern der 
Täter, der im Mittelpunkt der Strafrechtspflege ſteht. In der Struktur des Verfahrens änderte ſich deshalb doch nichts. 
Der Einbau der Gerichtshilfe iſt noch nicht vollzogen; nur das Jugendgerichtsgeſetz trägt der Veränderung Rechnung. Und 
doch — an einer Stelle finden wir einen Anſatz völliger Umgeftaltung: beim Strafvollzug. Freilich hat das Reich, ob⸗ 
gleich die neue Verfaſſung ihm volle Macht gab, erſt Entwürfe geſchaffen; aber die Länder folgten der Entwicklung des 
Grundgedankens: Alte Zeit ſah den Strafvollzug als Zwangsvollſtreckung; neuer Geiſt weiß, daß hier ein Teil der 
Strafrechtspflege ſelbſt liegt, der mindeſtens ebenſo wichtig iſt, wie das Entſcheidungsverfahren, und für den die Tat 
ſelbſt nur noch ein Indiz für die Behandlung des Täters ſein kann. Wenn es noch nicht gelingen will, dies Gebiet 
ganz dem Reiche zu übertragen, ſo liegen die Gründe nicht bei den Juriſten. 


Wie dort, vollzog ſich auch für den Zivilprozeß ein grundſätzlicher Wandel der Anſchauung. Es iſt die Loslöſung 
von der materiell⸗rechtlichen Anſpruchskonſtruktion. Hier brach die Wiſſenſchaft die Bahn zur Erkenntnis. Damit konnten alle 
jene Fallſtricke der Prozeßtechnik beſeitigt werden, die der raſchen und gründlichen Erledigung eines entbrannten Streites 
im Wege ſtanden, wie die Einreden der Klagänderung oder der Unzuſtändigkeit. In welchem Maße Schritt für Schritt die 
Prozeßordnung hier ſich angepaßt hat, iſt in jeder Novelle zu erkennen. Nur grundſätzlich und gründlich iſt noch nicht 
aufgeräumt. Auch heute iſt es noch denkbar, daß um dieſelbe Streitſache mehrere Prozeſſe geführt werden. Damit iſt das 
Weſentliche verkannt: es muß ein Weg gefunden werden, der jeden Streitfall vor den Richter führt, der ihn voll⸗ 
ſtändig ausſchöpfen und von allen rechtlichen Geſichtspunkten aus behandeln kann. Denn nicht dieſen oder jenen Anſpruch 
zu erheben, iſt das Recht der Partei, ſondern ihr Rechtsſchutzanſpruch geht dahin, mit Hilfe des Staates in Verwirrung 
geratene Rechtsbeziehungen zu andern wieder geordnet zu ſehen, ſei es durch Klärung und Schlichtung, ſei es durch auto⸗ 
ritative Entſcheidung. 

Ein Weiteres noch gab die Entwicklung. Saß früher das hohe Gericht hinter der Barre und ließ ſich von den rechts⸗ 
kundigen Vertretern der Parteien, ja, ſogar von der unkundigen Partei ſelbſt den Fall vortragen, um dann zu ſagen, was 
ſeine Meinung war, ſo vollzog ſich hier, zuerſt in der Amtsgerichtsnovelle, ein Wandel: Der Richter hatte von nun an 
das Sach⸗ und Streitverhältnis mit den Parteien zu erörtern. Wie dies zu verſtehen ſei, wurde 1924 klargeſtellt: Es 
umfaßt auch die Erörterung der rechtlichen Seite des Streites. Man hat geſagt, hierin liege die Erfüllung des Zieles 
dieſer Novelle, die richterliche Prozeßleitung weſentlich zu ſtärken. Mag die Vorſchrift dem auch dienen, ihr weſentlicher 
Gehalt liegt umgekehrt doch darin, daß der Richter, dem ja ſo aus dem Fragerecht eine Erörterungspflicht erwächſt, in 
ein anderes Verhältnis zu den Parteien tritt. Er iſt — bei aller Würde — nicht mehr der Herr, der über dem Volke 
thront und aus deſſen Händen die Partei ihr Recht empfängt, ſondern der Mann, der mit den Parteien den Fall prüft 
und dann, wenn es nicht gelingt, den Fehler zu beheben, — der durchaus nicht immer ein Fehler des Rechts ſein muß, — 
ihnen die Löſung gibt. 

Für die veränderte Auffaſſung von der Stellung des Staates iſt dies der einzig richtige Weg, die Gemeinſamkeit der 
Arbeit mit einem gemeinſamen Ziel zu ſchaffen. Tritt der Richter, wenn auch immer als Leitender, Führer und als der 
Entſcheidende in dieſe Arbeitsgemeinſchaft ein, ſo findet auch die Partei ſich zu wahrer Mitarbeit bereit. Wie ſehr dies pſy⸗ 
chologiſch richtig iſt, vermag jeder zu beſtätigen, der im Amtsgericht einer Großſtadt die Verſchiedenheit in der Handhabung 
des Prozeſſes zu beobachten Gelegenheit hat. 

Es iſt etwas Ahnliches, was die gegenwärtige Stellung des Vorſitzenden in der Hauptverhandlung des Strafverfahrens 
als faſt unerträglich erſcheinen läßt, wenn dies ſchwere Amt nicht mit äußerſtem Takt gehandhabt wird. Ich denke an das 
inquiſitoriſche Element ſeiner Tätigkeit. Darüber, daß es verſchwinden muß, kann eigentlich nur eine Stimme ſein. Alles, 
was geſchehen kann, den Richter, der die Verantwortung der Entſcheidung tragen ſoll, der Partei ſo gegenüberzuſtellen, daß 
ſie bereit iſt, die Entſcheidung von ihm entgegenzunehmen, das muß geſchehen, je eher deſto beſſer. Alles, was ihn fremd 
macht, alles, was das Bild der vollendeten richterlichen Objektivität zu trüben geeignet iſt, muß fallen. Damit auch die 
Führung der Vorunterſuchung durch den Richter. 


Klar aber iſt gerade wieder an dieſem Beiſpiel, daß eine ſolche Umwandlung ſich nicht vollziehen kann, ohne nach allen 
Seiten hin Wirkungen auf die Geſtaltung des Prozeſſes auszuſtrahlen. Wir wären in der Vergangenheit längſt weitergekom⸗ 
men, — Anſätze hat es in den 50 Jahren ja genug gegeben, — hätte nicht jeder Schritt Folgerungen nach ſich gezogen, denen 
wiederum unendeche Bedenken entgegengeſtellt werden konnten. So ergab ſich, wollte man den Richter von jeder inquiſitoriſchen 
Aufgabe befreien, daß die Stellung der Staatsanwaltſchaft von Grund auf zu ändern war, und man ſtand vor der Frage, ob 
auch ſie eine unabhängige werden mußte. Das aber berührte die wichtigſten politiſchen Fragen. Dies Problem erneute ſich 
mit der Novelle, die die Entſcheidung darüber, ob Übertretungen überhaupt und vor welchen Gerichten die übrigen Sachen ver⸗ 
handelt werden ſollen, und damit die Entſcheidung über den Inſtanzenzug in die Hand der Staatsanwaltſchaft legte. Dieſe 
Machtvollkommenheit unterliegt den ſchwerſten Bedenken; ſie bedeutet die Möglichkeit eines Eingriffs der Juſtizverwaltungen 
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in die ſachliche Zuſtändigkeit und damit eine Verletzung eines der oberſten Grundſätze aller Verfahrensregelung. Aber ſchlecht⸗ 
hin kann man die Löſung doch nicht verdammen. Ihr Grundgedanke, jeder Sache das Verfahren zu geben, das ihr nach ihrer 
ae und dem zu erwartenden Umfange gebührt, führt und auf die Grundprinzipien für die Geftaltung von Verfahren 
überhaupt. 


Während im allgemeinen die Jahrzehnte Kämpfe um Teilfragen brachten, kritt in der geſetzgeberiſchen Reformarbeit 
der letzten Jahre eine bewußte Fortentwicklung in beſtimmter Richtung hervor. 

„Dies gilt vor allem für den Zivilprozeß. Deſſen jüngſte Novellengeſetzgebung beruft ſich unter Anlehnung an das öſter⸗ 
reichiſche Vorbild darauf, daß nach neuerer, richtiger Anſchauung dem ſozialen Charakter des Prozeſſes Rechnung ge⸗ 
tragen werden müſſe. Es fragt ſich, was hierunter zu verſtehen iſt. Die Außerungen der maßgebenden Stellen und die 
Art, wie man unter dieſem Geſichtspunkt reformiert hat, laſſen erkennen, daß man in der als überwunden betrachteten 
liberalen Anſchauung diejenige erblickt, welche den Zivilprozeß als lediglich für die Parteien geſchaffenes Rechtsinſtitut an⸗ 
ſieht. Heute gilt die Erkenntnis, daß er eine Einrichtung des Staates und den Zwecken des Staates zu dienen beſtimmt ſei. 
Die Folgerung, die man hieraus zog, war die Einſchränkung der ſogenannten Parteiherrſchaft über den Prozeß. Großer Er⸗ 
folg war der Novelle nicht beſchieden. Sie ſelbſt blieb Stückwerk, mußte es bleiben. Die Praxis ging kaum mit. Wohl 
machten die Gerichte von der Befugnis, die Parteien zu treiben, hie und da Gebrauch; das eigene Aktivwerden aber, zu 
dem ſchon die Amtsgerichtsnovelle anregte, trat ſelten in die Erſcheinung. 

Dies alles traf den Prozeß betrieb. Hier wird zwar nicht zu leugnen fein, daß er den praktiſchen Bedürfniſſen 
Rechnung tragen muß; im übrigen aber ſteht es beim Staate, dem Verfahren, das er den Parteien zur Erledigung ihrer 
Streitigkeiten bietet, die ihm genehmſte Form zu geben, ſolange nur gewährleiſtet bleibt, daß in ihm eine objektive 
und gründliche Durcharbeitung erfolgen kann, wenn die Partei das ihrige dazu tut. Die eigentliche Herrſchaft der 
Partei über den Prozeß liegt darin, daß fie durch ihre Anträge und Erklärungen den Streit⸗ und Beweisſtoff beſtimmt, 
und ein der Gegenpartei günſtiges Ergebnis ohne jede Rückſicht darauf herbeiführen kann, ob ein Rechtsanſpruch derſelben 
gegeben iſt. Hieran hat keine Novelle gerührt, und es wird erſt eine Frage zukünftiger Reform ſein, ob daran gerüttelt 
werden darf. Anſätze dazu ſind vorhanden. Die Anſichten, die in der Wechſelrede über den Arbeitsgerichtsprozeß geäußert 
werden, wollen die Rückſicht auf die einzelne Partei um des kollektiviſtiſchen Intereſſes willen beiſeite ſchieben. Verfolgt 
man dieſe Gedanken weiter, ſo ſteht man vor dem Problem, ob der einzelne überhaupt einen Rechtsanſpruch gegen den 
Staat darauf hat, daß ihm zur Verfolgung ſeiner privaten Intereſſen in dem ihm genehmen Sinne eine ſtaatliche Ein⸗ 
richtung zur Verfügung geſtellt wird. 

Soll nicht jeder mehr die Befugnis haben, auf den Verlauf des Rechtsſtreits nach Gutdünken einzuwirken, iſt der 
Prozeß nicht mehr Mittel für die Zwecke des einzelnen, ſondern ſoziale Einrichtung des Staates, dann erhebt ſich auch 
die Frage nach der Wahrheit im Prozeß, und zwar der Parteiwahrheit. Niemand iſt heute gezwungen, die Wahrheit zu 
ſagen, weder im Straf⸗ noch im Zivilprozeß. Im Gegenteil, im Strafprozeß wird es als ein Recht des Angeklagten be⸗ 
trachtet und für die Zukunft ausdrücklich proklamiert, ſich der inquiſitoriſchen Befragung in jedem Stadium des Prozeſſes 
zu entziehen, ohne deswegen Nachteile befürchten zu müſſen (daß im Gegenſatz zu dieſem Grundſatz das Strafmaß von 
ſolchem Verhalten beeinflußt wird, erſchien mir immer als Ungerechtigkeit, von den Methoden des Ermittlungsverfahrens 
und der Vorunterſuchung, ein Bekenntnis von dem Angeklagten zu erreichen, ganz zu ſchweigen). Aber auch im Zivil⸗ 
prozeß trifft keine Folge denjenigen, der wider beſſeres Wiſſen beſtritt. Iſt das richtig? Hat nicht, wenn wir überhaupt ein⸗ 
mal von dem ſozialen Charakter des Prozeſſes in dem erwähnten Sinne ſprechen wollen, der Staat einen Anſpruch darauf, 
daß jeder, der beteiligt iſt, zur Klärung des Falles beiträgt? Beſteht nicht auch — imponderabile! — ein ethiſcher Anſpruch, 
daß jeder die Wahrheit ſage, auch wenn es zum Nachteil gereichen könnte? Welches ſtaatliche Intereſſe könnte es geben, 
einen Übeltäter der Strafe entwiſchen zu laſſen, einen zu Unrecht erhobenen Anſpruch mit der Kraft ſtaatlicher Zwangs⸗ 
gewalt zu umkleiden? 

Andererſeits brachte die Novellengeſetzgebung des Zivilprozeſſes eine Auflockerung im Verfahren ſelbſt: mit der an⸗ 
ſcheinenden Durchlöcherung des Grundſatzes der Mündlichkeit wurde ein Weſentliches erreicht: der Bruch mit der Starrheit 
des Prinzips, das doch in Wahrheit in Geltung blieb, — denn ohne Zuſtimmung aller Beteiligten läßt ſich die Mündlichkeit, 
1 a angen Ausnahmen abgeſehen, nicht ausſchalten — gab die Möglichkeit, jede Sache ſo zu behandeln, wie ſie es 

erdient. 

Damit aber treffen wir auf den zweiten Grundgedanken der Prozeßgeſtaltung, das Prinzip der Okonomie der Rechts⸗ 
pflege. Das iſt die Aufgabe, unter Wahrung aller nötigen Garantien nicht mehr an Arbeit und Apparat zur Verfügung 
zu ſtellen, als dem jeweils zu entſcheidenden Falle gegeben werden muß und das Verfahren als ganzes von allem Über⸗ 
flüſſigen zu befreien. 

Dieſer Grundſatz hat in der Entwicklung der 50 Jahre eine ganz andere, ja überhaupt erſt wirklich eine Bedeutung ge⸗ 
wonnen. Das braucht nicht näher begründet zu werden; es liegt für jeden, der auch nur ein wenig Gefühl für den Puls 
des Lebens hat, auf der Hand. Es iſt verſucht worden, dem Rechnung zu tragen, einmal durch die gezeigte Vervielfältigung 
der Verfahrens möglichkeiten, andererſeits dadurch, daß man alle minderwichtigen Prozeßvorgänge für den Kollegialprozeß in 
ein Vorverfahren beim Einzelrichter zu legen verſuchte, dafür aber, wo die wahre mündliche Verhandlung ſich als nötig er⸗ 
wies, alles auf ſie ſo konzentrierte, daß ſie nach genügender Vorbereitung, dann aber in einheitlicher und zur Erſchöpfung 
des Streitfalles führender Zuſammenfaſſung verlief. Doch wurde dieſer Plan nur in Umriſſen gezeigt. Die Ausführung 
ſtand beim Gericht. 

Hier nun zeigt ſich, daß Gedanken für die Geſtaltung des einen Verfahrens faſt überall auch für das andere nutzbar 
zu machen ſind. Dies auszuwerten, iſt den Reformarbeiten der Vergangenheit noch nicht geglückt. Konzentration auf die münd⸗ 
liche Verhandlung: typiſches Kennzeichen des Strafprozeſſes. Ergibt ſich da nicht auch die Parallele: Vorverfahren — Haupt⸗ 
verhandlung? Freilich wäre dann im Zivilprozeß immer noch zu klären, ob eine mündliche Verhandlung in dieſem gewichtigen 

inne der Sache auch gerecht wird; entſprechend der jetzt beſtehenden Vielfältigkeit muß es die Möglichkeit anderer Löſung 
U Gleichzeitig wäre ſo ein Weg gegeben, die für den Zivilprozeß im Laufe der Zeit in der Praxis zum größten 
in Den der Sache faſt ganz verſchwundene Unmittelbarkeit da wieder herzuſtellen, wo das für die Bedeutung der Sache nötig 
die Der Ehebruchszeuge mit Ja oder Nein braucht nicht vor das beſetzte Gericht, auch nicht im Strafprozeß. Wo aber es für 
ſetzt eweiswürdigung ankommt auf den perſönlichen Eindruck, den der Zeuge macht, kann nur die Vernehmung vor dem be⸗ 
ze en Gericht das rechte fein. Sollte ſelbſt der Apparat dabei zu groß erſcheinen, ſo wird doch darin eine Gewähr für die 

ichtigkeit der Entſcheidung liegen. Denn Tatbeſtandsfeſtſtellung iſt wichtiger als alles andere. 
d Wenn es ſo möglich wäre, die erſte Inſtanz mit den Garantien für eine wirklich gute Entſcheidung zu umgeben, 
dann ließe ſich auch die andere Frage übertragen: Ob denn in allen Fällen, ob überhaupt die Berufung notwendig ſei. 
Ber Strafprozeß, in dem von Anfang an dieſe Frage ſo heiß umſtritten war, iſt die Entwicklung nicht dahin gediehen, die 
erufung gegen die Entſcheidung der Schwurgerichte einzuführen. Gerade die ſchwerſten Fälle werden in einer Tatſachen⸗ 
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inſtanz erledigt. Weshalb läßt ſich ähnliches nicht anderweit, nicht grundſätzlich erreichen? Durch Umbildung der Reviſion, 
der man im Laufe der Zeit das Wichtigſte, — die Nachprüfung des Beweiſes, — nahm, durch Wiederaufnahme in leichter 
Form kann man, wie für den Strafprozeß ſchon vorgeſchlagen worden iſt, auch im Zivilprozeß die Tatſachenverhandlung auf 
eine Inſtanz zuſammendrängen. 

Das ſetzt freilich voraus, daß der ſo erforderliche Apparat nur da beanſprucht wird, wo es gerechtfertigt erſcheint. Hierzu muß 
ein dritter Geſichtspunkt, der Grundſatz der Siebung am Anfang, noch ſchärfer herausgearbeitet werden. Er klingt in 
der Geſetzesänderung des Zivilprozeſſes längſt an, iſt aber auch dem Strafrecht nicht fremd geblieben. Dieſem ökonomiſchen Ge⸗ 
danken des Ausſiebens derjenigen Fälle, die einer ſtreitigen Austragung im ordentlichen Rechtsgange in Wahrheit gar nicht 
bedürfen, öffnete ſich der Weg erſt dadurch, daß die innere Einſtellung zur Geſamtaufgabe des Prozeſſes ſich von dem Ge⸗ 
danken zu löſen vermochte, daß die Rechtspflege der Erfüllung von Anſprüchen, der actio hier, des Strafanſpruchs dort 
diene, und ſie begriff als die Aufgabe, Störungen zu beheben, — wo nötig, durch Entſcheidung nach Kampf und dann ſicher⸗ 
lich nach dem Geſetz und mit dem Mittel von Anſpruchslogik und Begriff; aber durchaus nicht immer und nie notwendig ſo. 

Mit dem Gedanken, den wirklich ernſten Streit von all den Sachen abzutrennen, die nur irgendeiner Erledigung bedürfen, 
wird ſich die von der Novellengeſetzgebung eingeleitete Herausſtellung des Einzelrichters verbinden müſſen, wie es im 
Arbeitsgerichtsgeſetz geſchehen iſt. Ob das der Amtsrichter, ob es ein Mitglied des Kollegialgerichts iſt, könnte an ſich gleich⸗ 
gültig ſein. Wenn aber der Gedanke der Siebung folgerecht durchgeführt werden ſoll, wird jede Sache zunächſt durch die 
Hand eines beſonderen Einzelrichters laufen mäflen‘ der nicht nur den Verſuch der Güte unternimmt, ſondern auch alle 
nichtſtreitigen Prozeßhandlungen einſchließlich der Endentſcheidung über ſie auszuführen hat. Dies alles iſt heute ſchon in 
ſeiner Bedeutung erkannt, teilweiſe erreicht. Baut man es weiter aus, ſo wird an dieſer Stelle alles zu erledigen ſein, was 
nicht zur Streitaustragung ſelbſt gehört; dann kann von hier aus, falls die Sache ſtreitig werden muß, bindende Zuweiſung 
an das Gericht erfolgen, das das berufenſte iſt, die Sache für den Streit zu übernehmen. So ſchält ſich aus der Entwicklung 
der Vergangenheit der Gedanke des Erſtrichters heraus, der die an ihn gebrachte Sache nur dann weitergibt, wenn eine 
andere Löſung als ſachliche Austragung in wahrem Streite ſich nicht finden läßt. 

Inwieweit der gleiche Gedanke für den Strafprozeß fruchtbar gemacht werden kann, etwa nach dem Vorſchlage eines Vor⸗ 
termins vor der Eröffnung des Hauptverfahrens, inwieweit es möglich iſt, den Gedanken des Unterwerfungsverfahrens — 
zur Zeit teilweiſe verſchleiert im Strafbefehl — auszunutzen, ſind Fragen, die hier nicht weiter erörtert werden dürfen. Zu 
zeigen war, daß die Entwicklung, die die Rechtspflege nahm, Fingerzeige genug für eine Weiterentwicklung im Sinne einer 
vollendeten Okonomie bietet. 


So entſtand im Umbau ſtreckenweiſe ſchon, als Anfang kaum erkennbar für die Außenwelt, ein neuer Prozeß. Wie⸗ 
viel hier zielbewußt geſchieht nach überlegtem Plan, das werden wir erkennen können, wenn von der großen Arbeit der 
Reformkommiſſion der Schleier fällt. Deshalb iſt heute auch noch Entſcheidendes zum Ganzen nicht zu ſagen. Eines aber 
darf wohl vorgeſchlagen werden: wenn möglich, führe man die ganze Neuerung in einer Handlung durch. Geſamtreform 
allein verbürgt Einheitlichkeit, verbürgt Abwägung der ineinander greifenden Bedürfniſſe des Rechtsſtreites ſelbſt, der 
Rechtspflege und aller, die von ihr betroffen werden. Dann ſehen wir, wohin wir gehen und was wir geſtalten. Die Teil⸗ 
reform verſchleiert das. Sie treibt die Dinge weiter, vielleicht zu einem von ihren Schöpfern klar gewollten Ziel, ſie 
treibt ſie aber feſt. Arbeitet nicht die Allgemeinheit mit, ſo kann ein Bau entſtehen, der ſeinem Meiſter wohlgefällt, nicht 
aber denen, die darin wohnen ſollen. 


Die darin wohnen ſollen! 

Das iſt zunächſt unſer Volk, dem die Rechtspflege dient. Über die Bedürfniſſe der Wirtſchaft iſt manches Wort gefallen, 
und ficherlich muß der Aufbau der Rechtspflege den Anſprüchen derer, um deren Wohl es ſich handelt, Rechnung tragen. Nur 
darf darüber nicht vergeſſen werden, daß auch die Rechtspflege ihre eigenen Grundſätze hat, die nicht geopfert werden können. 
Dankbar iſt zu begrüßen, daß dies jetzt bei ruhigerer ſachlicher Prüfung auch in der deutſchen Wirtſchaft Anerkennung ge⸗ 
funden hat. 

Eigentlich zu Hauſe im Recht aber ſind die Juriſten. Das bedeutete vor fünf Jahrzehnten den Geſetzeskundigen und mur 
ihn. Richter, Staatsanwalt, Rechtsanwalt, ſie verband Kenntnis und Pflege des Rechts, wie es im Geſetz, in ſeiner Ge⸗ 
ſtaltung durch Lehre und Anwendung ſich verkörperte. 

Vom Richter haben wir ſchon geſprochen. Bei der Vergrößerung des Apparates entlaſtete man ihn, legte mehr und 
mehr auf die Schultern ſeiner Helfer. Sicherlich iſt dies ein richtiger Weg. Nur muß man ſich der Grenzen bewußt ſein, 
und wer die neueſten Vorſchläge und Entwürfe verfolgt, kann ſich der Sorge nicht erwehren, daß die Bewegung zu weit 
geht. Handhabung des Apparates und alles was dazu gehört, bleibe dem Richter fern. Einzugreifen aber in die Beziehungen 
der Menſchen, ordnend, ſchlichtend, entſcheidend, das iſt des Richters Amt und nur das ſeine! 

Deshalb gebe man auch dem Staatsanwalt, was ihm gebührt. Sein Amt iſt die Verfolgung, die Ermittlung, die 
Überführung, ſein Amt iſt Anklage — und Einſtellung, in der ſeine höchſte Entſcheidung liegt. 

Und der Rechtsanwalt — laſſen Sie mich nur weniges ſagen, da in dieſen Tagen aus anderem Munde vieles hierüber 
geſagt werden wird. 

Auf dem Gebiete des Strafprozeſſes wird immer klarer erkannt, wie dringend der unerfahrene Täter der Unterſtützung 
durch den Verteidiger bedarf, wie die Hilfe nicht frühzeitig genug einſetzen kann. Auf dem Gebiete des Zivilprozeſſes ſcheint 
es, als beginne man hie und da den Anwalt für entbehrlich zu halten. Ihn ausſchalten, heißt, dem Prozeſſe nicht nur den 
kundigen Streiter, nein, ihm eine der weſentlichſten geiſtigen Kräfte rauben. Der Anwalt iſt durch ſeinen Beruf genötigt, 
neue Wege des Rechts zu ſuchen. Indem er das tut, trägt er zur Entwicklung des Rechts in hervorragendem Maße bei. 
Den Gerichten darf das Verdienſt, neue Geſichtspunkte für die Anwendung der Geſetze, neue Gedanken des Rechts gefunden zu 
haben, nicht beſtritten werden. Aber ſie werden dies Verdienſt mit der Anwaltſchaft teilen, die im Verfahren die Gedanken an 
ſie herangebracht hat. 

Daß darüber hinaus nun noch ein anderes weites Feld vom Anwalt bearbeitet wird, von dem die Gerichte aus⸗ 
geſchloſſen ſind, wer könnte es leugnen! Die aufbauende Rechtspflege und die ganze Hygiene des Rechts, ſie liegen heute 
noch zum weſentlichen in der Hand der Rechtsanwaltſchaft. 

Freilich finden ſich auch ſchon Anſätze dafür, daß der Geſetzgeber Rechtswohlfahrt in dieſem Sinne als Aufgabe des 
Staates erkennt. Hier erwächſt in erſten Anfängen ein neues Problem. Die Juſtizgeſetze kennen es nicht oder nur neuerdings 
ſo weit, als die Sichtung der Krankheitsfälle hierher gehört. Aber die Geſetze des Staates kennen ja auch den Rechtsanwalt 
nur als den Gerichtsanwalt. 

Wenn wir am Schluſſe des Zeitabſchnitts die Erkenntnis erwachſen ſehen, daß ſich im ſtreitigen Prozeß Rechtspflege 
nicht erſchöpft, dann heißt es auch Klarheit gewinnen über die Stellung der Anwaltſchaft. 


58. Jahrg. 1929 Heft 37/38] 


Größere Aufſätze 


2557 


Und da gilt eines zunächſt: feſtzuhalten an der für den Strafprozeß gewonnenen Erkenntnis, daß nicht früh genug der 
Anwalt gerufen werden kann. Freilich: wir reden nicht viel, wir reden zu wenig von dem, was die deutſche Anwaltſchaft in 


der Stille leiſtet, von der Bedeutung der Rechtsauskunft und Beratung. 


Tauſende und aber Tauſende von Fällen be⸗ 


rühren das Gericht nicht, weil es der Anwaltſchaft vorher gelingt, ſie zu heilen. Tauſende und aber Tauſende von Fällen 
beweiſen, daß zu helfen, daß der Prozeß mit all ſeiner Laſt zu meiden geweſen wäre, hätte man rechtzeitig richtigen Rat 
gehabt. Deshalb iſt nichts falſcher, — gerade auch im Sinne einer wohlüberlegten Okonomie der Rechtspflege — als die Ein⸗ 


ſchaltung des Anwalts ſo weit wie möglich hinauszuſchieben. 
Eine andere Frage iſt, ob die Verſchiedenheit der Aufgaben, die Beſonderheit, 


die in der Teilnahme am engeren 


Rechtspflegegetriebe in der Durchführung des ordentlichen Prozeſſes liegt und hier zu beſonderen Pflichten führt, nicht eine 
Zweiteilung der Anwaltſchaft zur Folge haben muß. Dies iſt unſer jüngſtes Problem. Gerade vor kurzem ſind uns neue 
Anregungen hierzu, — formulierte Entwürfe, — gegeben worden, die ich begrüße. Ihre Durchführung fügt ſich ein in den 


Plan einer Geſamterneuerung der deutſchen Juſtiz. 


Alle Geſetze aber ſind Stückwerk ohne die Menſchen, die ſie handhaben. 


Man ſagt, die Rechtspflege habe das Vertrauen verloren. Das richtet ſich gegen die Art und Weiſe, wie die Geſetze 
angewendet werden. Sicherlich ſind wir darüber einig, daß die bewußte Rechtsverletzung oder Vernachläſſigung nicht in 


Frage kommt; Einzelfälle, von denen dies behauptet wird, ſtehen außerhalb unſerer Diskuſſion. Nein, 


die Schwierigkeit 


lag in der Notwendigkeit, in fremde Gedanken ſich einzufühlen, in neue Verhältniſſe ſich einzuleben. Ich denke dabei weniger 
an die politiſche Einſtellung oder die Weltanſchauung; ich brauche nur die Entwicklung Deutſchlands in den letzten zwanzig 
Jahren vor Augen zu haben, um mir zu ſagen, daß ihr Tempo zu ſtark war, als daß jedermann dieſes alles in ſich 
hätte aufnehmen können. Nicht ſo ſehr unrichtige Rechtsanwendung oder Schwerfälligkeit des Verfahrens, ſo unerträglich ſie 
zeitweiſe wurde, als die Unmöglichkeit, den Tatbeſtand zu erfaſſen, dazu veraltetes Recht, das iſt es, worunter das Vertrauen 


zur Rechtspflege in Deutſchland litt. 


Deshalb iſt es ſo wichtig, dem Nachwuchs eine Erziehung zu geben, die ihm nicht nur die Rechtskenntniſſe übermittelt, 
deren er bedarf, um die Streitfälle richtig zu ſchlichten, ſondern vor allem auch das Rüſtzeug für den Sachverhalt. Hierin 
iſt der Strafprozeß dem Zivilprozeß weit voraus; denn dort werden dem Juriſten wenigſtens die techniſchen Mittel zur 
Ermittlung des Falles gegeben; hier geſchieht in dieſer Richtung ſo gut wis nichts. Darüber hinaus aber muß dem jungen 
Juriſten der Blick geweitet werden für die Verhältniſſe des modernen Lebens Er muß gezwungen werden, ſich theoretiſch und 
praktiſch mit Fragen zu beſchäftigen, die ihn in die wirtſchaftlichen, politiſchen, geſellſchaftlichen Beziehungen der Gegen⸗ 
wart eindringen laſſen. Freilich darf er darüber den Sinn für das Geſetz nicht verlieren, und wer ihn der ſtrengen Arbeit 
an Wiſſenſchaft und Praxis des Rechts entwöhnen wollte, täte der Rechtspflege den ſchlechteſten Dienſt. 

Vor allem aber muß in ihm geweckt werden der göttliche Funken der Liebe zum Beruf. Es gibt keine gute Rechts⸗ 
pflege, ſie ſei denn in Händen von Männern, die ihr Herz an ſie hingeben. So war es immer und ſo wird es bleiben. 


Deshalb möge uns allen der Wahlſpruch leuchten: 


justitiae in serviendo consumor: 
im Dienſte der Rechtspflege, in der Liebe zum Recht 
zehrt unſer Leben ſich auf. 


Der Anteil der Rechtsanwaltſchaft an den Reichsjuſtizgeſetzen.) 


Von Geh. Juſtizrat Profeſſor Dr. Kiſch, München. 


I. Daß die Vertreter der Rechtsanwaltſchaft zur Mit⸗ 
wirkung bei der Rechtsbildung beſonders berufen ſind, wird 
kein unbefangener Beurteiler bezweifeln können. Dies ent⸗ 
ſpricht ſchon der ganzen Stellung der Anwaltſchaft im Rechts⸗ 
leben. Wenn auch verhältnismäßig ſpäter als auswärts, ſo 
haben wir doch auch in Deutſchland längſt die Vorſtellung 
verlaſſen, als ob der Anwalt lediglich Sachwalter der Partei⸗ 
intereſſen wäre; wir wiſſen vielmehr, daß er ein unentbehr⸗ 
liches Organ der Rechtspflege iſt, welches als ſolches auf die 
Mitwirkung bei der Rechtsbildung grundſätzlich den gleichen 
Anſpruch hat, wie ſonſtige Organe der Rechtsanwendung. Ja, 
er Anwalt wird vielfach als ſolcher eine beſondere Eignung 
zum Berufe des Geſetzgebers mitbringen. Denn wenn die 
Kunſt der Geſetzgebung darin beſteht, Mißſtände des bis⸗ 
herigen Rechtszuſtandes kritiſch zu erfaſſen, auf Grund mög⸗ 
lichſt reichen Materials an Rechtstatſachen die Bedürfniſſe der 
Virtſchaft und des rechtſuchenden Publikums zu erkennen und 
die zur Befriedigung dieſer Bedürfniſſe geeigneten Rechts⸗ 
geren auszugeſtalten, ſo iſt klar, daß für dieſe Aufgaben 
0 der Rechtsanwalt um deswillen gute Vorbedingungen 
ein ringt, weil er etwaige Unzulänglichkeiten des Rechts an 
pa und ſeiner Mandanten Leib tagtäglich erfahren kann, 
er mit den verſchiedenſten Volkskreiſen in ſtändigem un⸗ 


mittelbarem Verkehr fteht, weil er bei der ſtreitigen und 
Fran 


) Durch weit erftü i 

1 7 0 gehende Unterſtützung in der Beſchaffung des Ma⸗ 

Mane zu dieſer Abhandlung hat Herr Rechtsanwalt Kohnſtamm, 

e ach dem Verfaſſer die weſentlichſten Dienſte geleiſtet, für welche 
auch an dieſer Stelle beſtens gedankt ſei. 


namentlich auch bei der Kautelarrechtspflege immer wieder 
Gelegenheit hat, eine Fülle von ſoziologiſchen Erkenntniſſen 
zu ſammeln und auf deren möglichſt zweckmäßige Verwertung 
bedacht zu ſein. So iſt er der geborene Vertreter einer Rechts⸗ 
betrachtung, welche die beſtehenden oder zu ſchaffenden Nor 
men aus dem Geſichtswinkel des von ihnen betroffenen 
Rechtsunterworfenen beurteilt und ſo den erwünſchten Aus⸗ 
gleich gegenüber beamteten Organen ſchafft, die in erſter 
1155 955 Standpunkt der ſtaatlichen Gewalt wahrnehmen 
werden!). 

Wenn trotzdem in Deutſchland die Rechtsanwaltſchaft den 
ihr gebührenden Einfluß auf die Geſetzgebung verhältnismäßig 
ſpät gewonnen hat, ſo Hut dies verſchiedene Gründe. Einmal 
den hemmenden Einfluß der Bürokratie; bei dem Geſetz⸗ 
gebungsvorgang iſt die Aufſtellung des Geſetzentwurfes be⸗ 
kanntlich Sache miniſterieller oder ſonſtiger behördlicher In⸗ 
ſtanzen, welche zu etwaigen Kollegialberatungen zunächſt be⸗ 
amtete Mitglieder beizuziehen geneigt fein werden. Ein mei- 
terer Grund iſt das Verhältnis der Anwaltſchaft zum parla⸗ 
mentariſchen Leben. Zwar waren von jeher Anwälte in nicht 
unbeträchtlicher Anzahl Mitglieder geſetzgebender Körper⸗ 
ſchaften (man hat die Nationalverſammlung des Jahres 1848 
mit ihren 90 Anwälten geradezu als Advokatenparlament be⸗ 
zeichnet). Auch hat die Anwaltſchaft gerade in der zweiten 


1) Sehr zutreffende Bemerkungen über das Verhältnis der 
Rechtsanwaltſchaft zur Geſetzgebung bei Feuchtwanger, Die freien 
Berufe, München 1922, S. 41, 308, 386 f., namentlich aber 404, 
414 f., 546. 
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Hälfte des 19. Jahrhunderts eine Reihe glänzender Vertreter 
dem Staatsganzen dienſtbar gemacht, wie etwa Hermann 
Schulze⸗Delitzſch, den Schöpfer des deutſchen Genoſſenſchafts⸗ 
weſens; den Reichstagspräſidenten Max v. Forkenbeck, die 
ſpäteren Miniſter Leonhard, Miquel, Windthorſt u. a. m. Dem 
deutſchen Reichstag haben zu allen Zeiten hervorragende 
Parlamentarier aus dem Anwaltsſtande angehört, wie z. B. 
Ackermann, Bachem, Baſſermann, Beck, Braun, Büſing, 
Eyſoldt, Frankenburger, Hausmann, Horrwitz, Kauffmann, 
Lasker, Lenzmann, Lingen, Payer, Porſch, Trimborn, Völk, 
Wolffſon u. v. a. Und in der für die Juſtizgeſetze bedeutſamen 
Zeit 1874—1879 zählte der Reichstag immerhin unter ſeinen 
Mitgliedern noch 35 Rechtsanwälte. Es iſt aber zu beachten, 
daß ſich dieſelben auf die verſchiedenſten Parteien verteilten 
und nur als — vielfach glanzvolle — Einzelperſönlichkeiten, 
nicht aber als Repräſentanten des Standes fühlten und ver⸗ 
hielten, zum Unterſchied von manchen anderen parlamentari⸗ 
ſchen Vertretern intereſſierter Kreiſe, und daß die Beteiligung 
der Anwälte am politiſchen Leben in Deutſchland bei weitem 
noch nicht den Grad erreicht hat, wie in anderen, namentlich 
romaniſchen und angelſächſiſchen Ländern. 


Eine weitere Hemmung lag in der verhältnismäßig ſpä⸗ 
ten Organiſation der geſamtdeutſchen Rechtsanwaltſchaft, die 
erſt mit Gründung des Deutſchen Reiches vollzogen wurde. 
Der erſte, von Württemberg ausgehende Verſuch zur Be⸗ 
rufung eines deutſchen Anwaltstages nach Mainz in den 
vierziger Jahren mit dem Zweck der Vorbereitung einer ein⸗ 
heitlichen deutſchen Geſetzgebung ſcheiterte an den von Preußen 
und Bayern ausgehenden Teilnahmeverboten ?). Erſt in den 
Jahren 1846/48 kamen drei Anwaltstage zuſtande, die ſich 
teils mit Standesfragen, teils aber auch ſchon mit geſetz⸗ 
geberiſchen Problemen (namentlich ſolchen des Strafverfahrens) 
beſchäftigten; der dritte (27./29. Aug. 1848) ſtellte in einer 
an die Nationalverſammlung gerichteten Adreſſe die Forde⸗ 
rung eines einheitlichen Rechtes und eines einheitlichen Ver⸗ 
fahrens als Grundrecht des deutſchen Volkes auf. 


Ein ſtärkerer Impuls ergab ſich nach Gründung des 
Deutſchen Reiches vornehmlich aus drei Umſtänden. Der erſte 
und wichtigſte iſt die Gründung des Deutſchen An⸗ 
waltvereins, als deſſen Zweck, außer der Erhaltung der 
Ehre und Würde des gemeinſamen Standes, „die Vervoll⸗ 
kommnung des Rechtszuſtandes in Deutſchland“ bezeichnet 
wird. Damit hing zuſammen die regelmäßige Veranſtaltung 
von Anwaltstagen, auf denen nicht nur Fragen des 
Standes, ſondern auch vielfach ſolche der allgemeinen Geſetz⸗ 
gebung verhandelt wurden; in dieſem Zuſammenhang muß 
auch darauf hingewieſen werden, daß an den Arbeiten deut⸗ 
ſcher Juriſtentage Vertreter der Anwaltſchaft einen her⸗ 
vorragenden Anteil nehmen und ein beſonders ſtarkes Kon⸗ 
tingent der Tagungsbeſucher zu ſtellen pflegen s). Endlich iſt 
als ſehr bedeutſam zu nennen die Gründung eines beſonderen 
Publikationsorganes der deutſchen Anwaltſchaft, der Juriſti⸗ 
ſchen Wochenſchrift, die namentlich den Standesangehörigen 
Gelegenheit bot, durch wiſſenſchaftliche Beiträge dogmatiſchen 
wie kritiſchen Inhalts an der Fortbildung des Rechtes mit⸗ 
zuarbeiten und die ſchon nach der programmatiſchen Erklärung 
eines ihrer erſten Herausgeber (Haenle: JW. 1872, 1) 
weſentlich den Beſtrebungen dienen ſollte, „die geſetzgeberiſchen 
Tendenzen der neuen Zeit zu fördern, insbeſ. diejenigen, die 
bereits in dem Prozeßentwurf aufgeſtellt und verwirklicht 
worden ſind“. 

Zu den wichtigſten geſetzgeberiſchen Aufgaben nun, zu 
denen die Anwaltſchaft im erſten Jahrzehnt nach der Reichs⸗ 
gründung Stellung zu nehmen hatte, gehörten naturgemäß 
einerſeits die Regelung der Gerichtsverfaſſung ſowie die Ord⸗ 
nung der Verhältniſſe der Rechtsanwaltſchaft ſelbſt, anderer⸗ 
ſeits die Geſtaltung des Verfahrens in Zivil⸗ und Strafſachen. 
So iſt es nicht verwunderlich, daß die in dieſem Zeitraum 
beratenen Entwürfe der ſog. Reichsjuſtizgeſetze das Intereſſe 
der deutſchen Rechtsanwaltſchaft in beſonderem Maße be⸗ 


2) Vgl. Weißler, Geſchichte der Rechtsanwaltſchaft, Leipzig 
1905. Die geplante Verſammlung wurde von den ſtaatlichen Behörden 
als verfaſſungswidrig, ja ſogar als ſtrafbar hingeſtellt. 

3) ber die beſondere Funktion der Anwaltſchaft innerhalb des 
Juriſtentages vgl. die Außerung Haenles beim Anwaltstag: 
JW. 1873, 300. 


anſpruchten. So ſchwierig es auch iſt, ihren Anteil an dem 
Zuſtandekommen und Inhalt dieſer großen Geſetzeswerke im 
einzelnen genau zu beſtimmen, ſo ſoll im folgenden verſucht 
werden, zur Würdigung dieſes Anteils einiges beizutragen. 
Hierbei wird es ſich empfehlen, bezüglich jedes einzelnen Ge⸗ 
ſetzes die parlamentariſche und die literariſche Mitarbeit aus 
dem Kreiſe der Anwaltſchaft zu betrachten. 

In der erſteren Beziehung iſt allgemein vorauszuſchicken, 
daß zu den Mitgliedern der vom Reichskanzler zwecks Vor⸗ 
beratung des jog. zweiten deutſchen Entwurfes einer ZPO. 
und eines GVG. berufenen Kommiſſion außer den Rechts⸗ 
anwälten Abeken und Dorn auch der bekannte ſpätere 
Kommentator der ZPO. IR. v. Wilmowſki gehörte, daß 
ferner zu der vom Reichstag zwecks Beratung der Reichs⸗ 
juſtizgeſetze gebildeten ſog. Reichsjuſtizkommiſſion (deren Funk⸗ 
tion mehrfach verlängert wurde) mehrere Rechtsanwälte zähl⸗ 
ten, Grimm, Völk, Eyſoldt und als beſonders hervor⸗ 
ragende und eifrige Mitglieder Lasker und Wolffſon. 

II. 1. Wenden wir uns zunächſt der Gerichts⸗ 
verfaſſung zu, ſo haben Anwälte an ihrer parlamentari⸗ 
ſchen Beratung lebhaften Anteil genommen. Schon in der 
Generaldebatte ſtoßen wir auf eine großzügige Stellung⸗ 
nahme Laskers, die uns in vielfacher Hinſicht ganz modern 
anmutet und die u. a. folgende Forderungen vertritt: Schaf⸗ 
fung einer einheitlichen Reichsjuſtizverwaltung, Beſeitigung 
der Oberſten Landesgerichte, ſtaatsrechtliche Garantien der 
richterlichen Unabhängigkeit; wirtſchaftliche Beſſerſtellung der 
Richter unter Verminderung ihrer Anzahl (daher Beſeitigung 
des Fünfmännerkollegiums); Freizügigkeit der Richter; für 
die Anwaltſchaft insbeſ. wird vertreten die gleiche Vorbildung 
wie für Richter, ſtraffe Standesdiſziplin, Freizügigkeit, auf⸗ 
fallenderweiſe aber auch Beſeitigung des Anwaltszwanges. 
Ahnliche Gedankengänge vertritt Windthorſt (der ſeinerzeit 
aus der Anwaltſchaft hervorgegangen war), wenn er auch in 
der Vereinheitlichung der Gerichtsverfaſſung angeſichts der 
bundesſtaatlichen Struktur des Reiches nicht ſo weit gehen 
will; auch er verlangt reichsrechtliche Normativbeſtimmungen 
für die Anwaltſchaft wie auch für die Vorbildung und Er⸗ 
nennung der Richter. 

Bei den Kommiſſionsberatungen ſind es vornehmlich 
folgende Fragen, an denen die anwaltlichen Mitglieder, unter 
ihnen namentlich Lasker und Wolffſon, ſtärkeres Inter⸗ 
eſſe zeigen: größere oder kleinere Gerichtsſprengel, Bildung 
geſonderter Handelsgerichte oder doch ſpezieller Handels⸗ 
kammern oder Verwendung von „Fachbeiräten“, Stellung des 
Richters, Freizügigkeit im Vorbereitungsdienſt, Einſchränkung 
des Hilfsrichtertums, zugleich aber auch möglichſte Garantie 
ſeiner Unabhängigkeit. Bei der Schlußabſtimmung über das 
Geſetz votierten von den anweſenden 21 Anwälken nur 2 
mit Nein. 

Die aus Anwaltskreiſen ſtammende kritiſche Stellung⸗ 
nahme zu dem Entwurf eines GVG. bezog ſich, abgeſehen 
von ſpezielleren Fragen), vornehmlich auf drei Punkte: ein⸗ 
mal die ſpäter noch zu berührende Organiſation der Straf⸗ 
gerichte, ſodann die Bildung beſonderer Handelsgerichte oder 
Handelskammern 2); ſchließlich begreiflicherweiſe die Regelung 
des Anwaltsweſens. In einer Stellungnahme zum Geſetz⸗ 
entwurf (JW. 1873, 384) wird die Notwendigkeit einer reichs⸗ 
geſetzlichen Regelung der Anwaltsverfaſſung auf der Grund⸗ 
lage der Freizügigkeit, der Bildung von Anwaltskammern, der 
Schafſung einer beſonderen Standesdiſziplin, der Feſtſetzung 
einer Gebührenordnung uſw. vertreten, wenngleich damals 
noch bezeichnenderweiſe eine ſolche geſetzgeberiſche Regelung 
(von der Anwaltſchaft beim RG. abgeſehen) mit reichlicher 
Skepſis beurteilt wurde. 

2. Bezüglich des Anwaltsrechtes als ſolchen iſt 
folgende Entwicklung zu verzeichnen. 

a) Schon ſeit Jahrzehnten beſchäftigte das Problem der 
Stellung des Anwaltes, namentlich auf Grund eindrucks⸗ 


) Wie etwa dem für das RG. zu wählenden Sitze; für Berlin 
JW. 1877, 41, für Leipzig ebendort S. 49. 

5) In dieſer Hmſicht iſt beachtenswert die Kritik von Haenle: 
JW. 1874, 153; 1875, 74; ferner die Tatſache, daß der fünfte deutſche 
Anwaltstag (JW. 1876, 105) ſich gegen techniſche Handelsgerichte er⸗ 
klärte, obgleich ſich eine Reihe von Anwälten, namentlich aus den 
Hanſeſtädten, für die Beiziehung von Laien in Handelsſachen leb⸗ 
haft eingeſetzt hatten. 
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voller Publikationen von Beſchorner (Dresden), Stein⸗ 
acher (Braunſchweig), v. Seybold (München) die be⸗ 
teiligten Kreiſe mit immer ſteigender Lebhaftigkeit. Als 
Hauptziele ſchwebten ſchon ſeit der Mitte des 19. Jahr⸗ 
hunderts vor: die Organiſation des Standes durch Bildung 
von Kammern; die Trennung der Anwaltſchaft von dem 
Notariat, vor allem die freie Advokatur, für welche ſich Ende 
der ſechziger Jahre die glänzende Schrift des Berliner Pro⸗ 
feſſors Gneiſt energiſch einſetzte. Im Jahre 1863 hatte ſich 
der deutſche Juriſtentag, an deſſen Verhandlungen natur⸗ 
gemäß als Gutachter und Diskuſſionsredner vornehmlich An⸗ 
wälte beteiligt waren, für die Trennung von Advokatur und 
Notariat ausgeſprochen, ferner dafür, daß die Ausübung der 

dvokatur ohne Unterſchied zwiſchen den Gerichten und ohne 
Unterſchied der Rechtsſachen jedem geprüften Sachverſtändigen 
freigeſtellt werden ſollte. Bedeutſam war ferner die Frage 
des Anwaltszwanges, deren Zuſammenhang mit dem Prinzip 
der Mündlichkeit durchaus zutreffend ſchon früh erkannt wor⸗ 
den iſt (erſter und zweiter Juriſtentag!). Der Anwaltszwang 
fand ſich ſchon im hannoverſchen Entwurf 1864 (allerdings 
mit Zulaſſung landesrechtlicher Ausnahmen), ebenſo im nord⸗ 
deutſchen Entwurf von 1869 (allerdings mit Ausnahme der 
Amts⸗ und Handelsgerichte), endlich mit größter Entſchieden⸗ 
heit im preußiſchen Entwurf. 

Entgegen der Erwartung enthielten nun die Entwürfe 
der Reichsjuſtizgeſetze keine Ordnung des Anwaltsweſens. 
Der Bundesrat wollte damals die Verhältniſſe der Anwalt⸗ 
ſchaft nur für das RG. reichsrechtlich geregelt wiſſen, im 
übrigen die Angelegenheit den Einzelſtaaten überlaſſen. Hier 
war es nun weſentlich das Verdienſt der anwaltlichen Mit⸗ 
glieder der Reichsjuſtizkommiſſion, daß ſie, unter Aufrecht⸗ 
erhaltung der landesrechtlichen Zuſtändigkeit im übrigen, 
wenigſtens die Grundzüge einer Ordnung des Anwaltsweſens 
in das GVG. aufgenommen wiſſen wollten, insbeſ. die Frei⸗ 
gabe der Anwaltſchaft, die Lokaliſierung derſelben, die Be⸗ 
fähigung des Anwalts zum Richteramt, ſowie die Anwalts⸗ 
kammerverfaſſung — eine Regelung, wie ſie übrigens auch 
einem anderen, von RA. Wolffſon der Kommiſſion vor⸗ 
gelegten Entwurf zugrunde lag. Bei den Beratungen ſpielten 
naturgemäß die vorhin genannten Probleme eine bedeutſame 
Rolle, außerdem die Frage der Reichsgerichtsanwaltſchaft und 
der Zulaſſung zu derſelben. Bezüglich der meiſten Punkte 
(nicht aller) beſtand Einigkeit unter den anwaltlichen Mit⸗ 
gliedern der Kommiſſion. Trotzdem wurden keineswegs alle 
von ihnen aufgeſtellten Forderungen durch die Kommiſſion 
übernommen, insbeſ. nicht diejenige nach der Freizügigkeit 
der Anwaltſchaft. Das Ergebnis der Beratungen war, daß 
die auf das Anwaltsweſen bezüglichen Vorſchriften aus dem 
GVG. herauszunehmen ſeien, daß aber eine beſondere 
Rechtsanwaltsordnung geſchaffen werden ſollte, und 
zwar gemäß Zuſage des Staatsſekretärs weſentlich aufgebaut 
auf den von der Kommiſſion anerkannten Grundſätzen — ein 
Ergebnis, welches bei weitem nicht den Beifall der Rechts⸗ 
anwaltſchaft erwarten durfte. 

„Neben den geſchilderten Beratungen ging begreiflicher⸗ 
weiſe eine lebhafte kritiſche Wirkſamkeit aus den Kreiſen der 
Anwaltſchaft einher. In der JW. wurden natürlich die Leſer 
durch fortlaufende Berichte über den jeweiligen Stand der 
geſetzgeberiſchen Arbeiten unterrichtet 6). Aus den verſchieden⸗ 
ſten Rechtsgebieten liefen bei dem Vereinsorgan Meinungs⸗ 
Außerungen ein, z. B. aus Heſſen⸗Darmſtadt, aus Bayern, 
aus Baden, aus Württemberg ). Provinzielle Anwalts⸗ 
organiſationen gaben Voten ab, z. B. die Anwälte Württem⸗ 
bergs, diejenigen des preußiſchen Obertribunalss), wie auch 
der Bayeriſche Anwaltstag (für zweijährige Nachpraxis, 
Simultanzulaſſung, Bezahlung der Armenrechtsſachen). Da⸗ 
neben meldeten ſich in der IW. zahlreiche Einzelſtimmen zum 
Worte. Während bezüglich mancher Fragen Meinungsverſchie⸗ 
denheiten unter den Anwälten ſelbſt beſtanden, z. B. bezüglich 
wi Lokaliſierung 6), der Stellung der reich sgerichtlichen An⸗ 

altſchaft 1), des amtlichen oder des freien Charakters des 

So z. B. J 187 ; 1187 
98, a 1155 = =. 1873, 393; 1874, 81; 1875, 79, 201; 1876, 

Bel. JW. 1875, 115; 1876, 57, 64, 83, 84, 103. 

„ Tal. JW. 1876, 55, 65, 73. 

„Vol. JW. 1876, 61, 84 


10) Vgl. JW. 1873, 363; 1874, 81. 
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Anwaltsberufes 11), beſtand Einigkeit in der Forderung nach 
einer einheitlichen Regelung des Anwaltsweſens durch das 
Reich. In dieſem Sinne ſprachen ſich auch mehrere Anwalts⸗ 
tage aus, z. B. diejenigen zu Würzburg und Köln). In 
ſachlicher Hinſicht forderte der Würzburger Anwaltstag Be⸗ 
fähigung des Anwalts zum Richteramt, Freizügigkeit, Aus⸗ 
ſchluß privilegierter Anwaltskategorien bei einzelnen Ge⸗ 
richten, Ehrenräte, Trennung von Notariat und Advokatur. 
Der Kölner Anwaltstag ſprach ſich gegen die Eidesleiſtung 
und gegen die Nachpraxis aus, dagegen nach lebhafteſter De⸗ 
batte mit ganz knapper Mehrheit (99 gegen 92 Stimmen) für 
die Lokaliſierung. 

Ebenſo fand der Entwurf einer ſelbſtändigen Rechts⸗ 
anwaltsordnung die deutſchen Anwälte auf dem Poſten. Zahl⸗ 
reiche kritiſche Außerungen, namentlich in der IJW., nahmen 
teils zu Einzelpunkten, teils zu den Grundgedanken des Ent⸗ 
wurfs Stellung 185), mit beſonderer Gründlichkeit und Ent⸗ 
ſchiedenheit ein Artikel von Haenle (JW. 1878, 129). Die 
Anwaltsvereine Berlin, Düſſeldorf, Frankfurt gaben Kol⸗ 
lektiverklärungen ab 1). In Bayern wurde zur Beratung des 
Entwurfs einer RAO. eine beſondere Kommiſſion eingeſetzt, 
zu welcher vier Anwälte gehörten. Eine Entſchließung faßte 
auch der Mecklenburgiſche Anwaltstag 15). Vor allem war es 
der Deutſche Anwaltstag in Frankfurt, deſſen Beſchlüſſe an 
die zuſtändigen Organe der Geſetzgebung weitergeleitet wurden. 

Bei der Generaldebatte über den Entwurf im Reichstag 
waren es naturgemäß gegenwärtige oder frühere Rechts⸗ 
anwälte, die das Wort ergriffen, u. a. in beſonders ſcharfer 
Weiſe Windthorſt, der in der Advokatur des Entwurfes 
keine freie Advokatur, ſondern das Zerrbild einer ſolchen ver⸗ 
wirklicht ſah, aber auch in wirkſamer Weiſe Wolffſon. 

Ebenſo waren es Anwälte, welche in der zur Beratung 
des Entwurfs eingeſetzten Reichstagskommiſſion (21 Mit⸗ 
glieder) die Hauptkoſten der Debatte beſtritten. Die haupt⸗ 
ſächlichen Gegenſtände der Diskuſſion waren natürlich vor 
allem die großen Geſichtspunkte: freie Advokatur, Lokali⸗ 
ſierung, Konzeſſionsſyſtem, Standesorganiſation und Standes⸗ 
disziplin, Verhältnis zur Beamtenſchaft, namentlich zu Ge⸗ 
richt, Staatsanwaltſchaft und Notariat. Beſondere Beſchwerde⸗ 
punkte waren der Sperrparagraph, der denn auch ſchließlich 
geſtrichen wurde, die Überlegungsfriſt für das Zulaſſungs⸗ 
geſuch, der Ausſchluß der Zulaſſung nach früherer Bekleidung 
einer Beamtenſtelle (ein Punkt von ungemeiner Bedeutung 
für die Selbſtändigkeit der Beamtenſtellung!), die Geſtaltung 
des Diſziplinarverfahrens, namentlich bezüglich des Inſtanzen⸗ 
zuges, die Notwendigkeit der Urlaubseinholung und manche 
weiteren Einzelheiten. 

Überblickt man den Anteil der Anwaltſchaft an der 
RA., jo gebührt ihr zweifellos das Hauptverdienſt daran, 
daß die Materie ſchon im Zuſammenhang mit der Reichs⸗ 
juſtizgeſetzgebung, und zwar auch ihrerſeits reichsrechtlich, ge⸗ 
regelt worden iſt. Sie hat aber auch auf den Inhalt des 
Geſetzes ſowohl durch die aus ihren Kreiſen geübte vielſeitige 
Kritik als auch durch die Arbeit ihrer parlamentariſch tätigen 
Angehörigen maßgebenden Einfluß gewonnen, und zwar, wie 
man bei unbefangener Betrachtung zugeben muß, durchweg 
im Sinne einer Verbeſſerung. Intereſſant iſt, daß ſchon zur 
Zeit der Schaffung der RAD. die meiften Einzelvertreter wie 
auch zahlreiche Organiſationen der Anwaltſchaft für die Frei⸗ 
zügigfeit eintraten, die erſt in der Jetztzeit allem Anſcheine 
nach der Verwirklichung entgegengeht. Wer heute die Ver⸗ 
handlungen jener Tage wieder lieſt, muß anerkennen, daß ſie 
in vornehmer und großzügiger Weiſe geführt wurden, und 
kaun der Rechtsanwaltſchaft das Zeugnis nicht verſagen, daß 
ſie ſich zwar mit größter Energie für die Würde und Un⸗ 
abhängigkeit des Standes als ſolchen eingeſetzt, daß ſie aber 
andererſeits ihre beſonderen Intereſſen, namentlich ſolche 
wirtſchaftlicher Art, hinter diejenigen der Rechtspflege und der 
Allgemeinheit, wo ſich ein Konflikt ergab, unbedenklich hat zu⸗ 
rücktreten laſſen. 


11) Vgl. JW. 
12) Vgl. JW. 


1874, 180; 1875, 140. 
N 1874, 174: 1876, 105. 

18) Vgl. JW 1878, 17, 121, 135, 142, 145. 
14) Pgl. JW. 1878, 8, 149, 151. 

15) Vgl. ZW. 1878, 148. 
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b) Auch die Gebührenordnung für Rechts⸗ 
anwälte, die ſo ſtark an die wirtſchaftlichen Grundlagen des 
Berufs greift, hat bei ihrem Zuſtandekommen die lebhafte 
Teilnahme der Anwaltſchaft hervorgerufen. Schon in den 
Jahren 1873/74 hatte der Gegenſtand mehrere Anwaltstage 
beſchäftigt. Der dritte lehnte in einer Reſolution intereſſanter⸗ 
weiſe noch die freie Honorarvereinbarung ab 16). Auch der 
vierte Anwaltstag faßte nach einem gründlichen Referat 
(Grundgedanken: Selbſttaxierung, Vereinbarungsrecht mit ſub⸗ 
ſidiärem Tarif, Bauſchſyſtem, jedoch mit verſchiedenen Nor⸗ 
mierungen nach Einzelgruppen von Prozeßhandlungen, richter⸗ 
liche Zuſtändigkeit bei Deſſervitenſtreitigkeiten) eine Reſo⸗ 
lution, nach welcher kein Bedürfnis beſtehe, die Tätigkeit des 
Anwalts von einer Gebührenordnung abhängig zu machen, 
und nur für die Erſtattungspflicht die Sätze einer Taxe maß⸗ 
gebend fein ſollten 1). Auf dem bayeriſchen Anwaltstag 1874 
erklärte ſich der Referent für freie Vereinbarung unter Er⸗ 
gänzung durch eine Taxe, für einheitliche Gebühren bezüglich 
beſtimmter Prozeßſtadien mit der Möglichkeit der Erhöhung 
bei weitläufiger oder ſchwieriger Prozeßführung; als Maß⸗ 
ſtab ſollte außer dem Streitwert die Art des Gerichts und 
des Verfahrens entſcheidend ſein; die Offizialvertretung ſollte 
unentgeltlich, die Pflichtverteidigung dagegen vergütet wer⸗ 
den 18). Auch ein weiterer bayeriſcher Anwaltstag (1876) ver⸗ 
tritt grundſätzlich die freie Honorarvereinbarung, allerdings 
unter ſubſidiarer Geltung der Taxordnung, die aber aus be⸗ 
ſonderen Gründen ſoll überſchritten werden können. 

Die erſte Anregung zu einer reichsrechtlichen Regelung 
wurde in der Reichsjuſtizkommiſſion durch RA. Eyſoldt ge⸗ 
geben; an der dadurch ausgelöſten Debatte nahm RA. Wolff⸗ 
fon beſonderen Anteil 19). Zu der Vorbereitung des Entwurfs 
im Reichsjuſtizminiſterium wurden acht Anwälte zugezogen, 
aus Berlin Wilmowſki, aus dem Rheinland Ling⸗ 
mann, aus Hannover Loers, aus Bayern Kreitmair, 
aus Sachſen Richter, aus Württemberg Götz, aus Elſaß⸗ 
Lothringen Schneegans 0). Bei Vorlegung des Entwurfes 
forderte der Staatsſekretär Friedberg die Anwaltſchaft 
förmlich zur Mitarbeit auf 21). Der Inhalt des Entwurfes 
wurde jedoch von den beteiligten Kreiſen nichts weniger als 
beifällig aufgenommen. Der nach Berlin einberufene 7. An⸗ 
waltstag, auf welchem die Debatte, die ſich durch ein beſon⸗ 
ders hohes Niveau auszeichnete, von den hervorragendſten 
Vertretern des Standes beſtritten wurde, übte an dem Ent⸗ 
wurf die ſchärfſte Kritik ??). Außer einer Reihe von Einzel⸗ 
punkten (Beweisgebühr für jeden Tag der Beweisaufnahme, 
Erhebung der Gebühr für jede weitere mündliche Verhandlung, 
Erhöhung der Rechtsmittelgebühr, volle Gebühr für den 
Wechſelprozeß uſw.) wurde vor allem das Prinzip zuläſſiger 
Vereinbarung eines höheren als des taxmäßigen Honorars 
vertreten; Feſtſetzung einer geringeren Vergütung ſollte nur 
bei Generalvertretungen und bei Führung eines Inbegriffs 
von Geſchäften zuläſſig ſein. 

Daß die Gebührenfrage auch in den Fachzeitſchriften eif⸗ 
rige Erörterung fand, iſt ſelbſtverſtändlich. Schon 1874 war 
zur Gewinnung von Material für eine Denkſchrift ein Frage⸗ 
bogen aufgeſtellt worden, namentlich über das Prinzip der 
freien Vereinbarung und über den Maßſtab der Berechnung 
(Streitwert oder Mühewaltung 7) 23). Die meiſten Außerungen 
betreffen das grundlegende Problem „feſte Taxe oder freie 
Vereinbarung“, und es wurden im weſentlichen fünf Stand⸗ 
punkte vertreten, teils vollkommen freie Vereinbarung 2%), 
teils der genau entgegengeſetzte Standpunkt feſter Taxe 25), 
teils wiederum prinzipiell freie Vereinbarung unter Ergän⸗ 
zung durch eine Taxordnung 26), teils umgekehrt grundſätz⸗ 
lich feſte Taxe unter Möglichkeit vertragsmäßiger Abwei⸗ 


16) Vgl. JW. 1873, 319, 321, 388. 
17) Vgl. JW. 1874, 171. 
18) Vgl. JW. 1874, 105. 
19) Bericht in JW. 1875, 129. 

20) Vgl. JW. 1878, 215. 

21) Vgl. JW. 1878, 163. 

22) Vgl. Weißler a. a. O. S. 605. 

23) Vgl. ZW. 1874, 7, 19; über die Antworten ebendort S. 97. 

24) Vgl. JW. 1873, 273; 1874, 155. 

25) Mit beſonderer Nachdrücklichkeit von dem Mitherausgeber 
Haenle, vgl. JW. 1874, 124, 150; 1878, 217. 

26) Vgl. JW. 1874, 66, 113, 161. 
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chung ?“); endlich erklärte ſich Bachem für eine Konventional⸗ 
taxe der deutſchen Anwälte, aber vorbehaltlich anderer Ab⸗ 
machungen mit der Partei 28). Als der Entwurf der Offent⸗ 
lichkeit unterbreitet wurde, erhoben ſich ihm gegenüber, und 
zwar ſowohl in Anſehung der Grundgedanken als auch hin⸗ 
ſichtlich mancher Einzelpunkte, zahlreiche Stimmen. Man übte 
Kritik an dieſer oder jener ſpeziellen Beſtimmung 28). Man 
verglich die neuen Gebührenſätze mit den bisherigen 3%). Hin- 
ſichtlich der Honorarvereinbarung machte ſich namentlich gegen 
die vorgängige Schriftform 1) und gegen das Ermäßigungs⸗ 
recht der Anwaltskammer 82) Oppoſition bemerkbar. 

Die Reichstagskommiſſion, die zur Beratung des Ent⸗ 
wurfes eingeſetzt war, umfaßte neun aktive Anwälte und einen 
geweſenen Anwalt 32); zum Teil waren es ſolche, die bereits 
Mitglieder der Reichsjuſtizkommiſſion geweſen waren. Ob⸗ 
gleich dieſelben die Wünſche der Anwaltſchaft mit Energie 
und Geſchick vertraten, blieb eine Reihe dieſer Wünſche un⸗ 
berückſichtigt. Und daran konnte auch trotz des aus Königs⸗ 
berg erklingenden „Notrufes in letzter Stunde“ se) die Debatte 
im Plenum nichts mehr ändern, in welcher ſich ſogar der 
Abg. Dr. Bähr für ſeine gegen die „Begehrlichkeit des Advo⸗ 
katenſtandes“ gerichtete Angriffsrede die ſehr energiſche Zu⸗ 
rückweiſung zuzog, daß ihn hierzu „weder allgemeine Lebens⸗ 
erfahrung noch feine ſpärliche richterliche Tätigkeit berechtige“. 
Und als das Geſetz in Kraft trat, ſtand wohl die große Mehr⸗ 
heit der deutſchen Anwälte unter dem Eindruck, daß dieſes 
Geſetz weniger für als gegen die deutſche Anwaltſchaft ge⸗ 
macht worden ſei 35). 

III. Es kann nicht wunder nehmen, daß die im Werden 
begriffene Zivilprozeßordnung die deutſchen Rechts⸗ 
anwälte, zu deren täglichem Brot das bürgerliche Verfahren 
gehört, wenn es auch nicht ſo unmittelbar die Standesinter⸗ 
eſſen berührt, auf den Plan gerufen hat. So finden wir denn, 
daß ſchon diejenigen deutſchen Juriſtentage, welche ſich in der 
maßgebenden Zeitperiode mit den Entwürfen des genannten 
Geſetzes befaßten, beſonders reich von Anwälten beſucht wur⸗ 
den, die ſich lebhaft an den bezüglichen Debatten beteiligten; 
ſo befanden ſich z. B. unter den 620 Teilnehmern des 10. Ju⸗ 
riſtentages, welcher über das Verhältnis des RG. zum Landes⸗ 
recht verhandelte, 270 Anwälte, unter den 396 Beſuchern 
des 13. Juriſtentages, der ſich u. a. mit der Klageänderung 
befaßte, 169 Anwälte, alſo hier wie dort faſt die Hälfte aller 
Anweſenden. 

Aber auch die Anwaltstage beſchäftigten ſich mit 
den Entwürfen. Schon der 2. deutſche Anwaltstag (Berlin 
1871) hatte auf ſeine Tagesordnung eine Reihe von Fragen 
geſetzt, über welche wertvolle Gutachten erſtattet wurden. 
Es iſt nicht unintereſſant, die Gegenſtände feſtzuſtellen, für 
welche ſich die Anwaltſchaft vornehmlich intereſſierte. Refe⸗ 
rate wurden erſtattet auf dem Gebiete des Verfahrens im 
allgemeinen: über das Prinzip der Mündlichkeit, über die 
Eventualmaxime, über die Beweisverbindung und über die 
Unmittelbarkeit der Beweisaufnahme; aus der Lehre von den 
Rechtsmitteln: über die Berufung, die Reviſion und die Be⸗ 
ſchwerde; aus der Zwangsvollſtreckung: über den ſelbſtän⸗ 
digen Vollſtreckungsbeamten (Gerichtsvollzieher), über vor⸗ 
läufige Vollſtreckbarkeit der Urteile, über die außer dem Ur⸗ 
teil zuzulaſſenden Vollſtreckungstitel, über die Vollſtreckung 
in Forderungen und andere Rechte, über die Erzwingung von 
Handlungen. Weitere Fragen betrafen die Friſten und ihre 
Dauer, insbeſ. die Wiedereinſetzung gegen verſäumte Not⸗ 
friſten. Schließlich waren Gegenſtände der Begutachtung die 
Prorogation des Gerichtsſtandes, die Amtsgerichte, die Han⸗ 


27) Vgl. JW. 1873, 95; 1875, 3. 
JW. 1879, 87. 
etwa JW. 1878, 209, 210, 224, 233, 241, 249, 256. 
JW. 1879, 36, 43, 57. 
W. 1878, 235; 1879, 80. 
JW. 1879, 86. 
JW. 1879, 41. 
IW. 1879, 193. 

35) Feuchtwanger a. a. O. bezeichnet die RAcGebO. als ein 
typiſches Werk der damaligen Juſtizbürokratie und faßt fein Urteil 
S. 208 dahin zuſammen: „Der Wille des Reichsjuſtizamtes und der 
im Bundesrat vertretenen Landesjuſtizverwaltungen ſetzte 1879 den 
von der geſamten Anwaltſchaft eifrig bekämpften Regierungsentwurf 
durch; alle Abänderungsvorſchläge fielen durch.“ 
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delsgerichte ſowie das ſchiedsrichterliche Verfahren. Von den 
Ergebniſſen iſt beachtenswert die Forderung der Einführung 
einer Berufung und der Zuläſſigkeit der Reviſion auch bei 
duae conformes 86). 

Mit beſonderer Gründlichkeit behandelte der 3. deutſche 
Anwaltstag (Eiſenach 1873) das Gerichtsvollzieherweſen im 
größeren Zuſammenhang des Vollſtreckungsverfahrens. Hier⸗ 
bei berichteten die rheiniſchen Anwälte über günſtige Erfah⸗ 
rungen mit dem Gerichtsvollzieher franzöfiſchen Muſters, 
während die bayeriſchen Kollegen dem gemeinrechtlichen Boten⸗ 
ſyſtem zuneigten. Der Anwaltstag erklärte ſich für die Voll⸗ 
ſtreckung des Gerichtsvollziehers in der durch den Entwurf 
vorgeſehenen Art, d. h. durch ein ohne Leitung des Gerichtes, 
aber in Beamtenſtellung und unter ſtaatlicher Haftung tätiges 
Organ, welches nicht als Bevollmächtigter des Gläubigers an⸗ 
zuſehen ſei, und welches namentlich nicht zu Anträgen und 
ſonſtigen Eingaben an das Gericht im Namen der Partei be⸗ 
fugt fein ſolle. Durch die Normen über Ausbildung, Ein⸗ 
künfte, behördliche Kontrolle und Difſziplinarbefugniſſe ſoll 
für den Schutz der Partei Vorſorge getroffen werden. Wie 
man ſieht, eine ganz moderne, mit den Erkenntniſſen der 
neueſten Theorie und Rechtſprechung durchaus übereinſtim⸗ 
mende Auffaſſung der Stellung des Gerichtsvollziehers. 

Auch die parlamentariſche Behandlung der ZPO. zeigt 
uns eine eifrige Beteiligung der Anwaltſchaft. In der Ge⸗ 
neraldebatte erſter Leſung äußerte ſich Klöppel im allge⸗ 
meinen beifällig zum Entwurf, allerdings mit Ausnahme 
der Zulaſſung der Berufung gegen kollegialgerichtliche Ur⸗ 
teile; in der Schlußdebatte trat namentlich Windthorſt als 
Redner auf. In der Reichsjuſtizkommiſſion intereſſierten ſich 
die anwaltlichen Mitglieder vornehmlich für folgende Gegen⸗ 
ſtände. Bezüglich der Handelsgerichte debattierte man über 
Einſetzung oder Nichteinſetzung derſelben (dafür Wolffſon, 
dagegen Völk), Zuweiſung von Bagatellſachen und Wechſel⸗ 
ſachen an dieſe Gerichte, Zuſtändigkeitsverhältnis zu den 
Zivilgerichten und Anwaltszwang sr). Bei der Lehre von der 
Zuſtändigkeit äußern ſich Anwälte namentlich über die auto⸗ 
matiſche Beſtimmung der Kompetenz, über den Gerichtsſtand 
der Unterwerfung (namentlich im Verſäumnisfall), über den 
Hinweis auf die Unzuſtändigkeit des Amtsgerichtes 28). An 
der Debatte über die Eventualmaxime (Hahn S. 589) be⸗ 
teiligen ſich namentlich Wolffſon und Völk. Auch zum 
Punkte des richterlichen Fragerechts und des perſönlichen Er⸗ 
ſcheinens der Parteien im allgemeinen und bei Eheſachen 
ins beſondere nahmen Anwälte das Worts). Ebenſo zum 
Inſtitut der Klagerhebung (Aufforderung zur Anwaltsbeſtel⸗ 
lung, Anderung der Klage) „). Aus dem Beweisrechte zu 
erwähnen: Bindung des Zivilrichters an das Strafurteil, 
Vernehmung des Rechtsvorgängers der Partei als Zeuge, 
Zeugenverhör durch einen erſuchten Richter 1), Urkunden⸗ 
beweis (Wolffſon) für Erweiterung der freien Beweiswürdi⸗ 
gung“); vor allem Behandlung des Eides: beachtenswert in die⸗ 
ſem Zuſammenhang die Ausführungen Eyſoldts zugunſten 
des Nacheides, Grimms zugunſten der Verminderung des 
Sachverſtändigeneides, ferner die Debatte über den zugeſcho⸗ 
benen Eid und die eidliche Parteivernehmung, der Antrag 
Wolffſon über die Faſſung des Editionseides, die Auße⸗ 
rungen Laskers und Wolffſons über die Widerruflichkeit 
der Eideserklärung 4). — Begreiflicherweiſe nahmen Anwälte 
lebhaften Anteil an der Geſtaltung des Rechtsmittelſyſtems, 
vor allem an der Frage der Zulaſſung einer Berufung gegen 
landgerichtliche Urteile (dagegen Wolffſon „aus vollſter 

berzeugung“, dafür mit der gleichen Entſchiedenheit Völk), 

Ei der Dauer der Berufungsfriſt, an dem ſtillſchweigenden 
erzicht, und mancher ſonſtigen Einzelheit“); aber auch an 

feld Behandlung der Reviſion, vornehmlich Statthaftigkeit der⸗ 
en bei duae conformes, Umfang des reviſiblen Rechtes, 


7 Pgl. JW. 1872, 3. 
5% Tal. Hahn, Materialien zur ZPO. S. 527, 945 ff. 
3 Vgl. Hahn S. 531, 548, 613, 688, 1013. 
40 Vol. Hahn S. 564, 1052 ff. 
u) gl. Hahn ©. 998, 1001. 
10 195 Hahn S. 1073, 1007, 1115. 
4 es Hahn S. 649, f. auch 1012. 
) Bal. Hahn S. 629, 1126, 642, 652, 858, 1131 (Lasker 
on, 


) Vgl. Hahn S. 695/700, 1015, 1160. 
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Reviſionsſumme s); für Anfechtbarkeit reiner Koſtenentſchei⸗ 
dungen erklärt ſich Grimm, für Erweiterung der Nichtig⸗ 
keitsklage Wolfſſon e). — Aus dem Bereiche der beſon⸗ 
deren Prozeßarten finden wir gelegentlich Debatten der An⸗ 
wälte über das Sühne⸗ und Aufgebotsverfahren “), das 
Mahnverfahren (gegen die Beſchränkung auf amtsgerichtliche 
Sachen, gegen die beſchränkte Zuſtändigkeit, gegen die kurze 
Widerſpruchsfriſt, Einſpruch oder Wiedereinſetzung 7) 48); über 
das Entmündigungsverfahren (Eyſoldt gegen die Regelung 
desſelben vor Vereinheitlichung des bürgerlichen Rechtes, 
Völk für Offizialprinzip; zu der eingeſetzten Unterkommiſ⸗ 
ſion, welche im weſentlichen die heute geltende Regelung be⸗ 
ſchloß, gehörte auch Völk; intereſſant iſt, daß ſich Eyſoldt 
für Beſeitigung der Entmündigung wegen Verſchwendung als 
nicht mehr zeitgemäß erklärte) 48). — Am ausgiebigſten äußern 
ſich die anwaltlichen Mitglieder über das Eheverfahren; na⸗ 
mentlich erheben ſie Einwände gegen die Mitwirkung des 
Staatsanwaltes und (mit Erfolg) gegen diejenige des Seel⸗ 
ſorgers, gegen die Zuſtändigkeit des Amtsrichters zu dem 
Sühneverſuch, gegen die Ausſchließung ſicher nicht geltend 
gemachter Klage⸗ oder Widerklagegründe in einem ſpäteren 
Verfahren und gegen die Ausſetzung des Rechtsſtreites 5%). 
— Innerhalb des Vollſtreckungsverfahrens betreffen die 
Außerungen vornehmlich die einſtweilige Einſtellung der 
Zwangsvollſtreckung, die Pfändungsbeſchränkungen bei Land⸗ 
wirten, die Klage auf vorzugsweiſe Befriedigung aus dem 
Verſteigerungserlös, die Vollſtreckung des Anſpruchs auf 
Fungibilien, die Wirkſamkeit der Pfändung unpfändbarer 
Gegenſtände, die vorläufige Vollſtreckbarkeit, die Zwangs⸗ 
vollſtreckung gegen Gemeinden; ein beſonders lebhafter 
Meinungsaustauſch, bei welchem die Anwälte unter ſich 
nicht einig werden, betraf die Statuierung eines Pfän⸗ 
dungspfandrechtes, gegen welches Lasker und Grimm 
wegen des Eingriffs in das bürgerliche Recht Einwände er⸗ 
hoben 51). Die gleiche Frage kehrt beim Arreſt wieder 2). — 
Nimmt man noch vereinzelte Anträge oder Außerungen hinzu 
über das Zuſtellungsweſen (Zuſtellung von Anwalt zu An⸗ 
walt auch im Parteiprozeß), Friſtenlauf während der 
Ferien, Form der Nebenintervention, Koſtenbehandlung bei 
ſofortigem Anerkenntnis 's), fo ergibt fi) das Bild einer 
fleißigen Mitwirkung, durch welche die Anwälte namentlich 
dem Intereſſe der rechtſuchenden Parteien und der Erweite⸗ 
rung des Rechtsſchutzes, vielfach allerdings ohne praktiſchen 
Erfolg, zu dienen beſtrebt waren. 

Selbſtverſtändlich iſt, daß die IW. die deutſchen An⸗ 
wälte über den Inhalt des Entwurfes 5) wie auch über den 
Fortgang der geſetzgeberiſchen Arbeiten auf dem laufenden 
hielt. In letzterer Hinſicht beachtenswert eine Darſtellung 
von Levy über Prozeßkoſten, Sicherheitsleiſtung und Axmen⸗ 
recht 5), Struckmann (ſelbſt kein Anwalt) über die Ver⸗ 
handlungen der deutſchen Reichsjuſtizkommiſſionss), der ſich auf 
eine Reihe für den Anwalt beſonders wichtiger Materien be⸗ 
zog, z. B. vorbereitende Schriftſätze, richterliches Fragerecht, 
perſönliches Erſcheinen der Parteien, Abſchaffung der Even⸗ 
tualmaxime, Ablehnung der eidlichen Vernehmung der Partei, 


#5) Lasker, Grimm, Völk, Wolffſon bei Hahn S. 721, 
1057, 1073, 1143, 1180. 

46) Vgl. Hahn S. 984, 742. 

) Wolffſon bei Hahn S. 1014, 1041. 

48) Vgl. Grimm und Eyſoldt bei Hahn ©. 780 

4% Vgl. Hahn ©. 764, 891. 

50) Vgl. Hahn S. 748, 1047, 1158. 

51) Vgl. Hahn S. 825, 837, 839, 842, 1022 f., 1026 f., 
1090, 1160. 

52) Gegen das Pfandrecht Wolffſon und Lasker bei Hahn 
S. 873, 1036, se! 2 m a 

58) Pgl. Hahn S. 991, 996, 978, 983. 

54) Vgl. die Artikelſerie des fpäteren Kommentators Levy: 
JW. 1872, 57, 65, 89, 108, 119 uſw. — Schon zu den früheren Ent⸗ 
würfen hatten ſich vielfach Anwälte literariſch geäußert. Vgl. etwa 
zum Hannoverſchen Entwurf die Abhandlungen von Wilmowſki 
und Levy: Behrends Ztſchr. f. Geſetzgeb. B. 3ff.; ferner zu den deut⸗ 
ſchen Entwürfen I u. II Levy in einer ſelbſtändigen Monographie 
über die zweite Inſtanz in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten, Berlin 
1871; Beſchorner: Ztſchr. f. Rechtspfl. u. Verw. NF. 37 (1872) 
S. 109 ff. 

55) Vgl. JW. 1872, 15. 

56) Vgl. JW. 1875, 153, 161. 
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Abſtandnahme von beſonderen Handelsgerichten, Berufung, 
Reviſion, vorläufige Vollſtreckbarkeit, Stellung und Auf⸗ 
gaben des Gerichtsvollziehers uſw. Und der Einführung in 
die Grundgedanken des neuen Rechtes galten die anſchaulichen 
und gediegenen Vorträge von Wilmowſki und Levy im 
Jahrgang 1879 der JW. über den Prozeßbetrieb, die Münd⸗ 
lichkeit und Schriftlichkeit in der ZPO., den Gang des Ver⸗ 
fahrens erſter Inſtanz, Termine und Friſten ſowie Verſäum⸗ 
nis, Beweisverfahren im Zivilprozeß, Rechtsmittel, beſon⸗ 
dere Verfahrensarten, Zwangsvollſtreckung, Arreſt und einſt⸗ 
weilige Verfügung. 

Selbſtverſtändlich öffneten ſich die Spalten des Vereins⸗ 
organes nicht nur für referierende, ſondern auch für kritiſche 
Stimmen über den Entwurf aus dem Kreiſe der Anwaltſchaft, 
— Hußerungen, die zum Teil für die Geſtaltung des im 
Werden begriffenen Geſetzes nutzbar gemacht worden ſind. 
Es iſt nicht unintereſſant, ſich die Inſtitute zu vergegen⸗ 
wärtigen, denen die Anwaltſchaft ihre Aufmerkſamkeit vor⸗ 
nehmlich zuwandte. 

Im Vordergrunde ſtand — erklärlich genug — das Prin⸗ 
zip der Mündlichkeit“). Weiterhin die Vorbereitung der münd⸗ 
lichen Verhandlung durch Schriftſätze ss). Ferner das richter⸗ 
liche Fragerecht und die damit zuſammenhängende Erzwingung 
des perſönlichen Erſcheinens der Parteien ?s). Weiterhin fin⸗ 
den wir Bemerkungen über die Gerichtsorganiſation im 
ganzen so), über das Gerichtsvollzieherweſen 61), wobei nament⸗ 
lich an der bayeriſchen Art der Regelung des Inſtitutes, an 
dem Sportelweſen, an der Trennung vom Gericht lebhafte 
Kritik geübt wurde. Mehrere Außerungen beziehen ſich auf 
die Klage, ihre Erhebung se), den Anteil des Gerichtes bei 
derſelben ss), ihre Subſtanziierung e), namentlich ihre An⸗ 
derung 68). Aus der Beweislehre ſteht im Vordergrund die 
Eidesfrage ss). Auch das Rechtsmittelſyſtem wird eifrig be⸗ 
handelt. Ein recht gediegener Artikel “ erhebt beachtenswerte 
Einwände gegen die Geſtaltung der Berufung als Reviſion, 
gegen die Trennung von Tat⸗ und Rechtsfrage in letzter In⸗ 
ſtanz, vor allem gegen den Ausſchluß der Reviſion bei duae 
conformes. Spezieller auf die Berufung bezieht ſich ein Ar⸗ 
tikel von Rau“), der ſich energiſch für ihre Einführung 
einſetzt. Das größte Intereſſe aber begegnete der Reviſion. 
Eine eindringliche Betrachtung von Mittelſtaedt (JW. 
1872, 129) erkennt die Notwendigkeit eines höchſten Gerichtes 
des Reiches an, tadelt aber die zu weitgehende Tendenz des 
Entwurfes nach einer Entlaſtung dieſes Gerichtes, wie ſie 
z. B. in dem Ausſchluß der Berufung, in dem Erfordernis der 
duae conformes zum Ausdruck komme, und verlangt nament⸗ 
lich die Möglichkeit des Rechtsmittels bei Verletzung des Lan⸗ 
desrechtes. Die letztere Forderung erhebt auch ein Anony⸗ 
mus cs), ſowie der Herausgeber der JW., Haenle “e), unter 
Hinweis auf das der Landesjuſtizhoheit im Intereſſe der 
Rechtseinheit zuzumutende Opfer, während er gegen einen 
Auslegungsgerichtshof Bedenken erhebt, die gerade gegenüber 
neueſten Tendenzen noch heute volle Beachtung verdienen. 
Andere Artikel betreffen Einzelheiten, z. B. die Auslegung 
von Urkunden durch das Reviſionsgericht 71), die geplante 
Umgeſtaltung der Reviſion (oder wie ſie damals hieß, Ober⸗ 
reviſion) 72), ſowie die Frage der reviſiblen Rechtsnormen ds). 


57) Hierüber etwa die Beiträge von Mittelſtaedt, Haenle 
und Roeſer: JW. 1872, 11, 25, 17, 268. 

. Lippold: JW. 1872, 312. 

gl. Haenle: JW. 1875, 29. 

gl. Gerlach: JW. 1873, 190. 

. SW. 1873, 33, 213. 

. Lippold: JW. 1872, 133. 

Levy: JW. 1872, 158. 

. ZW. 1872, 185. 

die ſcharfſinnige Kritik von Lippold: JW. 1872, 79. 

66) So tritt Haenle ſchon JW. 1873, 1 zwar nicht für völlige 
Beſeitigung, wohl aber für Verminderung des Eides ein. 

67) Vgl. JW. 1873, 233. 

63) Vgl. JW. 1872, 73. 

69) JW. 1872, 389, der übrigens auch JW. 1873, 145 eine 
von hoher Warte blickende Apologie eines höchſten deutſchen Ge⸗ 
richtes bringt. 

70) Vgl. JW. 1873, 49. 

71) Vgl. JW. 1872, 198. 

22) Vgl. JW. 1873, 51. 

73) Vgl. JW. 1880, 49. 
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— Nimmt man noch hinzu eine Reihe von Beiträgen zu den 
ſpeziellen Verfahrensarten, wie dem Verſäumnisverfahren “), 
dem Exekutiv⸗ und Arreſtprozeß ““), ſowie (beſonders gründ⸗ 
lich) dem Eheprozeß is), für welchen ſchon damals die Ein⸗ 
ſetzung beſonderer, über mehrere Gerichtsbezirke ſich erſtrecken⸗ 
der Kollegialgerichte empfohlen wird, ſo ergibt ſich das Vild 
einer lebhaften Anteilnahme der Anwaltskreiſe an dem großen 
Prozeßgeſetzgebungswerk. 

Fragen wir ſchließlich nach der Aufnahme dieſes Geſetzes 
durch die deutſche Anwaltſchaft, ſo war der Eindruck — wie 
dies nicht anders erwartet werden kann — kein durchaus ein⸗ 
heitlicher. Während etwa eine Erklärung Darmſtädter An⸗ 
wälte 11) in den Reichsjuſtizgeſetzen den wichtigſten rechts⸗ 
wiſſenſchaftlichen, politiſchen und nationalen Fortſchritt ſeit 
Herſtellung des Deutſchen Reiches und der Reichsverfaſſung 
erblickte, und dieſes Urteil in einer Reihe von Einzelpunkten 
begründete, während ferner in der erſten Generaldebatte der 
Reichsjuſtizgeſetze im Reichstag is) der RA. Erhardt den 
Entwurf einer ZPO. als ein im weſentlichen gelungenes Werk 
bezeichnete, und während Lasker d) dieſen Entwurf für „ein 
nahezu vollendetes Meiſterwerk“ erklärte, welches „den Stempel 
der Reife im Ausdruck wie im Inhalt an ſich trägt“, äußert 
ſich eine von der Schriftleitung ausgehende Neujahrsbetrach⸗ 
tung in der JW. 1877, 1 mit einiger Skepſis und bemerkt, 
unter Anerkennung des erzielten Fortſchrittes in der deut⸗ 
ſchen Rechtseinheit, daß vom Standpunkt der Anwälte kein 
Grund zum Jubel gegeben ſei, daß man ſich vielmehr die 
Sache anders gedacht habe. Und eine gewiſſe Reſignation 
ſpricht auch aus dem Neujahrsartikel des Jahrganges 1880, 
in welchem hervorgehoben wird, daß in den geſetzgebenden 
Verſammlungen des Reiches und der Einzelſtaaken, auf An⸗ 
waltstagen die Anwälte die Intereſſen der Rechtspflege höher 
gehalten hätten als die eigenen, daß ſie immer an der Anſicht 
feſtgehalten hätten, die Intereſſen der Rechtspflege ſeien un⸗ 
trennbar verbunden mit den wahren Intereſſen der Advo⸗ 
katur. Eine rückſchauende unbefangene Betrachtung kann dieſes 
Geſamturteil nur vollauf beſtätigen. 


2. Der Entwurf einer Gemeinſchuldordnung (ſpä⸗ 
ter Konkursordnung) hat dank der Durchdachtheit feiner 
Form und ſeines Inhaltes die parlamentariſchen Inſtanzen 
nicht ſehr ſtark in Anſpruch genommen. Zu den Mitgliedern 
der Bundesratskommiſſion gehörte R. A. Makower. Bei 
der erſten Plenarberatung äußerten ſich namentlich Fran⸗ 
kenburger und Schulze-Delitzſch (früher Anwalt). 
Bei der zweiten Plenarberatung erfolgte auf Antrag Las⸗ 
kers die Annahme im ganzen. 

Der Reichstagskommiſſion gehörten an die Rechtsanwälte 
Frankenburger, Wölfel, und der beſonders eifrige 
v. Vahl, der auch den Kommiſſionsbericht erſtattete. Auch der 
Vorſitzende v. Sarwey, der ſpätere Kommentator der KO., 
iſt aus der Anwaltſchaft hervorgegangen. Zu den Gegenſtän⸗ 
den, welche bei den Kommiſſionsberatungen das Intereſſe der 
Anwälte fanden, gehören vornehmlich die folgenden. Aus dem 
Verfahren im allgemeinen: die Zuſtellungen von Amts wegen 
und die Form der öffentlichen Bekanntmachungen, die Dauer 
der Anmeldefriſt, die Aufnahme des durch Konkurseröffnung 
unterbrochenen Prozeſſes und die Erleichterung des Konkurs⸗ 
antrages des Gemeinſchuldners ſelbſt se). — Hinſichtlich der 
Konkursorgane wird die Frage der Vergütung und der Aus⸗ 
lagen der Gläubigerausſchußmitglieder beſprochen su). — Wei⸗ 
tere Anträge betreffen die Konkursmaſſe, namentlich die Ein⸗ 
beziehung des Neuerwerbs in dieſelbe (mit Ausnahme des 
Arbeitsverdienſtes), die Ausſonderung bei Inkaſſowechſeln, 
die Vorrechte der Ehefrau, des Vermieters und Verpächters 
ſowie die Statthaftigkeit der Anfechtung auch gegenüber Voll⸗ 


20) Pgl. 

75) Vgl. 

76) Vgl. 
81, 135. 

77) Vgl. 

78) Vgl. 

78) Vgl. 


JW. 1874, 84. 
Roeſer: JW. 1872, 276. 
die Artikelſerie von Haenle: JW. 1872, 20, 53, 


JW. 1877, 7. 
Hahn S. 188ff. 
Hahn S. 235, 198. 
80) Vgl. Hahn, Anträge Vah!l S. 554, 666, 594, 596, 576. 
81) Vgl. Hahn, Antrag Vahl S. 570, der auf die prinzipielle 
Bedeutung der Frage für den Schutz der Minderheiten verweiſt. 
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ſtreckungsakten und auch durch einen Konkursgläubiger 2). 
— Betreffs der Konkursgläubiger werden u. a. aus dem Kreiſe 
der Anwälte angeregt oder erörtert Beſtimmungen über ein 
Vergeltungsrecht gegenüber ausländiſchen Gläubigern, über 
Arreſtlegung in das freie Vermögen des Gemeinſchuldners, 
über Konkursprivilegien der öffentlichen Verſicherungsanſtal⸗ 
ten, Bevorzugung öffentlicher Kaſſen wegen beſtimmter gegen 
ſie gerichteter Schädigungen, Regelung des Hypothekenaus⸗ 
falles und des Ausfalles eines Geſellſchoftsgläubigers, er⸗ 
weiterte Wirkung des Forderungsfeſtſtellungsprozeſſes ss). 

3. Hinſichtlich des Gläubigeranfechtungs⸗ 
geſetzes, welches ebenfalls nur geringe Abweichungen gegen⸗ 
über dem Entwurf aufweiſt, iſt nur zu bemerken, daß der 
Kommiſſionsbericht von RA. Wolffſon erſtattet wurde, der 
ſich auch in der erſten Plenarberatung für die reichsrechtliche 
Regelung der Materie eingeſetzt hatte, während eine andere 
Seite im Hinblick auf die bayeriſche und württembergiſche 
Regelung den entgegengeſetzten Standpunkt vertrat s)). 

IV. Wenden wir uns endlich der Verfaſſung 
unſerer Strafgerichte und dem Verfahren in 
Strafſachen zu, ſo haben wir es offenſichtlich auch hier mit 
Angelegenheiten zu tun, welche den Rechtsanwalt als den ge⸗ 
borenen Verteidiger unmittelbar angehen mußten. So haben 
denn auch ſchon an der parlamentariſchen Behandlung der 
Entwürfe die Anwälte lebhaften Anteil genommen. 

1. Bezüglich der Verfaſſung der Strafgerichte 
ſind es teils Einzelpunkte, die im Plenum, namentlich aber 
in der Reichsjuſtizkommiſſion die Aufmerkſamkeit der An⸗ 
wälte auf ſich zogen: Stellung des Staatsanwaltes (Windt⸗ 
horſt nennt ſie „mit der Freiheit abſolut unvereinbar“), 
Einſetzung gemeinſchaftlicher Strafgerichte in Ländern mit 
mehreren Oberlandesgerichten, Auswahl der Schöffen (follen 
Rechtsanwälte ausgeſchloſſen ſein 7). In beſonders lebhafter 
Weiſe wurde auch die Bildung detachierter Strafkammern von 
Anwälten erörtert; während ſie von Windthorſt in der 
Generaldebatte abgelehnt wurden, ſetzte ſich Lasker in der 
Kommiſſion mit Entſchiedenheit für ſie ein, indem er die 
Frage als ſehr ernſt für die geſamte Gerichtsorganiſation und 
das Prinzip der Mündlichkeit bezeichnete. 

Im Vordergrunde ſtanden begreiflicherweiſe die großen 
Probleme jeder Strafge. htsverfaſſung, einerſeits die Zu⸗ 
laſſung einer Berufung in Strafſachen, für die ſich in der 
Generaldebatte mit Entſchiedenheit einſetzten Windthorſt 
(„die Berufung können wir nach meiner feſten Überzeugung 
nicht entbehren, weder in Zivilſachen, noch in Strafſachen; 
für mich iſt jede Kriminalprozeßordnung unannehmbar, in 
der die Berufung nicht enthalten iſt“), ebenſo Erhardt 
(während Mayer in der Wiederaufnahme des Verfahrens 
einen genügenden Erſatz für die fehlende Berufung er⸗ 
blickte), in der Reichsjuſtizkommiſſion Wolffſon, ander⸗ 
ſeits die Teilnahme der Laien an der Strafrechtspflege. Hier 
drehte ſich die Debatte vornehmlich um die fundamentale 
Frage: Schöffengericht oder Schwurgericht? (ſür erſteres 
Lasker, — dagegen Windthorſt und Eyſoldt), vor 
allem aber um die Zuſtändigkeit der Schwurgerichte für Preß⸗ 
vergehen, zu deren Gunſten die meiſten anwaltlichen Mit⸗ 
glieder der Reichsjuſtizkommiſſion eintraten und für welche 
im Plenum R. A. Frankenburger in leidenſchaftlicher 
Weiſe plädierte, ebenſo Völk („ich habe einiges dazu bei⸗ 
getragen, daß das Wort Schwurgericht überhaupt noch in 
unſerem Prozeſſe ſteht“). Daß jedoch in dieſer höchſt um⸗ 
ſtrittenen Frage die Meinung der Anwaltſchaft keineswegs 
eine einheitliche war, zeigt die Abſtimmung im Plenum, bei 
welcher ſich 16 Anwälte für, 10 Anwälte gegen jene 
Orweiterung der ſchwurgerichtlichen Zuſtändigkeit erklärten. 
für in der Reichsjuſtizkommiſſion von RA. Eyſoldt be⸗ 
ſchwortete, von Lasker bekämpfte Einſeßzung eines Reichs⸗ 

wurgerichtes wurde abgelehnt. — Mit dieſem Fragen- 
nal plex hängt aufs engſte zuſammen das Problem der Teil⸗ 
der von Laien an der mittleren Strafinſtanz; ſie wurde in 

Generaldebatte vielfach befürwortet, von Windthorſt 
— 

82 1 22 
648 al, Be Dahn, Wefügeangen Vahl und Wölfel S. 519, 

3% Val. Hahn S. 524, 528, 557, 649, 674, 682, 669. 

) Vgl. Hahn S. 767, 655. 


entſchieden abgelehnt und bildete auch den Gegenſtand der 
Beſprechungen in der Juſtizkommiſſion. 

Aus den mitgeteilten Einzelheiten ergibt ſich jedenfalls 
die klare Tatſache, daß die Rechtsanwälte zu den ent⸗ 
ſchiedenſten Anhängern des Schwurgerichtsſyſtems gehörten, 
welches ja von jeher zu den programmatiſchen Forderungen 
der Anwaltſchaft gehörte. Weiß doch Weißler (a. a. O. 
S. 458) zu berichten, daß dieſe Forderung ſchon im Vormärz 
von einer Reihe örtlicher Anwaltsvereine mit Lebhaftigkeit 
erwogen wurde. 

2. Bezüglich der legislativen Anteilnahme der Anwalt⸗ 
ſchaft an der Strafprozeßordnung wären etwa folgende 
Daten von Intereſſe. 

Die Bundesratskommiſſion zur Vorbereitung der StPO. 
zählte einen Anwalt zu ihren Mitgliedern, nämlich Wiener. 
Bei der erſten Plenardebatte im Ar. nahmen Lasker und 
Windthorſt in groß angelegten Reden zu dem Entwurfe 
Stellung. Der erſtere gab, ausgehend von dem Grundſatz, daß 
die StPO. auf der Idee der Sicherung perſönlicher Freiheit 
aufgebaut werden müſſe, ſeine Meinung dahin kund, daß 
von allen Entwürfen gerade der vorliegende die umfaſſendſte 
ſachliche und juriſtiſche Prüfung erheiſche. An Poſtulaten 
vertrat er: eine Beſſerung der bisher unwürdigen Stellung 
der Verteidigung, eine andere Geſtaltung der Vorunter⸗ 
ſuchung, eine einfachere und weniger ſchematiſche Regelung 
der Zuſtändigkeit (Beſeitigung der Verweiſungsmöglichkeiten!), 
die Ermöglichung eines Kreuzverhörs, die Unſtatthaftigkeit 
der Verhaftung vor Anhörung des Beſchuldigten. Windt⸗ 
horſt ſeinerſeits ſtellte dem Entwurf ein ſehr ungünſtiges 
Zeugnis aus („die jetzige Vorlage iſt als neues deutſches 
Kriminalverfahren abſolut unannehmbar“); er tadelte die 
überragende Stellung des Staatsanwaltes bei der Vorunter⸗ 
ſuchung, die zu leichte Möglichkeit der Beſchlagnahme, Haus⸗ 
ſuchung, Feſtnahme ohne richterliche Mitwirkung; die un⸗ 
genügende Begrenzung der Zeugnispflicht und den Voreid. 
Während die beiden berühmten Parlamentarier intereſſanter⸗ 
weiſe bezüglich der Berufung verſchiedene Meinungen ver⸗ 
traten (Lasker dagegen, Windthorſt mit größter Ent⸗ 
ſchiedenheit dafür), ſtellten beide eine Forderung auf, die erſt 
jetzt ihrer Verwirklichung entgegengeht, nämlich reichsrecht⸗ 
liche Regelung der Strafvollftredung. 

In der Reichsjuſtizkommiſſion beteiligten ſich Anwälte 
mit größtem Eifer an der Antragſtellung und an der Dis⸗ 
kuſſion. Namentlich richteten ſie ihre Aufmerkſamkeit auf fol⸗ 
gende Gegenſtände. Hinſichtlich der Zuſtändigkeit vertraten ſie 
den einheitlichen (im Gegenſatz zum ſogenannten fliegenden) 
Gerichtsſtand für Preßdelikte und die Möglichkeit, bis zur 
Anklagerede die Unzuſtändigkeitseinrede zu erheben 850). — 
Mehrere Anträge bekämpften die Erſetzung der Zuſtellung 
der Anklageſchrift durch deren Verleſung ſowie die Zu⸗ 
ſtellung durch die Staatsanwaltſchaft se). 

Weitgehendes Intereſſe wandte ſich naturgemäß der 
Materie des Vorverfahrens zu. Hier waren es vornehmlich 
Anwälte, welche ſich einſetzten für Unſtatthaftigkeit der Zeugen⸗ 
vernehmung vor dem Hauptverfahren oder der Vorunter⸗ 
ſuchung aus dem Geſichtspunkt der Verhinderung einer Ver⸗ 
eitelung des Zeugnisweigerungsrechtes; für Benennung des 
Beſchuldigten gegenüber dem zu vernehmenden Zeugen; für 
die Wahl des Richters zwiſchen Vor⸗ oder Nacheid; für die 
Beſchränkung der Vereidigung im Vorverfahren s'); für das 
Recht des Angeſchuldigten zur Ladung von Zeugen und Sach⸗ 
verſtändigen se); für Kautelen bei der Anſtaltsbeobachtung 
(Hahn 1233); für die Beſchränkung der Beſchlagnahme und 
für deren ſofortige Mitteilung an den Angeſchuldigten ss); 
für die Unſtatthaftigkeit einer Durchſuchung bei bloßen Über⸗ 
tretungen 0); für die Erſchwerung der Verhängung der Unter⸗ 
ſuchungshaft (Vorausſetzung ſoll ſein nach Eyſoldt akten⸗ 
kundig feſtſtehende Verdunkelungsgefahr, während Völk den 

85) Vgl. Hahn, Materialien zur EMO. S. 558 —564, 
1189, 1607. 

86) Vgl. Hahn S. 573, 575. 

87) Vgl. Hahn S. 581, 610, 597, 601, 1225. 

88) Vgl. Hahn S. 613 ff. 

89) Vgl. Hahn S. 624, 637, 1249, 1614; hinſichtlich der Be⸗ 
ſchlagnahme und der Durchſicht von Papieren S. 1247, 1253. 

90) Vgl. Hahn S. 636, 649, 1609. 
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ganzen Abſchnitt umgearbeitet und die Kolluſionshaft über⸗ 
haupt beſeitigt wiſſen will, und ſich gegen die „Verwahrung“ 
erklärt; auch ſprechen Wolffſon und Grimm gegen die 
obligatoriſche Verhaftung; mehrere Anwälte für Belehrung 
über die Haftbeſchwerde, andere, allerdings unter Widerſpruch 
einzelner Kollegen, für Unterlaſſung der Verhaftung bei eid⸗ 
lichem Angelöbnis, für Zurückdrängung des Einfluſſes der 
Staatsanwallſchaft auf die Verhaſtung und gegen Erlaß 
ſtaatsanwaltlicher Steckbriefe 1). Intereſſant auch die von 
Grimm verteidigte Schadenserſatzpflicht bei widerrechtlich ver⸗ 
längerter Gefangenſchaft ee), und die vorgeſchlagenen Kau⸗ 
telen in Anſehung der perſönlichen Vernehmung des Be⸗ 
ſchuldigten, namentlich die bloß fakultative Vorführungs⸗ 
androhung, Mitteilung der zur Laſt gelegten Tat, Belehrung 
über das Ausſageverweigerungsrecht ?“). 

Zu der Frage der Erzwingung der Klagerhebung durch 
den Staatsanwalt nehmen die Rechtsanwälte eine verſchiedene 
Stellung ein). 

Zum Kapitel Vorunterſuchung ſetzen ſich Anwälte in 
mehr oder minder weitem Umfang ein für die Erweiterung 
ihrer Notwendigkeit (zurückhaltend Völk, beſonders weit⸗ 
gehend Grimm, für Zbwiſchenlöſungen Eyſoldt und 
Wolffſon) ss). Andere Außerungen haben es zu tun mit der 
Form der Durchführung der Vorunterſuchung (Völk), mit 
ihrem Umfang, mit der Anweſenheit oder Ausſchließung des 
Angeſchuldigten (Eyfoldt, Wolffſon), mit der Ladung 
von Sachverſtändigen auf Antrag des Beſchuldigten (Wolff⸗ 
ſon, Grimm), mit der Beſtellung des Amtsrichters als 
Unterſuchungsrichter se). 

Bezüglich der Hauptverhandlung beteiligten ſich mehrere 
Anwälte an der Debatte betreffs Einleitung der Verhand⸗ 
lung ), Umfang der Beweisaufnahme es) und möglichſt weit⸗ 
gehende Berückſichtigung der Beweisanträge des Angeklag⸗ 
ten de), Inhalt des Sitzungsprotokolls 10), Behandlung ver⸗ 
bundener Sachen 101), Ausſetzung der Verhandlung 12), Urteils⸗ 
verkündung (Vertagung, obligatoriſche Verleſung der Ent⸗ 
ſcheidungsgründe) to), Bindung des Strafrichters an eine 
Zivilentſcheidung 19%), Mitteilung der Freiſprechung wegen 
Geiſteskrankheit an die Polizeibehörde 165), einſtimmige Be⸗ 
jahung der Schuldfrage beim Schöffengericht 106). Eine lebhafte 
Debatte wurde geführt über den Beweis durch Zeugen, 
namentlich über deren Ladung während der Hauptverhand⸗ 
lung 10%, ihre Entſchädigung auch bei unmittelbarer Ladung 102), 
ihre kommiſſariſche Vernehmung 10), ihre Beeidigung 110), 
über das Zeugnisweigerungsrecht der Arzte, Redakteure, 
Drucker, Verleger 111), Zulaſſung oder Nichtzulaſſung des 
Kreuzverhörs 12), Unſtatthaftigkeit der Verleſung einer 


91) Vgl. Hahn S. 654, 657, 659, 662, 666, 674, 680, 684, 
694, 1267. 

92) Vgl. Hahn ©. 697. 

88) Vgl. Hahn ©. 702, 703 ff. 

9) Vgl. Hahn S. 728, 730, 731, 732, 734, 1630, 1655. 

95) Vgl. Hahn ©. 736, 739, 740, 744, 750, 1289. 

96) Vgl. Hahn S. 752, 776, 780, 784, 792, 770, 1314. 

97) Verleſung des Eröffnungsbeſchluſſes (ſtatt der Anklageſchrift), 
ng des Angeklagten durch den Vorſitzenden, vgl. Hahn 

. 846. 


98) Für möglichſt weitgehenden Umfang Völk, vgl. Hahn 
S. 852, 1335, 1633. 

99) Vgl. Antrag Eyſoldt bei Hahn S. 823. 

100) Für möglichſt vollſtändigen Inhalt Wolffſon, Eyſoldt 
bei Hahn S. 891. 

101) Vgl. Eyſoldt bei Hahn S. 116. 

102) Etwa bei Ermittlung höherer Strafbarkeit (Hahn S. 878) 
und namentlich bei Niederlegung der Verteidigung; vgl. Hahn S. 969 
und die lebhafte Meinungsverſchiedenheit von Lasker und Wolff⸗ 
ſon mit Miquel S. 1274. 

103) Vgl. Hahn S. 883, 1358; über Urteilsunterſchrift beim 
Schöffengericht ebendort S. 893. 

104) Vgl. Hahn S. 895. 

105) Vgl. Hahn S. 887. 

106) Antrag Lasker bei Hahn S. 1161. 

107) Beachtenswerte Ausführungen von Völk bei Hahn ©. 850. 
. Anträge Wolffſon und Völk bei Hahn S. 825. 
Vgl. Antrag Eyſoldt bei Hahn S. 831. 
5 namentlich Wolffſon bei der 
(Hahn S. 1363). 

111) Vgl. Hahn S. 1213 (Lasker). 

112) Intereſſante Debatte bei Hahn S. 837 ff.; daffir Wolffſon 
und in beſchränkterem Maße Eyſoldt, dagegen Völk. 
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früheren Zeugenausſage zum Zweck der Unterſtützung des 
Gedächtniſſes 118) oder bei nachträglicher Verweigerung des 
Zeugniſſes in der Hauptverhandlung 11). In den gleichen 
Zuſammenhang gehört die Nichtverleſung der Ausſage eines 
außer Verfolgung geſetzten, freigeſprochenen oder verſtorbenen 
Mitbeſchuldigten 115) oder des Gutachtens einer Behörde 115). 

Beſonders eingehend äußerten ſich naturgemäß die An⸗ 
wälte zur Frage der Verteidigung. Erörtert wurden nament⸗ 
lich: die Fälle der notwendigen Verteidigung, wobei für Er⸗ 
weiterung derſelben eingetreten wurde m1“); die Verteidigung 
durch andere Perſonen als Rechtsanwälte, wobei gerade die 
anwaltlichen Kommiſſionsmitglieder einen ziemlich liberalen 
Standpunkt vertraten 11e); die Akteneinſicht auch ſchon in 
der Vorunterſuchung 118); der Verkehr des Verteidigers mit 
dem verhafteten Angeklagten 120); ſtaatliche Vergütung für den 
beſtellten und ſogar (bei notwendiger Verteidigung) für den 
gewählten Verteidiger 12); Beſtellung des Verteidigers durch 
Verwandte des Angeſchuldigten bei deſſen Abweſenheit 122), 

Auch hinſichtlich des Inſtitutes des Schwurgerichtes 
hatten die Anwälte manche Wünſche vorzubringen: betreffend 
die Bildung der Geſchworenenbank 125), Entſcheidung über 
mildernde Umſtände und die obligatoriſche Stellung einer auf 
fie bezüglichen Frage 120, Rechtsbelehrung des Vorſitzenden 120), 
Nebenfragen über Strafausſchließungsgründe 126), Beratung 
der Geſchworenen 122), Stimmenverhältnis (Angabe desſelben 
im Wahrſpruch, nötige Mehrheit hinſichtlich der mildernden 
Umſtände) 126), Folgen eines nach einſtimmiger Meinung der 
Richterbank vorgekommenen Irrtums der Geſchworenen zum 
Nachteil des Angeklagten 129). 

Bei der Rechtsmittellehre wandte ſich — auffallender⸗ 
weiſe — Wolffſon gegen das Recht des Staatsanwaltes, 
zugunſten des Angeklagten ein höheres Gericht anzurufen 150). 
Bei der grundlegenden Frage der Zulaſſung der Berufung 
gegen Urteile der Strafkammer gingen die Stimmen ausein⸗ 
ander 181). — Hinſichtlich der Reviſion ſetzten ſich Anwälte ein 
für die Vermehrung der abfoluten Reviſionsgründe, für den 
Ausſchluß einer Reviſion des Staatsanwaltes zuungunſten 
des Angelagten oder wegen bloßer Verfahrensverſtöße, für 
die Zurückweiſung an ein anderes als das früher entſcheidende 
Gericht, für die Nichtbindung an die Rechtsauffaſſung des 
Reviſionsgerichtes, für obligatoriſche Reviſion bei Todes⸗ 
ſtrafe 132). — Auch äußerten ſich einige Anwälte zur Frage der 
Beſchwerde und der Wiederaufnahme des Verfahrens 133). 

Lebhaftes Intereſſe beſtand auch für die Privatklage; hier 
ſtellte Wolffſon (allerdings ohne Erfolg) einige grund⸗ 
ſätzlich wichtige Forderungen auf, insbeſondere allgemeine Zu⸗ 
laſſung der Privatklage bei verweigerter Erhebung der öffent⸗ 


118) Beſonders energiſch Eyſoldt, Völk, Wolffſon bei 
Hahn S. 863, anders Las ker S. 1343. 

114) Antrag Grimm bei Hahn S. 861; ſ. auch Ey ſoldt 
S. 1634. 

115) Dazu Grimm, Eyſoldt, Lasker bei Hahn S. 861, 
1220, 1366. 

116) Vgl. Hahn S. 871. 

117) So z. B. bei Tauben, Stummen, Jugendlichen, auf Antrag 
des Angeklagten auch bei Verbrechen mit angedrohter ſchwerer Strafe, 
vgl. Hahn S. 957; für Verteidigung vor Eröffnung des Haupt⸗ 
verfahrens Wolffſon bei Hahn S. 959; ſ. auch S. 1270. 

118) Vgl. Hahn S. 952, 957; hinſichtlich der Zulaſſung von 
Referendaren gingen die Meinungen der Anwälte auseinander. 

119) Auch hierüber waren ſich die Anwälte nicht einig; vgl. 
Hahn S. 970, 1276. 

120) Vgl. Hahn S. 975, 1278. 

en Hierfür ſämtliche Anwälte der Kommiſſion; vgl, Hahn 
S. 1278. 

122) Vgl. Eyſoldt und Wolffſon bei Hahn S. 983. 

123) Pgl. Hahn S. 899. ö 

124) Vgl. Hahn S. 922 (Grimm S. 923: „gemeines deuk⸗ 
ſches Recht!“), 1375. 

125) Eyſoldt: keine Würdigung der Beweiſe; vgl. Hahn 
S. 930; ſ. auch S. 1393f. 

126) Dagegen Völk bei Hahn S. 927. 

127) Vgl. Hahn ©. 935. 

128) Vgl. Hahn S. 942, 1168, 1170. 

129) Pgl. Hahn S. 945, 1379. 

130) Vgl. Hahn S. 984, 1393. 

131) Dafür Völk; dagegen Wolffſon und Grimm; bel. 
Hahn S. 991, 998, 1019ff. 

132) Pgl. Hahn S. 1027, 1037, 1042, 1049, 1403, 1404, 1406. 

183) Pgl. Hahn S. 1061, 989. 
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lichen Klage“); beachtenswert auch die Stellungnahme 
mehrerer Anwälte zu der auf beſtimmte Delikte beſchränkten 
Privatklage, namentlich hinſichtlich des Erſatzes der An⸗ 
waltskoſten 16). Weitere Anträge oder Außerungen betrafen 
die Erweiterung der Nebenklage 18), das ſummariſche Ver⸗ 
fahren ohne Schöffen 18”), die polizeiliche Strafverfügung 132), 
das Verfahren gegen Abweſende, namentlich Deſerteure 189), 
Ladungsfriſt und Wiedereinſetzungsfriſt %, Strafverfolgung 
gegen Beamte 14), endlich einige Fragen des Strafaufſchubs 
und der Strafvollſtreckung (Zuſtändigkeit des Amtsrichters 
oder Unterſuchungsrichters 7) 147). 

In der zweiten und dritten Leſung des Plenums bewahr⸗ 
heitete ſich die Ankündigung Laskers von der Umſtrittenheit 
des ganzen Rechtsgebietes. Die Hauptgegenſtände der Debatte 
waren natürlich ſolche mit politiſchem Beigeſchmack, ins⸗ 
beſondere der fliegende Gerichtsſtand der Preſſe 148), die Zus 
gehörigkeit des Eröffnungsrichters zum erkennenden Ge⸗ 
richte 144), die Zeugenvernehmung von Bundesratsmitgliedern 
und Miniſtern 1), das Zeugnisweigerungsrecht des Re⸗ 
dakteurs 146), die Beſchlagnahme (Benachrichtigung des An⸗ 
geſchuldigten, Zurückgabe der Gegenſtände, Haftung des 
Staates) 147), Strafvollſtreckung gegen Abgeordnete während 
der Sitzungszeit 16), Beſchwerde gegen Strafvollſtreckung 16). 
Beſonders lebhaft umſtritten war die Frage der Berufung 
gegen Urteile der Strͤ.; es erneuerte ſich die große Rede⸗ 
ſchlacht zwiſchen Lasker (gegen die Berufung) und Windt⸗ 
horſt („ich kann das Schickſal des Menſchen nicht auf einen 
Wurf ſtellen ... Man kann keinen Verſuch machen, wo es ſich 
um die Freiheit, das Vermögen, die Ehre meiner Mitbürger 
handelt!“) 150), 

Als nach der Abſtimmung zweiter Leſung der Bundesrat 
diejenigen Beſchlüſſe des RT. bekanntgab, die für die Re⸗ 
gierung unannehmbar ſeien, ſchien das Zuſtandekommen der 
SPD. ernſtlich gefährdet. Ihre Durchbringung verdankte ſie 
dem bekannten Kompromiß zwiſchen der Regierung und den 
Nationalliberalen unter Führung Miquels (dem ſich 
12 Anwälte angeſchloſſen hatten). Aber gerade dieſes Kom⸗ 
promiß löſte wiederum in der Schlußdebatte die leidenſchaft⸗ 
lichſten Proteſte aus. Hier waren es namentlich der fliegende 
Gerichtsſtand der Preſſe 151), das Klageprüfungsverfahren 
Hahn, S. 2076), der Verkehr zwiſchen dem Verteidiger 
und dem Angekl. 152), das Zeugnisweigerungsrecht des 
Redakteurs 153) und das Briefgeheimnis 156), welche die Ge⸗ 
müter erregten. Vor allem aber machte ſich lebhafte Ent⸗ 
rüſtung darüber geltend, daß die Beſchlüſſe des RT. zugunſten 
der bürgerlichen Freiheit einem politiſchen Handel zum Opfer 


1340 Vgl. Hahn S. 1066 ff., 1416. 

135) Pgl. Hahn S. 1090, 1148. 

136) Vgl. Hahn S. 1105, 1423 (Lasker). 

2 1325 Bedenken von Völk, Grimm, auch Lasker bei Hahn 

188) Vgl. Hahn S. 1123, 1425. 

135) Die Anwälte waren teils für Beſeitigung überhaupt, teils 
für Beſchränkung auf ſchwerere Fälle, waren ſich aber über die Ver⸗ 
mögensbeſchlagnahme unter ſich nicht einig. Vgl. Hahn S. 1127, 1443. 

140) Vgl. Hahn S. 1326, 1613. 

141) Pgl. Hahn S. 1173, 1466. 

142) Vgl. Hahn S. 1130, 1136. 

145) Vgl. Hahn S. 1678, 1680. 

144) Vgl. Hahn S. 1693; Windthorſt: „eine der aller⸗ 
ernſteſten Fragen, eine wahre Kardinalfrage“. Bei der Abſtimmung 
erklärten ſich für die Unvereinbarkeit beider Funktionen nur 6 An⸗ 
wälte, dagegen 17. 

Ab 145) Vgl. Hahn S. 1721, 1723; Windthorſt beſchwört die 
geordneten, dieſe Beſtimmung abzulehnen. 

Ela 146) Vgl. Hahn S. 1760; in namentlicher Abſtimmung er⸗ 
Arten ſich dafür 22 Anwälte, dagegen 3. 

1 Pal. Hahn S. 1826, 1781, 1782, 1784, 1790, 1816. 
10 Vol. Hahn ©. 1944. 

150 Val. Hahn S. 1981. 

Berufu In der namentlichen Abſtimmung erklärten ſich für die 

mug 8 Anwälte, gegen fie 16. 

bei Hab, S. ce Rede gegen denſelben von Frankenburger 

1 5 1 

10 Val. Hahn S. 2071. 

ern Mn Vgl. Hahn S. 2037, 2044, 2038 (Erhardt: „Sie 
„die Garantien der Preßfreiheit und die Sicherheit der Rechts⸗ 


pflege“). 
5%) Windthorſt bei Hahn S. 2057: „Ich bin e 

. In titaunt, daß 

man ſo etwas der deutſchen Nation zu bieten wagt!“ a 
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gebracht worden ſeien. Als aber dennoch der Entwurf zum 
Geſetz erhoben war, durfte ſich die Anwaltſchaft das Zeugnis 
ausſtellen, daß ſie um die Verteidigung der Rechte des An⸗ 
geſchuldigten, wenn auch nicht überall mit Erfolg, ſo doch mit 
90 Begeiſterung und Energie einen guten Kampf gekämpft 
atte. 

Die literariſchen Stimmen zur Kritik des Ent⸗ 
wurfes und zu den geſetzgeberiſchen Problemen der Strafgerichts⸗ 
verfaſſung und des ſtrafgerichtlichen Verfahrens ſind be⸗ 
zeichnenderweiſe weniger zahlreich, als für das Gebiet des 
Zivilprozeßrechtes. Sehen wir ab von den Aufſätzen, welche 
die Anwälte über den Gang des Geſetzgebungsaktes lediglich 
informieren wollten 155), fo finden wir nur eine umfaſſende 
kritiſche Stellungnahme zu dem Entwurf, nämlich diejenige 
von Wagner!) welche ſich im allgemeinen zu den Grund⸗ 
ſätzen des Entwurfes bekennt, aber ſich kritiſch verhält zu den 
Vorſchriften über die Eröffnung des Hauptverfahrens (gegen 
welche Beſchwerdemöglichkeit gegeben ſein ſollte), zu der not⸗ 
dürftigen Stellung der Privatklage, zu der Möglichkeit der 
Beeidigung des Privatklägers und des nachträglichen Eintritts 
des Staatsanwaltes in das Verfahren, zu dem Beweiswert des 
Protokolls (bei deſſen Zuſtandekommen die Beteiligten ſollten 
mitwirken dürfen), zu den Beſchränkungen der Verteidigung, 
zu dem ungenügenden Koſtenerſatz bei Freiſprechung, zu der 
unklaren Regelung des Verhältniſſes zwiſchen Staatsanwalt 
und Gerichtsvorſitzenden uſw. Gelegentlich wird auch die Frage 
der Zeugenvernehmung des Rechtsanwaltes erörtert, und das 
Zeugnisweigerungsrecht teils für Rechtsanwälte überhaupt, 
teils wenigſtens für Verteidiger vertreten 157). Im allge⸗ 
meinen aber beſchränkt ſich das Intereſſe auch hier auf die 
beiden Fragen der Berufung gegen Urteile der Strafkam⸗ 
mer 168) (die auch gelegentlich nach Inkrafttreten der SPD. 
auf Grund der inzwiſchen gemachten Erfahrungen als not⸗ 
wendig vertreten wird) 15s), ſowie der Schöffen⸗ oder Schwur⸗ 
gerichtsverfaſſung. Während die Mehrzahl der literariſchen 
Äußerungen ſich für das Schwurgericht erklärt 160), geben 
andere dem Schöffengericht den Vorzug 161); nur ganz ver⸗ 
einzelt wird auch für Strafſachen die beſſere Eignung des 
Berufsrichters verteidigt 162). 

V. Die bisherigen Ausführungen beſchränkten ſich auf den 
Anteil der Anwaltſchaft an den Reichsjuſtizgeſetzen in ihrer 
urſprünglichen Geſtalt. Naturgemäß hat die Anwaltſchaft auch 
auf die ſpätere Novellengeſetzgebung parlamentariſch und 
kritiſch — und zwar mit wachſendem Erfolg — einzuwirken 
verſucht. Dies gilt für jedes einzelne der oben betrachteten 
Geſetzeswerke, für die Gerichtsverfaſſung (hier namentlich zu 
erwähnen der leider fruchtlos gebliebene Kampf gegen die 
unerhörte Ausſchließung der Anwaltſchaft vor Gewerbe⸗ und 
Kaufmannsgerichten ſowie vor den neuerdings eingeführten 
Arbeitsgerichten), für die Anderungen in der Verfaſſung der 
Strafgerichte, für das Strafverfahren, für die Gebühren⸗ 
ordnungen, endlich für die Neuerungen im Gebiete des Zivil⸗ 
prozeſſes, namentlich ſoweit dieſelben (wie im Jahre 1909 
und 1924) auf Verſtärkung der richterlichen Befugniſſe gegen⸗ 
über den Prozeßbeteiligten gerichtet ſind, ferner für die neue 
Vergleichsordnung zwecks Abwendung des Konkurſes und, 
um ein Beiſpiel aus neueſter Zeit zu erwähnen, für das ge⸗ 
plante Geſetz über die Freizügigkeit der Rechtsanwälte. Es 
würde zu weit führen, die Entwickelung im einzelnen zu ver⸗ 
folgen; hier genüge die Feſtſtellung, daß die Anwaltſchaft, 
entſprechend ihrer immer wachſenden qualitativen und quan⸗ 
titativen Beteiligung am öffentlichen Leben und an der Rechts⸗ 
pflege, mit ſteigendem Erfolg ihren Einfluß in die Wagſchale 
hat werfen können. 

Allein mit der bloßen formellen Inkraftſetzung eines Ge⸗ 
ſetzes iſt, wie uns die Soziologie immer deutlicher gezeigt hat, 
für die geregelte Materie die Rechtsbildung keineswegs er⸗ 
ſchöpft. Vielmehr werden durch die Entwickelung immer weitere 


155) So z. B. JW. 1873, 57, 73. 

156) Vgl. JW. 1873, 326. 

157) Vgl. JW. 1873, 358; 1874, 76. 

158) Dafür z. B. JW. 1873, 180. 

159) Vgl. JW. 1881, 17. 

160) So z. B. Simon, Haenle, Liebig und einige un⸗ 
genannte Verfaſſer in JW. 1873, 81, 113, 249, 400; 1874, 29. 

161) So z. B. Gerlach: JW. 1873, 83; ſ. auch A. S. 1873, 204. 

162) Vgl. Plato: JW. 1873, 29 und Poſſeldt: JW. 1875,81. 
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Rechtsinhalte erſchloſſen oder geſchaffen; daran haben Anteil 
einerſeits die Rechtswiſſenſchaft, andererſeits in beſonderem 
Maße die Rechtspraxis. Auf beiden Gebieten kann die Anwalt⸗ 
ſchaft ein beträchtliches Verdienſt für ſich in Anſpruch nehmen. 
Einmal treffen wir in der ſyſtematiſchen und kritiſchen 
Literatur zu den Reichsjuſtizgeſetzen eine immer größere An⸗ 
zahl von Autoren aus dem Kreiſe der Anwälte. Es gibt kaum 
eines der beſprochenen Geſetze, zu dem nicht aus der Anwalt⸗ 
ſchaft zahlreiche und vielfach hervorragende wiſſenſchaftliche 
Beiträge geliefert worden wären; eine Reihe führender 
Kommentare (z. B. zur ZPO., zur KO., zur RA., zu den 
Gebühren- und Koſtengeſetzen) tragen Namen von Anwälten. 
Weniger leicht zu erfaſſen, aber an Umfang und Tiefe 
zweifellos noch viel eindringlicher iſt die Auslegung und Fort⸗ 
bildung des Verfahrensrechts durch die tägliche Praxis, deren 
Hauptträger neben den Gerichten die Angehörigen der Rechts- 
anwaltſchaft ſind (welche übrigens, wie nicht vergeſſen werden 
darf, nicht bloß als Parteivertreter und Verteidiger wirken, 
ſondern vielfach auch durch Beſetzung von Schiedsgerichten 
unmittelbare Rechtspflegefunktionen ausüben). Dieſe Mit⸗ 
wirkung bei der Fortentwicklung des Rechtes läßt ſich natür⸗ 
lich nicht mit konkreter Beſtimmtheit nachweislich abmeſſen; 


daß ſie aber in der Wirklichkeit der Dinge beſteht und daß ſie 
eine beträchtliche Geſamtleiſtung darſtellt, bedarf für den 
Kundigen keiner weiteren Darlegung. 

Und wenn wir zum Schluß die großen Tendenzen zuſammen⸗ 
zufaſſen ſuchen, von denen die Mitwirkung der Anwaltſchaft 
bei der Rechtspflegegeſetzgebung getragen iſt, ſo läßt ſich aus 
der hier in großen Zügen dargeſtellten Geſchichte dieſer Mit⸗ 
wirkung entnehmen, daß die Angehörigen des Anwalts⸗ 
ſtandes durchweg mit Eifer und vielfach auch mit Erfolg ein⸗ 
getreten ſind für die Vereinheitlichung des deutſchen Rechtes 
und die Aufräumung partikulärer Einzelbildungen, für eine 
möglichſt breite und volkstümliche Baſis der Rechtspflege unter 
weitgehender Heranziehung des Laienelementes, für die moderne 
Ausgeſtaltung des Verfahrens, namentlich die folgerichtige 
Durchführung der großen Grundſätze der Mündlichkeit, Un⸗ 
mittelbarkeit und Offentlichkeit, für die Wahrung der in⸗ 
dividuellen Freiheit und für die Verteidigung der Privat⸗ 
rechtsſphäre im bürgerlichen wie auch namentlich im Straf⸗ 
verfahren gegen allzu weit reichende Eingriffe der ſtaat⸗ 
lichen Macht. Auf dieſe Leiſtungen darf die deutſche Rechts⸗ 
anwaltſchaft bei der Halbjahrhundertfeier der Juſtizgeſetze 
mit berechtigtem Stolze zurückblicken. 


Das rechts vergleichende Handwörterbuch). 


Von Geh. Hofrat Prof. Dr. A. Mendelsſohn Bartholdy, Hamburg.“ 


Die beiden erſten Bände dieſes großen Hilfswerks zur 
Weckung und Förderung der Anteilnahme aller Juriſten und 
ſonſtigen Rechtsbefliſſenen im deutſchen Sprachbereich an dem 
immer gewaltiger über uns hereinbrechenden Problem der 
Univerſalrechtsforſchung geben rühmlich Zeugnis von der 
neugeſammelten Kraft, mit der ſich die deutſche Jurisprudenz 
an die Arbeit begibt, um das in gleichgüctigerer Vorkriegs⸗ 
zeit und in der beengten und bedrückten Nachkriegszeit Ver⸗ 
ſäumte nachzuholen. Die Erkenntnis von der Notwendigkeit 
klaren Erfaſſens der Verſchiedenheiten als einer erſten Vor⸗ 
ausſetzung ihrer möglichen Überwindung iſt uns im Krieg 
ſelbſt eingeſchärft worden; wir haben in Deutſchland früher 
als in den Ländern der gegneriſchen Allianz erkannt — ich 
erinnere aus den Arbeiten unſerer Vorkämpfergruppe be⸗ 
ſonders an die Abhandlungen des verſtorbenen Joſef 
Partſch —, wie großen und unheilvollen Anteil die gegen⸗ 
ſeitige Unkenntnis des Kriegsrechtsbegriffes in den angel⸗ 
ſächſiſchen Ländern und in Mitteleuropa an der Verſchärfung 
der hin und her geſchleuderten Vorwürfe über Verletzung 
des Völkerrechts und barbariſche Kriegführung gehabt hat. 
Dann haben die Gemiſchten Schiedsgerichtshöfe einer Anzahl 
führender Juriſten der vorher friedlichen Länder Gelegenheit 
gegeben, praktiſche Rechtsvergleichung und Rechtsangleichung 
vorzunehmen; jeder Kenner des Recueil weiß, wie wenig 
hier mit der hergebrachten Zuſtändigkeitserteilung des Inter⸗ 
nationalen Privatrechts zu arbeiten war und wie oft ein 
Billigkeitsrecht der mittleren Linie zwiſchen den poſitiven 
Vorſchriften der nationalen Rechte gefunden werden mußte. 
Aber auch jetzt bleibt noch faſt alles zu tun. Ich möchte nach⸗ 
drücklichſt auf das außerordentlich wertvolle Material zur 
Rechtsvergleichung hinweiſen, das in der kritiſchen Ausgabe 
der Schiedsverhandlungen und Schiedsſprüche des Haager 
Auslegungsſchiedsgerichts zum Dawes⸗Plan von M. Schoch 
(Politiſche Wiſſenſchaft Heft 2, 3, 4 und 9, Berlin 1927 bis 


1) Rechtsvergleichendes Handwörterbuch für das Zivil⸗ und 
Handelsrecht des In⸗ und Auslandes in Verbindung mit Dr. Carl 
Heinriei, Staatsſekr. z. D. Dr. Julius Magnus, Juſtizrat; 
Dr. Oscar Mügel, Wirkl. Geh. Rat, Staatsſekretär i. R.; 
D. Dr. Walter Simons, Präſident des Reichsgerichts i. R., 
Honorarprofeſſor der Rechte an der Univerſität Leipzig; Dr. Hein⸗ 
rich Titze, ord. Profeſſor der Rechte an der Univerſität Berlin; 
Dr. Martin Wolff, ord. Profeſſor der Rechte an der Univerſität 
Berlin. Herausgegeben von Dr. Dr. Franz Schlegelberger, 
Miniſterialdirektor im Reichsjuſtizminiſterium, Honorarprofeſſor der 
Rechte an der Univerſität Berlin. 1. Band. Länderberichte: 
Europa, Aſien, Afrika, Amerika, Auſtralien und Ozeanien. VI und 
1008 S. Preis geh. 77 , geb. (Halbleder) 84 A. 2. Band. Stich⸗ 
wortartikel: Abandon bis Einrede. 836 S. Preis geh. 63 %, 
geb. (Halbleder) 70 %. Berlin 1929. Verlag von Franz Vahlen. 
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1929) enthalten iſt und dieſen Schiedsſprüchen weit über den 
Bereich ihres unmittelbaren Gegenſtandes hinaus rechtliche 
Bedeutung gibt. Hier war, um nur zwei Fragen heraus⸗ 
zugreifen, in der erſten Seſſion unter anderem zwiſchen den 
deutſchen und den engliſch⸗franzöſiſchen Staatsvertretungen 
höchſt umſtritten, ob Anſprüche aus dem Gebiet der Sozial⸗ 
verſicherung (insbeſ. ſoweit es ſich um die Anwendung der 
Grundſätze über wohlerworbene Rechte im Zuſammenhang mit 
Staatenſukzeſſion handelte) dem bürgerlichen Recht oder dem 
öffentlichen Recht zuzurechnen ſeien, eine ausgezeichnete Illu⸗ 
ſtration zu einem der trefflichſten Stichwortaufſätze des hier 
angezeigten zweiten Bandes, dem Aufſatz von Riezler 
über „Bürgerliches Recht im Gegenſatz zum öffentlichen Recht“ 
(S. 609 ff.); in der letzten Seſſion aber war die Meinungs⸗ 
verſchiedenheit zwiſchen der deutſchen und der anglo⸗franzöſi⸗ 
ſchen Auffaſſung faſt noch merkwürdiger, da hier der Zentral⸗ 
rechtsbegriff des Eigentums ſelbſt im Zuſammenhang mit 
den „Liquidationen“ des feindlichen Privateigentums auf die 
Probe geſtellt war und es ſich um nichts weniger als darum 
handelte, ob nuda proprietas im engliſchen Recht überhaupt 
anzuerkennen ſei. Darüber, in welchem Zeitpunkt zwiſchen 
der erſten Kriegsbeſchlagnahme eines Vermögensſtücks und der 
endlichen Verrechnung ſeines Erlöſes nun das Eigentum — 
entweder auf den liquidierenden Staat ſelbſt oder auf einen 
Käufer oder Erſteigerer aus der Hand des verfügenden 
Staates übergehe, wagten ſelbſt die erfahrenſten Juriſten in 
dieſem internationalen Streitfall kaum eine beſtimmte Be⸗ 
hauptung aufzuſtellen, geſchweige denn ein feſtes Urteil ab⸗ 
zugeben, und die gleiche Unklarheit herrſcht ja auch in bezug 
auf die Rechtsnatur einer „Freigabe“ beſchlagnahmten Eigen⸗ 
tums. Weder die Begriffe des Konkursrechts noch die Ana⸗ 
logie des Pfandgläubigersrechts konnten da helfen. Auch hier 
iſt in dem beſprochenen Band eine vortreffliche Darſtellung 
gegeben (Eigentum von L. Raiſer, S. 772 ff.), bei der 
freilich das oben zitierte Heft 9 der Entſcheidungen des 
Dawes⸗Schiedsgerichts noch nicht benützbar war; nur möchte 
für die folgenden Bände aus Anlaß gerade dieſes Beitrags 
zu erwägen ſein, ob nicht die Stichworte zu ſachlich eng zu⸗ 
ſammenhängenden Gegenſtänden von demſelben Verfaſſer zu 
bearbeiten wären, ſofern es nicht möglich iſt, eines von ihnen 
als das wichtigſte die anderen in ſich aufnehmen zu laſſen. 
Hier iſt vom Artikel Eigentum der Artikel Eigentumsvorbehalt 
abgeſpalten und auch für dieſe Sonderfrage noch eine Teilung 
in den Eigentumsvorbehalt im allgemeinen und den Eigen⸗ 
tumsvorbehalt an Maſchinen vorgenommen. Läßt ſich das 
aus dem Wunſch erklären gerade die für Handel und In⸗ 
duſtrie praktiſch weſentlichſten Fragen von den ſachverſtändig⸗ 
ſten Kennern ausführlich behandeln zu laſſen, ſo trifft dieſer 
Grund nicht für die Behandlung ſo allgemeiner und dabei 
ſo durchaus korreſpondierender Rechtsbegriffe wie des Eigen⸗ 
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tums und des Beſitzes durch verſchiedene Bearbeiter zu. Um 
nur zweierlei zu erwähnen: Die ſowjetruſſiſche Geſetzgebung, 
die natürlich als radikal gedachte Löſung hier beſonders inter⸗ 
eſſant iſt, kann in ihrer teilweiſen Aufhebung des Privat⸗ 
eigentums (am ländlichen Grundſtück) und in ihrer teil⸗ 
weiſen Beibehaltung dieſes ſelben Privateigentums (beſon⸗ 
ders an Mobilien) nur verſtanden werden, wenn man den 
Begriff des Nutz⸗ und Arbeitsbeſitzes daneben hält (Bd. 2 
S. 780 Sp. 1); andererſeits ſind bekanntlich die ſo kompli⸗ 
zierten Grundeigentumsformen des engliſchen Rechts nicht nur 
durch lehenrechtliche Vorſtellungen beherrſcht, ſondern auch 
mit der eigentümlichen Entwicklung der Beſitzanſprüche im 
engliſchen Prozeß eng verbunden. Hier ſind bei Bearbei⸗ 
tungen der verwandten Begriffe durch verſchiedene Ver⸗ 
faſſer weder Wiederholungen noch Widerſprüche ganz zu ver⸗ 
meiden; es hieße die Kraft ſelbſt eines ſo energiſchen General⸗ 
Herausgebers, wie es Schlegelberger iſt, überſchätzen, 
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wenn man von ihm erwartete, daß er die einzelnen Beiträge 
im Inhalt völlig auf einander abſtimmen könne. In der 
Auswahl der Stichworte zeigt der zweite Band eine glück⸗ 
liche Miſchung zahlreicher intereſſanter Einzelerſcheinungen 
(wie etwa Abandon, Abonnentenverſicherung, Akkreditiv⸗ 
geſchäft, Angeſtelltenerfindung, Bahneinheit, Binnenrecht, Cif⸗ 
Klauſel, Dreißigſter) mit den allgemeinſten Begriffen und 
Einrichtungen: Aktiengeſellſchaft, Anfechtung, Arbeitsrecht, 
Banken, Beſitz, Börſe, Dienſtvertrag, Ehe, Eigentum ſind 
Beiſpiele davon. Nur gelegentlich wird in der alphabetiſchen 
Reihenfolge etwas Willkürliches zu finden ſein: man wird 
ſchwerlich die Abhängigkeit von Patenten unter dem Buch⸗ 
ſtaben A, eher ſchon die Berichtigung des Grundbuchs unter 
B ftatt unter G ſuchen. Vielleicht empfähle ſich nach dem 
Muſter der engliſchen Enzyklopädien doch die Beifügung von 
Hinweiſen auf verwandte Stichworte bei jedem Artikel. Die 
Literaturverzeichniſſe ſind ſehr reichhaltig. 


hamburgiſches Privatrecht vor 30 Jahren. 


Von Rechtsanwalt Dr. Robinow, Hamburg. 


Anläßlich des Hamburger Anwaltstages möge es erlaubt 
ſein, einige Beſonderheiten des früheren hamburgiſchen 
Rechts hervorzuheben. 

Den Bedürfniſſen einer Handelsſtadt und eines Stadt⸗ 
ſtaates entſprach es, lieber den Gläubiger als den Schuldner 
zu ſchützen, lieber den Unredlichen ſcharf zu bekämpfen, klare, 
durchgreifende, als fein abwägende Vorſchriften zu erlaſſen, 
lieber kurze als lange Geſetze zu machen. Ausführliche Ge⸗ 
ſetze ſind ein Ausfluß des Beſtrebens, für alle denkbaren 
Fälle vorſorgliche Vorſchriften zu treffen. Die Erfahrung 
der letzten Jahrzehnte zeigt, daß ſelbſt bei der größten Aus⸗ 
führlichkeit doch nicht alle Fälle getroffen werden können. Der 
ungeheure Umfang unſerer Kommentare erweiſt, daß alle 
Bemühungen, durch Geſetzesvorſchriften Streitfragen aus der 
Welt zu ſchaffen, vergeblich ſind. 

Die Hamburgiſche Handelsgerichtsordnung vom 
15. Dez. 1815, die für Handelsſachen das mündliche Ver⸗ 
fahren einführte, enthielt 36 Artikel, von denen ſich 8 auf 
die Gerichtsverfaſſung bezogen. Der Prozeß war alſo in 
24 Artikeln geregelt. Es ſoll nicht verkannt werden, daß ge⸗ 
wiſſe Vorſchriften des gemeinen Zivilprozeßrechtes voraus⸗ 
geſetzt wurden. Immerhin war der Umfang weit von dem 
der deutſchen Zivilprozeßordnung mit ihren 1048 Para⸗ 
graphen entfernt. 

Das Geſetz über Grundeigentum und Hypo⸗ 
theken enthielt 77 Paragraphen. Die betreffenden Beſtim⸗ 
mungen des BGB. und der GBO. weit über 200. 
„Dabei legten die alten Geſetze Wert auf Gemeinverſtänd⸗ 
lichkeit, anders als auf Grund der neueren preußiſchen Ge⸗ 
ſetzgebung, die Reichsgeſetze mit ihrer viel gelobten und viel 
getadelten, überſcharfen und ſpitzen Begriffsfreudigkeit. Im 
Hamburger Statut fand ſich dazu eine, jetzt vergeſſene draſtiſch 
volkstümliche Ausdrucksweiſe. So hieß es: „welcher Mann 
etwas kauffet, der ſoll ſich vorſehen und eigentlich wahr⸗ 
nehmen, was und von wem er kauffe“. 

Alſo die durchſchlagende Kraft des guten Glaubens und 
der Ausſchluß jeglicher Einwendung des Käufers nach Emp⸗ 
fang der Ware. Mängelein reden gab es hinterher nicht, ge⸗ 
ſchweige denn nach Monaten. 

Das Mietrecht gab zwar dem Wohnungsvermieter er⸗ 
hebliche Rechte, aber es war klar und ſchloß Unredlichkeiten 
ahne weiteres aus. Trat der Mieter nicht an, fo hatte der 
un mieter die Wahl zwiſchen dem Anſpruch auf Erfüllung 
Mi dem auf Vertragsſtrafe, nämlich auf Zahlung einer 

etsrate. Weder hatte der Vermieter Schaden nachzuweiſen, 
Die vonnte der Mieter ſich auf andere Vermietung berufen. 
Umfa on dem Mieter eingebrachten Sachen hafteten in vollem 
ſchlu nge für die Anſprüche des Vermieters. Der gute Glaube 
re m hier durch. Mit der Einwendung, daß die ein- 
Perf chten Sachen der Frau, den Kindern oder ſonſt dritten 
1 gehörten, wurde man nicht gehört. Im Gegenteil, 
fällig die eingebrachten Sachen zur Deckung der demnächſt 
ſallig werdenden Mietanſprüche nicht genügten, war der Ver⸗ 
mieter befugt, auf Hinterlegung der Miete, allenfalls Räu⸗ 


mung zu klagen. Einen Räumungsanſpruch gab es gegen den, 
„der ärgerlich in Schande und Laſter darin hauſieret“. Dem 
Vermieter hafteten die Mitbewohner und Angeſtellten des 
Mieters für Verſchulden, ohne Prüfung der Erfüllungs⸗ 
gehilfeneigenſchaft. 

Der Mietprozeß war überaus vereinfacht. Wollte der 
alte Mieter nicht ausziehen, wenn ein neuer Mieter vor der 
Tür ſtand, gab es Termin nach wenigen Stunden mit ſo⸗ 
fortiger Beweisaufnahme. Sogenannte Stichtagsräumungs⸗ 
prozeſſe an den geſetzlichen Mieteterminen wurden regelmäßig 
am gleichen Tage erledigt. 

Verſuchte ein Mieter die dem Pfandrecht unterliegenden 
eingebrachten Sachen zur Umgehung des Mietepfandrechts 
zu entfernen, leiſtete die Polizei 24 Stunden Hilfe, bis es 
gelungen war, eine einſtweilige Verfügung zu erwirken. Alſo 
auch hier ein das Eigentum ſicherndes, ſcharfes Recht. 

Ebenſo wie das Mietrecht, war das Grundeigen⸗ 
tums⸗ und Hypothekenrecht energiſcher und einfacher 
als das jetzige. Die Eintragung in das Grundbuch erfolgte 
auf Grund einer Konſenserklärung, ohne den Zwiſchenakt 
einer Verfügung des Richters. Die Eintragung ſelbſt war 
von der einfachſten Art. Es wurde lediglich der Name des 
betreffenden Gläubigers oder Grundeigentümers eingetragen, 
alles andere verſtand ſich von ſelbſt. Nicht eingetragene Ab⸗ 
reden zur Beſchränkung der geſetzlichen Rechte des Gläubigers 
waren nichtig. Eine Anfechtung der erfolgten Eintragung war 
ausgeſchloſſen. Insbeſondere ſchloß die Eintragung, die mit 
größtmöglicher Beſchleunigung nach der Konſenserklärung, 
vielfach am gleichen Tage erfolgte, den Gegenbeweis mangeln⸗ 
der Legitimation und mangelnder Verfügungsfähigkeit aus. 
Der gute Glaube des Dritterwerbers wurde bedingungslos 
geſchützt, und eine Anfechtung der Eintragung gegen den Drit⸗ 
ten gab es nur dann, wenn ihm ein Zuſammenwirken mit 
unerlaubter Handlung des Erſterwerbers nachweisbar war. 
Daher hatte der Verkehr ſich daran gewöhnt, gegen Konſens⸗ 
erklärung zu zahlen. Jetzt iſt das nur unter Gefahr möglich, 
oder es müſſen Gelder bis zur erfolgten Eintragung unter 
Verluſt für die Volkswirtſchaft ungenutzt bleiben. 

Es gab nicht die dreifache Form der Buchhypothek, der 
Briefhypothek und der Grundſchuld, ſondern lediglich die 
einfache Form der Buchgrundſchuld. Nicht auf Rechts⸗ 
logik, ſondern auf praktiſche Verwertbarkeit legte man Wert, 
daher haftete der Grundeigentümer, obwohl es nur Grund⸗ 
ſchulden gab, perſönlich, allerdings erſt nach erfolgloser 
Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück. Auch der frühere 
Grundeigentümer haftete für die Schulden des Grundſtücks, 
aber nur ſo lange, bis der Gläubiger den neuen Grund⸗ 
eigentümer anerkannt hatte. Die Anerkennung hatte nicht die 
ſonderbar formaliſtiſche Vorausſetzung des BGB. Es ge⸗ 


nügte beiſpielsweiſe die vorbehaltloſe Erteilung einer Zins⸗ 


quittung. Auch die Einrichtung der Eigentümergrundſchuld 
war bekannt, bot aber nicht die heute häufig bei der Zwangs⸗ 
vollſtreckung auftretenden Schwierigkeiten, da es ja einen 
Grundſchuldbrief nicht gab. 
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Der erteilte Konſens verpflichtete bedingungslos. Die 
Einwendung, beiſpielsweiſe der Aufrechnung, war unzuläſſig. 
Andererſeits war die Möglichkeit, Rechtsverhältniſſe eigener 
Art im Grundbuch feſtzulegen, ſehr viel weitherziger geregelt 
als jetzt. Die nach § 137 BGB. unzuläſſige Verfügungs⸗ 
beſchränkung konnte durch ſogenannte Klauſel im Grundbuch 
dinglich geſichert werden. 

Offenbar von dem Geſichtspunkt einer Sicherung des 
kaufmänniſchen Kredites hatte das hamburgiſche Recht die 
Beſtimmung, daß in allen Ehen, ſoweit die Ehegatten 
ihren Wohnſitz in Hamburg hatten, Gütergemeinſchaft 
galt. Die Vereinbarung eines anderen Güterſtandes war un⸗ 
zuläſſig. Die Möglichkeit, daß der Ehemann im Kraftwagen 
ſeiner Ehefrau beim AG. vorfährt, um den Offenbarungseid 
zu leiſten, war in Hamburg unbekannt. 

Das hamburgiſche Recht kannte keine exceptio plurium. 
Der außereheliche Vater hatte der Mutter eine Aus⸗ 
ſteuer zu geben, einer zum zweitenmal außerehelich Gebären⸗ 
den nur Unterhalt auf ſechs Wochen. „Da dann dieſelbe 
Weibsperſon ſich zum dritten Mal in den Dreck legen und 
geſchwängert würde, ſo ſoll der Beyſchläfer der Geſchwänger⸗ 
ten nichts, ſondern alleine dem Kinde die alimenta zu reichen 
ſchuldig ſein.“ 

Aus dem Erbrecht mag vor allem die Belegung auf 
Teſtamentsnamen erwähnt werden. Die rechtliche Bedeutung 
dieſes Inſtituts war zweifelhaft. Sicherlich war mit der Be⸗ 
legung auf Teſtamentsnamen ein Rechtsinſtitut geſchaffen, 
das in den meiſten Beziehungen einer juriſtiſchen Perſon 
ähnlich ſah und eine vereinfachte Verwaltung hinterlaſſenen 
Vermögens durch Teſtamentsvollſtrecker auf mehrere Gene⸗ 
rationen hinaus zuließ und die Erben gegen ſich ſelbſt ſchützte. 

„Stirbet einem Manne ſeine Ehefrau und er hat mit 
derſelben Kinder gezeuget, die noch im Leben ſind; bleibet 
der Mann Wittwer und ſtehet ſeinen Dingen recht vor, ſo 
mag er nicht genöthigt werden, bey Leben die Güter mit 
feinen Kindern zu theilen.“ Der § 5 ErbſchStG. wäre in 
Hamburg undenkbar geweſen. 

Das Aufgebotsverfahren war gegenüber dem heute gel- 
tenden Recht durchgreifender. In manchen Fällen, in denen 
es nach jetzigem Recht nur eine Vermutung ſchafft, brachte das 
Aufgebot den Ausſchluß von Rechten mit ſich. Dem kauf⸗ 
männiſchen Bedürfnis entſprechend beſtand die Möglichkeit, 
die Firma eines Einzelkaufmannes zu liquidieren und die 
unbekannten Gläubiger durch Aufgebot auszuſchließen. 


Aus dem Prozeßrecht mag die Zwangsvollſtreckung 
in das unbewegliche Vermögen hervorgehoben werden. Das 
Grundeigentum, alſo auch die Vollſtreckung, umfaßte ohne 
weiteres die Erträgniſſe, Früchte und Verſicherungsgelder und 
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dergleichen, ohne daß es erſt eines beſonderen Verfahrens 
wie nach § 1124 BGB. bedurfte. Nicht viel anders als jetzt 
wurde auf Grund eines Urteils vom Vollſtreckungsgericht 
der öffentliche Verkauf des notleidenden Grundſtücks angeord⸗ 
net. Die Anordnung ſchloß ohne weiteres das Verbot einer 
weiteren Belaſtung in ſich. Beantragte ein nicht dinglich 
berechtigter Gläubiger den öffentlichen Verkauf eines Grund⸗ 
ſtücks, erhielt er durch die Verkaufsverfügung Pfandrecht. Es 
bedurfte alſo nicht des doppelten Zwangsvollſtreckungsver⸗ 
fahrens wie nach geltendem Recht. 

Die Zwangsvollſtreckung in Miete- und Pachtforderungen 
bedurfte nicht der umſtändlichen und teuren Zwangsverwal⸗ 
tung. Einzelpfändung und Abtretung, auch die Voraus⸗ 
bezahlung der letzten Mieten war unzuläſſig. Die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in die Mieten erfolgte durch ſogenannten Miete⸗ 
beſchlag, der vom Vollſtreckungsgericht ſofort nach Vorlage 
eines Titels erlaſſen wurde. Die Zuſtellung an die Mieter 
war dem Gläubiger überlaſſen, deren Feſtſtellung mit Hilfe 
der Grundſteuerverwaltung keine Schwierigkeit bot. Der zu⸗ 
geſtellte Mietebeſchlag bewirkte die Pflicht der Mieter, zu 
hinterlegen, ferner für andere dingliche Gläubiger die Mög⸗ 
lichkeit, ſich dem Mietebeſchlag auch ohne Titel nur bei Glaub⸗ 
haftmachung des Rechtes anzuſchließen; weiter die Befugnis 
jedes Beſchlaggläubigers, auf Hinterlegung zu klagen, und 
endlich nach Abſchluß des Verfahrens die Verteilung der bei 
der Hinterlegungsſtelle angeſammelten Mieten nach der ein⸗ 
getragenen Reihenfolge durch das Gericht. Charakteriſtiſch 
wiederum für die Strenge des hamburgiſchen Rechtes war 
es, daß anmeldepflichtige, aber nicht angemeldete Rechte nicht 
nur im Vollſtreckungsverfahren nicht berückſichtigt wurden, 
ſondern ohne weiteres erloſchen; alſo auch hier der Schutz 
des gutgläubigen Erwerbers. 

Begreiflich, daß mancher ältere hamburgiſche Juriſt ſich 
nach dem einfachen und männlichen Recht der alten Zeit zu⸗ 
rückſehnt, begreiflich, daß man im Wege der Praxis verſucht 
hat, auch in neuerer Zeit durch Vereinbarungen zwiſchen 
Anwälten, Richtern und der Juſtizverwaltung das gerichtliche 
Verfahren ſo einfach wie möglich zu geſtalten. Eine hübſche 
Darſtellung ſolcher Verſuche möge man im Artikel von 
Meilicke über den Hamburger Gerichtsbetrieb im Berliner 
Anwaltsblatt 1929, S. 152, nachleſen. Hätte man im Wege 
der Praxis ſich anderswo den Hamburger Gerichtsgang zu 
eigen gemacht, hätten manche Beſtimmungen der Zivilprozeß⸗ 
novelle v. 13. Febr. 1924 unterbleiben können. Unſer jetziges 
fein ziſeliertes Recht hat die Fülle moderner Unredlichkeit 
nicht hindern können, ja das Suchen nach noch eben erlaubten 
zivilrechtlichen Auswegen hat das Gefühl für Moral herab⸗ 
gedrückt. Ein ſtrenges Zivilrecht, nicht ein ſtrenges Strafrecht, 
iſt geeignet das ſittliche Empfinden wieder zu heben. 


Die ſogenannte Nach-Inkaſſoproviſion des verſicherungs-Generalagenten. 


Von Rechtsanwalt Dr. Franz Geſtefeld, Hamburg. 


Der Handlungsagent iſt ſelbſtändiger Kaufmann. Daß 
er ſtändig damit betraut iſt, für das Handelsgewerbe eines 
anderen Geſchäfte zu vermitteln oder abzuſchließen (8 84 
HGB.), gibt ihm einerſeits eine gewiſſe Stetigkeit ſeiner 
toistichaftlichen Lebensgrundlage, andererſeits eine Abhängig⸗ 
keit von dem Geſchäftsherrn, die in mancher Beziehung der 
Rechtsſtellung des Handlungsgehilfen ähnelt. Aus dieſem 
Abhängigkeitsgefühl heraus wird es zu erklären ſein, daß die 
Organiſationen der Verſicherungsvertreter den Grundſatz der 
Selbſtändigkeit ihres Berufes vernachläſſigen und eine Ver⸗ 
ſorgung für die Zeit nach Beendigung des Agenturverhält⸗ 
niſſes erſtreben, die zur Zeit für die Proviſionsagenten in 
der Forderung der „Nachinkaſſoproviſion“ gipfelt. 

Das Wort „Nachinkaſſoproviſion“ iſt weder begrifflich 
klar noch ſprachlich ſchön. Es ſoll die Anſprüche des Agenten 
auf Zahlung einer Inkaſſoproviſion von ſolchen Geſchäfts⸗ 
abſchlüſſen bezeichnen, bei denen zwar der Abſchluß zur Zeit 
des Beſtehens des Agenturverhältniſſes erfolgt iſt, das In⸗ 


kaſſo der Prämie aber erſt nach ſeiner Beendigung vorge⸗ 
nommen wird. 

Die Frage der Berechtigung des Nachinkaſſoproviſions⸗ 
anſpruches iſt ſtreitig. Allgemeingültige Grundſätze darüber 
aufzuſtellen iſt ſchwierig, weil die tatſächlichen Verhältniſſe 
in den verſchiedenen Zweigen des Verſicherungsgewerbes in⸗ 
folge wirtſchaftlicher Notwendigkeiten völlig voneinander ab⸗ 
weichen und die Verwertung der in der Judikatur behandelten 
Einzelfälle durch Verallgemeinerung leicht zu unrichtigen Er⸗ 
gebniſſen führt. Die Fülle des Materials über die Streit⸗ 
frage zwingt zu einer Beſchränkung im Anſchluß an die Ar⸗ 
beiten von Gerhard: JW. 1929, 2035, Müller: Ber- 
ſicherungs⸗Poſt 1929 Nr. 11/12 und Jonas: ZVerſWeſ. 
1929 Nr. 32. Behandelt werden ſoll nur der Nachinkaſſo⸗ 
proviſionsanſpruch des Generalagenten, der ausſchließlich oder 
doch überwiegend als Entgelt für feine Tätigkeit Proviſion, 
bezieht. 

Der Agenturvertrag iſt ein Dienſtvertrag. Gemäß $ 612 
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BGB. hat der Agent Anſpruch auf Vergütung für ſeine 
Tätigkeit. Eine Auslegungsregel, die aber der vertraglichen 
Regelung zu weichen hat, gibt $ 88 HGB. Danach beſteht die 
Vergütung des Agenten in einer Proviſion für jedes Ge⸗ 
ſchäft, das durch ſeine Tätigkeit zuſtande gekommen iſt und 
zur Ausführung gelangt. Das Geſetz behandelt alſo nur die 
Abſchluß proviſion. Rechtſprechung und Schrifttum find 
darüber einig, daß der Proviſionsanſpruch durch den Abſchluß 
bereits entſteht, bedingt durch die Ausführung des Geſchäfts. 
Die Beendigung des Agenturverhältniſſes in der Zeit zwi⸗ 
ſchen Abſchluß und Ausführung des Geſchäfts kann daher den 
Anſpruch des Agenten auf die Abſchluß proviſion nicht be⸗ 
einfluſſen. 

Im Verſicherungsgewerbe hat von jeher die Übung be⸗ 
ſtanden, daß der Agent nicht nur Geſchäfte vermittelt oder 
abſchließt, ſondern daß er darüber hinaus die Prämien von 
dem Verſicherungsnehmer einzieht, mit ihm in ſtändiger Füh⸗ 
lung bleibt, ihn nach Ablauf des Vertrages feſtzuhalten ſucht, 
bei Schadenfeſtſtellungen mitwirkt uſw., kurz die Kundſchaft 
hegt und pflegt. Dieſe Tätigkeit übt der Agent zum Teil in 
ſeinem ureigenſten Intereſſe aus, weil er dadurch die Be⸗ 
ziehungen zur Kundſchaft aufrechterhält und zukünftige, neue 
Geſchäftsabſchlüſſe vorbereitet, zum Teil im Intereſſe des Ge⸗ 
ſchäftsherrn, der eigene Angeſtellte für dieſe notwendige 
Tätigkeit nicht zu beſchäftigen braucht. Der Agent erhält für 
dieſe Tätigkeit eine Vergütung, die als Inkaſſoproviſion be⸗ 
zeichnet wird. Sie iſt keine Vergütung für den Abſchluß eines 
Geſchäfts, ſondern für eine beſondere, aus der Eigenart des 
Verſicherungsgeſchäftes zu erklärende Tätigkeit des Agenten, 
deren weſentlicher Beſtandteil — das Inkaſſo der Prämien — 
der Proviſion den Namen gegeben hat. Da es ſich hiernach 
nicht um eine Abſchlußproviſion handelt, kann aus der Be⸗ 
ſtimmung des § 88 HGB. nichts für die Entſcheidung der 
Frage entnommen werden, ob die Inkaſſoproviſion dem 
Agenten nach Beendigung des Agenturverhältniſſes weiter⸗ 
zuzahlen iſt. Entſcheidend kann vielmehr nur der aus der 
Sachlage ſich ergebende Gedanke ſein, daß die Inkaſſoprovi⸗ 
ſion die Vergütung für eine ganz beſtimmte Tätigkeit des 
Agenten darstellt und daher ohne weiteres fortfällt, wenn 
die Tätigkeit des Agenten nicht mehr geleiſtet wird. 

Müller a. a. O., beeinflußt durch ein Urt. des KG. 
v. 13. Juni 1925 (JurRdſchpPrVerſ. 1927, 161), kommt zu 
dem entgegengeſetzten Ergebnis. Er ſtützt ſeine Anſicht, daß 
der Nachinkaſſoproviſionsanſpruch gegeben ſei, auf das Ar⸗ 
gument, daß die Prämienzahlung lediglich zur Ausführung 
des Geſchäfts gehöre und daher die Inkaſſoproviſion auch für 
die ſpäter fällig werdende Prämie bereits mit dem Abſchluß 
des Verſicherungsvertrags verdient ſei, bedingt durch den 
Eingang der Prämie. Dabei verkennt er aber m. E. die tat⸗ 
ſächlichen Verhältniſſe. Wenn der Agent beim Abſchluß des 
Geſchäfts keinerlei Proviſion als Vergütung für den Ab⸗ 
ſchluß erhalten würde, ſondern nur eine gleichmäßig auf die 
einzelnen Prämienzahlungen verteilte Inkaſſoproviſion — 
Müller denkt offenbar nur an Dauerverträge mit ver⸗ 
teilten Prämienzahlungen —, könnte Müllers Gedanken⸗ 
gang unter Umſtänden berechtigt ſein. Das kommt aber m. W. 
niemals oder doch nur in ſo ſeltenen Ausnahmefällen vor, 
daß ihre grundſätzliche Erfaſſung nicht möglich, die Ent» 
ſcheidung vielmehr der Würdigung des Einzelfalles zu über⸗ 
laſſen iſt. Auch Müller verkennt nicht, daß der Agent nach 
Beendigung des Agenturperhältniſſes niemals Anſpruch auf 
Nachinkaſſoproviſion in Höhe der vollen Inkaſſoproviſion er⸗ 
. könnte, weil er für das Inkaſſo und die Pflege der 
auundſchaft eine Tätigkeit nicht mehr ausübt. Auch er muß 
« 10 zugeben, daß die Inkaſſoproviſion eine Vergütung für 

E beſondere Tätigkeit des Agenten darſtellt, die mit der 
endigung der Tätigkeit grundſätzlich aufhört. 
word ie gerichtlichen Entſcheidungen, die mir bekannt ge⸗ 
daß z find, teilen nicht den Standpunkt von Müller, 
grundſcgl Agenten ein Anſpruch auf Nachinkaſſoproviſion 
daß ſte dic zuſtehe. Das ergibt ſich ohne weiteres daraus, 
Nachink ſich größtenteils mit der Frage beſchäftigen, ob die 
Frage eNoprovifion verkehrsüblich gewährt werde. Dieſe 
St 5 ann nur geſtellt werden, wenn der hier vertretene 

andpunkt als richtig anerkannt wird, daß der Nachinkaſſo⸗ 
broviſionsanſpruch aus der geſetzlichen Beſtimmung des 8 88 
G. ſich nicht ergibt, vielleicht aber auf Grund 8612 B&B. 
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als verkehrsübliche Vergütung für die Tätigkeit des Agenten 
zuzubilligen iſt. Eine Verkehrsübung in der Richtung, daß 
die Nachinkaſſoproviſion bewilligt wird, hat auf Grund zahl⸗ 
reicher von der Berliner Induſtrie⸗ und Handelskammer ein⸗ 
geholter Gutachten jedoch nicht feſtgeſtellt werden können. Die 
Verkehrsüblichkeit der Nachinkaſſoproviſion wird vielmehr aus⸗ 
drücklich verneint (vgl. Jonas a. a. O. und Jurqädſch. 1928, 
353 und dortige Zitate). 

Ein Einwand gegen die hier vertretene Anſicht wird dar⸗ 
aus hergeleitet, daß die Inkaſſoproviſion „meiſtens“ nicht 
ausſchließlich eine Vergütung für die Inkaſſotätigkeit des 
Agenten darſtelle, ſondern jedenfalls einen Teil der Ver⸗ 
gütung für den Abſchluß des Vertrages enthalte, und aus 
dieſem Grunde durch den Abſchluß bereits verdient ſei (Mül⸗ 
ler und Gerhard a. a. O.). Ob das tatſächlich in irgend⸗ 
wie beachtlichem Umfange der Fall iſt, muß bezweifelt werden. 
Gerhard ſelbſt macht für das große und wichtige Gebiet 
der Lebensverſicherung eine Ausnahme und gibt zu, daß hier 
eine Nachinkaſſoproviſion nicht in Frage kommen kann. Die 
Gründe, die für die gegneriſche Auffaſſung angeführt wer⸗ 
den, wirken keineswegs überzeugend. So ſoll (Gerhard 
a. a. O. S. 2036) nach Anſicht der Gegner für die Verteilung 
der Abſchlußproviſion auf die ſpäter fällig werdenden In⸗ 
kaſſoproviſionen und die dadurch eintretende Erhöhung der 
Inkaſſoproviſion bei langfriſtigen Verſicherungen mitſprechen, 
daß eine weitere Tätigkeit des Agenten als die bloße Ein- 
kaſſierung der Prämien wünſchenswert erſcheine, nämlich die 
Mitwirkung des Generalagenten bei eintretenden Schäden, bei 
Aufrechterhalten der Beziehungen zu den Verſicherten, bei 
Neuwerbung von Kunden uſw. Aus dieſen von den Gegnern 
ſelbſt angeführten Beiſpielen ergibt ſich aber gerade das beſte 
Argument gegen ihre Anſicht. Wenn die Inkaſſoproviſion 
erhöht wird mit Rückſicht auf die weitere, nach dem Abſchluß 
liegende Tätigkeit des Agenten, die über den Rahmen der 
eigentlichen Inkaſſotätigkeit hinausgeht und ihr an Bedeutung 
mindeſtens gleichwertig iſt, ſo kann das doch nur den Sinn 
haben, daß eine Vergütung für dieſe beſondere Tätigkeit ge⸗ 
währt werden ſollte, nicht aber für die bereits beendete 
Tätigkeit des Agenten beim Geſchäftsabſchluß. Ahnlich ver⸗ 
hält es ſich mit den übrigen Argumenten, die von den Geg⸗ 
nern für die Anſicht angeführt werden, daß der Generalagent 
„meiſtens“ nicht die volle Abſchlußproviſion beim Abſchluß 
des Vertrages erhalte, ſondern daß die Abſchlußproviſion auf 
die ſpätere Inkaſſoproviſion verteilt werde. Statiſtiſches 
Material wird nicht angeführt, ſo daß eine Nachprüfung nicht 
möglich iſt. Es muß, um klare Grundlagen der Beurteilung 
zu gewinnen und zu erhalten, daran feſtgehalten werden, daß 
der Generalagent grundſätzlich einen Anſpruch auf Nach⸗ 
inkaſſoproviſion nicht hat — wie oben ausgeführt —, daß 
er alſo ſeinerſeits den Beweis eines Ausnahmefalles zu füh- 
ren hat. An dieſen Beweis werden ſtrenge Anforderungen zu 
ſtellen ſein, zumal der Ausdruck „Inkaſſoproviſion“, der 
wohl ausnahmslos gebräuchlich iſt, in völliger Eindentigkeit 
gegen die von dem Agenten zu beweiſende Behauptung spricht, 
daß es ſich tatſächlich nicht um eine Vergütung für die In⸗ 
kaſſotätigkeit handle, ſondern um eine Vergütung für den 
Abſchluß. 

Selbſt wenn aber in einem Einzelfalle dem General⸗ 
agenten dieſer Beweis gelingen ſollte, iſt die Frage des Nach⸗ 
inkaſſoproviſionsanſpruches damit noch nicht endgültig ent⸗ 
ſchieden. Die Verſicherungsgeſellſchaft muß nach Auflöſung 
des Vertragsverhältniſſes mit dem Generalagenten einen 
Nachfolger ernennen und bezahlen. Sie muß dieſem Nach⸗ 
folger dieſelben Proviſionsſätze für die Inkaſſotätigkeit in dem 
oben dargeſtellten Sinne bewilligen, die der bisherige General⸗ 
agent erhielt. Für das Verſicherungsgeſchäft iſt aber eine 
doppelte Proviſionszahlung nicht tragbar, das Geſchäft viel⸗ 
mehr dann verluſtbringend. Es fragt ſich daher, ob die dop⸗ 
pelte Proviſionszahlung nach Treu und Glauben der Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaft zugemutet werden kann, oder ob nicht 
vielmehr der Generalagent als ſelbſtändiger Kaufmann die be⸗ 
ſonderen Verhältniſſe ſeines Berufes kennen und es ſich ge⸗ 
fallen laſſen muß, daß ſeine Bezüge aus dem Agentur⸗ 
verhältnis mit deſſen Beendigung aufhören, wie das bei 
allen anderen ſelbſtändigen Gewerbetreibenden in der Regel 
ebenſo der Fall iſt. Dieſer Geſichtspunkt mag hier nur an⸗ 
gedeutet werden. Regelmäßig wird nach Treu und Glauben 
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verneint werden müſſen, daß der Verſicherungsgeſellſchaft die 
verluſtbringende Zahlung der Nachinkaſſoproviſion bei der 
beſonderen Lage des Verſicherungsgeſchäftes zugemutet wer⸗ 
den kann. Im übrigen ſind die tatſächlichen Verhältniſſe des 
Einzelfalles entſcheidend. 


Wie Müller berichtet, haben die Verſicherungsgeſell⸗ 
ſchaften in erheblichem Umfange in die Agenturverträge die 
Vereinbarung des Ausſchluſſes jeder Nachinkaſſoproviſion auf⸗ 
genommen. Müller — und ihm in vorſichtiger Form fol⸗ 
gend Gerhard — ſucht dieſe Vertragsklauſel mit dem Ge⸗ 
ſichtspunkt zu bekämpfen, daß ſie unter Umſtänden wegen 
Sittenwidrigkeit (88 138, 139 BGB.) nichtig ſei. 


Von dem hier vertretenen Standpunkt aus kann dieſe 
Frage überhaupt nicht aufgeworfen werden. Wenn dem 
Generalagenten rechtlich ein Anſpruch auf Nachinkaſſoproviſion 
nicht zuſteht, iſt es unmöglich, eine Sittenwidrigkeit darin 
zu ſehen, daß der Anſpruch zur völligen Klärung der Rechts⸗ 
lage ausdrücklich im Vertrage ausgeſchloſſen wird. 


Aber auch vom Standpunkt des Gegners dieſer grund⸗ 
ſätzlichen Einſtellung aus läßt ſich die Sittenwidrigkeit des 
vertraglichen Ausſchluſſes der Nachinkaſſoproviſion m. E. nicht 
konſtruieren. Müller ſelbſt leitet ſeine Ausführungen zu 
dieſem Punkte mit dem richtigen Satz ein, daß das Ver⸗ 
tragsverhältnis der Agenten von dem Grundſatz der Ver⸗ 
tragsfreiheit beherrſcht werde und daß deshalb die Vor⸗ 
enthaltung der Nachinkaſſoproviſion im allgemeinen nicht ohne 
weiteres einen Verſtoß gegen die guten Sitten enthalte. Er 
ſucht dann aber darzulegen, daß die Vorenthaltung der 
Nachinkaſſoproviſion in Verbindung mit anderen Beſtim⸗ 
mungen des Agenturvertrages die Sittenwidrigkeit des Ab⸗ 
kommens begründen könne. Damit gibt er alſo ſelbſt zu, daß 
nicht der Ausſchluß der Inkaſſoproviſion, ſondern andere 
Momente den Ausſchlag für die Beurteilung der Sitten⸗ 
widrigkeit abgeben. Gewiß ſind Fälle theoretiſch denkbar, in 
denen z. B. ſcharfe Beſtimmungen über das Konkurrenz⸗ 
verbot einen Agenturvertrag als unſittlich erſcheinen laſſen 
können. Dann ſpielt aber der etwa gleichzeitig vereinbarte 
Ausſchluß der Inkaſſoproviſion nur eine unſelbſtändige 
Nebenrolle. 

Für den in dieſem Zuſammenhange von ihm behandelten 
Hauptfall geht Müller von einem m. E. unrichtigen Ge⸗ 
ſichtspunkt aus. Er führt aus, daß die Geſellſchaft mit der 
Sperrung der Nachinkaſſoproviſion den Zweck verfolge, einen 
bewährten Agenten derartig an ſich zu ketten, daß er wirt⸗ 
ſchaftlich unfrei werde, weil er nach Beendigung des Agentur⸗ 
verhältniſſes ohne jede Einnahmen ſei und ſich einen neuen 
Kundenkreis nicht verſchaffen könne. Darin liege eine un⸗ 
zuläſſige Knebelung des Agenten. Verfolgt aber wirklich die 
Geſellſchaft den Zweck, den Generalagenten wirtſchaftlich un⸗ 
frei zu machen, indem ſie die Nachinkaſſoproviſion aus⸗ 
ſchließt? Liegt die Annahme nicht viel näher, daß die Nach⸗ 
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inkaſſoproviſion ausgeſchloſſen wird, weil die Geſellſchaft die 
Nachinkaſſoproviſion nicht doppelt bezahlen kann und will 
— einmal als Nachinkaſſoproviſion an den ausgeſchiedenen 
Generalagenten und zum zweitenmal an ſeinen Nachfolger? 
Ganz abgeſehen davon, daß die doppelte Proviſionszahlung 
für die Geſellſchaft wirtſchaftlich nicht tragbar iſt und unter 
Umſtänden zur Exiſtenzfrage werden kann, iſt die doppelte 
Zahlung mit techniſchen Schwierigkeiten verbunden (Kon⸗ 
trolle uſw.), deren Überwindung den Geſellſchaften nicht zu⸗ 
gemutet werden kann. Das dürften die wahren und kauf⸗ 
männiſch gerechtfertigten Gründe ſein, die den vertraglichen 
Ausſchluß der Nachinkaſſoproviſion für die Geſellſchaft er⸗ 
forderlich machen. Wenn ſie dieſen wirtſchaftlich berechtigten 
Zweck bei den Vertragsverhandlungen mit dem General⸗ 
agenten verfolgt und durchſetzt, handelt ſie gewiß nicht ſitten⸗ 
widrig. 

Es iſt aber ferner keineswegs richtig, daß durch den 
Ausſchluß der Nachinkaſſoproviſion überhaupt eine Knebelung 
des Generalagenten eintritt, die nach der reichsgerichtlichen 
Rechtſprechung Nichtigkeit des Vertrages herbeiführt. Die 
Rechtſprechung erkennt durchaus an, daß die Ausnutzung der 
eigenen wirtſchaftlichen Stärke im Konkurrenzkampf grund⸗ 
ſätzlich zuläſſig iſt. Unzuläſſig kann fie werden, wenn fie dem 
Gegner Verpflichtungen aufzwingt, die ihn der wirtſchaftlichen 
Bewegungsfreiheit derartig berauben, daß er zum Exiſtenz⸗ 
kampf unfähig wird. Wo werden aber hier dem General⸗ 
agenten Verpflichtungen auferlegt, die ihn unfrei machen? 
Der Ausſchluß der Nachinkaſſoproviſion legt dem General⸗ 
agenten keine Verpflichtung irgendwelcher Art auf. Er bleibt 
rechtlich und wirtſchaftlich völlig frei, muß allerdings eine 
Rente aus ſeiner bisherigen Tätigkeit aufgeben, auf die er 
aber nach der hier vertretenen Aufjaffung nicht einmal einen 
Rechtsanſpruch hat. 

Eine Möglichkeit, die Nichtigkeit des vertraglichen Aus⸗ 
ſchluſſes der Nachinkaſſoproviſion wegen Sittenwidrigkeit zu 
begründen, beſteht hiernach m. E. nicht. Wenn die Nichtig⸗ 
keit angenommen werden ſollte, bleibt weiter zu prüfen, ob 
ſie nicht die Nichtigkeit des ganzen Vertrages nach ſich zieht. 
Für die Geſellſchaft wird der vertragliche Ausſchluß der 
Nachinkaſſoproviſion häufig eine ſo große Bedeutung haben, 
daß ſie den Agenturvertrag ohne ihn überhaupt nicht ein⸗ 
gegangen wäre. Wenn das zutrifft, wird der ganze Agentur⸗ 
vertrag von der Nichtigkeit der Abrede über den Ausſchluß 
der Nachinkaſſoproviſion ergriffen. Der Einwand der Nich⸗ 
tigkeit dieſer Vertragsabrede bedeutet mithin für den General⸗ 
agenten eine Gefahr. 

In allen hier behandelten Fragen kommt Jonas 
(ZVerſWeſ. 1929, 865 ff.) im weſentlichen zu den gleichen 
Ergebniſſen. Auf ſeine eingehenden, von gründlicher Kenntnis 
der tatſächlichen Verhältniſſe zeugenden Ausführungen ſei 
zur Unterſtützung dieſer grundſätzlichen Betrachtungen aus⸗ 
drücklich verwieſen. 


Aus hamburgiſcher Steuer⸗ Praxis. 


Von Rechtsanwalt Dr. Carl Auguſt Pauly, Hamburg. 


Hamburg hat nicht nur — neben ſeinen beiden Schweſter⸗ 
ſtädten — als „ariſtokratiſche Republik“ im Staatenbund der 
Monarchien des alten Reiches politiſch eine einzigartige 
Sonderſtellung eingenommen. Die Eigenart ſeines Wirt⸗ 
ſchaftslebens als größter Hafen- und bedeutendſter Handels⸗ 
ſtadt des Kontinents mußte naturgemäß auch dem Rechtsleben 
dieſes freien Stadtſtaates ein beſonderes Gepräge verleihen. 
Das Hanſeatiſche Oberlandesgericht hat daher neben 
ſämtlichen anderen OLG. des Deutſchen Reiches — auch neben 
dem KG. — ſtets eine beſonders hervorragende Stellung 
eingenommen, und zwar nicht nur innerhalb Deutſchlands. 
Konnte man vor dem Kriege doch z. B. in der Bibliothek des 
Britis Museum in London die Sammlungen ſeiner Entſchei⸗ 
dungen einſehen, während Entſcheidungsſammlungen anderer 
hoher Gerichte fehlten. Die durch die eigene Art des hanſeati⸗ 
ſchen Wirtſchaftslebens bedingte Beſonderheit ihres Rechts⸗ 
lebens hat in entſprechender Weiſe Probleme des Steuer⸗ 


rechts aufgeworfen, die oft nirgendwo ſonſt im Reiche Löſung 
erheiſchten, auch auf dem Gebiet des Einkommenſteuerrechts, 
obwohl das erſte Reichseinkommenſteuergeſetz im weſentlichen 
eine Übernahme des letzten hamburgiſchen Landeseinkommen⸗ 
ſteuergeſetzes darſtellte. Ich komme gern dem Wunſche nach, 
in der Hamburg⸗Nummer der JW. auf einige markante Bei⸗ 
ſpiele, die den Leſern der JW. noch nicht bekannt ſein dürf⸗ 
ten, hinzuweiſen. 


1. Pauſchalbeſteuerung. 


847 EinkSt G. beſtimmt, daß bei Steuerpflichtigen, 
die durch Zuzug aus dem Ausland in Deutſchland unbeſchränkt 
ftewerpflichiig werden, für die Dauer von fünf Jahren ſeit 
dem Zuzug von der Beſteuerung beſtimmter Einkünfte, ins⸗ 
beſondere des ausländiſchen Einkommens, ganz oder teilweiſe 
abgeſehen, oder der inländiſche Verbrauch als Beſteuerungs⸗ 
grundlage feſtgeſetzt werden und im Einvernehmen mit dem 
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Steuerpflichtigen die Einkommenſteuer in einem Pauſchbetrage, 
welcher zur Abgeltung jährlich zu entrichten iſt, geregelt wer⸗ 
den kann. Entſprechendes beſtimmt 8 20 Verm StG. für 
die Vermögenſteuer. Dieſe aus dem alten hamburgiſchen 
Landeseinkommenſteuergeſetz für das Reich übernommene Be⸗ 
ſtimmung hat im weſentlichen praktiſche Bedeutung im Reich 
für den Bezirk Groß⸗Hamburg. Eine Verwaltungspraxis hat 
ſich bezüglich der Anwendung dieſer Vorſchrift allmählich da⸗ 
hin ausgebildet, daß die zur Abgeltung von Einkommen⸗ 
ſteuern und Vermögenſteuern zugebilligte Pauſchalſteuer etwa 
der Hälfte der Steuer entſpricht, welche ſchätzungsweiſe bei 
regulärer Verſteuerung nach den geſetzlichen Beſtimmungen 
von dem zuziehenden Steuerpflichtigen für deren „ausländi⸗ 
ſches Einkommen“ zu entrichten wäre, während ihr in⸗ 
ländiſches Einkommen voll verſteuert wird. Das Auf⸗ 
bringungsgeſetz enthält eine entſprechende Vorſchrift 
nicht. Es iſt daher eine ganz neue Tendenz in der Ver⸗ 
waltungspraxis aufgetreten dahingehend, daß ſolche Steuer⸗ 
pflichtige trotz pauſchaler Regelung ihrer Einkommen⸗ und 
Vermögenſteuerverhältniſſe ſpezielle Steuererklärungen über 
ihr ausländiſches Betriebsvermögen zwecks beſonderer Ver⸗ 
anlagung zur Aufbringungslaſt beibringen ſollen. Dieſe Ver⸗ 
waltungspraxis widerſpricht aber nicht nur dem Sinn und 
Zweck von § 47 EinkStG. bzw. $ 20 VermStG., ſondern iſt 
auch aus dem Grunde unberechtigt, weil insbeſ. OHG. und 
Kommanditgeſellſchaften — nicht die an ſolchen beteiligten 
Inhaber — ſowohl i. S. des VermStG. wie auch i. S. des 
Aufbring®. als „rechtsfähig“ gelten und daher inländiſche 
Geſellſchafter von ausländiſchen Geſellſchaften als ſolche nicht 
aufbringungspflichtig ſein können. Auf dieſe Bedenken hat 
bereits das Urteil des RFH. 24, 91 hingewieſen. Auch der 
Referent in Aufbringungsſachen beim RFH., Reichsfinanzrat 
Seweloh betont in ſeinem neuen Kommentar zum Auf⸗ 
bring®. 1929, zu 8 2 Anm. 8, daß eine Aufbringungspflicht 
in ſolchen Fällen zu verneinen ſei. Anderenfalls würde ſich 
ja auch die mit der Konſtruktion der Geſetze unvereinbare 
Eigenart ergeben, daß, wenn eine ausländiſche Geſellſchaft 
3. B. wegen einer Niederlaſſung im Inlande in Deutſchland 
beſchränkt vermögenſteuerpflichtig und damit aufbringungs⸗ 
pflichtig wäre, die ausländiſche Geſellſchaft als ſolche wegen 
des inländiſchen Betriebsvermögens zur Vermögenſteuer und 
Aufbringungslaſt heranzuziehen wäre und daneben noch ein⸗ 
mal der inländiſche Geſellſchafter mit ſeinem Anteil. 


2. Beſteuerung von Beteiligungen 
an ausländiſchen offenen Handelsgeſellſchaften 
und Kommanditgeſellſchaften. 


a) Für die Vermögenſteuer und Aufbringungs⸗ 
pflicht iſt — abgeſehen von den mehr formalen und in der 
Konſtruktion der Geſetze beruhenden vorſtehend angeführten 
Geſichtspunkten — ferner von entſcheidender Bedeutung, ob 
die in Frage kommenden ausländiſchen OHG. und Kom⸗ 
manditgeſellſchaften nicht nach dem maßgebenden ausländiſchen 
Recht als „Körperſchaften“ — abweichend vom deutſchen Recht 
— i. S. des Steuerrechts aufgefaßt und deren inländiſche 
Geſellſchafter daher ſteuerrechtlich in entſprechender Weiſe zu 
behandeln find, wie Geſellſchafter einer Akt. oder Gmbh. 
In einem Urteil des Finanzgerichts Hamburg v. 17. Okt. 
1927 iſt z. B. feſtgeſtellt, daß für einige ſüdamerikaniſche 

taaten, wie im allgemeinen in den Ländern romaniſchen 
Rechts, zivilrechtlich Kommanditgeſellſchaften und OHG. die 
Eigenſchaft einer juriſtiſchen Perſon haben und daß daher auch 
nach deutſchem Steuerrecht ſolche Geſellſchaften als „Körper- 
ſchaften“ i. S. des Körp&tG. anerkannt werden müſſen, wie 
Jaches auch bezüglich des Prozeßrechts vom RG. (RG. 83, 
eff.) und auch für das deutſche Körperſchaftsſteuerrecht von 
Referenten im Reichsminiſterium, Min. Kenner⸗ 
cht, in deſſen Kommentar Anm. 5 und 6 zu 83, an⸗ 
teili t wird. In ſolchen Fällen unterliegt daher die Be⸗ 
ſchen DR des inländiſchen Steuerpflichtigen an der ausländi⸗ 
bern Och. bzw. Kommanditgeſellſchaft als deſſen „Rapital- 
Aufbrin en der inländiſchen Vermögenſteuer, aber nicht der 
4 ai ungungslaſt, da letztere ſich nur auf „gewerbliches Be⸗ 
triebsvermögen“ erſtreckt. 


b) Von noch grö g 5 ä 
Br größerer Bedeutung find ſolche Umſtände 
bezüglich der Einkommenſteuerpflicht des inländiſchen 
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Geſellſchafters, da es ſich bei dieſem dann um Einkommen aus 
Kapitalvermögen handelt, das nur inſoweit der Einkommen⸗ 
ſteuerpflicht unterliegen würde, als es dem inländiſchen Ge⸗ 
ſellſchafter „zugefloſſen“ iſt, nicht aber inſoweit, als es bei 
der ausländiſchen OHG. oder Kommanditgeſellſchaft „ge⸗ 
bunden“ verbleibt und nicht zur Ausſchüttung gelangt. Wer⸗ 
den alſo bei einer ſolchen ausländiſchen OHG. bzw. Kom⸗ 
manditgeſellſchaft in der für die Gewinnberechnung der Ge⸗ 
ſellſchafter maßgebenden Handelsbilanz Rückſtellungen vor⸗ 
genommen, die wirtſchaftlich und handelsrechtlich zuläſſig ſind, 
bei deutſchen OHG. und Kommanditgeſellſchaften aber „ſteuer⸗ 
rechtlich“ nicht anerkannt würden, und würde ſich der dem 
inländiſchen Geſellſchafter zuſtehende Gewinnanteil an den 
Erträgen der ausländiſchen Geſellſchaft entſprechend ver⸗ 
ringern, und nicht zu ſeiner freien Verfügung ausgeſchüttet 
oder gutgebracht werden, dann würde der inländiſche Geſell⸗ 
ſchafter ſolche Gewinne ſeiner ausländiſchen Geſellſchaft — 
anders als ein inländiſcher Geſellſchafter einer deutſchen 
OG. oder Kommanditgeſellſchaft — nicht als gewerbliches 
Einkommen als Mitinhaber der ausländiſchen Geſellſchaft im 
Inlande zu verſteuern haben. Entſprechend wie bei anderen 
Körperſchaften würde vielmehr eine Einkommenſteuerpflicht für 
ihn erſt dann eintreten, wenn ſolche Reſerven aufgelöſt zur 
Verteilung unter die Geſellſchafter gelangen würden. Wegen 
der mannigfachen Beziehungen Hamburgs nach Überſee und 
der vielfachen Beteiligungen inländiſcher Steuerpflichtiger an 
ſolchen ausländiſchen OHG. und Kommanditgeſellſchaften iſt 
dieſe Steuerrechtsfrage für Hamburg von größter Bedeutung, 
während ſie für das übrige Reich geringere praktiſche Bedeu⸗ 
tung haben dürfte. Eine Entſcheidung des RF. hierüber 
liegt noch nicht vor. Ein dieſe Frage betreffender Steuer⸗ 
prozeß aus 1926 liegt zur Entſcheidung zur Zeit beim RF. 
Es handelt ſich hier um eine Beteiligung eines inländiſchen 
Steuerpflichtigen als Kommanditiſt an einer Kommandit⸗ 
geſellſchaft in Venezuela. Es ſteht feſt, daß nach Art. 207 
Abs. 3 des Cödigo de Comercio von Venezuela die Kom⸗ 
manditgeſellſchaft eine juriſtiſche Perſon, alſo eine Körper⸗ 
ſchaft im Sinne des deutſchen Körperſchaftſteuergeſetzes iſt. 
Infolge geſchäftlicher Verluſte iſt das Kommanditkapital des 
Kommanditiſten angegriffen. Nach dem Zivilrecht von Vene⸗ 
zuela darf dem Kommanditiſten kein Gewinnanteil zur 
Verfügung geſtellt werden, bevor nicht ſein Kommandit⸗ 
kapital aus Gewinnen der Geſellſchaft wieder aufgefüllt iſt. 
Entſprechend iſt Gewinn der Geſellſchaft in Venezuela in 
ſpäteren Jahren zur Auffüllung des regiſtrierten Geſellſchafts⸗ 
kapitals verwandt und daher nicht anteilig den Geſellſchaftern 
zur Verfügung geſtellt. Nach vorſtehenden Ausführungen 
dürften ſolche Gewinne — ebenſowenig wie bei AktG. und 
GmbH. Geſellſchaftsgewinne, die zur Auffüllung und Wieder⸗ 
herſtellung verlorenen Stammkapitals verwandt werden, 
„Einkommen“ der einzelnen beteiligten Geſellſchafter ſind — 
bei dem inländiſchen Beteiligten nicht zur Einkommenſteuer 
herangezogen werden. Die Konſequenz dieſer Rechtsauffaſſung 
iſt natürlich die, daß, wenn eine ausländiſche Geſellſchaft 
Verluſte erleidet, ſolche Verluſte vom inländiſchen Geſell⸗ 
ſchafter nicht bei ſeinem Einkommen als „gewerbliche Ver⸗ 
luſte“ gekürzt werden dürfen, da ſeine Beteiligung an der 
Geſellſchaft als „Kapitalbeteiligung“, nicht als „gewerbliche 
Beteiligung“ ſteuerrechtlich zu behandeln iſt. 


e) Auch für die Frage der „Gewerbeſteuerpflicht“ des in⸗ 
ländiſchen Geſellſchafters bezüglich ſeiner Gewinnanteile an 
ſolchen ausländiſchen OHG. und Kommanditgeſellſchaften hat 
die vorerwähnte Rechtsfrage große Bedeutung, da Einkommen 
aus Kapitalvermögen und Kapitalbeteiligungen — anders als 
gewerbliches Einkommen von Inhabern deutſcher OHG. 
und Kommanditgeſellſchaften — einer Gewerbeſteuer nicht 
unterliegt. 


Würde in den vorſtehend geſchilderten Fällen die aus⸗ 
ländiſche OHG. bzw. Kommanditgeſellſchaft durch eine in⸗ 
ländiſche Niederlaſſung beſchränkt ſteuerpflichtig ſein, dann 
würde, entſprechend der Begründung zum KörpStG. (S. 12), 
nach welcher die nach ausländiſchem Rechte begründete Rechts⸗ 
fähigkeit einer Perſonenvereinigung auch für die Frage ihrer 
ſubjektiven Körperſchaftsſteuerpflicht im Inlande ohne wei⸗ 
teres anzuerkennen iſt, die venezuelaniſche Kommanditgeſell⸗ 
ſchaft als ſolche wegen des Gewinnes ihrer deutſchen Nieder⸗ 
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laſſung zur Körperſchaftsſteuer herangezogen werden müſſen 
($ 3). Würde daneben der Anteil des im Inlande unbe- 
ſchränkt ſteuerpflichtigen Kommanditiſten an dieſem Gewinn 
noch einmal als deſſen gewerbliches Einkommen der Ein⸗ 
kommenſteuer und Gewerbeſteuer unterworfen werden, dann 
würde eine — dem Sinn des EinkStG. bzw. KörpStG. ſicher 
widerſprechende — unerträgliche Doppelbeſteuerung vorliegen. 


Wie wichtig die Beachtung ausländiſchen Rechts iſt, be⸗ 
eilt auch die Entſcheidung des R§H. v. 31. Juli 1928 
(StW. Nr. 741), die den Grundſatz aufſtellt, daß, wenn ein 
Steuerpflichtiger in ſeiner Vermögenſteuererklärung ſeine Be⸗ 
teiligung an ausländiſchen OHG. oder Kommanditgeſell⸗ 
ſchaften als gewerbliche Beteiligung, mithin als „gewerb⸗ 
liches Betriebsvermögen“ aufgegeben hat und rechtskräftig 
veranlagt iſt, er inſoweit auch der Aufbringungspflicht ohne 
Rückſicht darauf unterliegt, ob tatſächlich nur eine Kapital⸗ 
beteiligung (Kapitalvermögen), oder wirklich „gewerbliches 
Betriebsvermögen“, das nur aufbringungspflichtig ſein ſoll, 
vorliegt, während andererfeit3, wenn eine ſolche Beteiligung 
in der Vermögenſteuererklärung als „Kapitalvermögen“ 
deklariert und rechtskräftig bei der Vermögenſteuer ver⸗ 
anlagt iſt, auch dann keine Heranziehung zur Aufbringungs⸗ 
laſt erfolgen kann, wenn ſich ſpäter herausſtellt, daß die Be⸗ 
teiligung des Steuerpflichtigen an einer ausländiſchen OHG. 
bzw. Kommanditgeſellſchaft nicht als „Kapitalvermögen“, ſon⸗ 
af als „gewerbliches Betriebsvermögen“ hätte erfolgen 
müſſen. 


3. Erbſchaftſteuer für Anteile an ſtillen 
Reſerven einer offenen Handelsgeſellſchaft bei 
Verſterben eines Geſellſchafters. 


Dem Hamburger Kaufmann iſt wegen ſeiner vielfachen 
Überſeebeziehungen mehr als inländiſchen Geſchäftsinhabern 
der Grundſatz: „Kaufmannsgut: Ebbe und Flut“ geläufig. 
Durch vorſichtige Bewertungen der Aktiven ſeiner Firma 
trägt er dem Rechnung. Anders als der binnenländiſche Kauf⸗ 
mann identifiziert der Hanſeat ſein perſönliches Intereſſe nicht 
mit dem ſeiner Firma, an welcher er beteiligt iſt; Anſehen und 
Kapitalkraft ſeiner Firma ſind ihm oft wichtiger als perſön⸗ 
liche Intereſſen. So erklärt es ſich, daß vielfach in Geſell⸗ 
ſchaftsverträgen hamburgiſcher Firmen für den Fall des Ver⸗ 
ſterbens eines Mitgeſellſchafters vorgeſehen wird, daß deſſen 
Erben an ſtillen Reſerven, welche bei deſſen Ableben in der 
Firma etwa vorhanden ſein ſollten, nicht beteiligt werden, 
vielmehr im Intereſſe der Firma bei dieſer verbleiben und 
damit den gegenwärtigen und künftigen Teilhabern zugute 
kommen. Bei Auflöſung ſolcher Reſerven werden ſie als Ein⸗ 
kommen der dann Beteiligten ſteuerlich erfaßt. Als ein Teil⸗ 
haber einer Hamburger OHG. verſtarb, nahm der Fiskus 
einen derartigen Geſellſchaftsvertrag zum Anlaß, um die 
Firmenbilanz auf Vorhandenſein „ſtiller Reſerven“ hin zu 
prüfen, ſolche in ſehr namhafter Höhe zu ſchätzen, und den 
Anteil der einzelnen Geſellſchafter an ſolchen ſtillen Reſerven 
für den Fall, daß kein Geſellſchaftsvertrag mit entſprechender 
Regelung vorlag, nach den geſetzlichen, für die Liquidation 
geltenden Beſtimmungen zu errechnen. Die den verſtorbenen 
Geſellſchafter überlebenden Inhaber der Firma, welche dieſe 
unverändert fortſetzten, wurden wegen ſolcher Anteile an ſtil⸗ 
len Reſerven, welche infolge des Verſterbens ihres Mitgeſell⸗ 
ſchafters auf ſie übergingen, zur Erbſchaftsſteuer heran⸗ 
gezogen, indem die Vorſchrift des Geſellſchaftsvertrags, nach 
welcher bei Verſterben eines Geſellſchafters die Geſchäftsbilanz 
für die Auseinanderſetzung mit den Erben — ohne Auf⸗ 
löſung von Reſerven — maßgebend ſein ſollten, als Ver⸗ 
mächtnis des verſtorbenen Geſellſchafters zugunſten ſeiner Mit⸗ 
geſellſchafter ſteuerlich behandelt wurde. Dem Rechtsbeſchwerde⸗ 
verfahren beim RF. trat der Reichsminiſter der Finanzen 
bei und ſtützte den Steueranſpruch des Fiskus auch auf 
Schenkung oder freigebige Zuwendung unter Lebenden. Ob⸗ 
wohl bei ähnlicher Sachlage in einer früheren Entſcheidung 
— wo allerdings beſondere Verhältniſſe vorlagen — vom 
RF. eine Erbſchaftsſteuerpflicht bejaht war, hat der RFQ. 
in der für hamburgiſche Verhältniſſe ſehr wichtigen Ent⸗ 
ſcheidung (Vb A 339/27) grundſätzlich ſowohl Erbſchaftsſteuer⸗ 
pflicht wie Schenkungsſteuerpflicht in derartigen Fällen ver⸗ 
neint. Aus der Begründung verdienen folgende Ausführun⸗ 
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gen hervorgehoben zu werden: Scheidet ein Geſellſchafter aus 
einer OHG. aus, ſo wächſt ſein Anteil den übrigen zu; der 
Ausſcheidende erhält lediglich einen Abfindungsanſpruch in 
Geld, der ſich im weſentlichen mit dem Werte ſeines Anteils 
beim Ausſcheiden deckt. Ob das Ausſcheiden durch den Tod 
eines Geſellſchafters bewirkt wird, oder aus einem anderen 
Grunde, iſt rechtlich gleichgültig, ſofern, wie hier, das Fort⸗ 
beſtehen des von der Geſellſchaft betriebenen Unternehmens 
vereinbart iſt. Durch den Tod eines Geſellſchafters werden 
die überlebenden Mitinhaber der Firma Alleininhaber des 
Geſellſchaftsvermögens; die Erben find auf den Nachlaß des 
Erblaſſers angewieſen, zu dem — ſoweit die Beteiligung an 
der Geſellſchaft in Betracht kommt — nur der Abfindungs⸗ 
anſpruch gehört. Deſſen Höhe ergibt ſich, da es ſich um nach⸗ 
giebiges Recht handelt, nicht aus dem Geſetze, ſon⸗ 
dern aus dem Vertrage. Danach ſoll er hier beſtehen 
aus dem buchmäßigen Kapitalanteile des Erblaſſers. Bei 
einer Regelung dieſer Art haben die Erben an den ſtillen 
Reſerven keinen Anteil, dieſe Mehrwerte der Subſtanz ver⸗ 
bleiben vielmehr ebenſo wie der innere Wert des Unter⸗ 
nehmens (Firma, Kundſchaft uſw.) den das Geſchäft über⸗ 
nehmenden Teilhabern. Es handelt ſich dabei um eine durch⸗ 
aus übliche Regelung der Fortſetzung des Unternehmens 
durch die bisherigen Geſellſchafter. Ihr Zweck beſteht vor⸗ 
nehmlich darin, die Überlebenden zur Fortführung des Unter⸗ 
nehmens zu bewegen, die bei der geſetzlichen Regelung in⸗ 
folge des Wegfalls eines Teils der ſtillen Reſerven häufig 
unmöglich oder doch bedenklich erſcheinen könnte. Hiernach 
liegt keine Schenkung vor, ſondern ein gegenſeitiger Vertrag, 
wobei der eine Teil gibt, um den anderen zu einer Gegen⸗ 
leiſtung — der Fortführung des Geſchäfts — zu ver⸗ 
anlaſſen. („do ut facias“) Gegenſeitig iſt der Vertrag auch 
ein gewagtes Geſchäft. Denn bei ſeinem Abſchluß war nicht 
vorauszuſehen, welcher Geſellſchafter überleben und dadurch 
den Zuwachs erwerben würde. Schließlich nahmen die Ver⸗ 
tragsteile gegenſeitig auch das weitere Wagnis auf ſich, daß 
beim Tode des Erſtverſtorbenen ſein buchmäßiges Kapital⸗ 
konto, das den Erben zufiel, vielleicht höher ſein konnte als 
das geſetzliche Abfindungsguthaben. Aus dieſen Gründen er⸗ 
gibt ſich, daß es ſich bei dem Vertrag um keine Zuwendung 
ohne entſprechende Gegenleiſtung, alſo um keine Schenkung 
des Verſtorbenen an die Überlebenden handelte, gleichviel, 
ob die Beteiligung der Geſellſchafter gleich oder, wie hier, 
weſentlich verſchieden war. Von einer verſchleierten Schen⸗ 
kung kann deshalb keine Rede ſein, weil die Geſellſchaft nicht 
im Hinblick auf die damals noch nicht vorausſehbaren Be⸗ 
ſteuerungen errichtet worden iſt, der Geſellſchaftsvertrag viel⸗ 
mehr in ſeinen verſchiedenen, durch den Wechſel im Beſtande 
der Geſellſchafter bedingten Neufaſſungen bereits ſeit vielen 
Jahrzehnten die ſtreitige Klauſel enthält und weil ſeitdem alle 
Ausſcheidenden in gleicher Weiſe tatſächlich auf ihr Kapital⸗ 
konto beſchränkt worden ſind. Typiſch für die von der 
Rechtſprechung in Zivilſachen völlig abweichende Einſtellung 
des RFhH. in der Rechtſprechung in Steuerſachen find die 
Ausführungen des 5. Senats am Schluß des vorerwähnten 
Urteils, in welchem gegen die vom Fiskus allgemein er⸗ 
hobenen Bedenken Stellung genommen wird, daß den ver⸗ 
bleibenden Geſellſchaftern in Fällen der vorliegenden Art ein 
Vermögenszuwachs ohne Beſteuerung zufließen würde, wenn 
eine Erbſchafts⸗ bzw. Schenkungsſteuerpflicht verneint werde. 
Der Ri. führt hier aus, daß eine Ergänzung einer Lücke 
im Erbſch StG. auf Grund von § 4 RAbgoO. dann in Er⸗ 
wägung gezogen werden könne, wenn zuvor feſtſtände, daß es 
ſich bei dem Erwerbe nicht um einen Gewinn handele, der 
beim Vorliegen der ſonſtigen Vorausſetzungen wenigſtens in 
Zukunft nach dem EinfSt®. 1925 ſteuerpflichtig fein würde 
(86 Abſ. 3, § 30 Abſ. 1 Nr. 2). Eine Entſcheidung dieſer 
Frage ſei indeſſen gerade in dieſem verneinenden Sinne vom 
RF. nicht erfolgt (vgl. Urteil v. 13. Juni 1928). Würde 
alſo vom RF. eine ſteuerliche Erfaſſung der Bereicherung 
der Mitgeſellſchafter des verſtorbenen Geſellſchafters infolge 
einer Lücke des Einkommen ſteuergeſetzes grundſätzlich zu 
verneinen ſein, dann würde der Erbſchaftſteuerſenat 
des RF. eventuell durch entſprechende Ergänzung des gel⸗ 
tenden ErbſchStG. entgegengeſetzt entſchieden haben. Rein 
juriſtiſche Erwägungen ſind eben im Steuerrecht keineswegs 
allein ausſchlaggebend. 
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4. Einkommenſteuerpflicht beim Ausſcheiden. 
eines Geſellſchafters einer offenen Handels⸗ 
geſellſchaft oder Kommanditgeſellſchaft. 


Das in dem äußerſt wichtigen vorhergehenden Urteil des 
AF. am Schluß erwähnte RFHUrt. v. 13. Juni 1928 iſt 
ebenfalls in einer Hamburger Sache ergangen. In einem 
Geſellſchaftsvertrage einer OHG. war zwiſchen den Geſell⸗ 
ſchaftern vereinbart, daß, wenn ein Geſellſchafter ſtirbt, deſſen 
Erben neben ihren Anſprüchen auf Auszahlung des Kapital⸗ 
kontos bzw. der Guthaben des Verſtorbenen an Stelle einer 
Beteiligung am geſchäftlichen Gewinn als Gewinnerſatz für 
das Sterbejahr 30000 AN und für das unmittelbar dieſem 
folgende Kalenderjahr ebenfalls 30 000 RN ausbezahlt er⸗ 
halten ſollten. Das Finanzgericht Hamburg betrachtete die 
Auszahlung der 30000 „, welche an die Erben des ver— 
ſtorbenen Geſellſchafters, nämlich deſſen Witwe, erfolgte, als 
Entſchädigung für entgehende Einnahmen (§ 44 Ziff. 1). In 
der Rechtsbeſchwerde wurde hiergegen eingewandt, daß die 
Witwe niemals am Geſchäft ihres verſtorbenen Ehemannes 
gewinnbeteiligt geweſen ſei, daher die Auszahlung der 
30 000 „% nicht als Entſchädigung aufgefaßt werden könne, 
welche für ihr entgehende Einnahmen gezahlt werde. Auch 
der RFH. verneint die Zuläſſigkeit der Hinzurechnung der 
fraglichen 30 000 % zum ſteuerpflichtigen Einkommen der 
Wikwe. Er begründet dieſen Standpunkt aber damit, daß die 
fragliche Vereinbarung über den von der Geſellſchaft bei Be⸗ 
endigung des Geſellſchaftsverhältniſſes an den ausſcheidenden 
Geſellſchafter bzw. deſſen Erben zu zahlenden Gewinn, nicht 
für ſich, ſondern nur als Teil der geſamten Beſtimmungen 
des Geſellſchaftsvertrages über die Auseinanderſetzung zu be⸗ 
trachten ſei, und der Gewinn daher nur einen Teil der Lei⸗ 
ſtungen bilde, die von dem nichtverſtorbenen Vertragsteile 
an die Erben des Verſtorbenen für die bisherige Beteiligung 
des Verſtorbenen an dem Unternehmen zu zahlen ſei. Es 
handele ſich hierbei um ein bedingtes Geſchäft des Ver⸗ 
ſtorbenen mit ſeinen Mitgeſellſchaftern betreffend Veräuße⸗ 
rung ſeiner Beteiligung an dem Unternehmen, und zwar im 
vorliegenden Fall bedingt durch ſein Ausſcheiden infolge Ver⸗ 
terbens, indem durch den Tod eines Geſellſchafters das Ge⸗ 
ſellſchaftsverhältnis nicht berührt, vielmehr von den Über⸗ 
ebenden unverändert übernommen und fortgeſetzt werden 
ſolle. Mit Eintritt der Bedingung, alſo mit dem Tode des 
Ehemanns der Beſchwerdeführerin, ſei die Bedingung des 
Veräußerungsgeſchäfts eingetreten, dieſes wirkſam geworden. 

amit ſei mit dem Tode des Verſtorbenen die Vorausſetzung 
des § 30 Abſ. 1 EinfSt®. gegeben, nach welchem als Ein⸗ 
künfte aus Gewerbebetrieb auch die Gewinne gelten, die bei 
eräußerung eines Gewerbebetriebs als ganzen oder eines 
Teiles eines folchen erzielt werden. Die fraglichen 30 000 AN 
eien daher als Gewinn aus einem Veräußerungsgeſchäft ge- 
mäß 830, und zwar als gewerbliches Einkommen aus dem 
mit dem Tode des Verſtorbenen endenden Wirtſchaftsjahres, 
nicht aber als Gewinn oder Einkommen der Erben, bzw. im 
vorliegenden Falle der Witwe, zu behandeln. 
Die Konſequenz dieſes Urteils des NFH. iſt weitergehend, 
daß in Fällen, wo ein Geſellſchafter verſtirbt und an deſſen 
Erben ein Auseinanderſetzungsguthaben auszuzahlen iſt, wel⸗ 
ches das Kapitalkonto des Verſtorbenen überſteigt, die Dif⸗ 
ferenz als Veräußerungsgewinn für Veräußerung eines Teiles 
eines Gewerbebetriebes gemäß 8 30 Abſ. 1 EinkStG. auch 
der Einkommenſteuer — allerdings gemäß 8 58 zu dem er⸗ 
mäßigten Steuerſatz von 10—20 % — unterliegt. 
t Eine weitere Konſequenz der im übrigen vom Ein⸗ 
Immenſteuerſenat des NFH. vertretenen Auffaſſungen über 

euerbilanzen iſt die, daß in der Bilanz der OHG. bzw. 
fort manditgeſellſchaft, welche die überlebenden Geſellſchafter 

ehen, der das Kapitalkonto des Verſtorbenen über⸗ 

de Betrag als Erwerbspreis für den Anteil des Ver⸗ 
N am „Goodwill“ zu betrachten und in der Steuer⸗ 
er Firma zu aktivieren iſt. 


Eine 1 8 5 8 
e Geſelgsdeſondere Komplikation tritt dann ein, wenn nicht 


car Gast ſelbſt bzw. die überlebenden Geſellſchafter im 
Fee 9 Beteiligungen, ſondern ein Ge⸗ 
n den Geſchäftsanteil des Ausgeſchiedenen allein ent⸗ 
ie übernimmt und die übrigen Geſellſchafter neben ihm 
unverändert beteiligt bleiben. Dann kann der von einem 
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Geſellſchafter hinzuerworbene Geſchäftsanteil nicht in der 
Firmenbilanz der Geſellſchaft aktiviert und eventuell ab⸗ 
geſchrieben werden. Nach den Bilanzauffaſſungen des RIP. 
bleibt dann nur die Möglichkeit, daß der Geſellſchafter, der 
den Geſchäftsanteil des Ausſcheidenden übernommen hat, die 
Aktivierung in einer beſonderen Privatbilanz hierfür vor⸗ 
nimmt und eventuell hier allmählich abſchreibt. 
Es ergeben ſich ſteuerlich Konſtruktionen und Maß⸗ 
nahmen, mit denen in der Praxis nicht gerechnet wurde. 


5. Zuläſſigkeit von Abſchreibungen auf ein 
„Goodwill-Konto“. 


Wie ſteuerrechtlich ein „Goodwill⸗Konto“, das in Steuer- 
bilanzen aufgenommen werden mußte, zu behandeln ſei, iſt 
eine Frage, welche in der Rechtſprechung noch der Klärung 
bedarf. Der NFH. hat in feiner Entſch. v. 27. März 1928 
(StW. 7. Jahrg. Nr. 417) den Grundſatz ausgeſprochen, 
daß Abſchreibung auf einen aktivierten Geſchäftswert, auf ein 
„Goodwill-Konto“ für entgeltlich erworbene Geſchäftsbeteili⸗ 
gung nur dann und nur in dem Umfange zuläſſig ſei, wenn 
und inſoweit der Geſchäftswert in einem beſtimmten Steuer⸗ 
abſchnitt zurückgegangen ſei. Auch Präſident Becker vom 
NH. hat in ſeinem Komm. z. EinkStG. ©. 370 die Zu⸗ 
läſſigkeit einer Abſchreibung auf ein ſolches Geſchäftswert⸗ 
Goodwill⸗Konto, inſoweit eine Verminderung des Geſchäfts⸗ 
wertes nicht nachgewieſen werde, verneint. Dieſer radikalen 
— dem kaufmänniſchen Empfinden und der kaufmänniſchen 
Praxis völlig widerſprechenden — Auffaſſung iſt bereits 
Reichsfinanzrat Mirre in „Zeitgemäße Steuer⸗ und Finanz⸗ 
fragen“ 1929, 122 entgegengetreten. Entſcheidend muß ſein, 
daß dieſe Frage nicht nach Schema F, ſondern unter Be⸗ 
rückſichtigung der geſamten Umſtände des Einzelfalls zu 
beurteilen iſt. Der vorerwähnte Grundſatz der Unzuläſſig⸗ 
keit von Abſchreibungen auf Geſchäftswertkonto, wenn der 
Geſchäftswert unverändert bleibt, iſt m. E. nur zu ver⸗ 
treten, wenn der Geſchäftswert tatſächlich, wie es aber nur 
in wenigen Fällen der Fall ſein wird, allein auf Geſchäfts⸗ 
beziehungen und ideellen Werten beruht, die ausſchließlich am 
Namen der Firma hängen und unabhängig von den hinter 
der Firma ſtehenden geſchäftsführenden Geſellſchaftern ſind, 
z. B. dann, wenn eine Firma beſtimmte Patente verwertet, 
oder im Beſitz von Warenzeichen iſt, welchen die geſchäftlichen 
Erfolge zu verdanken ſind. Ganz anders iſt aber, gerade auf 
Grund der wirtſchaftlichen Betrachtungsweiſe, welche für das 
ganze Steuerrecht gilt, die Sachlage zu beurteilen, wenn es 
ſich um eine Firma handelt, deren Erträge auf Grund der 
Arbeit und Tüchtigkeit der jeweiligen Firmeninhaber beruht. 
Das Finanzgericht Hamburg hat daher auch in einer 
neuen Entſch. v. 17. Juli 1929 den kaufmänniſchen Grund⸗ 
ſatz anerkannt, daß ein Goodwill⸗Konto, auf welchem ein er⸗ 
worbener Geſchäftsanteil aktiviert worden iſt, allmählich ab⸗ 
geſchrieben werden müſſe. Die alte übernommene Firma ver⸗ 
liert — wie das Finanzgericht Hamburg ausführt — mehr 
und mehr an Bedeutung im gleichen Verhältnis, wie das 
Geſchäft infolge der Perſönlichkeit der das Geſchäft fort⸗ 
führenden Inhaber das Vertrauen des Publikums gewinnt. 
Der Ruf der alten Firma, für den die Aufwendung gemacht 
iſt, wird nur eine gewiſſe Spanne Zeit nachwirken; ſobald 
dieſe Nachwirkung aufhört, hängt das Schickſal der Firma 
von der Tätigkeit des Firmenerwerbers ab. Iſt dieſer Zeit⸗ 
punkt eingetreten, ſo iſt der für den Firmenwert gezahlte Be⸗ 
trag verloren. Bis dahin muß der Aktivpoſten durch an⸗ 
gemeſſene jährliche Abſchreibungen getilgt ſein. In welcher 
Zeitſpanne dies geſchieht, iſt abhängig von der Bedeutung, 
die die alte Firma gehabt hat, und von der Fähigkeit der 
Erwerber, durch perſönliche Tüchtigkeit die Bedeutung der 
alten Firma hochzuhalten. 


In dem zur Entſcheidung ſtehenden Fall handelte es 
ſich darum, daß ein Kaufmann ſich von ſeinem Teilhaber 
trennte und dieſem als Abfindung 200 000 % für die 
Übernahme der Firma bezahlte. Mit den Finanzbeamten 
wurde vereinbart, daß der für die Überlaſſung des Geſchäfts 
gezahlte Preis von 200 000 % als Goodwill-Konto zu akti⸗ 
vieren und in fünf Jahren mit je 40 000 AN abzuſchreiben 
ſei. Für zwei Jahre iſt dieſe Abſchreibung vom Geſchäfts⸗ 
wertkonto auch bei der Veranlagung vom Finanzamt an⸗ 
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erkannt worden; ſie wurde alsdann aber plötzlich verweigert 
mit dem Hinweis, daß ein Nachweis für ein weiteres Sinken 
des Geſchäftswertes nicht erbracht und wegen der Erträge des 
Geſchäfts auch nicht anzunehmen ſei. Das Finanzgericht 
Hamburg erkannte dagegen eine Tilgung des Goodwill-Stontos 
im Laufe von zehn Jahren an. Auch der RF. wird ſich in 
ſeiner weiteren Rechtſprechung der Zuläſſigkeit ſolcher Til⸗ 
gung eines Goodwill-Kontos im Laufe einiger Jahre nicht 
verſchließen können, insbeſ. dann nicht, wenn es ſich um eine 
Agentur⸗, Makler⸗ oder Kommiſſionsfirma handelt, bei welcher 
der Geſchäftserfolg von der perſönlichen Tätigkeit und Tüchtig⸗ 
keit des jeweiligen Inhabers in erſter Linie abhängig iſt, und 
daher der alte Ruf und die erworbene Kundſchaft durch die 
Tüchtigkeit des Firmenerwerbers erhalten bzw. durch Erwerb 
neuer Geſchäftsbeziehungen gefördert werden muß. Der R§H. 
hat in einer neuen Entſch. v. 30. Jan. 1929 (Mrozek, 
Nr. 16, zu § 12 Abſ. 1 und 2 EinkStG.) dieſen Grundſatz 
auch bereits für den Fall der Übernahme einer Anwalts⸗ 
praxis anerkannt und gebilligt, daß der zu aktivierende Good- 
will verhältnismäßig ſchnell abzuſchreiben ſei, da ſich die alten 
Beziehungen des ſeine Praxis veräußernden Anwalts ſchnell 
verflüchtigen und für den Erwerber alles davon abhänge, 
daß ſich zwiſchen ihm und ſeinen Klienten in ſeiner Anwalts⸗ 
praxis von neuem ein Vertrauensverhältnis bildet. Dieſer 
Grundſatz darf nicht auf freie Berufe beſchränkt, ſondern muß 
vielmehr auf kaufmänniſche Unternehmen entſprechend an⸗ 
gewandt werden. 


6. Fob-Klauſel und Umſatzſteuer. 


Die Erfahrung, daß richtige Gedanken und Beurteilungen 
oft geraumer Zeit bedürfen, um zur Geltung zu gelangen, 
beſtätigt ſich auch bei der Beurteilung der Fob-Rlaufeln für 
die Umſatzſteuer. Die Frage iſt hier, ob Verkäufe und Liefe⸗ 
rungen von deutſchen Unternehmen in das Ausland als 
umſatzſteuerfreie Ausfuhr dann gelten, wenn Liefe⸗ 
rung free on bord eines Schiffes im deutſchen Hafen ver⸗ 
einbart iſt, das die Ware ins Ausland bringt, oder ob hier 
wegen der Lieferung an Bord des im inländiſchen Hafen 
liegenden Schiffes umſatzſteuerpflichtige Inlands⸗ 
lieferungen vorliegen. Dieſe Frage ſpielt insbeſ. in der 
Zuckerinduſtrie eine große Rolle. Die Geſchäfte wickeln ſich 
hier wie folgt ab: Der ausländiſche Käufer finanziert den 
Betrieb der Zuckerfabrik durch Kredite. Zur Sicherheit dieſer 
Kredite werden Zuckermengen in entſprechendem Werte dem 
Kreditgeber verpfändet bzw. übereignet. Der vom ausländi⸗ 
ſchen Käufer und Kreditgeber beſtellte und in Auftrag ge⸗ 
gebene Zucker wird alsdann raffiniert, und der gewonnene 
Weißzucker wird an Bord eines Schiffes in einem inländiſchen 
Hafen geliefert, welches den Zucker ins Ausland bringt. Die 
Zuckerfabrik erhält gegen Lieferung des Weißzuckers an Bord 
des Schiffes Konnoſſemente. Dieſe werden nach London ge⸗ 
ſandt, um dem dortigen Käufer gegen Zahlung präſentiert 
zu werden. Die Zahlung des Käufers erfolgt durch teilweiſe 
Verrechnung mit dem vorher zur Finanzierung des Unter⸗ 
nehmens gegebenen Kredit und Begleichung der Spitzen⸗ 
beträge. Der dem Käufer als Kreditgeber zur Sicherheit 
übereignete Zucker, der natürlich nicht identiſch iſt mit dem 
auf Grund des Kaufvertrags gelieferten Zucker, wird frei⸗ 
gegeben und von der Zuckerfabrik anderweitig verwertet. Ehe 
der Käufer in London die Konnoſſemente erhält und damit 
die Verfügungsmacht über die Ware bekommt, hat das Schiff 
den inländiſchen Hafen mit dem verkauften Zucker längſt ver⸗ 
laſſen und befindet ſich im Auslande bzw. auf hoher See, um 
den verkauften Zucker an den ausländiſchen Beſtimmungsort 
zu bringen. Zuerſt iſt vom Fiskus verſucht worden, die 
Lieferungsübereignung von Zucker für die vom Ausländer 
gewährten Kredite als inländiſche Warenlieferung der Umſatz⸗ 
ſteuer zu unterwerfen. Dies hat der NFH. in feiner Entſch. 
v. 16. Juli 1926 (VA 475/26) für unzuläſſig erklärt. Ein 
zweiter Geſichtspunkt, die Umſatzſteuer zu rechtfertigen, war 
der, daß allein aus der „Fob⸗Klauſel“ in den Abſchlüſſen ein 
umſatzſteuerpflichtiges Inlandsgeſchäft erwieſen ſei, ohne im 
Einzelfall zu unterſuchen, ob nicht trotz der Fob⸗Klauſel effek⸗ 
tive Ausfuhr ins Ausland vorlag. Jahrelang hat die Ver⸗ 
waltungspraxis und die maßgebende Literatur an dieſer 
ſchematiſchen Beurteilung der Fob⸗Klauſel in Kaufabſchlüſſen 
mit dem Auslande feſtgehalten. Im wohlverſtandenen Inter⸗ 
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eſſe der beteiligten Kreiſe mußte jahrelang die Herbei⸗ 
führung einer Entſcheidung über dieſe Frage durch den RFTH. 
vorſichtig vermieden werden, weil ſie zweifellos zuungunſten 
der Steuerpflichtigen ausgefallen wäre, zumal auch das für 
Hamburg zuſtändige Landesfinanzamt den gleichen Standpunkt 
einnahm, daß bei Kaufverträgen mit dem Auslande mit 
Fob-Klauſel ſtets umſatzſteuerpflichtige Inlandslieferung vor⸗ 
liege. Erſt in neueſter Zeit hat die Finanzverwaltung und 
auch die Hamburger Verwaltungspraxis ſich davon überzeugt, 
daß die Aufnahme der Fob⸗Klauſel in Kaufverträgen mit dem 
Auslande keineswegs für die Frage, ob umſatzſteuerfreie Aus⸗ 
fuhr oder umſatzſteuerpflichtige Inlandslieferung vorliegt, 
entſcheidende Bedeutung habe. Andere Finanzbehörden haben 
ſich dieſer Praxis noch nicht angeſchloſſen, und es wird daher 
demnächſt auch über dieſe Frage der NFH. zu entſcheiden 
haben. Es darf aber erwartet werden, daß der Rh. ſich der 
allmählich auch vom Reichsfinanzminiſterium geteilten Be⸗ 
urteilung der Fob⸗Klauſel anſchließen wird, und zwar um fo 
mehr, als er auf Grund der für das Steuerrecht maßgeben⸗ 
den wirtſchaftlichen Betrachtung ſogar in feiner Entſch. vom 
20. Mai 1927, VA 294/27 (RSt Bl. 1927, 159 Nr. 290) den 
Standpunkt eingenommen hat, daß die Umſatzſteuerfreiheit der 
Ausfuhr dadurch nicht beeinträchtigt werde, daß „der Lieferer 
der Ware auf Anweiſung des ausländiſchen Erwerbers die 
Ware zur Verfügung eines inländiſchen Ver⸗ 
treters des Ausländers zu dem Zwecke zuſende, damit 
dieſer Beſtimmungen über die Beförderung ins Ausland und 
die Beförderungsweiſe treffe“. In dem dieſer Entſcheidung 
zugrunde liegenden Falle genügte dem NFH. die hohe Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit für die effektive Ausfuhr bei Lieferung der Ware 
auf das inländiſche Lager des Spediteurs des Ausländers, 
während in dem oben geſchilderten Fall nach Lieferung der 
Ware auf das ins Ausland fahrende Schiff und Empfang der 
Konnoſſemente abſolute Gewißheit für die Ausfuhr gegeben 
und ein Umdisponieren unmöglich geworden iſt. 


7. Einkommenbeſteuerung 
von Konſortialgewinnen. 


Die ſteuerl. Behandlung von Konſortien, Metageſchäften 
und dgl., bei welchen erſt nach mehrjährigem Beſtehen Ab⸗ 
wicklung und Abrechnung mit den Konſorten bzw. Beteiligten 
erfolgt, bietet vielfach Schwierigkeiten. Der REG. hat ſich 
mit dieſen Fragen bisher noch nicht zu befaſſen gehabt. Um 
ſo intereſſanter iſt ein rechtskräftig gewordenes finanzgericht⸗ 
liches Urt. v. 14. März 1929. Intereſſenten hatten ſich zu 
einem Konſortium zuſammengeſchloſſen, um Aktien eines be⸗ 
ſtimmten Unternehmens zu erwerben und mehrere Jahre zu 
halten und unter einheitliche Verwaltung zu ſtellen mit der 
Maßgabe, daß die Verwaltung neue Aktien hinzukaufen und 
alte Aktien verkaufen konnte, auch die eingehenden Divi⸗ 
denden für den Aktienbeſitz zum Neuankauf von Aktien ver⸗ 
wenden ſollte, und daß Abrechnung mit den einzelnen Kon⸗ 
ſorten erſt nach Ablauf der mehrjährigen Friſt mit der Ab⸗ 
wicklung des Konſortiums zu erfolgen habe. Nach rund drei⸗ 
jährigem Beſtehen wurde das Konſortium aufgelöſt. Ein be⸗ 
teiligter Konſorte erhielt rund 30 000 AN als ſeinen Gewinn⸗ 
anteil, welcher ſich teilweiſe aus Veräußerungsgewinnen bei 
Verkauf von Aktien, teilweiſe aus Dividenden während des 
Beſtehens des Konſortiums zuſammenſetzte. Zur Frage ſtand, 
ob eine Hinzurechnung dieſes Gewinns des Konſortiums zum 
ſteuerpflichtigen Einkommen des Konſorten für das Jahr 
1926 berechtigt ſei. Da der Konſorte gleichzeitig Mitglied des 
Aufſichtsrats der fraglichen Akt. war, wurde — obwohl 
andere Konſorten dem Aufſichtsrat nicht angehörten — ver⸗ 
ſucht, den Gewinnanteil des Konſorten als verſchleierte 
Aufſichtsrattantieme zur Einkommenſteuer bei dem Kon⸗ 
ſorten und folglich auch als körperſchaftſteuerpflichtigen 
Gewinn der Akt. — 8 17 Nr. 4 KörpStG. — heran⸗ 
zuziehen. Dieſe Begründung hat das Finanzgericht ohne wei⸗ 
teres abgelehnt, weil der Gewinnanteil des Konſorten gar 
nicht von der AktG. ſelbſt, fondern vom Konſortium un⸗ 
mittelbar bei deſſen Auflöſung zu zahlen war und gezahlt 
wurde. Das Finanzgericht hat aber ferner zutreffend feſt⸗ 
geſtellt, daß der Konſortialgewinn des Beteiligten, inſoweit 
er aus Aktienverkäufen ſich ergab, nicht zu den in $ 6 Eink⸗ 
StG. aufgezählten Einkommen gehöre und daher — zumal 
feſtſtand, daß die Aktienveräußerungen nicht als Spekulations⸗ 
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geſchäfte angeſehen werden konnten (§ 42) — keiner Ein- 
kommensbeſteuerung unterliegt. Andererſeits bejahte das 
Finanzgericht zutreffend die Einkommenſteuerpflicht des Kon⸗ 
ſortialgewinns, inſoweit er ſich aus Dividenden, welche das 
Konſortium einkaſſiert hatte, zuſammenſetzte; es entſchied aber 
die Frage, ob die Dividenden anteilig in den einzelnen drei 
Jahren, in welchen ſie bei dem Konſortium eingegangen waren, 
oder erſt bei Abwicklung des Konſortiums im letzten Jahr 
insgeſamt auf einmal ſteuerpflichtiges Dividendeneinkommen 
der Konſorten darſtelle, im letzteren Sinne. M. E. iſt die 
letztere Entſcheidung nicht zutreffend. Es hätten vielmehr für 
die einzelnen Jahre, d. h. für jeden einzelnen Steuerabſchnitt 
die vom Konſortium bezogenen Dividenden anteilig unter die 
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Konſorten verteilt und in den einzelnen Jahren den ſteuer⸗ 
pflichtigen Einkünften der Konſorten hinzugerechnet werden 
müſſen, und dieſe hätten in den einzelnen Steuerabſchnitten 
die von der AktG. in Abzug gebrachte Kapitalertragſteuer an⸗ 
teilig in Anrechnung bringen können. 

Der zur Verfügung ſtehende Raum gebietet Beſchränkung 
auf vorſtehende Hinweiſe und Verzicht auf weitere Beiſpiele 
intereſſanter ſteuerrechtlicher Probleme, die das hamburgiſche 
Wirtſchaftsleben, insbeſ. auf dem Gebiet des Geſellſchafts⸗ 
rechtes, der Intereſſengemeinſchaften und Konſortien, der 
Fuſionen, insbeſ. unter Einbeziehung des Steuermilderungs⸗ 
halte des wichtigen Vilanzrechtes uſw. in reicher Fülle 

ietet. 


Die Beſtenerung von Wahlkonfuln. 


Die Beſteuerung von Wahlkonſuln ſpielt für Hamburg, als 
größten Hafen des europäiſchen Kontinents, eine wichtige Rolle. 
Die meiſten Handelsverträge gewähren den Konſuln wichtige Steuer⸗ 
privilegien, wobei gewöhnlich auf die Privilegien der meiſtbegün⸗ 
ſtigten Staaten Bezug genommen wird. Als Standardvertrag für 
einen meiſtbegünſtigten Staat wurde früher der bulgariſche Handels⸗ 
vertrag von 1913 (RED. 435, gekündigt 23. Sept. 1926) ange⸗ 
geſehen; gem. Art. 6 Abſ. 2 dieſes Vertrages genoſſen die bulgari⸗ 
ſchen Konſuln Steuerfreiheit von allen direkten perſönlichen Abgaben, 
wenn fie „Berufskonſuln“ und Staatsangehörige des Ente 
ſendeſtaates waren und wenn ſie keine private Erwerbstätigkeit 
ausübten. Dieſe Beſtimmung war für die Wahlkonſuln ungünſtig. 
Heute wird als Standardvertrag das Handelsabkommen mit den 
United States von 1925 (RG Bl. II, 805) angeſehen; gem. Art. 19 (ähn⸗ 
liche Beſtimmungen über Zollfreiheit vgl. Art. 27) find „Ronfular- 
beamte“ (Consular Officers), die Staatsangehörige des Ent⸗ 
ſendeſtaates ſind und die keine Erwerbstätigkeit privater Art 
ausüben, befreit von Steuern auf ihre Perſon und auf ihr Eigen⸗ 
tum, mit Ausnahme für Steuern auf Beſitz oder Eigentum an un⸗ 
beweglichem Vermögen, das innerhalb Deutſchlands liegt, und mit 
weiterer Ausnahme für Steuern auf Einkünfte aus Vermögen irgend⸗ 
welcher Art, das innerhalb Deutſchlands liegt oder nach Deutſch⸗ 
land gehört. 

Hierdurch find die Wahlkonſuln in den Kreis der Vevorrech⸗ 

tigten aufgenommen worden; außerdem kommt es nicht mehr dar⸗ 

auf an, daß der Betreffende „Nichtdeutſcher“ iſt, ſondern nur darauf, 

daß er die Nationalität ſeines Konſulates teilt, denn es iſt nicht da⸗ 

von die Rede, daß es ſchadet, wenn der betreffende Konſul außer 

best ausländiſchen Staatsangehörigkeit etwa noch die deutſche 
itzt. 

Daß der Wahlkonſul als „Konſularbeamter“ (Consular Of- 
ficer) i. S. Art. 19 anzuſehen iſt, kann keinem Zweifel unterliegen. 
Das deutſche Konfulats®. v. 8. Nov. 1867 ſpricht ausdrücklich von 
„Ehrenbeamten“, ebenſo fällt gem. 88 16 u. 21 RBG. i. d. Faſſ. v. 
18. Mai 1907 (RGBl. 245) der deukſche Wahlkonſul unter den Be 
griff des Reichsbeamten; deshalb vertritt auch das Wörterb. des 
Deutſchen Staats⸗ u. Verwaltungsrechts (2. Aufl., S. 619) den 
Standpunkt, daß auch die Wahlkonſuln den ſtaatsrechtlichen Cha⸗ 
rakter von Beamten haben. 

Dieſe günſtigere Regelung der Steuerverhältniſſe von Wahl⸗ 
konſuln fept ſich in der Praxis erſt allmählich durch. So spricht 
. B. der RF M. in 8 40 Abſ. 3 AusfBeſt. z. KraftfStG. v. 13. Juli 
1988 noch von „konſulariſchen Vertretern, die Berufsbeamte find“. 
zu erdings iſt Schon häufiger im Billigkeitswege den ausländiſchen 

ahlkonſuln Befreiung von der KraftfSt. gewährt worden, insbeſ. 
weil der Entſendeſtaat die Gegenſeitigkeit gewährte. Es wäre aller⸗ 
Und ſehr zu wünſchen, daß die vom Deutſchen Reiche völkerrecht⸗ 
di Ä vereinbarte Beſſerſtellung der Wahlkonſuln auch ausdrücklich in 
9 de ſenden Rechts VO. aufgenommen würden, wie es feiner 
Tg Geſetzgebung (8 5 Eink StG. und 8 4 Abſ. 1 Nr. 10 Verm⸗ 
erat getan hat. Auf jeden Fall ſind die ſteuerlichen Rechtsnormen 
des d auszulegen, daß ſie mit den völkerrechtlichen Verpflichtungen 
(Urt. eutſchen Reiches übereinſtimmen; insbeſ. ſteht auch der RF. 

„28. Mai 1927: StW. 1927 Nr. 400 und Becker: SM. 
RVerf Gas) auf dem Standpunkt, daß die SteuerRipr. gem. Art. 4 
beachten e allgemein anerkannten Grundſätze des Völkerrechts zu 
normen . Um fo mehr muß dies für diejenigen Völkerrechts 
worden faden, die ausdrücklich vom Deutſchen Reiche anerkannt 
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Ein eigenartiger Fall des Totalverluſtes in der 
Heeverſicherung. 


Auf den verſchiedenſten Rechtsgebieten ergibt es ſich immer wieder, 
daß das Leben erfindungsreicher iſt, als die kühnſte Vorſtellung. 
Das zeigte ſich bei einem kürzlich vorgekommenen Fall aus dem 
Gebiet der Seeverſicherung, in dem der Begriff des „Totalverluſtes“ 
mit Bezug auf ein aufgelaufenes Schiff in Frage ſtand. 

Wenn man in Ritters Werk über die Seeverſicherung die 
Ausführungen über den Totalverluſt eines Schiffes lieſt, ſo 
findet man (Anm. 6 zu § 71) eine Erörterung darüber, wann das 
Schiff dem Verſicherungsnehmer ohne Ausſicht auf Wiedererlangung 
entzogen iſt und aus dieſem Grunde auch ohne Vernichtung der Sub⸗ 
ſtanz „total verloren“ iſt. Ritter geht hier mit dem ihm eigenen, 
ſchlechterdings nicht zu überbietenden logiſchen Scharfſinn die ver⸗ 
ſchiedenen Fälle durch und ſpricht aus, daß verſicherungsrechtlich ein 
erheblicher Unterſchied zwiſchen dem Falle beſtehe, wo ein Schiff auf⸗ 
brenne, und dem, wo es auflaufe und zunächſt nicht abgebracht werden 
könne. Die angeführten Beiſpiele aus der Rechtſprechung zeigen dabei, 
daß bei dem Auflaufen an Fälle gedacht iſt, wo das Schiff auf ein 
Riff oder eine Sandbank geraten iſt und dort der Verfügung des 
Verſicherungsnehmers entzogen iſt und es ſich nun darum handelt, 
wie, um es kurz auszudrücken, die Möglichkeit des Wiedererlangens 
verſicherungsrechtlich einzuſchätzen iſt. 

Der Fall, der den Anlaß zu dieſen Zeilen gegeben hat, beweiſt 
nun, daß es eine Sachlage geben kann, wo das Schiff weder in ſeiner 
körperlichen Beſchaffenheit zerſtört iſt, noch dem Verſicherungsnehmer 
die Verfügung entzogen iſt, und wo doch ein Sachverhalt vorliegt, 
der wirtſchaftlich einem Totalverluſt gleichſteht. 

Der Fall lag, ſoweit mir der Sachverhalt bekannt geworden 
iſt, wie folgt: ein nach den ADSBB. verſicherter deutſcher 
Dampfer wurde im Oktober 1928 durch eine Sturmflut in Holland 
aufs Land geworfen. Dort lag er; vielleicht hatte er kleinere Be- 
ſchädigungen erlitten, im weſentlichen aber war er wohl unverletzt. Nur 
in ſein heimatliches Element konnte er nicht wieder zurückgelangen; 
dazu mußte entweder wieder eine gleich hohe Sturmflut kommen, die 
im Laufe der Jahre wohl einmal einzutreten pflegt, oder es mußte 
ein Schiffahrtskanal gegraben werden, der dem Dampfer das Heraus- 
kommen ermöglichte. So lag das Schiff, aus dem die Ladung all⸗ 
mählich herausgebracht wurde, mit einer Wache beſetzt auf dem flachen 
Land. Dem Reeder wurde ſogar ſchon vorgeſchlagen, er ſolle doch ein 
Kino aus ihm machen. Die Frage war nun, wie der Fall verſiche⸗ 
rungsrechtlich zu behandeln war. Die Verſicherer bezahlten nichts, nicht 
einmal die den Reeder ſchwer belaſtenden Koſten der laufenden Unter⸗ 
haltung und Bewachung. Sie ſchloſſen aber einen „Bergungsvertrag“ 
nach dem Grundſatz „no cure no pay“ mit einer Bergungsgeſellſchaft, 
und dieſe ſuchte tatſächlich mit Erlaubnis der Regierung durch Kanal- 
bauten das Schiff herauszubekommen, aber bis jetzt vergeblich — 
wenigſtens war es Mitte Juli 1929 noch nicht befreit 1). Der Reeder 
forderte die volle Verſicherungsſumme; die Verſicherer lehnten Monate 
hindurch eine Zahlung ab, ſchließlich aber, bevor es zum Prozeß kam, 
wurde ein Vergleich erzielt, nach dem die Verſicherer den größten Teil 
der Forderung bezahlten. Das deutet darauf hin, daß ſie innerlich wohl 
nicht fo ganz davon überzeugt waren, mit ihrem Standpunkt durch⸗ 
zudringen. Bei der Beurteilung vom rein menſchlichen Standpunkt 
aus wird man auch geneigt ſein, ohne weiteres die Forderung an⸗ 
zuerkennen, und auch juriſtiſch iſt ſie m. E. berechtigt. Ganz einfach 
aug 1 iſt dies Ergebnis aber vom Boden des geltenden Rechts 
aus nicht. 


) Inzwiſchen iſt die Hebung des Dampfers nach Berichten der 
Preſſe ſchließlich geglückt. An den Ausführungen dieſes Aufſatzes 
ändert ſich dadurch nichts. Welchen Einfluß die Hebung auf die 
Vergleichszahlung hat, muß ſich in erſter Linie nach den Beſtimmungen 
des Vergleichs richten. 
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Die folgenden Ausführungen jegen es ſich nicht zum Ziel, eine 
wiſſenſchaftlich erſchöpfende und eindringende Behandlung des Pro⸗ 
blems zu geben; ſie ſollen nur ohne großen Apparat einen Weg zeigen, 
wie vielleicht zum Ziele zu kommen iſt; — Hauptſache iſt dem Verf. 
aber, den Fall ſelbſt als Stoff und Anregung für künftige Unter⸗ 
ſuchung mitgeteilt zu haben. 

Die A DSB. enthalten eigentümlicherweiſe eine allgemeine 
Begriffsbeſtimmung des Totalverluſtes nicht, ſie ſagen nur, daß 
das Schiff auch dann als total verloren „gilt“ (8 71), wenn es 
dem Verſicherungsnehmer ohne Ausſicht auf Wiedererlangung ent⸗ 
zogen, insbeſ. unrettbar geſunken iſt, oder wenn es in feiner urſprüng⸗ 
lichen Beſchaffenheit zerſtört iſt. Ferner kann der Verſicherungsnehmer 
die Verſicherungsſumme auch dann verlangen, wenn das Schiff ver⸗ 
ſchollen iſt; nach Ablauf der Verſchollenheitsfriſt kann er die Abandon⸗ 
erklärung abgeben und erlangt damit feinen Anſpruch. 

Bei dem hier gegebenen Tatbeſtand liegt, wörtlich genommen, 
keiner dieſer Fälle vor. Das Schiff iſt nicht in ſeiner urſprünglichen 
Beſchaffenheit zerſtört, denn es iſt als ein im weſentlichen un⸗ 
beſchädigtes Bauwerk da. Es iſt auch dem Reeder nicht ohne Ausſicht 
auf Wiedererlangung entzogen, denn es ſteht auf dem Lande zu ſeiner 
Verfügung, es iſt von einer Wache beſetzt, er hat den Beſitz an ihm 
und könnte, wenn er wollte, ein Kino oder ſonſt irgend etwas anderes 
aus ihm machen. Darin liegt der Unterſchied von anderen Fällen auf⸗ 
gelaufener Schiffe. Ebenſowenig iſt der Fall der Verſchollenheit ge⸗ 
geben, deſſen Vorausſetzung iſt, daß das Schiff ſeinen Beſtimmungsort 
nicht erreicht hat und daß keine Nachricht von ihm eingegangen ift. 
Es iſt ſo wenig verſchollen, daß man genau weiß, wo es iſt. Auch der 
gegenüber dem deutſchen Recht weitergehende engliſche Begriff des 
konſtruktiven Totalverluſtes würde nicht paſſen, denn ein Verluſt 
durch gänzliche Entziehung des Wertes (Voigt, SeevR. S. 635) liegt 
nicht vor, da das Schiff als keineswegs wertloſes Bauwerk auf dem 
Lande ſteht. 

Was weggefallen iſt, iſt die Benutzbarkeit als Schiff. 
Nehmen wir einmal, um den Fall in Reinkultur zu betrachten, die Sache 
ſo, als ſtehe ſofort und endgültig feſt, daß eine Wiederbenutzung des 
Schiffes zum Erwerb durch Seefahrt ausgeſchloſſen ſei. Es iſt etwa, 
gleich der Arche Noah auf dem Berge Ararat, bei einer Elemenlar⸗ 
kataſtrophe an einer Stelle gelandet, von wo ein Wegbringen end⸗ 
gültig ausgeſchloſſen iſt. Dann muß der erwähnte Geſichtspunkt ent⸗ 
ſcheiden, daß die wirtſchaftliche Benutzung als Schiff, insbeſ. als 
Kauffahrteiſchiff, ausgeſchloſſen iſt. Für den Reeder iſt es unerheblich, 
daß das Schiff auf dem Lande noch als ein in ſeinen Teilen ver⸗ 
bundenes Bauwerk ſteht. Für ihn iſt es nicht anders, als läge dort 
ein Haufen Holz oder Eiſen, die man auch noch verwerten kann, oder 
ein Wrack (ſ. die bei Ritter, Anm. 5 zu 8 71 angeführte Stelle 
aus Emerigon: „les debris du navire naufrag& existent, mais le 
navire n’existe plus“). So gut, wie dann Totalverluſt vorliegt, fo 
gut iſt es m. E. auch der Fall, wenn das Schiff nicht körperlich, aber 
in ſeiner wirtſchaftlichen Bedeutung als Schiff zerſtört iſt. Es iſt eine 
zuläſſige Ausfüllung einer Lücke, wenn man den Begriff auf dieſen 
im Geſetz und in den Bedingungen nicht geregelten Fall entſprechend 
ausdehnt. Dem Eigentümer bleibt die Wahl. Will er dieſes „Schiff“ 
anderweit verwenden, alſo, um bei unſerem Beiſpiel zu bleiben, ein 
Kino einbauen, ſo ſteht es bei ihm, die Verſicherungsſumme nicht zu 
verlangen. Verlangt er ſie, ſo muß er ſich die geretteten Sachen, hier 
alſo das Bauwerk Schiff, in feinem jetzigen, nötigenfalls durch öffent» 
liche Verſteigerung ſeſtzuſtellenden Wert, anrechnen laſſen (8 71 Abf. 1 
Saß 2). Grundlage der Forderung bleibt aber die Verſicherungsſumme. 

Das Beſondere des vorliegenden Falles liegt nun darin, daß 
nicht die abſolute Unmöglichkeit beſteht, daß das Schiff einmal 
weggebracht werden kann. Vielmehr iſt es ſogar wahrſcheinlich, daß 
im Laufe der Jahre einmal wieder eine ſolche Flut einſetzt oder daß, 
wenn nur ein genügender Kanal oder vielleicht ein künſtlicher See 
gegraben wird, das Schiff befreit werden kann — das iſt vermutlich 
nur Koſtenfrage und für die heutige Technik ſicherlich möglich. Es 
iſt die Frage, ob der in dem Verluſt der Schiffseigenſchaft liegende 
Totalverluſt ebenſo zu behandeln iſt wie die Entziehung „ohne Aus⸗ 
ſicht auf Wiedererlangung“. Das würde dann heißen: „Verluſt der 
Schiffseigenſchaft ohne Ausſicht auf Wiederumwandlung.“ 

Der Begriff der Ausſicht auf Wiedererlangung iſt allerdings in 
einem in gewiſſem Umfange verwandten Fall — dem des Dampfers 
„Emil Berenz“ — ſtreng aufgefaßt worden (Hanſch Z. Hauptbl. 1904 
Nr. 113). Der Dampfer war im Januar 1902 bei Zoppot auf den 
Strand geraten; die hinzugezogenen Berger gaben im Mai 1902 die 
Verſuche auf; nunmehr erklärte aber der Verſicherte, der Dampfer ſei 
jetzt als unrettbar geſunken zu erachten, und forderte die gezeichneten 
Verſicherungsſummen als Totalverluſt. Die Verſicherung war zum Teil 
bei Londoner, zum Teil bei deutſchen Geſellſchaften geſchloſſen; die 
Londoner vergüteten den Totalverluſt; die deutſchen aber ſchloſſen im 
Juni mit einer größeren Bergungsgeſellſchaft einen neuen Bergungs⸗ 
vertrag, der, wie ſie erklärten, in wenigen Wochen zum Ziele gelangen 
werde, und ließen es zum Prozeß kommen. Die Hebung glückte auch 
im September, und am 5. Jan. 1904 wies das Hanſ Os. gegen fie, 
ſoweit ſie nicht vertraglich an die Entſcheidung der Londoner gebunden 
waren, die Klage ab. Die Koſten der Bergung ſollen nach dem OLG. 
nur die Bedeutung eines „in hohem Grade beachtenswerten Indiziums“ 
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dafür haben, ob die Wiedererlangung möglich iſt. Der Verſicherte 
könne in einem einzelnen Augenblick ſehr wohl die ſubjektive Auf⸗ 
faſſung haben, daß die Hebung unwahrſcheinlich ſei; das bilde aber 
keine für die Entſcheidung maßgebende Tatſache. Ein Totalverluſt liege 
„ſchlechterdings“ nicht vor. 

Man kann es verſtehen, wenn ein Gericht Bedenken dagegen 
empfindet, die Ausſicht auf Wiedererlangung zu verneinen, wenn der 
verſicherte Gegenſtand wiedererlangt iſt. Deshalb darf man meiner 
Meinung nun aber nicht die Zeit der Wiedererlangung für gleichgültig 
halten. Man nehme wieder, wie es zur ſcharfen Ausprägung von 
Rechtsfragen nützlich iſt, die Sache in Reinkultur: es ſei in einem 
ſolchen Fall ſicher, daß die Wiedererlangung erfolgen wird, ebenſo 
ſicher aber auch, daß es noch jahrelang bis dahin dauert. Soll denn 
wirklich der Verſicherte, der ſich gegen Elementarereigniſſe der See⸗ 
fahrt hat decken wollen, ſchutzlos fein? Gewiß, es wäre ein Ausnahme- 
fall, aber gerade auf einem fo den Grundſätzen praktifcher Vernunft 
angepaßten Gebiet wie das Verſicherungsweſen muß man für einen 
Ausnahmefall, für den die gewöhnlichen Sätze nicht ausreichen, unter 
vernünftiger Erwägung der Intereſſen ein der „uberrima fides“ des 
Verſicherungsrechts angepaßtes Ergebnis finden. 

Das muß ſchon dann gelten, wenn es ſich wie beim „Emil 
Berenz“ darum handelt, ob ein Schiff „ohne Ausſicht auf Wieder⸗ 
erlangung“ entzogen iſt. Es muß aber erſt recht dann gelten, wenn es 
ſich wie bei unſerem Dampfer nicht unmittelbar um dieſen Begriff 
handelt, ſondern nur um die Frage einer entſprechenden Anwendung. 
Der Verluſt der Eigenſchaft als Seeſchiff tritt nicht ſchon ein, wenn 
er lediglich vorübergehend iſt, aber es braucht auch nicht die Ausſicht 
auf Wiedererwerb jener Eigenſchaft nach dem vorausſichtlichen Verlauf 
der Ereigniſſe „ausgeſchloſſen“ zu ſein. Das iſt etwas, was für den 
Fall der „Entziehung“ poſitiv beſtimmt iſt, aber in dieſer Schärfe 
nicht aus allgemeinen Rechtsgrundſätzen folgt und deshalb der ent⸗ 
ſprechenden Anwendung nicht fähig iſt. 

Deshalb muß hier, wie man auch über Fälle nach dem Vorbild 
des „Emil Berenz“ denken mag, der Umſtand entſcheiden, ob der Ver⸗ 
ſicherungsnehmer eine nach den Grundsätzen des Verkehrs angemeſſene 
Zeit gewartet hat. Die Schwierigkeit iſt, dieſe Friſt zu beſtimmen. 
Vielleicht bieten dafür die Verſchollenheitsfriſten einen gewiſſen An⸗ 
halt. Wenn es für ihre Bemeſſung auch nicht der entſcheidende Grund 
war, wie lange man dem Verſicherungsnehmer zumuten könne, zu 
warten, ſo geben ſie doch auch dafür ein gewiſſes Maß. Die Friſten 
find (jedenfalls fo, wie fie in den ADSBB., nicht wie fie in „862 
HGB. enthalten ſind) auch für beide Teile angemeſſen. Zwar kommt 
die grundſätzliche Friſt nicht in Betracht — das Dreifache der Zeit, 
die das Schiff vom Orte der letzten Nachricht bis zum nächſten Be⸗ 
ſtimmungshafen gebraucht haben würde. Das paßt hier nicht. Wohl 
aber iſt die Mindeſtfriſt von zwei Monaten für Dampfer, drei Mo⸗ 
naten für Segelſchiffe im allgemeinen angemeſſen. So lange Zeit muß 
man dem Verſicherer geben, um die Entwicklung abzuwarten und den 
Fall zu erforſchen; fo lange zu warten wird man auch dem Ver⸗ 
ſicherten zumuten können. 

Dabei iſt die Friſt aber nicht etwa, wie bei der Verſchollenheit 
ſelbſt, eine ein für allemal feſtbeſtimmte, ſie ſoll vielmehr nach der 
hier entwickelten Anſicht nur einen Anhalt für das geben, was an⸗ 
gemeſſen iſt. Ebenſo kommen auch die ſonſtigen Regeln der Ver⸗ 
ſchollenheit nicht in Betracht; es iſt keine Abandonerklärung ab« 
zugeben, ſondern es ſteht nach vergeblichem Abwarten der Friſt feſt, 
daß ein Totalverluſt vorliegt und vorgelegen hat. 

Allerdings würde der Grundgedanke des nach Ablauf einer be⸗ 
ſtimmten Friſt zu erklärenden Abandons durchaus geeignet ſein, um 
über den Fall der Verſchollenheit hinaus angewandt zu werden. Er 
würde eine brauchbare Löſung für Fälle nach Art des „Emil Berenz“ 
bieten und ebenſo für den Fall unſeres geſtrandeten deutſchen Dampfers. 
Die Einfügung einer derartigen Beſtimmung wäre bei einer etwaigen 
Reviſion der Bedingungen und Aufmachung der Policen durchaus zu 
erwägen. Das poſitive Recht kennt aber Friſten und Abandon bislang 
nur für den Fall der Verſchollenheit; dieſe Regeln laſſen ſich beim 
Schweigen von Geſetz und Bedingungen nicht auf die „Entziehung 
ohne Ausſicht auf Wiedererlangung“ anwenden und m. M. folgerichtig 
auch nicht auf unſeren Fall. 

Zweifel können ſich ergeben, wenn das Schiff zwar nicht binnen 
einer zumutbaren Friſt, aber ſpäter wieder flottgemacht wird. An ſich 
wird dadurch der einmal gegebene Totalverluſt nicht wieder beſeitigt. 

ubrigens mag noch erwähnt werden, daß auch Prof. Bruck 
dieſen Ausführungen im weſentlichen Ergebnis beipflichtet. 

RA. Prof. Dr. M. Leo, Hamburg. 


Entgegnung. 
Die Kraftfahrerhaftpflicht im Lichte des Internationalen 
Privat- und Prozeßrechts. 


In dem Aufſatz von Volkmann: JW. 1929, 90 ff., findet 
ſich ein Satz, der m. E. nicht unwiderſprochen bleiben darf. 
Volkmann ſchreibt: 


58. Jahrg. 1929 Heft 37/38 


„denn ſo objektiv ein Gericht auch urteilen mag, ſo ſpielt doch 

erfahrungsgemäß bei internationalen Rechtsſtreitigkeiten un⸗ 

17 die Rückſichtnahme auf den eigenen Vollisgenoſſen eine 
olle“. 

Ich kann und will natürlich mit Volkmann nicht darüber 
rechten, welche Erfahrungen er in dieſer Hinſicht gemacht hat. Im 
Jutereſſe des Anſehens und des Vertrauens aber, deſſen ſich die 
deutſche Rechtspflege im Auslande erfreut, halte ich mich zu der 
Erklärung verpflichtet, daß ich im Laufe meiner faſt 42jährigen 
Anwaltstä tigkeit bei den hamburgiſchen Zivilgerichten — (nur in 
bezug auf dieſe vermag ich aus eigener Erfahrung zu ſprechen!) — 
noch nicht einen einzigen Fall erlebt habe, in dem ſich die von 
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Volkmann erwähnte unbewußte Rückſichtnahme auf den eigenen 
Volksgenoſſen in irgendeiner Weiſe bemerkbar gemacht hätte. Im 
Gegenteil: Die hamburgiſchen Gerichte haben es ſtets als eine be⸗ 
ſondere Ehrenpflicht empfunden, die ausländiſche Partei mit genau 
demſelben Maße zu meſſen wie die deutſche. Das weiß man auch 
im Auslande ſehr wohl. Ich kann mich nicht eines einzigen Falles 
erinnern, in dem meine ausländiſchen Klienten — (und die Ver⸗ 
tretung von Ausländern macht einen recht erheblichen Teil meiner 
Berufstätigkeit aus) — auch nur die Beſorgnis geäußert 
hätten, daß ſie mit einer unbewußten Rückſichtnahme der Richter 
auf die eigenen Volksgenofjen zu rechnen haben könnten. 
RA. Dr. Oscar Horwitz, Hamburg. 


vereinigungen. 


Internationale Bereinigung für Verſicherungsrecht. 


j Um einem Weltverſicherungsrecht die Wege zu ebnen, haben ſich 
im vergangenen Jahre deutſche, öſterreichiſche, tſchechoſlowaktiſche, fran⸗ 
zöſiſche, ſchweizeriſche und japaniſche Fachgelehrte zu einer inter⸗ 
nationalen Vereinigung zwanglos zuſammengeſchloſſen. Vertreter an⸗ 
derer Länder ſind dieſer Vereinigung bereits beigetreten, weitere Bei⸗ 
trittserklärungen find mit größter Wahrſcheinlichkeit zu erwarten, 
ſo daß berechtigte Hoffnung beſteht, daß im Laufe der Zeit die Ver⸗ 
einigung ſich über die ganze Welt erſtrecken wird. 

Zur Durchführung der Organiſation wird in jedem Lande eine 


Landesgruppe errichtet, der es obliegt, Gutachten zu erjta:ten über 
Gegenſtände, die auf internationalen Verſicherungsjuriſten-Tagen zur 
Verhandlung geſtellt werden. 

Vorläufiger Vorſitzender der deutſchen Landesgruppe iſt Prof. 
Dr. E. Bruck, Seminar für Verſicherungswiſſenſchaft, Hamburg 13, 
Univerſität, der Beitrittserklärungen entgegennimmt. 

Nach Zuſammentritt der erſten Vollverſammlung, die für das 
Jahr 1931 in Zürich in Ausſicht genommen iſt, wird die endgültige 
Konſtituierung der deutſchen Landesgruppe erfolgen. 

Prof. Dr. E. Bruck, Hamburg. 


Schrifttum. 


Cyriſtian Meisner, Würzburg: Anwalts⸗Brevier. Verlag 
Boegler. 

Ich war bis Ende Auguſt in Bad Gaſtein. Wunderbar! Von 
Kur und Naturgenuß voll ausgefüllt. Da wird mir ein im Er⸗ 
ſcheinen begriffenes Buch zugeſandt. Unmöglich! Ich habe keine 
Zeit, zu een Vollends nicht ein Buch, das vom Anwalt handelt. 
Ich will nichts von der Zunft hören. So kam es, daß das Buch 
zunächſt geruhſam auf dem Tiſch meines Zimmers liegen blieb. 
Tann gelüſtete es mich aber doch, wenigſtens einen Blick in das 

uch zu werfen und ich las — und vergaß — die Zeit. Ein 
prächtiges Buch; ſchade nur für mich, daß es erſt zu einer Zeit 
erſcheint, da ich im Begriff ſtehe, aufzuhören, Anwalt zu ſein. 

Aber — ha — welche Luſt, Anwalt zu ſein, wenn man das 
Buch vorher geleſen und ſeine Berufsausübung, ſein Leben und 
Wirken als Anwalt danach hat einrichten können. 

Nicht im trockenen Lehrton ſpricht der Verf. zu uns; er 
zeigt uns den Anwalt, wie er in Wirklichkeit iſt — vorſichtiger 
geſagt — fein ſoll. Plaſtiſch, offenbar aus eigener, großer prak⸗ 
tier Erfahrung heraus, werden uns Situationen vorgeführt, in 
die der Anwalt gerät, und es wird uns der Weg gezeigt, wie der 
Anwalt ſich ihnen gegenüber zu verhalten hat. 

Es wird unterſchieden zwiſchen den Fällen, in denen ſich 
abſolut von Unzuläjfigkeit des Benehmens, Standeswidrigkeit, 
ſprechen läßt und den Fällen, in denen man ſchwanken kann, ob 
dieſer oder jener Weg der richtigere iſt. Hier muß je nach den Um⸗ 
ſtänden das Taktgefühl den Ausſchlag geben. 

Im einzelnen die Ausführungen des Verf. unter die kritiſche 
Lupe zu nehmen, mag einer berufeneren, zünftigen Feder über⸗ 
laſſen bleiben. Mir lag nur daran, im allgemeinen den Eindruck 
wiederzugeben, den ich beim Leſen des Buches, richtiger des Aus⸗ 
zuges davon, der mir vorgelegen, erhalten. Ich bin überzeugt, 
jeder Anwalt, der das Buch zur Hand nimmt, wird an feinem 
reichen und gediegenen Inhalt ſeine Freude haben und großen 

utzen daraus ziehen. Inſofern bedeutet das Buch einen wert⸗ 
vollen Gewinn für unſeren ganzen Stand. 

Sollten etwa alle Kollegen, welche die löbliche Abſicht haben, 
en tesjährigen Anwaltstag in Hamburg zu beſuchen, noch vor⸗ 
9 nehmen können, ſich mit dem Buche vertraut zu 
o dürfte ſich über der Tagung eine Atmoſphäre ſozu⸗ 
anwaltlich⸗Kniggeſchen Geiſtes ausbreiten — zu Nutz und 
men der Anwallſchaft. RA. Dr. Joh. Behn, Hamburg. 


Gr edlaender: Kommentar zur Rechtsanwaltsorduung. 
lin 1929. Verlag H. W. Müller. 


ordnunaſt dreißig Jahre waren ſeit Verabſchiedung der Rechtsanwalts⸗ 
9 verfloſſen, bis die erſte erſchöpfende Bearbeitung des Geſetzes 


beenden sg dee Werk der Brüder Adolf und Max 
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rie d⸗ 
eb damals Eduard Bloch (JW. 1908, 850: Sauber 
innerlich v hrten Staubſchen Vorbilde folgend, iſt das Werk auch 
kritischen ut Staubſchem Geiſte erfüllt, dem ſcharfen juriſtiſchen 
die ſich W und von hervorragender Klarheit in der Diktion, 
1500 Neiederum als eine Folge vollkommener Beherrſchung des 
umfangreichen und ſchwierigen Stoffes darſtellt ... Ein ſtolzes Buch, 


auf das unſer Stand ſtolz ſein kann.“ Dieſe Kritik möge heute 
wiederholt werden. 

Gerade rechtzeitig zu dem Anwaltstage, der dem deutſchen Volke 
den feſten Zuſammenhang mit ſeinen Sachwaltern zeigen ſoll, er⸗ 
ſcheint von der dritten Auflage des grundlegenden Werkes die 
erſte Lieferung. Die beiden früheren Auflagen waren jedem, der ſich 
mit Anwaltsrecht befaſſen mußte oder wollte, notwendiges Rüſtzeug. 
Der Kommentar gibt nicht nur eine erſchöpfende Verarbeitung des 
weit in Geſetzen, Verordnungen, Entſcheidungsſammlungen, Zeit⸗ 
ſchriften, Einzelſchriften und Berichten verſtreuten Stoffes, ſondern 
die Verf. entwickeln als ihres Geiſtes Frucht alle nur denkbaren 
Rechts⸗ und Standesfragen. Bei anderer Anordnung des Stoffes 
könnte man aus ihm ein lückenloſes Handbuch des Standesrechts 
entwickeln. 

Da immerhin neun Jahre ſeit der zweiten Auflage verfloſſen 
ſind, empfand der Benutzer nicht ſelten Lücken, fühlte ſich auch wohl 
hier und da zu einem Widerſpruch gegen die Meinung der Verf. auf⸗ 
gelegt. Geht man mit ſolch kritiſchem Auge an die neue Auflage, iſt 
man wieder und wieder erſtaunt, wie erſchöpfend alle inzwiſchen auf⸗ 
getretenen Fragen behandelt und wie in zweifelhaften Fällen die Verf. 
ihre Meinung überprüft und berichtigt haben. Alle Wünſche ſind erfüllt. 

Eine volle Würdigung wird erſt nach Drucklegung des ganzen 
Werkes möglich ſein. Schon jetzt möge einiges, namentlich Verände⸗ 
rungen gegenüber den früheren Auflagen, hervorgehoben werden. In 
der Einleitung ſetzen ſich die Verf. mit Sigbert Feuchtwangers 
Arbeit über das Weſen der freien Berufe auseinander und prüfen, 
ob und inwieweit der Betrieb der Anwaltſchaft als Gewerbe anzuſehen 
iſt. Bedeutſam und ganz neu iſt die Darlegung, inwieweit die Ver⸗ 
gütung für gewiſſe Berufsgeſchäfte nicht nach den Gebührenordnungen, 
ſondern nach Spezialnormen zu beſtimmen iſt. Für die nächſte Auf⸗ 
lage bittet der Berichterſtatter die Verf., zu prüfen, ob die Verſagung 
der Zulaſſung ($4 Anm. 5) nicht auch im Wege des Verwaltungs- 
ſtreitverfahrens angefochten werden kann. 

Die Frage der Zuläſſigkeit der Begnadigung (85 Anm. 8 und 45) 
wird nur geſtreift; ihrer weiteren Erörterung ſieht man mit Spannung 
entgegen. Dem Staat liegt es ob, Gnade walten zu laſſen, wenn ſeine 
eigenen Gerichte geurteilt haben. Man wird aber eine Begnadigung 
durch den Staat für unzuläſſig halten, wenn er die Beſtrafung ſich 
nicht ſelbſt vorbehalten, ſondern den Standesorganen übertragen hat. 

Zu 85 Anm. 20 ff. behandeln die Verf. eingehend das Syndikus⸗ 
problem, das ſeit der zweiten Auflage eine vermehrte Bedeutung ge⸗ 
wonnen hat. Auch hier darf man die klare und erſchöpfende Dar⸗ 
ſtellung bewundern, die über den heftigen Meinungskampf von hoher 
Warte berichtet, aber nicht de lege ferenda Stellung nimmt. Ich 
fürchte, daß am gleichen Orte der Unterſchied zwiſchen Beruf und 
Würde der Rechtsanwaltſchaft zu ſehr verwiſcht wird (vgl. auch 
816 Anm. 20). Der Begriff des Berufs iſt nach den Aufgaben des 
Standes objektiv feſtſtellbar, während der Begriff der Würde je nach 
Entwicklung der Standesanſchauungen und der wirtſchaftlichen Ein⸗ 
richtungen in hohem Maße ſubjektiv wandelbar iſt. 

Zu 85 Anm. 37ff. werden die Fälle erörtert, in denen ge⸗ 
wiſſe Beſchäftigungen als mit der Würde eines Rechtsanwalts un⸗ 
vereinbar anzuſehen ſind. Ich glaube, daß weder eine Vermittlung von 
Verſicherungen, noch von Grundſtücksgeſchäften, noch von Finanz⸗ 
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geſchäften, beiſpielsweiſe bei Gründung von juriſtiſchen Perſonen als 
grundsätzlich unvereinbar mit der Würde des Anwalts anzuſehen iſt, 
daß vielmehr jeder einzelne Fall darauf zu prüfen iſt, ob die Art 
der Tätigkeit, etwa die Art des Herantretens an die beteiligten Per⸗ 
ſonen, die Unwürdigkeit, namentlich nach außen hin, herbeiführt. 

An dieſer Stelle vermißt man eine Erörterung der Aufgaben 
des internationalen Anwalts. Hat doch die deutſche Anwaltſchaft, wohl 
auch wegen ihrer übergroßen Gebundenheit an überlebte Gebühren⸗ 
vorſchriften, zu ihrem Schaden die Bearbeitung weiter Gebiete von 
rechtlichen Nachkriegsgeſchäften ausländiſchen Rechtsanwälten über⸗ 
laſſen müſſen. 

Die Verf. erwähnen als Grundgedanken der Vorſchrift des 
8 6 Ziff. 1: „wenn der Antragſteller während eines längeren Zeit⸗ 
raums keine Tätigkeit ausgeübt hat, die in irgendeinem Zuſammen⸗ 
hang mit der Rechtswiſſenſchaft oder Rechtspraxis ſteht“. Leider ent⸗ 
ſpricht der Wortlaut des Geſetzes dieſem Gedanken nicht. Denn ſonſt 
würden nicht ſo viele Syndizi das Bedürfnis nach Zulaſſung zur 
Vermeidung der Klippe des 86 Ziff. 1 haben 

Zu 89 findet man die Simultanzulaſſung der Amtsgerichts⸗ 
anwälte bei den Landgerichten, und zu 818 die Reſidenzpflicht bei 
der Simultanzulaſſung in gewohnter erſchöpfender Vollſtändigkeit er⸗ 
örtert. Die abgekürzte Darſtellung läßt kaum etwas von der Hitze 
vergangener Kämpfe erkennen. 

Trotz der Berufung auf Urteile des Ehrengerichtshofs halte ich 
die zu 8 16 Anm. 13 ff. eingehend begründete Anſicht, daß nur die 
dem Gutachten zugrunde liegenden Tatſachen im ehrengerichtlichen 
Zulaſſungsverfahren erörtert werden dürfen, nicht für richtig. Das 
Geſetz ſpricht nur vom „Grund der Verſagung“, nicht von den Tate 
ſachen, die den Grund der Verſagung geſchaffen haben, und Fried⸗ 
laender ſelbſt hält es für zuläſſig, daß der Verſagungsbeſcheid nur 
den Grund der Verſagung, nicht die unterliegenden Tatſachen enthält 
(8 16 Anm. 2). Die hier bekämpfte Meinung führt unter Umſtänden 
zu einer für alle Beteiligten höchſt unerwünſchten Häufung von ehren⸗ 
gerichtlichen Verfahren. 

Zu 8 16 Anm. 26 und 29 habe ich gegen die Zuläſſigkeit der 
von den Verf. befürworteten Einſtellung des ehrengerichtlichen Ver⸗ 
fahrens Bedenken. Es darf dem Antragſteller die mündliche Ver⸗ 
handlung und die Berufung nicht verſagt werden. 

Die wenigen Fälle, in denen ich glaubte, den Verf. entgegen⸗ 
treten zu ſollen, fallen gegenüber der Bedeutung des Werkes nicht 
ins Gewicht. Hervorzuheben ſind noch einige bedeutſame Verbeſſe⸗ 
rungen in der Geſamtanlage. Die Vorſchriften für das Saargebiet 
ſind fortlaufend berückſichtigt und erläutert, auf ihre teilweiſe mangel⸗ 
hafte Faſſung wird hingewieſen. Vielfach wird den Anmerkungen eine 
Überficht vorangeſtellt, und der Text iſt dadurch überſichtlicher ge⸗ 
worden, daß die Nachweiſe in Fußnoten verbannt ſind. 

Zuſammenfaſſend darf geſagt werden: Das Friedlaender ſche 
Buch wird wie die früheren Auflagen wiederum unentbehrlich ſein. 
Es iſt ein Ruhm für die deutſche Anwaltſchaft, daß ihr ſolch ein 
Werk gehört. Dem Deutſchen Anwaltverein gereicht es zu beſonderer 
Ehre, daß das Buch ihm gewidmet iſt. Seine Mitglieder werden ſich des 
hohen Standpunkts ſittlicher Pflicht, der fortlaufend aus ihm zu erkennen 
iſt, würdig zeigen wollen. RA. Dr. R. Robin ow, Hamburg. 


Rechtsvergleichendes Handwörterbuch für das Zivil⸗ und 
Handelsrecht des In⸗ und Auslandes in Verbindung mit 
Dr. Carl Heinrici, Staatsſekretär z. D.; Dr. Julius 
Magnus, Juſtizrat, Dr. Oscar Mügel, Wirkl. Geh. Rat, 
Staatsſekretär i. R.; D. Dr. Walter Simons, Präſident 
des Reichsgerichts i. R., Honorarprofeſſor der Rechte an der 
Univerſität Leipzig; Dr. Heinrich Titze, ord. Profeſſor der 
Rechte an der Univerſität Berlin; Dr. Martin Wolff, ord. 
Profeſſor der Rechte an der Univerſität Berlin. Heraus⸗ 
gegeben von Dr. Dr. Franz Schlegelberger, Miniſterial⸗ 
direktor im Reichsjuſtizminiſterium, Honorarprofeſſor der 
Rechte an der Univerſität Berlin. 1. Band: Länder» 
berichte / Europa, Aſien, Afrika, Amerika, Auſtra⸗ 
lien und Ozeanien. VI und 1008 S. Preis geh. 77 , 
geb. (Halbleder) 84 . 2. Band: Stichwortartikel / 
Abandon bis Einrede. 836 S. Preis geh. 63 &, geb. 


(Halbleder) 70. . Berlin 1929. Verlag von Franz Vahlen. 
Siehe oben S. 2566 Auffag Mendelsſohn Bartholdy. 


Juſtizreformm vom Standpunkt der Wirtſchaft aus be⸗ 
trachtet. Vortrag von Rechtsanwalt Dr. Rudolf Dix, 
Berlin. Wiedergegeben in der Ruhr und Rhein, Wirt⸗ 
ſchaftsßeitung vom 3. Mai 1929. 

Einen Vortrag zu beſprechen, ohne ihn gehört zu haben, iſt eine 
widerſinnige Aufgabe. Von dem Wichtigſten, dem Eindruck der Per⸗ 
ſönlichkeit, dem Schwung der Überzeugungskraft der Worte, kann 
nichts geſagt werden. Dem Geiſte, den ſelbſt die geſchriebenen Zeilen 
atmen, glaube ich aber am beſten zu folgen, wenn ich ſage: 
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Juriſtiſche Wochenſchrift 


Nicht auf die Stellungnahme zu den einzelnen vom Redner be⸗ 
handelten Fragen kommt es an, ſondern darauf, daß dieſe großen 
Fragen einmal don einem Anwalt einem ſolchen Gremium von Wirt⸗ 
ſchaftlern und Juriſten vorgetragen werden, einem Anwalt, der 
imſtande iſt, dieſe Frage vom hohen Niveau aus zu überſehen und 
nicht am Berufsſtandpunkt klebt. 

Dix ſpricht unſerer Zeit, wie jeder kulturell und weltanſchaulich 
zerriſſenen Periode, den Beruf zur Geſetzgebung ab. Richtige Er⸗ 
ziehung, Ausbildung und Auswahl derjenigen, welche das Geſetz hand⸗ 
haben ſollen, iſt uns heute nötiger und heilſamer. Eine nur auf 
dem Wege des Geſetzes mögliche, grundſätzliche Anderung des all⸗ 
gemeinen Vertragsrechts möchte er aber doch mit Schiffer bald⸗ 
möglichſt durchgeſetzt wiſſen. 

Die obligatoriſche Einführung des Urkundprinzips im Ge⸗ 
ſchäftsverkehr. Dafür iſt ihm der Unterzeichnete, der dies Steckenpferd 
ſeit Jahren reitet, beſonders dankbar. Es gibt tatſächlich kaum ein 
Gebiet — einſchließlich des Eherechts — das mit ſo viel falſcher Ethik 
behandelt worden iſt, wie das vom „gegebenen Wort“. 

Wer Dir je gehört hat, wird ihn auch gerne leſen und kann ſich 
dann durch Erinnerung und Vorſtellung das Geſchriebene noch 
lebendiger machen. Wenn auch dem Titel nach die Betrachtung vom 
„Standpunkt der Wirtſchaft“ ausgeht, ſo iſt in Wahrheit ein höherer 
Standpunkt gewahrt, nämlich der des nationalen Zuſammenlebens, in 
dem Wirtſchaft und Juſtiz wichtige Funktionen ausüben. 

RA. Dr. H. W. Hoeck, Hamburg. 


Walter Nord, Rechtsanwalt in Hamburg: Das Weſen des 
ſchiedsrichterlichen Amtes und des Schiedsſpruches. 
Berlin 1929. Franz Vahlen. Preis 2,40 #. 

Das Schiedsgerichtsweſen befindet ſich in einer Kriſis, deren 
Ausgang noch nicht vorauszusehen iſt, einer Kriſis doppelter Art. 
Die tatſächliche Entwicklung, die das Schiedsgerichtsweſen, mindeſtens 
in Deutſchland, eingeſchlagen hat, wird in politiſcher, ſozialpolitiſcher 
und wirtſchaftlicher Hinſicht bemängelt und die Zweckmäßigkeit und 
innere Berechtigung der zur Zeit geltenden geſetzlichen Regelung wird 
bezweifelt. Eine völlige Beſeitigung der Schiedsgerichtsbarkeit er⸗ 
ſcheint, zumal bei der Entwicklung der internationalen Schieds⸗ 
gerichtsbarkeit, nicht erreichbar. Um ſo mehr iſt es erforderlich, die 
„Rechtstatſachen“ und den Sinn der Rechtsſätze zu prüfen. 

Die vorliegende Schrift iſt ein außerordentlich wertvoller ſehr 
intereſſanter Beitrag zu dieſen Unterſuchungen und durchaus geeignet, 
eine Reviſion der bisherigen Rechtſprechung herbeizuführen. 

Nord geht von der Rechtſprechung, auch derjenigen des RG. 
aus, nach welcher die deutſche Aufhebungsklage gegen einen aus⸗ 
ländiſchen Schiedsſpruch nicht gegeben iſt, eine Rechtſprechung, gegen 
die ſich neben dem Verfaſſer auch Leo bereits gewandt hat und 
die für die deutſchen Schiedsparteien außerordentlich unerwünſchte 
Folgen hat. Er weiſt mit Recht darauf hin, daß die der reichs⸗ 
gerichtlichen Rechtſprechung zugrunde liegende Auffaſſung, der Schieds⸗ 
ſpruch ſei ein Akt ausländiſcher Gerichtsbarkeit, auf dem Gedanken 
der „Urteilstheorie“ beruht und verweiſt auf die „Rechtstatſachen“, 
welche ergeben, daß die Einſtellung der Schiedsrichter im geraden 
Gegenſatz zur richtigen richterlichen Einſtellung ſteht, daß das Ver⸗ 
fahren der Schiedsrichter ein ganz anderes iſt, als das der Richter, 
auch bei den inſtitutionellen Schiedsgerichten. Es ſind dies Tat⸗ 
ſachen, welche ſchon vielfach beklagt worden ſind. 

Verfaſſer meint nun mit Recht, daß das Schiedsrichteramt mit 
dem richterlichen Amt nicht auf eine Stufe geſtellt werden kann 
und unterſucht die von ihm als grundlegend bezeichnete Frage, ob 
dieſe Gleichſtellung durch das Weſen der Schiedsgerichtsbarkeit 
gerechtfertigt wird. Die Ernennung des Schiedsrichters ſei ein reiner 
Privatakt, ebenſo die Tätigkeit des Schiedsgerichts bis zum Erlaß 
des Schiedsſpruchs, nicht minder aber der Schiedsſpruch ſelbſt. Er 
kommt zu dem Ergebnis, daß die ſchiedsrichterliche Tätigkeit „die 
zu eigenem Recht übertragene Befugnis ſei, auf ein Rechtsverhältnis 
durch Geſtaltung, Beſtimmung oder Feſtſtellung ſeines Inhalts unter 
der Leitidee der Gerechtigkeit oder Billigkeit einzuwirken“. Daraus 
ergebe ſich, daß die Schiedsrichter auf das Rechtsverhältnis grund⸗ 
ſätzlich und unbedingt keinerlei Einwirkung vornehmen könnten, die 
nicht auch die Parteien ſelbſt hätten vornehmen können, daß ſie 
daher an zwingendes Recht gebunden ſeien und das Verfahren un⸗ 
zuläſſig ſei, nicht nur wenn ſich die Schiedsrichter ſubjektiv über 
zwingendes Recht hinwegſetzen (8 1042 Abſ. 2 ZPO.), ſondern ſchon 
dann, wenn ein objektiver Verſtoß gegen zwingendes Recht vorliegt. 

Im Zuſammenhang damit unterſucht Verfaſſer die Frage, ob 
die Schiedsrichter an das nachgiebige Recht gebunden ſind, welches 
Recht auf das Schiedsverfahren anzuwenden iſt und wie es mit der 
viel behandelten Frage der ſtillſchweigenden Unterwerfung unter 
das Schiedsgericht ſtehe. 

Daß alle dieſe Fragen auch für das internationale Schieds⸗ 
gerichtsweſen, für dieſes ſogar vielleicht am meiſten, erheblich ſind, 
bedarf keiner Ausführung. 

Man wird nicht allen vom Verfaſſer im einzelnen vertretenen 
Anſchauungen beipflichten; aber ſeine grundſätzliche Anſchauung, 
daß für die Beurteilung der Bedeutung und des Weſens des 
Schiedsſpruchs das Weſen des Schiedsvertrages als eines privaten 
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Vertrages entſcheidend, daß die Gleichſtellung des Schiedsrichters mit 
dem ordentlichen Richter nicht anzuerkennen ſei, wird die Recht⸗ 
ſprechung nachdenklich machen müfſſen. 

Auf der Urteilstheorie, auf der Anſchauung, daß der Schieds⸗ 
richter dem ordentlichen Richter gleichgeſtellt, wenn nicht über⸗ 
geordnet ſei, beruht die geſamte bisherige Rechtſprechung, beruht 
aber auch die nach der Anſicht des Unterzeichneten durchaus un⸗ 
erwünſchte und rechtspolitiſch verfehlte Art der bisherigen Ent⸗ 
wicklung des deutſchen Schiedsgerichtsweſens. Fällt dieſe Anſchauung, 
ſo wird manche der bisher ſtreitigen Fragen, vor allem auch die 
Frage der Bindung des Schiedsgerichts an das materielle Recht, 
ſich löſen, manche Unzuträglichkeit der bisherigen Entwicklung ſich 
beſeitigen laſſen. 

„Die Schrift des Verfaſſers iſt daher nicht nur für den Theo⸗ 
retiker und Praktiker intereſſant, ſondern auch außerordentlich ver⸗ 
dienſtvoll und ein neuer Beleg für die Notwendigkeit, zivilprozeſſuale 
Fragen nicht losgelöſt von der allgemeinen Rechtstheorie „routine⸗ 
mäßig“ zu behandeln. 

Eine Außerlichkeit nebenher: Die Angabe des Verfaſſers (S. 36) 
die deutſche ZPO. ſpreche in ihrer urſprünglichen Faſſung nicht 
von Schiedsgerichten, ſondern nur von Schiedsrichtern, iſt irr⸗ 
kümlich. Schon die alte Faſſung der ZPO. kennt den Ausdruck 
el (Faſſung v. 30. Jan. 1877, § 872; v. 17. Mai 1898, 

1 b). 


Ob ſie damit einen beſtimmten Begriff verbunden hat, iſt eine 
andere Frage. Geh. IR. Dr. Heilberg, Breslau. 


Jakob Herle u. Max Metzner: Neue Beiträge zum Kartell⸗ 
problem. Berlin 1929. Reimar Hobbing. 120 S. Preis 
6 Sh. 

In einer Zeit, wo Staat und Wirtſchaft ſich mehr noch als 
bisher über die grundſäßliche Einſtellung zum Kartellproblem klar 
werden müſſen, können Veröffentlichungen, wie die vorliegende, 
auf ſtarkes Intereſſe in breiten Kreiſen rechnen, zumal da die 
Verf. als Leiter der Kartellſtelle des Reichsverbandes der Deutſchen 
Induſtrie ſeit Jahren ſelbſt im Kartelleben ſtehen und daher die 
verwickelte Materie aus eigener Anſchauung kennen. Sie haben 
für ihre Veröffentlichung die Form kurzer Einzelaufſätze über 
grundlegende wie Sbetelſtagen der Kartellpolitik wie des Kartell⸗ 
rechts gewählt und verzichten, wie ſie im Vorwort ausdrücklich 
betonen, auf die Einordnung der einzelnen Beiträge in eine all⸗ 
gemeine Kartelltheorie. 

Die Verf. ſind grundſätzlich poſitiv zu den Kartellen ein⸗ 
geſtellt. Man wird heute die Kartelle als unentbehrliche Organi⸗ 
ſationsformen weiter Gebiete der deutſchen wie der internationalen 

Wirtſchaft, ſpeziell der Industrie, anſehen können, wenn man auch 

hinſichtlich der Vorteile der Kartellbildung für die Geſamtwirt⸗ 
ſchaft wohl etwas weniger optimiſtiſch ſein dürfte als die Verf. 

Die Verf. behandeln in vier Kapiteln die wichtigſten Gegen⸗ 
wartsfragen der Kartellorganiſation und -politik. Das erſte Kapitel: 

„Grundlegende Kartellfragen“, bringt einen gedrängten Überblick 

über die Kartellentwicklung in den letzten Jahren. Wenn hier u. a. 

auch ein gewiſſes Vordringen der Kartellidee im Einzelhandel kon⸗ 
ſtatiert wird, ſo ſcheint mir hier eine Verwechſlung von Einkaufs⸗ 
und Verkaufsorganiſationen vorzuliegen. Ein Vordringen dieſer 
letzteren, die man allein Kartelle im ſtrengen Sinne nennen kann, 
iſt weder im Einzelhandel überhaupt, noch in der beſonderen 

Form des Warenhauſes feſtzuſtellen. M. E. überſchätzen die Verf. 

auch das Maß der poſitiven Einſtellung wichtiger anderer Wirt⸗ 

ſchaftszweige, wie des Handwerks, des Großhandels und weiter 

Teile der verarbeitenden Industrie, zu den Kartellen. Nicht ganz 

beipflichten kann ich auch den Verf. in ihrem ſtarken Optimismus 

hinſichtlich einer fortſchreitenden Einſtellung der Kartelle auf die 
örderung der Produktion durch Rationaliſierungsmaßnahmen. Von 
kartellfreundlicher Seite werden die Möglichkeiten für eine Ratio⸗ 
naliſierung (Koſtenſenkung) durch die Kartelle noch immer über⸗ 

ätzt, wenn man auch nicht in den entgegengeſetzten Fehler der 
grundſätzlichen Kartellgegner verfallen darf, die in den Kartellen 
auch heute noch reine Monopolorganiſationen ſehen, welche Ratio⸗ 
naliſierungsmaßnahmen in nennenswertem Umfange überhaupt 
dicht durchführen können. Der Streit um das Weſen des Kartells, 
wif in den letzten Jahren zwiſchen Vertretern der Wirtſchafts⸗ 

d ſenſchaft wie der Wirtſchaftspraxis geführt worden iſt, hat m. E. 
dem die alte Auffaſſung des Kartells als einer Organiſation mit 
erſchüß iele einer möglichſt vollſtändigen Marktbeherrſchung nicht 
handenern können — trotz aller bei einer Reihe von Kartellen vor⸗ 
fatorifehe, Anſätze zu einer Ergänzung diefer rein marktorgani⸗ 
nalen zn Funktionen durch andere. Über den, wenigſtens intent io⸗ 
denn das onopolcharakter des Kartells läßt ſich gar nicht ſtreiten; 
tiſchen a notwendig mit feinem Begriff wie auch mit aller prak⸗ 
in den a tellpolitik verknüpft. Das kann man betonen, ohne 
werfen. Ne zu verfallen, jedes Monopol als ſolches zu ver⸗ 
wenn ſie n dieſer Hinſicht bin ich durchaus einig mit den Verf, 
wenn ſie meinen, daß „Machtſtellung auch weitſchauend und rück⸗ 
brauch ih gehandhabt werden könne und nicht notwendig zu Miß⸗ 
rauch führen müſſe“. Wenn man ſchon in den Kartellen Markt- 


organiſationen ſieht, die für die heutige Wirtſchaft auf vielen Ge⸗ 
bieten unentbehrlich ſind, dann muß man ſich eben auch mit 
ihrer Monopol⸗ oder Quaſimonopolſtellung abfinden, welche über⸗ 
haupt erſt die Vorausſetzung für ihr Wirken ſchafft. . 

In dem dritten Abſchnitt des erſten Kapitels tritt bei der 
Behandlung der Zuſammenhänge zwiſchen der Höhe der binnen⸗ 
ländiſchen Kartellpreiſe und der Exportpreiſe das Fehlen einer 
theoretiſchen Orientierung hervor, ohne welche dieſe Zuſammen⸗ 
hänge nicht hinreichend verſtändlich erſcheinen. Es wäre z. B. ganz 
intereſſant zu unterſuchen, warum die „bisherige Zoll⸗ und Han⸗ 
delspolitik“ nicht imſtande war, die Anarchie des Weltmarktes zu 
beheben, welche ſich vor allem als eine Folge der Vergrößerung 
des europäiſchen Produktionsapparates darſtellt Dieſe Überſetzung 
des Produktionsapparates iſt ja zum großen Teil ſelbſt ein Er⸗ 
gebnis jener Zoll⸗ und Handelspolitik. 

Das zweite Kapitel behandelt Sonderfragen des Kartell⸗ 
problems, zunächſt die Zahlungsbedingungen der Kartelle. Die 
Verf. ſind hier m. E. zu optimiſtiſch hinſichtlich der Auswirkungen 
der in den letzten Jahren ſehr verſchärften Kartellzahlungs⸗ 
bedingungen. In dem Aufſatz über Abnehmerbedingungen ſcheint 
mir das Urteil der Verf. über die Abwehrorganiſationen gegen die 
Kartelle, den Zuſammenſchluß der Abnehmer in Einkaufsgenoſſen⸗ 
ſchaften und Abnehmerkonzernen, nicht hinreichend zu berück⸗ 
ſichtigen, daß hier eine trotz aller Auswüchſe immerhin berechtigte 
Intereſſenwahrnehmung gegenüber den Marktorganifationen der 
Kartellierten Induſtrie vorliegt. 

Die von den Verf. im vierten Abſchnitt des zweiten Kapitels 
vorgenommene Unterſcheidung zwiſchen „echten“ und „unechten“ 
Außenſeitern ſcheint mir weder theoretiſch, noch praktiſch haltbar; 
es läßt ſich eine Grenze zwiſchen beiden wohl kaum ziehen. Auch 
ſcheint die Wertbetonung, welche die ſog. „unechten“ Außenſeiter 
gegenüber den „echten“ mit einem Makel belegt, in der heutigen 
Wirtſchaftsorganiſation nicht begründet. 

Den Kern des Buches, zugleich den wertvollſten Teil des⸗ 
ſelben, ſtellt das dritte Kapitel, „Fragen der Kartellaufſicht“, dar. 
Was hier über Auskunftspflicht und Publizität, über den Organi⸗ 
ſationszwang der Kartelle und ſeine rechtliche Bedeutung geſagt 
wird, iſt ſehr beachtlich. Die Verf. weiſen nachdrücklich auf die Tat» 
ſache hin, daß mit fortſchreitender Organiſation der Wirtſchaft wie 
auch anderer Gebiete des öffentlichen und privaten Lebens der 
äußere und der innere Organiſationszwang auf den verſchiedenſten 
Gebieten in ſteigendem Umfange in Erſcheinung tritt, wenn auch 
die Verf. in der Aufſtellung von Parallelen des Organiſations⸗ 
zwanges zwiſchen dem rein wirtſchaftlichen Gebiet und anderen 
Gebieten des geſellſchaftlichen Lebens hier etwas zu weit gehen 
dürften. Durchaus beipflichten muß man den Verf. darin, daß, 
wenn man ſchon Kartelle als notwendige Formen wirtſchaftlicher 
Organiſationsmacht anerkennt, man dann auch die Berechtigung 
eines von den Kartellen ausgehenden Organiſationszwanges kaum 
wird leugnen können — allerdings unter der Kontrolle des 
Staates, der eine Überfpannung dieſes Zwanges im Intereſſe der 
Geſamtheit bzw. der zunächſt Betroffenen verhindern müßte. Auf 
die Gefahr einer Überſpannung des Organiſationszwanges weiſen 
die Verf. ausdrücklich hin. Die Frage einer Oberaufſicht des 
Staates über die Kartelle ergibt ſich daraus als notwendige Konſe⸗ 
quenz, und ſo haben die Verf. denn auch einen beſonderen Ab⸗ 
ſchnitt den Grundſätzen der Kartellaufſicht gewidmet. Die von ihnen 
hier aufgeſtellten Leitſätze zeigen die Verf. als Vertreter einer 
gemäßigt liberalen Wirtſchaftsauffaſſung, die einen natürlichen 
Ausgleich der Markttendenzen und eine automatiſche Beſeitigung 
einer evtl. durch Kartelle und andere Monopole hervorgerufenen 
Störung dieſes Ausgleichs als gegeben erachten. Angeſichts der 
Tatſache, daß durch die Bildung von Kartellen doch in vielen 
Fällen eine ungleiche Verteilung der Machtſtellung am Markte 
herbeigeführt wird, wird man den Verf. in ihrem Optimismus 
nicht zuſtimmen können, und ebenſowenig ihrer grundſäglichen 
Ablehnung jeder Kartellſonderaufſichtsgeſetzgebung. Die Verf. be⸗ 
kennen ſich allerdings ſchließlich doch zu einer Anerkennung der 
Kartellaufſicht des Staates, die ihnen angeſichts der realen poli⸗ 
tiſchen Machtverteilung eben unvermeidbar erſcheint. 

Aus den bisher in Deutſchland und im Auslande gemachten 
Erfahrungen bei der Durchführung einer ſtaatlichen Kartellaufſicht 
ſuchen die Verf. die Folgerung abzuleiten, daß man eine „ideale 
Form“ einer Kartellaufſichtsgeſetzgebung nicht finden könne. Man 
mag das zugeben, das bejagt jedoch keineswegs etwas gegen eine 
ſtaatliche Kartellgeſetzgebung überhaupt, deren auch grundſätz⸗ 
liche Berechtigung heute wohl kaum mehr ernſtlich beſtritten wer⸗ 
den kann. Unbedingt Recht zu geben iſt den Verf. aber in der Ver⸗ 
werfung jeder internationalen Kartellkontrolle und der Ver⸗ 
einheitlichung der Kartellgeſetzgebung der verſchiedenen Länder. Da⸗ 
gegen ſcheinen mir wieder Bedenken zu beſtehen gegen die von den 
Verf. geforderte Unterſtellung auch der öffentlichen Unternehmungen 
unter die ſtaatliche Kartellkontrolle. Selbſt wenn es ſich hierbei 
um öffentliche Unternehmungen mit Monopolcharakter handelt, 
wie etwa bei gewiſſen öffentlichen Verſorgungsbetrieben, ſo er⸗ 
ſcheint hier doch keine ſtaatliche Kontrolle nötig, weil die Kontrolle 
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grundſätzlich von den betr. lokalen oder regionalen bzw. ſtaat⸗ 
lichen Verwaltungsinſtanzen durchzuführen wäre, die Träger jener 
Unternehmungen ſind. Die Parallele zwiſchen einer Kontrolle der 
Kartelle und derjenigen einer öffentlichen Unternehmung iſt m. E. 
nicht haltbar. Auch die ſtaatlichen Eingriffe in die Lohnpolitik ſind, 
ſo ſehr die materiellen Einwände der Verf. dagegen berechtigt ſein 
mögen, doch nicht mit einer ſtaatlichen Kartellaufſicht in Parallele 
zu ſtellen. Zuſtimmen wird man den Verf. dann aber in der Ab⸗ 
lehnung ſtaatlicher Zwangskartelle; denn dieſe ſtellen, wie die Ent⸗ 
wicklung der Zwangskartelle des Kohlen- und des Kalibergbaus 
zur Genüge zeigt, nur ſchwerfällige, bürokratiſche Gebilde dar, 
denen die Möglichkeit zu einer wirklichen Einflußnahme auf eine 
rationelle Geſtaltung der betr. Wirtſchaftszweige fehlt. Zuſtimmen 
muß man auch hinſichtlich der Forderung der Trennung der pri⸗ 
vaten und der öffentlich -rechllichen Seite der Kartellaufſicht, in 
der Ablehnung der bisher für Kartelle üblichen Souderjuſtiz in 
der bisherigen Form wie auch in der Forderung einer Loslöſung 
der Kartellfrage aus der Politik und Betrachtung derſelben unter 
in erſter Linie wirtſchaftlichen Gefich:spunkten. Auch die Forderung 
des Ausbaus der Einigungsmöglichkeiten in Kartellſachen er⸗ 
ſcheint durchaus berechtigt. 

Im ganzen bietet das vorliegende Buch viel Intereſſantes und 
Anregendes zur Kartellfrage. Bei einer eventuellen Neuauflage 
würde es m. E. viel gewinnen, wenn eine größere Einheitlichkeit 
des Geſichtspunktes und eine fchärfere Formulierung des Weſent⸗ 
lichen durchgeführt würde. Dafür wäre aber eine gewiſſe „theo⸗ 
retiſche“ Fundierung auch dieſes „praktiſchen“ Buches empfehlens⸗ 
wert. RA. Dr. P. Ber ken kopf, Hamburg. 


Das Recht der Reklame. Von Rechtsanwalt Dr. Felix Wolff 
und Dr. Carl Auguft Criſolli. Berlin 1929. Walter de 
Gruyter & Co. Preis geh. 20 , geb. 22 K. 

Die Reklame wurde bislang in Deutſchland von Handel und 
Induſtrie vernachläſſigt. Dem „ehrbaren Kaufmann“ aus Vor⸗ 
kriegszeiten erſchien es unwürdig, für Geſchäft und Waren „Reklame 
zu machen“. Dieſe Beobachtung konnte man namentlich bei den 
hanſeatiſchen Großkaufleuten machen; Einzelhändler und einige 
Zweige der Induſtrie hatten ſchon früher die Bedeutung der Reklame 
erkannt und dementſprechend ausgedehntere Werbetätigkeit entfaltet. 

In der Zwiſchenzeit hat ſich die Reklame, insbeſondere unter 
amerikaniſchem Einfluß, auf dem Weltmarkt zu einer Macht heraus⸗ 
gebildet. Dadurch werden Handel und Induſtrie auch in Deutſch⸗ 
land gezwungen, mit Werbemitteln zu arbeiten, wenn ſie kon⸗ 
Rurrenzfähig bleiben wollen. Der Standpunkt, daß die gute Ware 
ſich ſelber anpreiſt und daß Reklame nur für minderwertige Waren 
gemacht würde, iſt in Deutſchland heute überwunden. Die Bedeu⸗ 
tung, die die Reklame für die ganze Welt gewonnen hat, trat klar 
auf dem Berliner Weltreklamekongreß zutage. Inwieweit das Wirt⸗ 
ſchaftsleben eines einzelnen Landes, die Handelsbeziehungen zwiſchen 
mehreren Ländern, die Steigerung des Abſatzes auf dem Welt⸗ 
markt und damit die Produktion in den einzelnen Induſtrien durch 
die Reklame beeinflußt wird, legten die berufendſten Vertreter aller 
Länder klar. Wünſchenswert iſt, daß der Ausbau der Reklame 
wiſſenſchaftlich erfolgt, und daß erfahrene Rellamefachleute beim 
Ausbau hinzugezogen werden. 

Ein Gebiet, das auf der ganzen Berliner Tagung nicht mit 
einem einzigen Wort berührt wurde, iſt das Recht der Reklame. 
Es handelt ſich hierbei um keine Unterlaſſungsſünde, ſondern um 
eine ganz verſtändliche Erſcheinung; denn ein Recht der Reklame 
oder, wie Elſter es erſt kürzlich in ſeinen Ausführungen über 
den Schutz von Inſeraten, Reklamevorlagen und Reklameſchlag⸗ 
worten in GewRSch. 1929, 443 nannte, ein „Werberecht“ gibt es 
nicht. Ein verwandtes Problem, das den Reklamefachmann be⸗ 
ſchäftigt, auch in Berlin viel beſchäftigte, iſt die Ethik der Reklame. 
Leitſätze der Reklameethik, wie das Erfordernis der Wahrheit und 
Lauterkeit in der Reklame, mögen hier und da ihren Nieder⸗ 
ſchlag in geſetzlichen Beſtimmungen gefunden haben. Von einem 
Recht der Reklame kann man ſchon aus dem Grunde nicht ſprechen, 
weil es poſitive juriſtiſche Grundſätze über die Werbung nicht gibt. 

Nur einige wenige Vorſchriften beſchäftigen ſich mit der 
Reklame unmittelbar, auch dieſe nur in negativem Sinne, d. h. 
nicht mit der geſunden lauteren Reklame, ſondern mit der un⸗ 
lauteren Reklame, die ſie in einer ganz beſtimmten Richtung tat⸗ 
beſtandsmäßig erfaſſen und unterjagen (3. B. 88 3, 4 Un WG. und 
in gewiſſer Beziehung auch § 18 Abf. 2 HGB.). Daneben gibt 
es ger die in Beziehung zur Reklame gebracht werden 
können. So kann z. B. der Werbende mit feiner Reklametätigkeit 
gegen Beſtimmungen des Privatrechts oder öffentlichen Rechts ver⸗ 
ſtoßen. Ferner ſind die Rechtsbeziehungen zwiſchen mehreren Per⸗ 
ſonen, die durch Werbetätigkeit entſtehen, oder die begründet wer⸗ 
den, um Werbetätigkeit auszuüben, nach den allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften des Privatrechts (Vertrag, Kauf, Miete uſw.) zu be⸗ 
urteilen. Ein Zuſammenhang zwiſchen den einzelnen Beſtimmungen, 
der uns berechtigt, von einem einheitlichen Werberecht zu ſprechen, 
beſteht nicht. 

In dem vorliegenden Buch haben ſich die Verfaſſer die Auf⸗ 
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gabe geſtellt, alle irgendwie mit der Reklame oder der Reklame⸗ 
tätigkeit in Beziehung zu bringenden Vorſchriften zuſammenzuſtellen 
und ſie durch zahlreiche, faſt durchweg der Judikatur entnommene 
Beiſpiele zu erläutern. Das Beiſpiel vom „Erzbiſchoff Cohn“ 
dürfte nicht der Rechtſprechung entnommen fein. Jedenfalls fehlt 
die Fundſtelle. 

Die Verfaſſer haben den Stoff gegliedert, indem ſie zuerſt die 
auf das Objekt der Reklame Bezug habenden Beſtimmungen dar⸗ 
geſtellt und dann in einem zweiten, naturgemäß ſehr viel umfang⸗ 
reicheren Teil die öffentlich-rechtlichen und privatrechtlichen Be⸗ 
ſchränkungen der Reklamekundgebung geſchildert haben. Hieran 
ſchließen ſich Ausführungen über die rechtliche Natur der Werbe- 
kundgebungen und den Reklamevertrag. Im erſten Teil, der das 
Neklameobjekt behandelt, wird das Recht des Namens (bürger⸗ 
licher Name und Firma) und der Bezeichnung (Schlagwort, Marke, 
Etabliſſementsbezeichnung) geſchildert. Dieſe Vorſchriften finden dann 
nochmals Erwähnung im zweiten Hauptteil unter den privatrecht⸗ 
lichen Beſchränkungen. Sie ſtehen hier zuſammen mit einzelnen 
Vorſchriften aus dem Geſetz gegen den unlauteren Wettbewerb und 
den mit der Reklame in Verbindung zu bringenden Beſtimmungen 
des Warenzeichen⸗, Patent- und Urheberrechts. 

Dieſe Syſtematik halte ich nicht für glücklich. Es werden, ohne 
daß nach außen hin eine Unterſcheidung hervortritt, Beſtimmungen 
zuſammengeſpannt, die ihrem ganzen Weſen nach auf vollkommen 
verſchiedenen Grundſätzen aufgebaut find. Die Beſtimmungen über 
das Namensrecht und damit über Firmenſchutz nach 8 12 BGB., 
über Bezeichnungsſchutz nach 8 16 Unl WG., find Schuhvorſchriften, 
die in der Hauptſache zum Schutze einer beſtimmten Perſon ge⸗ 
troffen ſind. Es ſind weniger Beſchränkungen der Reklame, viel⸗ 
mehr handelt es ſich um einen Schutz desjenigen, der lautere Reklame 
macht und der nicht durch verwechſlungsfähige Reklame eines 
Dritten geſtört oder geſchädigt werden ſoll. Wenn man ſchon von 
Beſchränkungen reden will, ſo handelt es ſich lediglich um relative 
Beſchränkungen, d. h. nur gegenüber denjenigen, die als Namens⸗ 
träger, als Firmeninhaber, als Urheber, als Zeichen⸗ oder Patent⸗ 
inhaber einen Schutzanſpruch gegenüber Eingriffen in ihre Rechts⸗ 
ſphäre haben. Als äußerliches Merkmal tritt in Erſcheinung, daß 
aktiv legitimiert in all dieſen Fällen nur der Verletzte iſt. 

Anders die Beſtimmungen, die eine abſolute Beſchränkung 
für die lautere Reklame feſtſetzen. In ihnen wird beſtimmt, daß 
eine tatbeſtandsmäßig erfaßte Reklametätigkeit nicht ausgeübt wer⸗ 
den darf. Dieſe Beſchränkung iſt allgemein. Ihre Übertretung kann 
von jedem, der irgendwie an der Verfolgung der unlauteren 
Reklame wirtſchaftlich intereffiert iſt, bekämpft werden. Hier iſt, 
m. E. zu Unrecht, unter den Beſtimmungen des 8 18 Abſ. 2 HGB. 
unerwähnt geblieben, der zwar im erſten, nicht aber im zweiten 
Teil genannt iſt. f g 

Auf die Bemerkungen zu den einzelnen Vorſchriften hat dieſe 
etwas ſchiefe Einteilung kaum Einfluß, weil die Ausführungen ſich 
im weſentlichen ſtets nur auf den einzelnen Paragraphen beziehen. 
Das Buch will aber nach ſeiner ganzen Aufmachung nicht ledig⸗ 
lich eine Kommentierung der einzelnen in Betracht kommenden 
Beſtimmungen geben, ſondern eine Darſtellung des Rechtes der 
Reklame ſein; die Verfaſſer führen im Vorwort ausdrücklich aus, 
daß es nicht zu beanſtanden ſein dürfte, die Reklame als ein be⸗ 
ſonderes Gebiet der Rechtsbetrachtung zu behandeln, alſo ſyſtematiſch. 
Das Syſtem ſoll, da es nach ihrer eigenen Anſicht eine Syſtematik 
der Reklame, d. h. ein nach beſtimmten Grundſätzen geordnetes 
Rechtsgebiet der Reklame nicht gäbe, darin liegen, daß die Materie 
nach beſtimmten Grundſätzen geordnet betrachtet wird. Dann müſſen 
ihrem inneren Weſen nach ungleichartige Vorſchriften genügend ge⸗ 
trennt werden. In dieſem Falle müßte alſo Art und Grund der 
Beſchränkung berückſichtigt werden. 

Der Hauptwert des Buches liegt in der umfaſſenden Darſtellung 
aller in Betracht kommenden Vorſchriften. Jeder, der ſich mit den 
geſetzlichen Schranken und den geſetzlichen Grundlagen der Reklame 
und der durch die Reklame geſchaffenen Beziehungen befaſſen will, 
wird, wenn er dieſes Buch um Auskunft fragt, eine Antwort oder 
jedenfalls eine grundſätzliche Auseinanderſetzung finden, die es ihm 
ermöglicht, den Einzelfall zu entſcheiden. Das Buch wird daher ſich 
viele Freunde erwerben und in gleicher Weiſe Bedeutung gewinnen 
für Reklameberater, Kaufleute, Rechtsanwälte und Richter. 

Es möge mir erlaubt ſein, zum Schluß noch einige Sonder⸗ 
wünſche vorzutragen, die vielleicht bei einer ſpäteren Neuauflage 
Berückſichtigung finden könnten. FM 

Die Zitierweiſe der Entſcheidungen ift nicht einheitlich. Während 
ein großer Teil der Entſcheidungen mit Zitaten aufgeführt iſt, ist 
an vielen anderen Stellen nur vermerkt, daß Urteile eines be⸗ 
ſtimmten Inhalts ergangen ſind, ohne daß angegeben iſt, um 
welchen Fall es ſich im beſonderen handelt und wo dieſes Urteil 
abgedruckt iſt. Da Entſcheidungen faſt ſtets auf den Einzeltatbeſtand 
zugeſchnitten ſind, iſt es für den, der ſich mit einer Einzelfrage 
genauer beſchäftigen muß, unbedingt notwendig, die vollſtändigen 
Gründe zur Löſung heranzuziehen. Ferner ſei darauf hingewieſen, 
daß es auf Seite 263 anſtatt „eine“ richtiger „die Deutſche 
Grammophon⸗A.⸗G.“ heißt. Es handelt ſich um die Firma der 
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klagenden Aktiengeſellſchaft und nicht um eine Gattungsbezeichnung. 
Auf Seite 225 muß es heißen: „Das Firmenrecht iſt ſtärker als 
das Namensrecht“ und nicht umgekehrt. 

RA. Dr. Kurt Bußmann, Hamburg. 


Dr. Emanuel Adler: Rechtsfälle aus dem Arbeitsrecht. 
Verlag Perles, Wien. 

. Dieſe in der Sammlung von Petſchek erſchienenen 75 
Rechtsfälle aus dem Arbeitsrecht ſind beſtimmt für „Studenten und 
Anwärter juriſtiſcher Berufe“. Mit Rückſicht auf den beſchränkten 
Rahmen ſind im weſentlichen Fälle aus dem allgemeinen Vertrags⸗ 
recht gegeben, wenn auch eine Reihe von Sondergeſetzen Beachtung 
finden muß, wie das AchtſtundentagGG., das Betri&., die KO. uſw. 
Die Gebiete der Sozialverſicherung und des techniſchen Arbeiter⸗ 
ſchutzes find mit Vorbedacht ausgeſchaltet. 

Die Fälle ſind, wie das Vorwort ankündigt, durchweg dem 
Leben entnommen. Darin liegt ihr beſonderer Wert. Der angehende 
Juriſt ſieht hier in eine Welt, wie ſie iſt, und macht ſich nicht auf 
Grund theoretiſcher Fälle Vorſtellungen von Dingen, deren Wirk⸗ 
lichkeit er dann vergeblich ſucht. 

Eine Reihe der Beiſpiele eignet ſich auch für mündliche Be⸗ 
handlung, wie z. B. 39, 44, 61, 63, 70, 71, 74. So wird das 
Büchlein dem Rechtslehrer eine willkommene Unterſtützung bieten. 
Zum Selbſtſtudium für den reichsdeutſchen Studenten iſt es weniger 
geeignet, da vielfach öſterr. Geſetzesbeſtimmungen zitiert werden, 
deren entſprechende deutſche dem Studenten nicht immer geläufig 
ſein werden oder die eine Parallele in reichsdeutſchen Geſetzen nicht 
haben. Würde der Verf. bei einer zweiten Auflage des Büchleins 
die entſprechenden deutſchen Beſtimmungen ebenfalls zitieren, ſo 
würde ſeine zu wünſchende Verbreitung ſicherlich gefördert werden. 

RA. Dr. Heinz Harmſen, Hamburg. 


Dr. Albert Ehrenzweig: Rechtsſälle aus dem Recht der 

Vertragsverſicherung. Wien. Verlag Perles. 144 S. 
Die Sammlung legt von neuem das ſchönſte Zeugnis ab für 
das ehrliche Streben des auch in Deutſchland zu den bekannteften 
Verſicherungsrechtlern gehörenden Wiener Gelehrten um Ver⸗ 
tiefung des Verſicherungsrechts und um Verbreitung ſeiner Kenntnis. 
Der Verf. meint zwar, daß die Sammlung als „akademifcher 
Lehr⸗ und Lernbehelf“ keine Verwendung finden wird, weil in 
Oſterreich niemand Verſicherungsrecht ſtudiert, trotzdem hofft er 
den Anwärtern der Juſtizberufe und der Verſicherungsbeamten 
dienſtlich zu ſein. Ich halte dieſe Beurteilung der Verwendungs⸗ 
möglichkeik des Buchs weder nach ihrer peſſimiſtiſchen, noch nach 
ihrer optimiſtiſchen Seite hin für richtig. Wie auch die Ver⸗ 
hältniſſe in Oſterreich liegen mögen, bei der großen Ahnlichkeit 
zwiſchen dem öſterreichiſchen und dem deutſchen Verſicherungsrecht 
wird die Sammlung jedenfalls in dem Lehrbetrieb der deutſchen 
Universitäten gern benutzt werden. Wenn auch nur an der Ham⸗ 
burgiſchen Univerſität ein beſonderer Lehrſtuhl für Verſicherungs⸗ 
recht beſteht, fo wird an der Mehrzahl der deutſchen Univerſitäten 
Privatverſicherungsrecht geleſen und in ſeminariſtiſchen Übungen 
gepflegt, in Hamburg in beſonders ſtarkem Umfange. Dagegen 
bezweifle ich, ob Verſicherungsbeamte nach des Tages Laſten und 
Mühen noch Zeit zu der Beſchäftigung mit anderen „Fällen“ als 

mit denen, die ſie berufsmäßig bearbeiten müſſen, finden werden. 
Die Sammlung iſt entſprechend der hohen wiſſenſchaftlichen 
Einſtellung und den praktifhen Erfahrungen des Verf. ſehr ge⸗ 
ſchickt ausgewählt. Alles in allem find die geſtellten Fragen nicht 
beſonders ſchwer zu entſcheiden, ſo daß ſie mehr für Anfänger als 
für Vorgerückte in Betracht kommen. Die Transportverſicherung 
iſt ſtiefmütterlich, die Seeverſicherung iſt gar nicht berückſichtigt, 
obgleich beide Verſicherungszweige eine Fülle intereſſanter Pro⸗ 
bleme aufweiſen, die auch in den übrigen Intereſſeverſicherungs⸗ 
zweigen allerdings oftmals verändert eine Rolle ſpielen. Es iſt 
aber vom Standpunkt des öſterreichiſchen Verf. verſtändlich, wenn 
er zunächſt ſeine Aufmerkſamkeit der Lebensverſicherung und der 
Intereſſeverſicherung, abgeſehen von Transport» und Seeverſiche⸗ 
rung, zugewendet hat. Vielleicht füllt er die Lücke in der zweiten 

Auflage, die dem Buche baldigſt zu wünſchen ift, aus. 

Prof. Dr. Bruck, Hamburg. 
Dr. Rudolf Callmann, Rechtsanwalt am Landgericht in Köln: 
Der unlautere Wettbewerb, Kommentar zum Geſetz gegen 
a unlauteren Wettbewerb und zu den materiellrechtlichen 
Vorſchriften des Geſetzes zum Schutze der Warenbezeichnungen. 
annheim 1929. J. Bensheimer. XV und 501 S. Preis 
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on Had erftauntic und bewundernswert, welche überreiche Fülle 
mann belal in dem jetzt vorliegenden Kommentar von Calle 
e farbeitet iſt. Rſpr. und Schrifttum werden ausgiebig und 
El Otto int vollſtändig berückſichtigt. Das ſpäter abgeſchloſſene, 

iebmann erſchienene Werk von Baumbach konnte 
naturgemäß nicht verwertet werden. Eine einigermaßen aus⸗ 


führliche Beſprechung der umfangreichen Arbeit iſt nicht möglich, 
weil hierzu ein Vielfaches des zur Verfügung ſtehenden Raumes 
erforderlich wäre. Die nachfolgende Beſprechung darf ſich deshalb 
darauf beſchränken, einige beſonders weſentliche Probleme zu be⸗ 
handeln, die in dem Kommentar von Callmann erörtert ſind: 

1. Der Verf. ſteht auf dem Standpunkt, daß das geſchützte 
Rechtsgut kein Perſönlichkeitsrecht iſt. Er bezeichnet (S. 27) das 
Recht am Unternehmen als Schutzgegenſtand und kommt damit 
zu demſelben Ergebnis wie Baumbach (S. 126, 128). Es iſt 
zuzugeben, daß dieſe neuere Lehre ſehr vieles für ſich hat, und daß 
ſie dazu beitragen kann, die Löſung manchen Problemes zu er⸗ 
leichtern. 

2. Callmann hat in feinem Aufſatz in Mu W. XXVI, 379f., 
mit Recht darauf hingewieſen, daß eine ſyſtematiſche Gliederung 
der unter § 1 UnlWG. fallenden Tatbeſtäande nicht mehr zu ent» 
behren ſei. Der Vortrag von Iſay v. 19. Jan. 1928 (vgl. 
GewReSch. 1928, 71) beweiſt die Dringlichkeit der Problemlöſung. 
Wenn dieſe weder in dem ganz ausgezeichneten Werk von Baum 
bach, noch in der hier e beſonders ſorgfältigen und 
umfaſſenden Arbeit von Callmann zu finden iſt, ſo beweiſt 
dies die ungeheure Schwierigkeit der Aufgabe. Ich habe an anderer 
Stelle (GewgiSch. 1927, 86) auf die Einteilung von Kohler 
verwieſen, der die Merkmale unlauteren Wettbewerbs in der Irre⸗ 
leitung oder in der Vergewaltigung (Feindſeligkeit) erblickt. Dieſe 
Einteilung halte ich, auch vom Standpunkt der Rechtsentwickelung 
aus betrachtet, für die jetzt noch zutreffende. Die Anerkennung 
dieſer Einteilung würde mit einem Schlag jene Phraſeologie be⸗ 
ſeitigen, die Callmann ſchon GenNSch. 1928, 251 treffend 
gegeißelt hat und die er in feinem Kommentar (S. 115 f.) in 
gleichem Sinne behandelt. Dort hebt Callmann mit Recht her⸗ 
vor, daß der Begriff „Ausbeutung fremder R it“ ſich zum rechts⸗ 
wiſſenſchaftlichen Kunſtausdruck nicht eignet. Taß dieſer verfehlte 
Ausdruck unvermeidbar iſt, kann ich nicht zugeben. Wie ge⸗ 
fährlich er iſt, beweiſen gerade die weiteren Ausführungen von 
Callmann, in denen davon geſprochen wird, daß fremde Arbeit 
nicht ausgebeutet werden dürfe. Wie mir ſcheint, verfällt hier der 
Verf. doch etwas in den Fehler, den er ſelbſt gerügt hat. Will 
man der dort behandelten Frage objektiv näher kommen, ſo muß 
man zunächſt einen Ausdruck ausſcheiden, der gefühlsmäßig die 
Beantwortung vorwegnimmt. Das Wort „Ausbeutung“ trägt ſchon 
in ſich eine Verurteilung und bedeutet für den, der in der ſog. 
Ausbeutung noch nichts an ſich Sittenwidriges erblickt, eine Hem⸗ 
mung bei der Urteilsfindung. Die Frage iſt nüchtern dahin zu 
ſtellen, ob eine nach Spezialgeſetzen nicht verbotene Benutzung frem⸗ 
der Arbeitsleiſtung oder fremden Arbeitsergebniſſes ſittenwidri 
iſt. Die Beantwortung kann nur dahin lauten, daß dieſe Frage 1255 
den gleichen Geſichtspunkten zu behandeln iſt wie die nach der 
Sittenwidrigkeit irgendeiner Wettbewerbshandlung. Die Benutzung 
kann, was freilich die Ausnahme bilden dürfte, eine Feindſeligkeit 
im Kohler ſchen Sinne darſtellen. Sie kann — das iſt die Regel — 
auf eine Irreführung des Verkehrs hinauslaufen. Trifft eines 
dieſer Merkmale zu, dann und nur dann iſt die an ſich nicht ver⸗ 
botene Benutzung fremder Arbeitsleiſtung oder fremder Arbeits⸗ 
ergebniſſe ſittenwidrig. 

Einen weſentlichen Fortſchritt in der Syſtematik des Wett⸗ 
bewerbsrechtes bringt die Arbeit von Callmann inſofern, als 
fie, im Gegenſatz zu der Rſpr., betont, daß die Unlauterkeit der 
Wettbewerbshandlung nicht in ihrem Ziel, ſondern nur in ihrem 
Mittel liegt (S. 36; vgl. auch Baumbach, S. 122 und meine 
Abhandlung: GewRSch. 1927, 85). 

3. Von beſonderem Intereſſe ſind die Ausführungen auf 
S. 55 über die Rechtsanwendung. Callmann beſchäftigt ſich mit 
der von Iſay (GewRSch. 1928, 71f.) erhobenen Forderung 
bezüglich der Aufſtellung von Normen. Callmann ſchließt 
ſich dieſer Anſicht nicht an. Ob er aber dieſe Auffaſſung bei⸗ 
behält, wenn er das nach Abſchluß ſeiner Arbeit erſchienene Werk 
von Iſay „Rechtsnorm und Entſcheidung“ berückſichtigt, iſt eine 
andere Frage. Die tiefgründige Unterſuchung von Iſay hat m. E. 
eine fo überwältigende Überzeugungskraft, daß man ſich ihr nicht 
entziehen kann. 

4. Neben dem 81 bildet der 8 16 UnlWG. das Schmerzens⸗ 
kind der Rſpr. und wohl auch aller derer, die ſich hiermit befaſſen. 
Callmann behandelt die hierbei auftauchenden Probleme mit 
einer Sorgfalt und Gründlichkeit, die es dem kritiſchen Betrachter 
ſchwer machen, den gefundenen Ergebniſſen nicht allenthalben zu⸗ 
zuſtimmen. In dem Meinungsſtreit über die Benutzung des eigenen 
Namens als Firma ſtimmt Callmann im weſentlichen der 
Rſpr. des RG. zu. Doch iſt er mit dem Wagner Urteil, das auch 
ſonſt von Anhängern der Rſpr. des RG. bekämpft wird, nicht ein⸗ 
verſtanden. Gegenüber den Ausführungen von Callmann möchte 
ich, von meinem Standpunkt aus geſehen, auf die zwar in der 
Form ſcharfe, im Ergebnis aber zutreffende Kritik verweiſen, die 
der Rſpr. des RG. in dem Kommentar von Baumbach, S. 323 f., 
12 5 geworden iſt. Nur auf zwei Einzelfragen möchte ich kurz ein⸗ 
gehen: 

Callmann fordert wegen der Entſch. des Falles Stoll⸗ 


meick die Abänderung des § 18 HGB. dahin, daß dem Einzel- 
kaufmann bei Vorliegen triftiger Gründe die Wahl einer mit dem 
Familiennamen nicht übereinſtimmenden Firma geſtattet ſein müſſe 
(S. 373). Sowohl dem engliſchen Recht, als auch dem franzöſiſchen 
Recht iſt der für den deutſchen Einzelkaufmann geltende Be⸗ 
nutzungszwang des eigenen Namens unbekannt. Dennoch iſt bisher 
Reine rechtskräftige Entſch. bekanntgeworden, in welcher — vom 
Falle des Betrugs abgeſehen — die engliſche oder franzöſiſche 
Nipr. dem Einzelkaufmann die Benutzung ſeines Namens zur 
Firmenbildung unterſagt hätte. Das freilich iſt nicht beſtreitbar, 
daß der Reſpekt vor dem firmenrechtlichen Zwang nach 8 18 
HGB. weniger imponierend iſt als die beiſpielsweiſe dem engliſchen, 
beſonders aber auch dem franzöſiſchen Recht eigentümliche Achtung 
vor dem Recht zum Gebrauch des Familiennamens. 

Über die warenzeichenrechtliche Seite der Frage handeln ſehr 
ausführlich die Ausführungen von Callmann auf S. 370 f. Auch 
hier ſtimme ich mit dem Verf. nicht überein, möchte mich aber an 
dieſer Stelle damit begnügen, auf die Bemerkungen bei Bau m⸗ 
bach S. 119 und 316 zu verweiſen. 

Dieſe hier angedeuteten Meinungsverſchiedenheiten ſollen und 
dürfen nicht in Frage ſtellen, daß das Werk von Callmann auf 
dem Gebiete des Wettbewerbsrechtes im weiteſten Sinne eine Be⸗ 
arbeitung darſtellt, die eine vollkommene Durchdringung einer 
faſt uferlos gewordenen Rechtsmaterie bedeutet. Es gibt keine 
Frage, mit der ſich der Verf. nicht auseinanderſetzt und für die 
er nicht die Belege aus der Rſpr. und dem Schrifttum ſorgfältig 
würdigt. Wer ſich an der Hand dieſes umfaſſenden Kommentars 
mit den verſchiedenen Problemen des Wettbewerbsrechtes be⸗ 
ſchäftigt, erkennt, gleichgültig, welche Stellung er zu den Einzel⸗ 
heiten einnimmt, wie ungeheuer groß die Rechtsunſicherheit gerade 
auf dieſem Gebiete geworden iſt. Wenn deshalb, namentlich von 
dem Schriftleiter dieſer Zeitſchrift, wiederholt (vgl. z. B. Gew⸗ 
Rech. 1928, 211) das Verlangen nach größerer Rechtsſicherheit ge⸗ 
ſtellt worden iſt, ſo kann dem nur zugeſtimmt werden. Jede 
gründliche Bearbeitung der Materie rückt dieſes Ziel näher; der 
vorliegende Kommentar bedeutet auf dieſem Gebiet eine wichtige 
Etappe. RA. Dr. Hans Kirchberger, Leipzig. 
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Dem umfangreichen Baumbach ſchen Werk ift in wenigen 
Wochen eine gleich umfangreiche Schrift gefolgt. Ihr Verf. iſt zwar 
durch wiederholte kleinere Aufſätbe bekannt. Die vorliegende Schrift 
rückt ihn mit einem Schlage in das helle Licht der breiten Offent⸗ 
lichkeit, in die vorderſte Reihe wiſſenſchaftlicher Frontkämpfer. Die 
Überſchrift entſpricht nicht vollſtändig dem Inhalt; er iſt reicher, als 
der Titel angibt. Das Werk iſt nicht nur ein Kommentar, ſondern 
die Verbindung eines Kommentars mit einem Lehrbuch. Die als 
„Einleitung“ bezeichnete 70 eng bedruckte Seiten füllende Darſtellung 
wäre eine geeignete Unterlage für ein Kolleg über Wettbewerbsrecht; 
ſie enthält weit mehr, als an den meiſten Hochſchulen über dieſen 
Gegenſtand gelehrt zu werden pflegt. Sie iſt eine hervorragende 
Leiſtung; ausgezeichnet in ihrer Anordnung; überſichtlich in ihrer Ein⸗ 
teilung; klar in ihrer Ausdrucksweiſe. Beſonders gelungen erſcheinen 
mir die Abſchnitte „Die Perſönlichkeit“ und „Das Unternehmen“. 
Mit Gründlichkeit und Liebe iſt auch „Der Unterlaſſungsanſpruch“ be⸗ 
handelt. Die Ausführungen über das „Weſen des Wettbewerbsrechts“ 
verraten ein tiefes Eindringen in die wirtſchaftlichen und rechts⸗ 
politiſchen Grundgedanken. Überhaupt begnügt ſich der Verf. niemals 
mit den Erſcheinungen, wie ſie an der Oberfläche zutage treten, ſon⸗ 
dern überall ſucht er das eigentliche Weſen der Dinge zu erfaſſen. 
Sein Werk zeigt, wie wenige, den engen Zuſammenhang zwiſchen dem 
eigentlichen Wettbewerbsrecht und den übrigen Rechtsgebieten und die 
unlösliche Verbundenheit zwiſchen Recht und Wirtſchaft. Auf die wirt⸗ 
ſchaftliche Seite weiſt der Verf. häufig und offenbar gern hin, und er 
beſtätigt damit die Erfahrungen, die ich in meinen Vorleſungen über 
Wettbewerbsrecht häufig gemacht habe: Das heutige Geſchlecht, welches 
nicht mehr das A und O aller Rechtsweisheit in den allein ſelig 
machenden Pandekten ſucht, bringt dem engen Zuſammenhange 
zwiſchen Recht und Wirtſchaft ein Verſtändnis entgegen, welches noch 
vor einem Menſchenalter kaum ein Rechtsgelehrter beſaß — außer 
Joſef Kohler. 

Der Hauptteil des Werkes (S. 91— 458) iſt den „Erläuterungen“ 
gewidmet. Die Generalklauſel des §1 iſt ſelbſtverſtändlich im Zu⸗ 
ſammenhange mit 8826 BGB. behandelt, der Begriff der „guten 
Sitten“ glücklich herausgearbeitet. Der Verf., der in feiner Mritik 
der höchſtrichterlichen Rechtſprechung ſich einer großen Zurückhaltung 
befleißigt, bewilligt ſogar dem allgemein verurteilten „Anſtandsgefühl 
aller billig und gerecht Denkenden“ mildernde Umſtände und be⸗ 
ruft ſich hierfür auf eine Bemerkung von Fuchs: JW. 1917, 633, 
der eine buchſtäbliche Auslegung der reichsgerichtlichen Worte für 
einen Verſtoß gegen 8 133 BGB. erklärt hat. So ſehr man ſich 
über die temperamentvollen Worte freuen darf, mit denen der alte 
erfahrene Richter Baumbach obigen Ausdruck bekämpft, ſo an⸗ 
genehm wird es berühren, daß der noch jugendliche Anwalt Call⸗ 
mann in ſeinem erſten großen Werk dem höchſten deutſchen Gericht 
gegenüber eine beſcheidenere Sprache führen zu ſollen glaubt. Dieſe 
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Beſcheidenheit wirkt beſonders wohltuend auf einem Gebiete, wo die 
Anſichten oft hart aneinanderprallen, und die Kritik nicht immer die 
Grenze ſtrenger Sachlichkeit einzuhalten pflegt. 

Muſterhaft iſt die Behandlung des „Mißbrauchs gewerblicher 
Kennzeichnungsmittel“ (8 16 Unl WGB. i. Verb. m. § 12 BGB., 8 37 
Abſ. 2 HGB. und 8 14 WbzG.). In 154 Anmerkungen, von denen 
manche wiederum in mehrere Unterabteilungen zerfallen, wird der 
umfangreiche Stoff erläutert (S. 262—386). Die „Inhaltsüberſicht“, 
die allein ein und eine halbe Seite einnimmt, erleichtert es ſehr, 
ſchnell das zu finden, was man ſucht. Beſonders gelungen ſind 
die Teile „Namens⸗ und Firmenſchutz“, „Schlagwort und Schlag⸗ 
bild“ und die gedrängte, aber inhaltsvolle Darſtellung des „Schutzes 
des eingetragenen Warenzeichens“. 

Auf weitere Einzelheiten des Werkes einzugehen, erſcheint mir 
in dieſer Ankündigung nicht der richtige Ort. Hervorzuheben iſt der 
außergewöhnliche Reichtum an Fundſtellen. Derartig viele Entſchei⸗ 
dungen habe ich noch in keinem einzigen Buche gefunden. Der Verf. 
hat offenbar vorausgeſehen, daß ihm dies von der Kritik vorgehalten 
werden könnte, und hat ſich gegen etwaige Vorwürfe ſchon in ſeinem 
„Vorwort“ verteidigt, und zwar ſo erfolgreich, daß er mich überzeugt 
hat. Er ſagt nämlich: 

„Rechtſprechung und Schrifttum habe ich trotz der heute vielfach 
beſtehenden Scheu, Bücher mit Zitaten zu belaſten, mit möglichſter 
Vollſtändigkeit zu bearbeiten verſucht (berückſichtigt bis 1. Febr. 1929). 
Wahlloſe Vollſtändigkeit war jedoch nicht mein Ziel. Der Kenner der 
Materie vermag von den ihm vertrauten Grundſätzen ausgehend die 
Prüfung des Einzelfalles vorzunehmen. Der weniger Kundige wird 
gern die Mannigfaltigkeit möglichſt vieler Tatbeſtände auf ſich wirken 
laſſen, um ſelbſt in der Fülle der Kaſuiſtik das Grundſägliche zu 
gewinnen. Je größer das ihm gebotene Material, um ſo ſtärker die 
Eindrücke, die ihm vermittelt werden können. Hinzu kommt ein prak⸗ 
tiſcher Geſichtspunkt: Die Spezialzeitſchriften des gewerblichen Rechts⸗ 
ſchutzes ſind nicht jedem zugänglich; die Wahrſcheinlichkeit, daß von 
dem Leſer, dem nicht eine umfangreiche Rechtſprechung geboten wird, 
die angeführten Zitate nicht nachgeprüft werden können, iſt ſehr groß. 

Mein Streben war, den Leſer dieſes Buches des Geiſtes einen 
Hauch verſpüren zu laſſen, der die Rechtſprechung des Reichsgerichts 
und die lebensvolle Arbeit der Männer erfüllt, die ſich in den letzten 
Jahrzehnten der Fortentwicklung des gewerblichen Rechtsſchutzes ge⸗ 
widmet haben.“ 5 

Obwohl man ein derartiges Werk erſt allmählich richtig kennen⸗ 
lernt, glaube ich doch, auf Grund einer langjährigen Erfahrung 
vorausſagen zu dürfen, daß Callmanns „Wettbewerb“ den Wett⸗ 
bewerb mit den bekannten großen Werken über Wettbewerb erfolg⸗ 
reich beſtehen wird. In dem rechtswiſſenſchaftlichen Schrifttum hat 
man oft beobachtet, daß Angebot Nachfrage hervorruft, und das gilt 
auf einem Sondergebiet in verſtärktem Maße. Der neue „Call⸗ 
mann“ wird auch von denjenigen begrüßt werden, die ſich erſt eben 
den „Baumbach“ angeſchafft haben; er wird das bisherige Schrift⸗ 
tum nicht verdrängen, aber es ergänzen. Das Wettbewerbsrecht ſteht 
erſt am Beginn ſeiner Entwicklung; jeder, der an ſeiner Vertiefung 
mitarbeitet, iſt willkommen; er dient der Wiſſenſchaft, der Wirtſchaft 
und mehrt das Anſehen des Vaterlandes. 

RA. Prof. Dr. Martin Waſſermann, Hamburg. 


Dr. Arthur Nußbaum: Die Bilanz der Aufwertungs theorie. 
Tübingen 1929. J. C. B. Mohr. Preis 1,50 &. 

Der Verfaſſer hält ſich an die Überſchrift, die er feiner kurzen 
Schrift auf den Weg mitgegeben hat: Eine klare Bilanz, die auf 
alles ſchmückende Beiwerk verzichtet. Und jedem lesbar und ver⸗ 
ſtandlich iſt der Saldo auf Gewinn⸗ und Verluſtkonto hervorgehoben: 
Die über das Aufwertungsrecht hinausgehende Erſchütterung des 
grundſätzlichen Verhältniſſes zwiſchen Richter und Geſetzgeber. 

Man braucht auch kein Bücherreviſor zu ſein, um zu erkennen, 
daß dieſer Saldo ein Verluſtſaldo iſt, daß der Einbruch der Rſpr. 
in den Bereich des Geſetzgebers nicht als Gewinn gebucht wird. 
Hier wird der Streit einſetzen, während die Kritik Nuß baums 
an der Art, wie das RG. das von ihm ſelbſt aufgegriffene und 
heute ſanktionierte Problem der Aufwertung an ſich behandelt hat, 
kaum ernſthafte Gegner finden dürfte. 

Die Schrift iſt ein Vorſtoß in der Richtung, die Ordnungs⸗ 
funktion des Rechts wieder dem allgemeinen Intereſſe näher zu bringen, 
in erſter Linie wohl auch dem Intereſſe desjenigen Gerichts, welches 
nur um dieſer Funktion willen geſchaffen worden iſt. 

Nur wer Stoff und Form ſouverän beherrſcht, konnte in ſo 
knappem Rahmen den Vorſtoß fo wuchtig geſtalten. 

RA. Dr. H. W. Hoeck, Hamburg. 


Kommentar zum Schweizeriſchen Zivilgeſetzbuch. Heraus⸗ 
gegeben von Prof. Dr. Egger, Prof. Dr. Eſcher, Prof. Dr. 
Robert Haab und Bundesrichter Dr H. Oſer. 4. Bd. Das 
Sachenrecht v. Prof. Dr. Robert Haab. 2. Aufl. 1. Lie⸗ 
ferung. Zürich 1929. Verlag Schultheß & Co. Preis 4 


Die 1. Aufl. dieſes Komm. erſchien 1909 — vor Kraftbeginn 
des 36. — aus der Feder von Carl Wieland. Die Aufgabe, 
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der Einführung in das neue Recht zu dienen, hat ſie voll erfüllt. Daß 
ſie im Laufe der Jahre veralten mußte, iſt ſelbſtverſtändlich. Lee⸗ 
manns trefflicher Komm. (11920, II 1925) lief ihr den Rang ab. 
Zu einer Neubearbeitung konnte ſich Wieland ſelbſt leider nicht 
entſchließen. Prof. Haab, dem ſie übertragen wurde, hat, ſoviel die 
vorliegende 1. Lieferung erkennen läßt, nach Form und Sache ein 
neues Werk verfaßt. Seiner Fertigſtellung darf man mit vertrauens⸗ 
voller Erwartung entgegenſehen. 
Prof. Dr. Hans Reichel, Hamburg. 


Das europjiſche Speditionsrecht. Sammlung von Dar⸗ 
ſtellungen des Speditions⸗ und Privatlagerrechts. Mit einem 
Geleitwort von Senatspräſident Dr. Siegmund Grün⸗ 
berg, Profeſſor an der Hochſchule für Welthandel in Wien. 
Deutſchland, England, Frankreich (und Belgien), Italien, 
Oſterreich, Rußland, Schweiz, Ungarn. Bearbeitet von den 
Syndizi und Rechtsanwälten Dr. Karl Schweinburg, Wien, 
Dr. Joſef Mangold, Budapeſt, und Dr. Paul Dumont, 
Bern, ferner von Oberlandesgerichtsrat Dr. Otto Wein⸗ 
berger, Wien, und ruſſ. Rechtsanwalt M. J. Rabinowitſch, 
derzeit in Berlin. Wien 1929. Zoll⸗, Speditions⸗ und 
Schiffahrtszeitung. 

Dieſes Buch enthält eine dankenswerte Sammlung von Auf⸗ 
ſätzen, die die als Verlag zeichnende Zeitſchrift veröffentlicht hatte. 
Es iſt zwar noch nicht das europäiſche Speditionsrecht in vollem 
Umfang, aber doch die Wiedergabe dieſes Rechts für einen erheblichen 
Teil Europas. Die Aufſätze haben in erſter Linie die Bedürfniſſe des 
Spediteurs im Auge, aber der Spediteur muß ja im Bereich ſeines 
Faches auch ein halber Juriſt ſein, und ſo geben denn auch 
dieſe von hervorragenden Sachkennern geſchriebenen, guten, z. T. 
ausgezeichneten Abhandlungen auch für den Juriſten eine vorzügliche 
Überſicht. Für Fragen wie die des Rechtscharakters der Spedition, die 
Haftung, die Haftungsbeſchränkungen iſt die Gegenüberſtellung der 
verſchiedenen Rechtsſyſteme außerordentlich aufſchlußreich, auch wenn 
manche e intereſſante Einzelfrage nicht eingehender behandelt 
werden Konnte. Fürs deutſche Recht nennen wir dafür z. B. den Gegen⸗ 
ſatz von Zwiſchenſpedition und Unterſpedition, ferner die Haftung 
bei Abweichungen von den Weiſungen des Auftraggebers, — hier 
kann man zweifeln, ob bei dem auf S. 39 fürs ungariſche Recht 
gekennzeichneten Gegenſatz zum Recht des deutſchen Handelsgeſetzbuchs 
aus dieſem die richtigen Folgerungen gezogen werden. Allerdings 
hat der Verfaſſer dieſes Aufſatzes hier das öſterreichiſche Recht, alſo 
das allg. deutſche Handelsgeſetzbuch und nicht das jetzige HGB. 
vor Augen; ob ſich aus dem Geſetz ſelbſt aber ein Unterſchied ergibt, 
muß wohl bezweifelt werden. 

Die Reihenfolge der einzelnen Länder iſt eine andere, als auf 
dem Titelblatt angegeben: Oſterreich ſteht am Beginn und ſchon ver⸗ 
möge der Perſönlichkeit der meiſten Verfaſſer im Mittelpunkt; dann 
folgen Deutſchland, Ungarn und darauf erſt, auch in z. T. anderer 
Reihenfolge, die übrigen Länder. 

Noch ein Punkt, der ebenfalls zunächſt als bloße Außerlichkeit 
erſcheint: nicht nur in juriſtiſchen Büchern, aber in dieſen beſonders, 
ſollte man auf richtige Wiedergabe von Namen achten. Das hat ſchon 
Goethe gelehrt. Es heißt Schlegelberger, Prochownick, 
nicht, wie ſtändig geſchrieben ſteht, Schlegelsberger, Pro- 
chownik. 

Möge das Buch bald eine Ergänzung durch die wichtigſten der 
noch fehlenden Staaten finden, zu denen namentlich die ſkandi⸗ 
naviſchen Länder zu rechnen ſein dürften. 

RA. Prof. Dr. M. Leo, Hamburg. 


Die deutſche Reichsgeſetzgebung. Sammlung von Text⸗ 
ausgaben mit Einleitung, Paragraphenüberſchriften und 
Sachregiſter. Herausgeber: Profeſſor Dr. Max Apt, Berlin. 
Berlin 1929. Sieben⸗Stäbe⸗Verlag. 


geb Die Sammlung will durch ausführliche Einleitungen aus der 
2 er erſter Fachjuriſten das Verſtändnis für Sinn, Zweck und Ge⸗ 
auch des Geſetzes auch den Nichtjuriſten möglich machen. 

hellt Ich bezweifle, daß ſich dieſes Ziel bei der Kompliziertheit 
weichen laß ts auf dieſem Wege, alſo ohne Kommentierung, er⸗ 


verſtändne ue oder falſche Überſchriften ſchaden mehr, als Miß⸗ 


he berſchriften fic bei 

becher hat 8 e ſchon mit einer ähnlichen Einteilung 

Güte des 2 Aufmachung der Bände gefällt, dagegen iſt die 
Dem Refches zu beanſtanden. 

in Referenten liegen die folgenden Bände zur Beſprechung vor: 


Handelsgeſetzbuch mit Seehandel und Wechſel⸗ und Scheck⸗ 
recht. Eingeleitet von Profeſſor Dr. Max Apt. Textreviſion 
mit Paragraphenüberſchriften und Sachregiſter von Gerichts⸗ 
aſſeſſor Dr. Hans Fiſcher. 

Die Sammlung bringt das HGB., im Anhang WO., Wechſ⸗ 
St., Scheck⸗, PoſtſcheckG. nebſt den einſchlägigen Nebengeſetzen. 

In der Einleitung gibt Apt eine Einführung in das HGB., 
welche ſich ziemlich eng an den Geſetzestext anlehnt. Auf die 
Rſpr. zum HGB. — ich denke dabei z. B. u. a. an die Lehre vom 
Scheinkaufſmann — geht Apt nicht ein, ebenjo fehlt z. B. beim 
Aktienrecht ein Hinweis auf die Reformbeſtrebungen, wie man 
überhaupt ein Eingehen darauf, inwieweit die einzelnen Abſchnitte 
des Geſetzes den Anforderungen des heutigen Handels entſprechen 
und auf dem Wege der Selbſthilfe ausgeſchaltet ſind, vermißt. 
Praktiſch iſt doch z. B. das von Apt ziemlich ausführlich be⸗ 
handelte Bodmereigeſchäft kaum noch von Bedeutung. Dagegen ſagt 
Apt über die Seeverſicherung nur: „über die Verſicherung gegen 
die Gefahren der Seeſchiffahrt enthalten die 88 778—905 ein» 
gehende Vorſchriften.“ Das iſt nicht befriedigend, es hätte un⸗ 
bedingt darauf hingewieſen werden müſſen, daß das Seever⸗ 
ſicherungsrecht des HGB. durch die ADS. v. J. 1919 ausge⸗ 
ſchaltet iſt und dieſe allen maßgebenden Policen zugrunde liegen. 
Im Literaturverzeichnis hätte demgemäß auch der Kommentar von 
Ritter zu den ADS. erwähnt werden müſſen. 

Der von GerAſſ. Dr. Hans Fiſcher beſorgte Geſetzestext 
weiſt Fehler auf. So iſt überſehen worden, daß die §8 553 ff. durch 
Art. 3 KrankSeeVerſch. v. 16. Dez. 1927 (RGBl. I, 337) eine 
andere Faſſung erhalten haben; bei 8 68 fehlt ein Hinweis auf 
die VO. zur Neuregelung der im HGB. und in der GewO. vor» 
geſehenen Gehaltsgrenzen v. 23. Okt. 1923 (RGBl. I, 990), welche 
bisher noch nicht außer Kraft geſetzt iſt (vgl. Staub⸗Bondi, 
Einl. zu § 68). Soweit Vorſchriften abgeändert find, hätte es 
ferner jeweils eines beſonderen Hinweiſes auf die Abänderungs⸗ 
geſetze bedurft. 

Für die Paragraphenüberſchriften gilt das in der Einleitung 
Geſagte. Die Überſchriften geben auch hier oft den Inhalt der 
einzelnen Vorſchrift nicht erſchöpfend wieder: In der Überfchrift 
zu § 17 fehlt ein Hinweis auf die Prozeßlegitimation der Firma 
(Abſ. 2). § 25 behandelt nicht die „Haftung für die Geſchäfts⸗ 
ſchulden“ ſchlechthin, ſondern nur bei Fortführung des unter 
Lebenden veräußerten Geſchäfts; § 27 nicht die „Erbenhaftung“ 
ſchlechthin, ſondern dieſe nur bei Fortführung des Geſchäfts; 8 38 
ſchreibt nicht nur die „Verpflichtung zur Buchführung“, ſondern 
auch zur Aufbewahrung der kaufmänniſchen Korreſpondenz vor. 
Dieſe Beiſpiele laſſen ſich leider leicht vermehren. 

Störend iſt ferner das für HGB. und Anhang (WO. uſw.) 
getrennt behandelte Sachregiſter. 

Alles in allem kann dieſer Band der Sammlung nicht als 
befriedigend angeſehen werden. 


Zivilprozeßordnung mit Gerichtsverfaſſungsgeſetz. Ein⸗ 
geleitet von Profeſſor Dr. Max Pagenſtecher. Textreviſion, 
Paragraphenüberſchriften und Sachregiſter von Gerichts⸗ 
aſſeſſor Dr. Hans Fiſcher. 

Die Einleitung von Pagenſtecher hat ſich zum Ziel geſetzt, 
dem Leſer das eigene Studium, und zwar namentlich das Studium 
der Quellen, ſelbſt zu erleichtern, „durch eine möglichſt vollzählige 
Aufzählung aller geſetzgeberiſchen Arbeiten mit genauer Bezeich⸗ 
nung der Werke, wo ſie abgedruckt ſind“. Der Verf. führt ferner 
in ſorgfältiger Auswahl weiter noch Schriften an, die beſonders 
geeignet ſind, Anfänger über Inhalt und Bedeutung der einzelnen 
Geſetze und Geſetzentwürfe zu informieren. Dieſe in Anbetracht der 
heutigen Unüberſichtlicheit des Rechtsſchutzverfahrens ſchwierige 
Aufgabe iſt dem Verf. im vollen Maße gelungen. Der Leſer er» 
hält durch die Einleitung einen ſicheren und zuverläſſigen Führer 
durch die zahlreichen Klippen der verfahrensrechtlichen Geſetz⸗ 
gebung und eine klare Überſicht über den gewaltigen Stoff. In 
der Schilderung des heutigen Rechtszuſtandes weiſt der Verf. mit 
Recht auf die ſchweren, durch die Notgeſetzgebung der letzten Jahre 
hervorgerufenen Mißſtände hin. Das deutſche Rechtsſchutzverfahren 
iſt in der Tat in ſeiner früheren folgerichtigen Syſtematik durch 
die zahlreichen Anderungen gefährdet. 

Die von GerAſſ. Dr. Hans Fiſcher verfaßten Para⸗ 
graphenüberſchriften geben nicht immer den Inhalt der einzelnen 
Vorſchriften erſchöpfend wieder. Es iſt zunächſt nicht zweckmäßig, 
einzelne Vorſchriften nicht mit Überſchriften zu verſehen, auch wenn 
der Verf. der Meinung ſein ſollte, die Vorſchrift fiele begrifflich 
unter die Überſchrift des vorhergehenden Paragraphen. Das ſtimmt 
3. B. in den folgenden Fällen nicht: 88 279, 279 a und 280; 
88 323, 324: 88 333, 334 (8 334 Ausnahme von 88 330 ff. h; 
89 411, 412; 58 659, 660 uſw. Ungenau find folgende Über⸗ 
ſchriften: 8 19 3 PO. „Mehrere Gerichtsbezirke“. Es handelt ſich 
aber nicht um mehrere Gerichtsbezirke, ſondern um den Sitz einer 
Behörde in mehreren Gerichtsbezirken; $ 105 „Form des Koſten⸗ 
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feſtſetzungsbeſchluſſes“. 8105 behandelt nicht die Form des Koſten⸗ 
feſtſetzungsbeſchluſſes, ſondern eine Ausnahmeform desſelben. 8 393 
PO. „Nicht zu beeidigende Zeugen“. Die Beeidigung der Zeugen 
Eu Ziff. 3 und 4 zit. kann aber vom Prozeßgericht angeordnet 
werden. 

Es iſt ferner in einigen Fällen überſehen, die im zweiten 
Abſatz enthaltene Vorſchrift in die Überſchrift aufzunehmen: ſo bei 
88 241, 251, 271 uſw. 


Aufwertungsgeſetzgebung. Eingeleitet von Dr. Bruno Apt. 
Textreviſion, Sachverzeichnis und Paragraphenüberſchriften 
von Gerichtsaſſeſſor Dr. Haus Fiſcher. 


Die Sammlung enthält das AufwG. nebſt DurchfVO. und die 
ſonſtigen das Aufw®. berührenden Beſtimmungen. Nicht auf⸗ 
genommen iſt das AnlAblöſGG., obwohl der Titel eine Sammlung 
des geſamten Aufwertungsrechts verſpricht. Auch eine Aufnahme 
der III. StNotVO. mit DurchfBeſt. wäre zum beſſeren Verſtändnis, 
insbeſ. auch der 88 67, 68 AufwG. wünſchenswert geweſen. 

In der Einleitung verſucht Dr. Bruno Apt eine Einführung 
in das Aufwertungsrecht zu geben. Es gehört ſicherlich mit zu den 
ſchwierigſten Aufgaben, einen ſolchen Überblick auf 29 Seiten er⸗ 
ſchöpfend zu verſchaffen. Eine ſolche Aufgabe erfordert in ſachlicher 
Beziehung in erſter Linie eine beſonders ſorgfältig durchzuführende 
Systematik Das iſt dem Verf. nicht immer gelungen. Es hätte 
wohl einer ſchärferen Zuſammenfaſſung bedurft, vor allem einer 
mehr ins Auge fallenden Hervorhebung, welche Materien das 
AufwG. regelt, in welches das Aufiv®. nur mit einzelnen Be- 
ſtimmungen eingreift und welche Rechtsgebiete durch das AufwG. 
unberührt bleiben. 

Bei der Erwähnung der Aufwertungsgrundſätze außerhalb 
des AufwG. (Aufwertung gem. 8 242 Beg B. Ausgleichspflicht) 
wäre eine Zitierung der grundſätzlichen Entſch. des RG. von 
Nutzen geweſen. Nicht berührt ſind in dieſem Abſchnitt die zahl— 
reichen Zweifelsfragen, welche mit der Feſtſtellung, wer als per» 
ſönliche Schuldner im Falle der Veräußerung des Grundſtückes an⸗ 
zuſehen iſt, zuſammenhängen. Der Inhalt der Durch BD. und der 
Novelle wäre wohl beſſer nicht geſondert, ſondern jeweils bei Er⸗ 
wähnung der Vorſchriften des Aufwch. behandelt worden. Man 
merkt im übrigen, daß der Verf. bei aller berechtigten Kritik des 
Aufwcß. zu den Aufwertungsgegnern gehört. Bei dieſer Einſtellung 
bedarf es zur Löſung der Aufgabe einer beſonders großen Ob⸗ 
jektivität und Sorgfalt, die zum Nachteil der wiſſenſchaftlichen 
Bearbeitung nicht immer gewahrt iſt. 

In ſachlicher Beziehung wird man dem Verf. in einigen 
Punkten nicht zuſtimmen können. Auf S. XVI ſagte der Verf., daß 
nur die Aufwertung von Vermögensanlagen nach oben begrenzt iſt. 
Das iſt nicht richtig. Auch die (dingliche) Aufwertung der Hypothek 
und ſonſtige dingliche Rechte iſt mit 25% begrenzt. 

Bei Behandlung der Frage der Rückwirkung (Abjchn. VI) 
hätte es einer Erörterung über die Berückſichtigung des öffentlichen 
Glaubens des Grundbuchs gem. 88 20, 22 AufwG. bedurft. Es 
entſteht auf S. XVIII der fälſchliche Eindruck, daß eine kraft 
Rückwirkung aufgewertete Hypothek unter allen Umſtänden mit 
dem bisherigen Rang wieder eingetragen wird. 

Der Abſchn. VI (Rückwirkung, Vorbehalt, Anmeldung) wäre 
wohl beſſer als Unterabſchnitt des Abſchn. VII (Aufwertung von 
Hypotheken) behandelt worden. Der ſcharfen Kritik des Verf. über 
die Regelung durch Art. IV § 17 der Nov. ſowie überhaupt über 
die Frage der Wirkſamkeit von Vergleichen und rechtskräftigen 
Entf. vermag ich nicht zuzuſtimmen. Der Verf. überſieht m. E. 
bei der Novelle, daß ein dringendes Bedürfnis zu einer geſetzlichen 
Regelung der im 8.17 der Nov. aufgeführten Materien beſtand. 
Es wäre unbillig geweſen, Vergleiche, welche lediglich dieſe ſtrei⸗ 
tigen Fragen betreffen, von der geſetzlichen Regelung unberührt 
zu laſſen. Dann wäre die Hilfe des Geſetzgebers in vielen Fällen 
für die verarmten Gläubiger zu ſpät gekommen. 

Im Inhaltsverzeichnis wäre die Beifügung der Daten der 
einzelnen DurchfVO. notwendig geweſen. Im Literaturverzeichnis 
vermiſſe ich die Aufführung des ausgezeichneten Werkes von 
Nadler u. Hirſchwald, Grundbuch- und Aufwertungsfragen; 
erwähnt iſt nur der dritte Nachtrag zu dieſem Werk. 

Für die Paragraphenüberſchriften, die von GerAſſ. Dr. Hans 
Fiſcher verfaßt find, gilt das in der Einleitung Geſagte. 


Börſen⸗Geſetzgebung. 
Dr. Lippert. 

Die Sammlung enthält das Börſch., die hierauf bezüglichen 
Bekanntmachungen und berückſichtigt beſonders die preuß. landes⸗ 
rechtlichen Vorſchriften, indem ſie den Erlaß des preuß. Min. für 
Handel und Gewerbe betr. Börſenaufſicht v. 7. März 1897, den 
Erlaß betr. Kursmakler v. 14. Nov. 1896, die Börſenordnung für 
Berlin ſowie die Maklerorbnung für die Kursmakler in der 
Berliner Börſe bringt. 


Eingeleitet von Geh. Regierungsrat 


Die Einleitung bringt in klarer überſichtlicher Weiſe eine Ein⸗ 
führung in das Börſch. Der Verf. hat es verſtanden, auf wenigen 
Seiten eine erſchöpfende Überſicht über das umfangreiche Gebiet 
zu geben. 

Die Paragraphenüberſchriften können als geglückt bezeichnet 
werden. 


GmbH.-Gefeg. Eingeleitet von Profeſſor Dr. Friedrich 
Klauſing. Textreviſion mit Artikelüberſchriften und Sad 
regiſter von Referendar Dr. Laſch. 


Die Sammlung enthält das GmbHG. ſowie die wichtigſten die 
GmbH. berührenden Nebengeſetze und VO., letztere zum Teil im 
Auszug, zum Teil durch einen Hinweis erwähnt. 

Die Einleitung von Klauſing gibt in lebendiger und ſehr 
glücklicher Form eine Überſicht über die rechtliche und wirtſchaft⸗ 
liche Bedeutung der GmbH. Es ift dem Verf. vor allem auch ge⸗ 
lungen, die vielen volkswirtſchaftlichen Probleme der GmbH. auf⸗ 
zuzeigen. Ohne die Nachteile der GmbH., insbeſ. die in der Be⸗ 
ſchränkung der Haftung auf das Geſellſchaftsvermögen liegenden 
Geſahren für die Gläubiger, zu unterſchätzen, kommt der Verf. 
zu einer Bejahung der Notwendigkeit dieſes Rechtsinſtituts und 
befindet ſich damit ſicherlich im Einklang mit der herrſchenden 
Meinung. 

Beſonderer Hervorhebung bedarf der Standpunkt des Verf. 
zur Frage des „Erſparens“ von Steuern mittels oder bei Er⸗ 
richtung einer GmbH. Seiner Anſicht, daß der ſteuerlich billigſte 
Weg für das Geſamtunternehmen durchaus nicht immer die 
ökonomiſch beſte Geſtaltung der Organiſation der Geſchäftsführung 
zu bedeuten braucht und eine allzu weitgehende Komplizierung 
der Organiſation den ganzen Apparat nicht nur ſchwerfällig und 
Roftfpielig macht, ſondern namentlich bei Streitigkeiten der Be⸗ 
teiligten juriſtiſch unüberſehbare und wirtſchaftlich höchſt nachteilige 
Konſequenzen nach ſich ziehen kann, wird man rückhaltlos bei⸗ 
ſtimmen können, und es iſt zu hoffen, daß das Publikum ſeine 
Mahnung, aus vorgenannten Gründen ſich nur ſolcher Rechts 
berater zu bedienen, die ſich nicht nur einſeitig in der praktifchen 
Handhabung der Steuergeſetze auskennen, ſondern das Sonderrecht 
der GmbH. wie auch das geſamte bürgerliche und Handelsrecht 
beherrſchen, befolgt. 3 

Die Paragraphenüberſchriften und das Sachregiſter, bearbeitet 
von Ref. Dr. Laſch, können als geglückt bezeichnet werden. 


Bank⸗ und Münzgeſetzgebung. Eingeleitet von Profeſſor 
Dr. W. Prion, Berlin. Textreviſion, Paragraphenüber⸗ 
ſchriften und Sachregiſter von Diplomvolkswirt Dr. Wolf⸗ 
gang Hoffmann. 

Die Sammlung enthält die Geſetze über das Münzweſen, 
zum beſſeren Verſtändnis auch das alte MünzG. v. 9. Juli 1873. 
Ferner ſind aufgenommen die für die Privatuotenbanken, die 
Deutſche Golddiskontbank, und die Deutſche Rentenbank maß⸗ 
gebenden Geſetze, VO. und Satzungen. Der Leſer erhält auf dieſe 
Weiſe eine erſchöpfende Zuſammenſtellung der für die deutſche 
Währung und ihre Träger maßgebenden Vorſchriften. 

Ohne Kenntnis der währungspolitiſchen und volkswirtſchaft⸗ 
lichen Zuſammenhänge iſt ein Verſtändnis dieſer Geſetze nicht 
möglich. Die Aufgabe einer Einführung erjüllt die Einleitung in 
vollem Maße. In dieſer gibt Prion in ſehr klarer und über⸗ 
ſichtlicher Weiſe einen geſchichtlichen überblick über das deutſche 
Münzweſen ſeit 1871, das Werden und Vergehen der alten Mark 
ſowie den Aufbau der neuen Währung. Der Verf. verſteht vor 
allem die Bedeutung der Reichsbank in der Geſchichte der Wäh⸗ 
rung hervorzuheben und zu zeigen, wie es — nach Verſagen der 
Reichsbank während der Inflation — teilweiſe unter bewußter 
Ausſchaltung derſelben gelungen iſt, das Vertrauen des Volkes und 
des Auslandes in die neue Währung zu gewinnen. 

Wenn der Verf. bei Erörterung der Urſachen des Währungs⸗ 
zuſammenbruchs i. J. 1923 nicht mit ſeiner Anſicht zurückhält und 
meint, daß es zu der Währungskataſtrophe nicht hätte zu kommen 
brauchen, wenn die Leitung der Reichsfinanzen ſowie die Leitung 
der Reichsbank etwas mehr an ihre eigenen Aufgaben gedacht 
hätten, ſo wird man ihm hierin nicht unbedingt beiſtimmen können. 
Prion unterſchätzt, glaube ich, bei dieſer Frage wohl nicht nur 
die Folgen des verlorenen Krieges, die außenpolitiſchen Verwick⸗ 
lungen und die innerpolitiſchen Schwierigkeiten Deutſchlands, ſon⸗ 
dern auch die hierdurch hervorgerufene Mentalität des deutſchen 
Volkes und feiner verantwortlichen Männer. Es liegt zudem zu 
kurze Zeit zwiſchen den jetzigen Zeiten und den damaligen Wirren, 
um die Frage nach Schuld und Urſachen des Zuſammenbruchs der 
alten Währung eindeutig beantworten zu können. 

Die Paragraphenüberſchriften des Geſetzesterxtes geben den 
Inhalt der einzelnen Beſtimmungen erſchöpfend wieder. Ebenfalls 
it das Sachregiſter ſorgfältig bearbeitet. 

RA. Dr. Adolph Heinichen, Hamburg. 
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Nachdruck der Entſcheidungen nur mit genauer Angabe der Quelle geſtattet; Nachdruck der Anmerkungen verboten! D. S. 


A. Ordentliche Gerichte. 
Keichsgericht. 
a) Zivilſachen. 

Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Kaiſer, Juſtizrat Kurlbaum und 
Juſtizrat Dr. Schrömbgens. 

* Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts abgedruckt. — 7 Anmerkung.] 

I. Materielles Recht. 

1. Bürgerliches Recht. 


* 1. § 242 BGB. Keine Aufwertung eines in 

ausländiſcher Währung vereinbarten Mict- 
zinſes. f) 
Es iſt davon auszugehen, daß vertraglich ein einheit⸗ 
licher, effektiv in ausländiſcher Währung zu zahlender Miet⸗ 
preis für die ganze Dauer des Vertrags zwiſchen den Par⸗ 
teien vereinbart worden iſt. 

Eine Aufwertung dieſes Mietzinſes lehnt das BG. ab, 
weil es ſich um eine in ausländiſcher Währung feſtgelegte 
Forderung handle, die dem Währungsverfall nicht ausgeſetzt 
geweſen ſei. Die Aufwertung beruhe auf $ 242 BGB., der 
aber nicht dazu dienen dürfe, eine etwa ungünſtige vertrag⸗ 
liche Vereinbarung für die eine oder andere Partei günſtiger 
zu geſtalten. Dieſer Auffaſſung iſt nach der ſtändigen Rſpr. 
des RG. beizutreten. 

Wenn die Rev. ihr gegenüber anführt, der Dollar habe 
damals in Deutſchland eine außergewöhnlich hohe Kaufkraft 
beſeſſen, während dieſe jetzt nur noch ſeinem normalen Werte 
entſpreche, es ſei nach S 242 BGB. nicht angängig, daß die 
l. ſich trotz dieſer nicht vorauszuſehenden Wandlung mit 
einer dem wahren Werte der Räume nicht entſprechenden 
Vergütung begnügen ſolle, ſo kann ſie damit nicht gehört 
werden. Gerade um einem etwaigen weiteren, zur Zeit des 
Vertragsſchluſſes bereits vorgeſchrittenen Verfall der Wäh⸗ 
rung zu begegnen, ihm den Einfluß auf ihr Vertrags- 


Zu 1. Ein in der Inflationszeit auf zehn Jahre geſchloſſener 
Mietvertrag wird — nach einer Zwiſchenregelung, die ſich aus der 
Mietegeſetzgebung ergab — heute darauf geprüft, ob die in Dollar feſt⸗ 
geſetzte Miete Vertragsleiſtung bleibt oder einer Anderung zu unter⸗ 
werfen iſt. Der Vermieter macht geltend, daß der Dollarbetrag um 
mehr als die Hälfte hinter dem heutigen Mietewert zurückbleibe. Das 
RG. lehut jede Anderung ab; tragender Grund — gefunden im Wege 

er Vertragsauslegung — iſt die bewußte Übernahme eines Riſikos 
durch beide Teile. Daß man auch anders auslegen kann, zeigt u. a. 
die Entſcheidung Nr. 593 bei Zeiler. Für die Ausſcheidung oder 
Übernahme eines Riſikos ift der Unterſchied, daß es ſich dort um 
Lollar baſis, hier — Kraft nicht ganz einwandfreier Interpretation 
um effektive Dollarzahlung handelt, ſo gut wie gleichgültig. 
Das NG. vermeidet es immer noch, die „Währungsverhältniſſe“ 
aus den „allgemeinen Verhältniſſen“ klar herauszuſchälen. 
hi „Und wenn die Kl. ſich in feiner (des Dollars) Bedeutung für 
ie ſpätere Zeit verrechnet hat, wenn die Entwicklung der Währungs⸗ 
berhältnifje überhaupt den Vertrag für fie ungünſtig geſtaltet hat, 
ſo hann uſw. 
ges Die Währung, auf welcher der Vertrag ſteht, hat ſich gar nicht 
andert. Wenn die Mietepreiſe in Berlin, an dieſer unveränderten 
Waprung gemeſſen, ſteigen, ſo iſt das keine „Entwicklung der 
Wick eragsverhältniſſe“, ſelbſt wenn man der Anſicht iſt, daß die 
Teuerminführung einer feſten Währung in Deutſchland für die 
Aung Raufal ſei. 
der we NG. hat das Aufwertungsrecht nicht über die Grenzen 
aufgewerſchen Währung ausgedehnt. Franken und Lire werden nicht 
recht bein t, trotzdem dies, wenn man überhaupt ein Aufwertungs⸗ 
Dollarba he ebenſogut möglich wäre wie bei der Mark. Verträge auf 

; © werden umgewertet oder aufrecht erhalten, je nachdem, 
wie man 5 8 8 1 5 Br 2 5 
einſchalte: Einzelfalle die Willensauslegung in die clausula-Lehre 

ar i Die ſchlechteſte Währung der Welt, die deutſche Papier⸗ 
Goldwert nachträglich die beſte geworden, weil ſie weit über ihren 

bert zür Zeit des Vertragsabſchluſſes „aufgewertet“ werden kann. 


verhältnis zu nehmen, die Leiſtungen aus dem Vertrage auf 
eine feſte, in ihrem Werte unveränderliche Grundlage zu ſtel⸗ 
len, haben die Parteien ihre Vereinbarung geſchloſſen. Sie 
haben ſich für die ganze Dauer des Vertrages auf ſie feſt⸗ 
gelegt. Damit haben ſie beide ein Riſiko für die ſpätere Zeit 
übernommen, das ſich zugunſten aber auch zuungunſten einer 
jeden von ihnen auswirken konnte. Mag nun auch die Mark⸗ 
währung ſich geändert haben, mag auch die Kaufkraft des 
Dollars zurückgegangen ſein: der Wert der beim Vertrags⸗ 
ſchluſſe feſtgeſetzten Forderung iſt für beide Teile derſelbe ge⸗ 
blieben, er beträgt nach wie vor 8000 8, wie die Parteien 
ihn beim Vertragsabſchluſſe feſtgelegt haben. Und wenn die 
Kl. ſich in ſeiner Bedeutung für die ſpätere Zeit verrechnet 
hat, wenn die Entwicklung der Währungsverhältniſſe über⸗ 
haupt den Vertrag für ſie ungünſtig geſtaltet hat, ſo kann, 
wie das BG. zutreffend ſagt, der 8 242 BGB. nicht dazu 
herangezogen werden, ihre Stellung zu verbeſſern und den 
Vertrag ihr günſtiger zu geſtalten. Das ſeinerzeit übernom⸗ 
mene Riſiko geht zu ihren Laſten. 

Nun war zur Zeit des Vertragsabſchluſſes — 7. Juni 
1923 — die VO. auf Grund des Notgeſetzes (Maßnahmen 
gegen die Valutaſpekulation) v. 8. Mai 1923 in Geltung. 
Sie verbot in § 2 Abſ. 1 das Fordern, Anbieten, Aus⸗ 
bedingen, Leiſten und Annehmen von Zahlungen in Zah⸗ 
lungsmitteln oder Forderungen in ausländiſcher Währung 
bei Inlandsgeſchäften. Hiergegen verſtoßende Geſchäfte waren 
nach § 8 Abſ. 1 a. a. O. nichtig. Die Vereinbarung der Par⸗ 
teien betraf ein Inlandsgeſchäft und war ſonach nichtig. Aber 
ſchon die weitere VO. v. 21. Dez. 1923 über die Annahme 
ausländiſcher Zahlungsmittel im Inlandsverkehr brachte hierin 
eine Anderung, indem ſie nur das Fordern der Zahlung in 
ausländiſcher Währung verbot. Es wurden zudem durch die 
BD. v. 8. Nov. 1924 Geſchäfte der vorliegenden Art von den 
früheren Beſchränkungen vollſtändig freigeſtellt und endlich 
durch die VO. v. 22. Febr. 1927 alle Deviſenvorſchriften auf⸗ 
gehoben. Es kann dahingeſtellt bleiben, inwieweit nach der 
Rſpr. des RG. eine rückwirkende Aufhebung früherer Nich⸗ 
tigkeit durch die ſpäteren Verordnungen eingetreten iſt. Gegen 


Der Übergang aus der Inflation in die feſte Währung wird ganz all⸗ 
gemein nicht als eine ſolche Umwälzung angeſehen, wie der um⸗ 
gekehrte Weg und bietet deshalb keine Grundlage für die clausula, 
trotzdem dieſelben und ſchlimmere Inkongruenzen zwiſchen Vorſtellung 
und Auswirkung entſtehen. Die Zeit der Unſicherheit, geboren aus 
den Folgen des verlorenen Krieges und der mangelnden Entſchluß⸗ 
fähigkeit des Geſetzgebers, iſt noch nicht vorüber. Mancherlei Zeichen 
ſprechen dafür, daß das höchſte deutſche Gericht wieder feſten Boden 
zu gewinnen ſucht. 

Ein großer Gewinn wäre es, wenn wir wenigſtens in der „Geld“⸗ 
frage einmal wüßten, woran wir ſind. Heute haben wir genug Ab⸗ 
ſtand von den verwirrenden Inflationsverhältniſſen gewonnen, um zu 
entſcheiden, ob „Aufwertung“ eine ſinguläre Erſcheinung des Not⸗ 
rechts war, begründet nur durch die Vernichtung einer Währung, 
oder ob wir, entgegen den Geſetzen und Gepflogenheiten des modernen 
Rechts der handeltreibenden Völker, die mittelalterliche Lehre von der 
„vis intrinseca“ dauernd beibehalten wollen. 

Es muß hier einmal betont werden, daß alle Verſuche — insbeſ. 
z. B. die Methoden Zeilers — die Behandlung des Konkreten 
Rechtsverhältniſſes einer idealen Gerechtigkeit anzunähern, das Recht 
als Ganzes für den Handelsverkehr eines großen Volkes unter ſich 
und mit anderen Völkern, untauglich machen. 

Der heutige Zuſtand in Deutſchland iſt dadurch gekennzeichnet, 
daß man nicht weiß, ob noch die gütige Hand entſcheidet, die dem 
Geſchädigten oder auch nur Enttäuſchten hilft und dabei gelegentlich 
einmal das Glücksrad um volle 180 Grad dreht oder wieder das 
ſtrenge Auge des Richters. 

Wenn man bedenkt, daß die Wiederbelebung der elausula gerade 
von den Dauervertragen ausging, bei denen Leiſtung und Gegen⸗ 
leiſtung ſich gewiſſermaßen immer wieder neu gebären, ſo wird man 
in unſerem Falle der Kl. eine gewiſſe Enktäuſchung nachfühlen 
können. Auch wenn man, wie der Unterzeichnete, das Ergebnis an 


ſich billigt. 
RA. Dr. Hoeck, Hamburg. 
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die Gültigkeit der Vereinbarungen v. 7. Juni 1923 hat keine 
der Parteien jemals eine Einwendung aus den Vorſchriften 
über den Verkehr mit Deviſen erhoben. Auch im Rechtsſtreite 
gingen beide ſtändig von der Rechtswirkſamkeit des urſprüng⸗ 
lichen Vertrags aus. Selbſt in der Reviſionsinſtanz ſind trotz 
Hinweiſes auf die beſtehenden Bedenken Einwendungen nicht 
erfolgt. Daraus iſt zu entnehmen, daß die Parteien das Ge⸗ 
ſchäft auch heute noch gelten laſſen wollen. In dieſem klar 
zutage liegenden Willen iſt aber eine Beſtätigung des ur⸗ 
ſprünglich nichtigen Geſchäfts i. S. des §S 141 BGB. zu er⸗ 
blicken. Damit entfallen die aus den Deviſenvorſchriften etwa 
abzuleitenden Bedenken. 


(U. v. 30. Mai 1929; 161/29 VIII. — Berlin.) [Ku .] 

** 2. 8242 BG B.; 88 21, 2, 18 der III. St Not VO. 
Steuerrechtlicher und wirtſchaftlicher Charakter 
der Schuldverſchreibungsſteuer. Wenn ſie auch 
eine öffentlich-rechtliche Abgabe iſt, fo iſt fie 
doch wirtſchaftlich ein Aufwertungsbetrag, der 
ſtatt an den Gläubiger an das Reich zu zahlen 
iſt. Daher Ausgleichsanſpruch des Verkäufers 
wegen der nachträglichen Heranziehung zur 
Schuldverſchreibungsſteuer. f) 

(U. v. 13. Juni 1929; 696/28 VI. — Berlin.) 


Abgedr. JW. 1929, 2425 1. 


Sch.] 


Zu 2. Die wegen ihrer grundſätzlichen Bedeutung recht inter⸗ 
eſſante Eutſcheidung bildet in doppelter Hinſicht eine Verbindung 
zwiſchen Zivilrecht und Steuerrecht. Der beſondere Charakter der 
Obligationenſteuer als einer „Geldentwertungsſteuer“ bringt es mit 
ſich, daß an Stelle des zivilrechtlichen Anſpruches der Obligationäre ein 
öffentlich⸗rechtlicher Anſpruch des Staates treten ſoll. Ferner aber — 
und das iſt prinzipiell wichtig — folgt die Entſcheidung dem in der 
Steuerrechtſprechung ſchon ſeit langem herrſchenden Grundſatz der 
„wirtſchaftlichen Betrachtungsweiſe“ in ſehr ftarkem Maße. Dieſe dem 
modernen Rechtsempfinden zweifellos erfreuliche wirtſchaftliche Be⸗ 
trachtungsweiſe läßt es dem RG. geboten erſcheinen, dem Inflations⸗ 
verkäufer einen Teil ſeines Inflationsverluſtes durch Abwälzung der 
Obligationenſteuer auf den Käufer abzunehmen. Es mag dahingeſtellt 
bleiben, ob das Ergebnis in dieſem beſonderen Falle wirtſchaftlich 
gerechtfertigt iſt; es iſt zu bedenken, daß die Obligationenſteuer von 
dem Verkäufer auch dann erhoben worden wäre, wenn keine dingliche 
Sicherung gegeben war. 

Abgeſehen von dem wirtſchaftlichen Ergebnis aber erſcheint die 
juriſtiſche Konſtruktion nicht haltbar. Man wird dem RG. darin ohne 
weiteres folgen können, daß ein Zuſammenhang zwiſchen den Auf⸗ 
wertungsanſprüchen der Obligationäre und dem Anſpruch des Staates 
auf Obligationenſteuer beſteht, ſowie darin, daß ein privatrechtlicher 
Erſtattungsanſpruch zwiſchen Vertragskontrahenten in bezug auf Steuern 
gegeben fein kann, unabhängig von der rein öffentlich-rechtlichen Be⸗ 
ſtimmung, wer dem Staate gegenüber Steuerſchuldner iſt. Es iſt in⸗ 
deſſen zu weitgehend, einen auf dem Grundſtückskaufver⸗ 
trage baſierenden Anſpruch des Verkäufers auf Ausgleichung im 
vorliegenden Fall zu Konftruieren. Die Obligationenſteuer belegt den 
Akt der Ablöſung der Obligationäre mit einer öffentlichen Abgabe, 
deren ſteuerrechtlicher Charakter, wie das RG. mit Recht ausführt, für 
den hier in Frage ſtehenden Prozeß unwichtig iſt. Von dieſer Ab⸗ 
gabe wird diejenige AktG. getroffen, welche die Obligationen aus⸗ 
gegeben hat. Für die Steuer ſpielt es keine Rolle, ob die Obli⸗ 
gationen dinglich geſichert waren oder nicht. Dieſer ganze ſteuerliche 
Vorgang ſpielt ſich vollkommen außerhalb des Grundſtücksgeſchäftes 
ab. Die Befreiung des Grundſtücks von der dinglichen Sicherung hätte 
ebenſogut durch einen Verzicht der Obligationäre wie durch die er⸗ 
folgte Auszahlung vorgenommen werden können. Die Obligationen 
und deren Ablöſung, ſowie die ſpatere Obligationenſteuer bildet keinen 
Beſtandteil der Geſchäftsgrundlage, ſo daß von einer „Erſchütterung 
der Geſchäftsgrundlage“ durch die Obligationenſteuer nicht geſprochen 
werden kann. Damit entfällt aber auch die Anwendungsmöglichkeit 
des 8 242 BGB. Der Tatbeſtand des vorliegenden Falles unterſcheidet 
ſich in dieſer Beziehung weſentlich von der zitierten Entſcheidung RG. 
121, 141 = JW. 1928, 2526, ſowie von den an das Teilurteil v. 
30. Jan. 1928 (RG. 119, 329 ff. JW. 1928, 2816) anſchließenden 
Entſcheidungen. In allen jenen Fällen handelte es ſich um Leiſtungen, 
die äußerlich privatrechtlicher Natur waren und mit dem Grundſtück 
in unmittelbarem Zuſammenhang ſtanden oder wenigſtens geſtanden 
hatten; jedenfalls knüpften ſie an das frühere Eigentum des Grund⸗ 
ſtücks an und nicht, wie hier, an einen gänzlich außerhalb des Grund⸗ 
ſtückes liegenden Vorgang. 

Wenn die Konftruktion der Ausgleichspflicht auf Vertragsgrund⸗ 
lagen gem. 8 242 hier abzulehnen iſt, jo iſt die Möglichkeit, wirt⸗ 
ſchaftlich zu dem gleichen Ergebnis zu gelangen, auf andere Weiſe 
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** 3. 88 284, 254, 387 BGB.; 8 274 Nr. 3 3 PO. 
Schadenserſatzpflicht des Schuldners wegen 
Entwertung eines Papiermarkbetrages, der zum 
Zwecke der Durchführung der Zwangsvollſtrek⸗ 
kung aus einem gegen ihn ergangenen Urteil 
vom Gläubiger hinterlegt worden iſt. Kein Mit⸗ 
verſchulden des Gläubigers wegen der Hinter⸗ 
legung von Papiermark. Die Aufrechnung mit 
einer ſtreitigen Forderung, über die ein 
Schiedsgericht zu erkennen hat, iſt unzuläſſig. f) 

(U. v. 1. März 1929; 81/28 II. — Berlin.) [Ku.] 


Abgedr. IW. 1929, 1649 s. 


gegeben. Neben anderen Konſtruktionen ſei beiſpielsweiſe verwieſen 
auf die Entſcheidung des Hanſdo sch. v. 20. Juni 1928 (Hans. 
1928, 531 Abt. A), nach welcher eine Ausgleichspflicht auf dem Wege 
Ronftitutiver Rechtſprechung feſtgeſtellt wird. 

Die Bedeutung der Entſcheidung des RG. wird im übrigen dann 
klar, wenn man bedenkt, daß nach ihr ein Ausgleichungsanſpruch 
immer dann gegeben ſein muß, wenn durch unvorhergeſehene Er⸗ 
eigniſſe, insbeſ. Geſetzgebung, einem Vertragskontrahenten unverhält⸗ 
nismäßige Laſten auferlegt werden. Dies könnte z. B. dann der Fall 
fein, wenn den Käufer eine bei Vertragsſchluß unvorhergeſehene Wert⸗ 
zuwachsſteuer treffen würde. 

RA. Dr. Ewers, Hamburg. 


Zu 3. A. Anm. Lucas, ebenda. 

B. Anm. Jonas, ebenda. 

C. Die Entſch. (RG. 123, 348 ff. — JW. 1929, 1649) berührt 
das geſamte Problem des Verhältniſſes der ordentlichen Gerichts⸗ 
barkeit zur Schiedsgerichtsbarkeit. Sie entſcheidet zugleich eine 
praktiſch wichtige Frage dieſes Problems. Im Rahmen einer An⸗ 
merkung kann das durch die Entſch. aufgeworſene Problem nicht 
erſchöpft werden. 

1. Die praktiſch vorliegende Frage war nur, ob das ordent⸗ 
liche Gericht eine Klageforderung zuſprechen kann ohne Rückſicht 
auf die Frage des Beſtehens einer geltend gemachten Gegen⸗ 
forderung, für welche ein Schiedsgericht vereinbart iſt. Wenn dieſe 
Frage bejaht wird, wie es in der Entjch. geſchehen iſt, fo iſt 
hinſichtlich der Geltendmachung einer Gegenforderung gegen eine 
vor dem ordentlichen Gericht eingekl. Forderung die Frage er⸗ 
ledigt. Wenn die Frage hingegen verneint wird, wenn alſo die 
Berückſichtigung der Gegenforderung durch das ordentliche Gericht 
gefordert wird, ſo entſtehen Unterfragen, und zwar nach der Wir⸗ 
kung der Entſch. des ordentlichen Gerichts, wenn dieſes die Gegen⸗ 
forderung für berechtigt hält, ſowie nach der Wirkung, wenn 
es die Gegenforderung für unberechtigt hält. 

Im unmittelbaren Zuſammenhange mit der dem RG. vor⸗ 
liegenden Frage ſteht die umgekehrte Frage, ob ein Schiedsgericht 
eine vor ihm geltend gemachte Gegenforderung zu berückſichtigen 
hat, für welche nicht das Schiedsgericht, ſondern die ordentlichen 
Gerichte zuſtändig ſind. Auch hier hat der Fall nur eine Seite, 
wenn die Frage verneint wird, alſo die ſchiedsgerichtliche Zu⸗ 
ſtändigkeit abgelehnt wird, jedoch zwei Seiten, wenn die Frage be⸗ 
jaht wird, nämlich ebenfalls einmal die Wirkung des Schieds⸗ 
gerichtsurteils, wenn es die Gegenforderung für berechtigt hält, 
andererſeits die Wirkung des Schiedsgerichtsurteils, wenn es die 
Gegenforderung für unberechtigt erklärt. a 

Das RG. hat dieſe Frage der Berechtigung des Schieds⸗ 
gerichts, über die Gegenforderung zu entſcheiden, die an ſich nicht 
zur Entſch. ſtand, ebenfalls berührt. Es hat dieſe Frage bejaht. 

2. Der Entſcheidungsgrund für die hier vorliegende Frage iſt, 
daß die Aufrechnung unzuläſſig ſei, weil die Schiedsvereinbarung 
im Zweifel dahin ausgelegt werden müſſe, daß die Vertrag⸗ 
ſchließenden die Entſch. über das Beſtehen der betr. Forderung 
dem ordentlichen Richter entziehen und aus beſonderem Vertrauen 
dem Schiedsgericht übertragen wollten. Dieſer Ausgangspunkt des 
NG. iſt an ſich unbeftreitbar. Das NG. hätte ſogar noch weiter 
gehen können und die Worte „im Zweifel“ fortlajfen können. 
Aber es handelt ſich hierbei nur um den Ausgangspunkt des 
Problems. Das Problem ſelbſt iſt mit dieſer Erwägung überhaupt 
nicht berührt. Das Problem iſt einmal, ob dieſe Löſung praktifch 
brauchbar oder nur erträglich iſt, ferner ob ſie der Stellung des 
ordentlichen Gerichts zum Schiedsgericht entſpricht. Der tiefere 
theoretiſche Grund des Problems iſt, daß zur Entſch. über eine 
Forderung auch die Entſch. darüber gehört, ob die Forderung ge⸗ 
tilgt iſt. Dies iſt nicht zweifelhaft bei der Tilgung durch 
Zahlung. Die Aufrechnung iſt aber im Grunde auch nur eine 
Form der Tilgung. Allerdings ſteht ſie der Tilgung durch Zahlung 
nicht gleich, aber, je nachdem wie der Fall gelagert iſt, mehr oder 
weniger nahe. . 

Ein Fall mag das Vorſtehende erläutern: Die Firma A. 


58. Jahrg. 1929 Heft 37,38 
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nA. Die Ausübung des Vorpachtrechts iſt 
ausgeſchloſſen, wenn die Vereinbarungen zwi⸗ 
ſchen dem Verpflichteten und Dritten derart 


hat an die Firma B. 100 t Getreide im Werte von 20000 % ge⸗ 
liefert ohne Schiedsgerichtsvereinbarung. Die Firma B. hat an 
die Firma A. 100 t Getreide im Werte von 20000 % geliefert 
mit Schiedsgerichtsvereinbarung. B. hat gegen die Forderung von 
A. ſelbſtverſtändlich ihre Forderung aufgerechnet oder rechnet ſie 
auf als Einwand gegen die Klage vor dem ordentlichen Gericht. 
A. erwidert hierauf nichts weiter, als daß ſie den Einwand des 
Schiedsgerichts erhebt. Nach dem Urteil des RG. muß das ordent⸗ 
liche Gericht die Firma B. verurteilen. 

3. Oder können Unterſchiede gemacht werden und bald die 
Gegenforderung berückfichtigt werden, bald nicht? Will das NE. 
etwa ſelbſt ſolche Unterſchiede machen? Das RG. ſcheint dieſes 
anzudeuten, indem es erwähnt, daß die Gegenforderung von der 
Kl. nach Grund und Betrag beſtritten ſei. Das NG. hat aber doch 
nicht den Mut, auszuſprechen, daß es darauf ankomme, 
ob die Gegenforderung nach Grund und Betrag beſtritten iſt, 
daß alſo, wenn dies nicht der Fall iſt, das ordentliche Ge⸗ 
richt über die Gegenforderung zu entſcheiden habe. Dieſer 
Unterſchied würde auch weder theoretiſch berechtigt noch praktifch 
von irgendwelcher Bedeutung ſein. Theoretiſch unberechtigt iſt die 
Unterſcheidung, weil es lediglich darauf ankommt, ob gegen die 
Gegenforderung die Einrede des Schiedsvertrages erhoben wird 
und nicht darauf ankommt, wie ſich der Kl. materiell zu der Ein⸗ 
rede ſtellt. Das RG. ſpricht ſelbſt aus, daß die Einrede (richtiger 
in dieſem Falle die Replik) des Schiedsvertrages nur eine Prozeß⸗ 
einrede ſei. Demnach kommt es nur auf die Erhebung dieſer 
Prozeßeinrede an, durch welche jede Stellungnahme zu dem ma⸗ 
teriellen Rechtsverhältnis verhindert wird. Tatſächlich iſt ja auch 
das Gericht, wenn die Einrede zugelaſſen wird, überhaupt ge⸗ 
hindert, materiell die Berechtigung der Gegenforderung zu 
prüfen. An die materielle Prüfung kann es gar nicht herantreten. 
Es kann der Berechtigte ſich darauf beſchränken, die Einrede des 
Schiedsvertrages zu erheben und braucht auf die Frage der ma⸗ 
teriellen Berechtigung der Gegenforderung nach Grund und Be⸗ 
trag überhaupt nicht einzugehen. Praktiſch wäre zudem die Unter⸗ 
ſcheidung deshalb kaum von Bedeutung, weil, wenn ſie berechtigt 
wäre, es für den vor dem ordentlichen Gericht klagenden Kl. nur 
der wenigen Worte, daß die Forderung beſtritten wird, bedürfte, 
um die Unterſcheidung wirkſam werden zu laſſen, wenn auch das 
Beſtreiten noch ſo unbegründet iſt. 


4. Ich habe an anderer Stelle (in der Schrift „Das Weſen 
des ſchiedsrichterlichen Amtes und des Schiedsſpruchs“ S. 50) die 
Antwort auf die vorliegende Frage dahin gegeben: „Die Antwort 
ergibt ſich daraus, daß das ordentliche Gericht dem Schiedsgericht 
übergeordnet und nicht gleichgeordnet iſt. . .. Das ordentliche Ge⸗ 
richt ... kann auch die Gegenforderung unter feine Jurisdiktion 
ziehen. Es kann alſo die Klage abweiſen, wenn es die Gegen⸗ 
forderung für begründet hält; denn es würde ein Unrecht ſein, 
wenn das ordentliche Gericht einen Schuldner verurteilen würde, 
obwohl ſeine Schuld getilgt iſt.“ 

„Ich halte noch jetzt dieſe Erwägung für den alleinigen Ent⸗ 
ſcheidungsgrund in der vorliegenden Frage. Dem ordentlichen Ge⸗ 
richt darf nicht zugemutet werden, einen Schuldner zu verurteilen, 
obwohl es überzeugt iſt, daß ſeine Schuld nicht mehr beſteht. In 
dieſe Lage würde das ordentliche Gericht aber kommen können, 
wenn die Einrede des Schiedsvertrages durchſchlagen würde. Wäre 
es möglich, Unterſchiede dahin zu machen, daß das ordentliche Ge⸗ 
richt in dem einen Fall die Einrede zulaſſen könnte, im anderen 
Falle nicht zuzulaſſen brauchte, ſo könnte die Zulaſſung der Gegen⸗ 
orderung von der mehr oder weniger ſtarken Überzeugung der 
materiellen Berechtigung der Gegenforderung abhängig gemacht 
werden. Da ein ſolcher Unterſchied aber nicht gemacht werden 
kann, ſo muß de lege lata dem ordentlichen Gericht auch die Entſch. 
Be die Gegenforderung zugebilligt werden. Ein Schaden für den 
del entſteht nicht, da das ordentliche Gericht ja nach $ 302 ZPO. 
die Gegenforderung zum abgeſonderten Verfahren verweiſen kann. 
bi 5. Die Entſcheidung berührt das geſamte Pro⸗ 
* — des Verhältniſſes der ordentlichen Gerichts⸗ 
Fichte! zur Schiedsgerichtsbarkeit. Die deutſchen Ge⸗ 
gleich erachten die Schiedsgerichte den ordentlichen Gerichten für 
S. > geordnet. Gegen dieſe Auffaſſung habe ich mich a. a. O. 
Renn- Jewandt. Ja die deutſchen Gerichte laſſen eine Auffaſſung er⸗ 
richten wonach die Schiedsgerichte nicht nur den ordentlichen Ge⸗ 

gleichſtehen, ſondern womöglich höherſtehen. Gerade der 
ordenſhinde Fall zeigt dieſes. Nach der Anſicht des RG. ſoll das 
verein Gericht die Gegenforderung, für die ein Schiedsgericht 
gegen keit iſt, nicht unter ſeine Jurisdiktion ziehen können. Hin⸗ 
Sede das Schiedsgericht eine Gegenforderung, für welche kein 
ſtändi ect vereinbart iſt, ſondern das ordentliche Gericht zu⸗ 

91 1 dennoch unter feine Jurisdiktion ziehen können. 

ierzu mag noch eine Bemerkung erlaubt fein, die zur Sache 


find, daß fie der Übernahme des Vertrages 
durch eine andere Hand widerſprechen. Die ent⸗ 
ſprechende Anwendung des § 507 S. 1 BG B. auf 


gehört, wenn ſie auch ſtreng genommen über das Thema ſchon 
hinausführt. Dieſe Auffaſſung der ordentlichen Gerichte iſt bei 
vielen Richtern nicht nur eine formelle, ſondern eine materielle, 
wobei die umfangreiche Tätigkeit der ordentlichen Richter als Vor⸗ 
ſitzende von Schiedsgerichten dem Urteil zugrunde liegt. Das 
Schiedsgericht hat die „Funktionen eines vornehmeren Kon⸗ 
kurrenten der ordentlichen Juſtizbehörden“ (Richard Schmidt: 
JW. 1926, 2149). Dieſe Auffaſſung ift auch in die Vorſtellung 
vieler Richter übergegangen. Von dieſer Auffaſſung iſt es nur ein 
Schritt, daß die ordentlichen Richter, die häufig Vorſitzende von 
Schiedsgerichten ſind, ihrer Schiedsrichtertätigkeit vor der Tätig⸗ 
keit als ordentliche Richter den Vorzug geben. Vom Standpunkt 
der Schiedsgerichte aus iſt die Mitwirkung ordentlicher Richter in 
ihnen ein Vorzug. Sie iſt auch im Gegenſatz zu der Meinung von 
Heilberg: JW. 1926, 1506 ff. im allgemeinen nicht mit dem 
Amte des ordentlichen Richters unvereinbar. Aber die Grenze liegt 
im öffentlichen Intereſſe jedenfalls da, wo die ordentliche Rſpr. 
durch die Befaſſung ordentlicher Richter mit Schiedsgerichtsſachen 
leidet, welche Möglichkeit durch die Auffaſſung einer höheren 
Stellung der Schiedsgerichtsbarkeit gegenüber der ordentlichen Ge⸗ 
richtsbarkeit ſeitens der ordentlichen Richter ſtark gefördert wird. 
Es iſt ſehr die Frage, ob dieſe Grenze nicht in einzelnen Fällen 
ſchon erreicht iſt. 

6. Im Gegenſatz zur Auffaſſung des NG. und anderer Ge⸗ 
richte bin ich der Meinung, daß die Schiedsgerichte nicht nur nicht 
höher ſtehen als die ordentlichen Gerichte, ſondern daß die ordent⸗ 
lichen Gerichte den Schiedsgerichten prinzipiell übergeordnet ſind. 
Die Folge iſt, daß es prinzipiell niemals als ein Nachteil (RG.: 
JW. 1922, 706 bezeichnet es direkt als einen „Nachteil“, daß eine 
Partei vor den ordentlichen Gerichten Recht nehmen müſſe, anſtatt 
vor einem von ihr erſtrebten und nach ihrer Behauptung ver⸗ 
einbarten Schiedsgericht) für eine Partei bezeichnet werden kann, 
wenn infolge notwendiger Umſtände einer Partei die eigentlich be⸗ 
abſichtigte Schiedsgerichtsbarkeit entzogen wird und an deren Stelle 
die ordentliche Gerichtsbarkeit tritt. Es iſt eine Partei daher auch 
prinzipiell als nicht dadurch beſchwert anzuſehen, wenn die Not» 
wendigkeit eintritt, daß über eine Gegenforderung, die gegen die 
Forderung der betr. Partei aufrechnend geltend gemacht wird, durch 
das ordentliche Gericht entſchieden wird. Andererſeits iſt ein Schieds⸗ 
gericht niemals befugt, über eine Gegenforderung zu entſcheiden, 
welche nicht durch Vereinbarung der Parteien feiner Zuſtändigkeit 
unterworfen iſt. Das Schiedsgericht kann, wenn ſolche Gegen⸗ 
forderung geltend gemacht wird, der Klage ſtattgeben, ohne ſich 
um die Gegenforderung zu kümmern. Praktiſch erſcheint dieſe Mög⸗ 
lichkeit auch nicht ſo ſehr gefährlich; denn der verurteilte Schieds⸗ 
bekl. kann die Tilgung der Forderung durch Aufrechnung 
der Gegenforderung im Wege der Zwangsvollſtreckungs⸗ 
gegenklage geltend machen. Das Schiedsgericht kann aber 
auch das Verfahren ausſetzen, um dem Bekl. Gelegenheit zur 
Klage vor den ordentlichen Gerichten zu geben. Eine Frage iſt, 
ob, wenn das Schiedsgericht trotzdem die Gegenforderung berück⸗ 
ſichtigt, mit Rückſicht auf ſie die Klage abweiſt, hiergegen rechtlich 
etwas zu machen iſt, insbeſ. ob die Aufhebung des Schiedsſpruchs 
wegen Unzuläſſigkeit des Verfahrens verlangt werden kann. Hier⸗ 
auf kann hier nicht näher eingegangen werden. 

Nach Vorſtehendem beantworten ſich die vier in Betracht 
kommenden Fragen nach unſerer Meinung wie folgt: 

a) Das ordentliche Gericht hält die Gegenforderung für be⸗ 
rechtigt, dann hat es die Klage abzuweiſen. 

b) Das ordentliche Gericht hält die Gegenforderung für nicht 
berechtigt, dann bewirkt die Entſch., daß die Gegenforderung 
nicht beſteht, Rechtskraft (8 322 Abſ. 2 3PO.). Hierzu habe ich 
a. a. O. S. 51 bemerkt: „Denn derjenige, welcher mit dieſer 
Forderung aufrechnet, unterſtellt ſie hierdurch dem ordentlichen 
Gericht, ohne daß er das Schiedsgericht angerufen hat. Er muß 
ſich 10 . Entſch. gefallen laſſen, auch wenn fie für ihn un⸗ 
günſtig iſt.“ 

c) Das Schiedsgericht entſcheidet über die Gegenforderung 
und weiſt deshalb die Klage ab. Hierzu iſt das Schiedsgericht nicht 
berechtigt. Es iſt die Frage, welche Rechtsmittel dem Kl. hiergegen 
zuſtehen. 8 

d) Das Schiedsgericht hält die Gegenforderung für nicht berechtigt 
und entſcheidet, daß ſie nicht beſteht. Dieſe Entſch. macht keinerlei 
Rechtskraft. Sie iſt bedeutungslos. 

7. De lege ferenda erſcheint es wünſchenswert, dem ordentlichen 
Gericht bei Geltendmachung einer Gegenforderung, für welche ein 
Schiedsgericht vereinbart iſt, ſowohl das Recht zu geben, über die 
Gegenforderung zu entſcheiden, wie auch, wenn es dies für ange⸗ 
bracht hält, die Entſch. abzulehnen und die Gegenforderung an 
das Schiedsgericht zu verweiſen. 

RA. Dr. Walter Nord, Hamburg. 
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ſolche Fälle bedarf der vorſichtigen Prüfung, 
ob der Entgelt in Haupt⸗ und Nebenleiſtung ge⸗ 
ſchieden werden kann und ob die nicht erringbare 
Leiſtung Nebenleiſtung iſt. f) 

Ohne erſichtlichen Rechtsirrtum hat das BG. den 8 7 
des Vertrages v. 30. Nov. 1915 dahin verſtanden, daß dem 
Kl. ein Vorpachtrecht nach der Art des Vorkaufsrechts der 
SS 504 ff. BGB. hat bewilligt werden ſollen, fo, daß der 
Bekl. verbunden war, dem Kl. den mit einem Dritten ge⸗ 
ſchloſſenen Vertrag mitzuteilen, und daß der Kl. dann die 
een dieſes Vertrages für ſich in Anſpruch nehmen 
onnte. 

Für das Ergebnis iſt deshalb entſcheidend, ob der Ver⸗ 
trag v. 8. Juli 1926, durch den der Bekl. der Firma H. ein 
Nießbrauchsrecht an der Parzelle 657 zugeſagt (und danach 
auch bewilligt) hat, den Eintritt des Vorpachtrechts i. S. des 
Vertrags v. 30. Nov. 1916 auslöſen konnte. 

Was die Bedingungen des mit der Firma H. geſchloſ⸗ 
ſenen Vertrages angeht, ſo ſtützt die Rev. ihre Meinung, der 
Kl. habe ihn nicht wirkſam übernehmen können und habe ihn 
nicht übernommen, darauf, daß der Vertrag, durch den H. 
das F.ſche Werk erwarb, Vorausſetzung des Abſchluſſes mit 
H. geweſen ſei und daß der Kl. es vor dem Abſchluß des 
Bekl. mit H. abgelehnt habe, die Beteiligung des F. an der 
Ausbeutung der Parzelle 657 zu dulden. 

Es bedarf der Entſcheidung nicht, ob die vor dem Ab- 
ſchluß des Vertrags mit dem Dritten erklärte Ablehnung einer 
berechtigten und dann in den Vertrag mit dem Dritten auf⸗ 
genommenen Bedingung durch den Vorberechtigten der ſpäte⸗ 
ren Ausübung der Vorpachterklärung entgegengehalten wer⸗ 
den kann. Denn weder iſt die von dem Bekl. abgelehnte Be⸗ 
teiligung des F. Bedingung des H.ſchen Vertrages geworden, 
noch durfte der Bekl. dem Kl. die Beteiligung des F. an der 
Ausbeutung als Pachtbedingung ſetzen. Der durch Vorpacht 
wie der durch Vorkauf Verpflichtete iſt allerdings berechtigt, 
die Bedingungen des neuen Vertrages unter Berückſichtigung 
allein ſeiner eigenen Intereſſen aufzuſtellen; aber ſolche Be⸗ 
dingungen ſind ihm verwehrt, die ſich gerade gegen den Be⸗ 
ſtand des Vorzugsrechts wenden. F. an der Ausbeutung des 
Steinbruchs beteiligen, hieß das Vorpachtrecht zu einem Teil 
aufgeben. Das gerade konnte nicht Gegenſtand eines Ver⸗ 
trages fein, der dem in S 7 in Ausſicht geſtellten Nutzungs⸗ 
recht entſprach. Es iſt deshalb mit dem BerR. abzulehnen, 
daß etwa in entſprechender Anwendung von § 507 BGB. die 
Aufwendung für den Ankauf des F.ſchen Werks als Neben⸗ 
leiſtung des von dem Kl. zu erfüllenden Vertrages ange- 
jegt wird. 

Entſcheidenden Bedenken unterliegt dagegen die Annahme 
des BG., daß auch im übrigen der zwiſchen dem Bekl. und 
der Firma H. geſchloſſene Vertrag unbedenklich von dem Kl. 
kraft ſeines Vorpachtungsrechts übernommen werden kann. 
Für das im BGB. allein unter den Vorzugsrechten geregelte 
Vorkaufsrecht hat die Rſpr. des RG. (RG. 88, 3611); 
V 170/20 Urt. v. 13. Okt. 1920; V 565/22 Urt. v. 16. Juni 
1923), im Anſchluß an Mot. 2, 345 den Einlöſungsfall als 
nicht gegeben angeſehen, wenn der Verpflichtete an Stelle 
eines Kaufes über die im Vorkaufsrecht befangene Sache einen 
Tauſchvertrag abſchließt. Das gleiche iſt in RG. 101, 99 


Zu 4. Das im BGB. geregelte Vorkaufsrecht iſt nur ein prak⸗ 
tiſch beſonders wichtiger Unterfall des allgemeinen Einlöſungsrechts. 
Die 88 504 ff. find auf andere Fälle des Einlöſungsrechts (Vortauſch⸗ 
recht, Vormietrecht, Vorpachtrecht) grundſätzlich ſinngemaß anzuwenden. 
Die Durchführung des Einlöſungsrechts begegnet Schwierigkeiten, 
ſoweit die mit dem Vertragsgegner (Käufer, Pächter) vereinbarte 
Gegenleiſtung keine (vertretbare) Geldleiſtung, ſondern eine an die 
Perſon gebundene (unübernehmbare) ſonſtige Leiſtung iſt, die von 
einem Anderen (dem Einlöſungsberechtigten) nicht bewirkt werden 
kann. Die Hauptleiſtung des Käufers iſt ſtets eine (vertretbare) Geld⸗ 
leiſtung. Daher regelt die für das Vorkaufsrecht gegebene Beſtimmung 
des § 507 BGB. nur den Fall, daß ſich der Vertragsgegner zu einer 
nicht in Geld beſtehenden Nebenleiſtung verpflichtet hat, und 
zwar dahin, daß unweſentliche Nebenleiſtungen für den Vorkaufs⸗ 
berechtigten außer Betracht bleiben, ſonſtige taxierbare Nebenleiſtungen 
vom Vorkaufsberechtigten in Geld zu entrichten ſind und nicht in Geld 
abſchätzbare Nebenleiſtungen die Ausübung des Vorkaufsrechts aus⸗ 
ſchließen. 

Die Hauptleiſtung des Mieters oder Pächters braucht keine 

) JW. 1916, 1333. 


für den Fall ausgeſprochen, daß der mit dem Dritten ab⸗ 
geſchloſſene Vertrag aus Kauf und Schenkung gemiſcht iſt. 
Leitend iſt für dieſe Stellungnahme nicht allein die Ver⸗ 
ſchiedenheit des Rechtsbegriffes, ſondern auch die wirtſchaft⸗ 
liche Andersartigkeit des für den Vorkauf ins Auge ge⸗ 
faßten und des zuſtande gekommenen Geſchäfts. — Es be⸗ 
darf der Entſcheidung nicht, ob von dieſem Standpunkt aus 
grundſätzlich die Einräumung eines Nießbrauchsrechts dem 
Dritten gegenüber dem Pachtvertrag gleichgeſtellt werden kann, 
für den das Vorzugsrecht beſteht. 

Denn im vorliegenden Fall verbindet der mit der Firma 
H. von dem Bekl. geſchloſſene Vertrag mit der Nießbrauch⸗ 
beſtellung Vereinbarungen, die derart geſtaltet find, daß ſte 
der Übernahme des Vertrages durch eine andere Hand wider⸗ 
ſtreben. Für die Überlaſſung der Ausbeute gewährt die Firma 
H. ihre Gegenleiſtung in dreierlei Geſtalt: a) durch ein feſtes 
Monatsentgelt von 240 , b) durch Gewährung einer An⸗ 
ftellung mit 80 Pf. Anfangsſtundenlohn, c) durch Bezahlung 
von 5RN für je 10 t, die in weißem Terrazzomaterial be⸗ 
ſtimmter Körnung verſandt werden. Schon für den zu b 
vorgeſehenen Dienſtvertrag, deſſen Dauer und weitere Ent⸗ 
wicklung weitgehend von den perſönlichen Beziehungen der 
Vertragsparteien abhängig iſt, macht es einen weſentlichen 
Unterſchied, ob das Arbeitsverhältnis zwiſchen dem Bekl. 
und der Firma H. oder zwiſchen ihm und ſeinem lang⸗ 
jährigen Prozeßgegner begründet wird. — Die zu e der Ab⸗ 
rede enthaltene partiariſche Geſtaltung des Entgelts endlich 
iſt, wie die nach den Feſtſtellungen des Ber R. inſoweit über⸗ 
einſtimmende Parteiangaben klären, ein für die Höhe der Ver⸗ 
gütung den anderen Teilen des Pachtzinſes im Wert zum 
mindeſten gleichſtehendes Element. 

Der Kl. macht geltend, daß auch er zur Gewährung der 
gleichen Abgabe je Waggon bereit ſei, und der Bekl. ent⸗ 
gegnet, daß der Kl. infolge der Kontingentierung feines Ab⸗ 
ſatzes durch ein Syndikat nicht entfernt die Vorteile des H.⸗ 
ſchen Vertrages bieten könne. Das BG. glaubt den Einwand 
mit der Erwägung ſchlagen zu können, daß nach dem Ver⸗ 
trag mit der Firma H. der Bekl. keinen Anſpruch auf die 
Abgabe von einem Mindeſtquantum habe. 

Mit dieſer Erwägung wird der BerR. weder der Be⸗ 
deutung dieſer Vertragsabrede noch den Zwecken der Vor⸗ 
pachtabrede gerecht. 

In der vorgenannten Rſpr. des R., insbeſ. in dem 
Urt. V 565/22 und auch in RG. 118, 52) und 121, 137 905 
123, 265 iſt für das Vorkaufsrecht anerkannt, daß der Ver⸗ 
pflichtete vorbehaltlich der für ſittenwidrige Umgehungs⸗ 
verträge geltenden Einſchränkung den Vertrag mit den Drit⸗ 
ten nach Maßgabe ſeiner eigenen Intereſſen frei geſtalten 
kann und damit auch keine Rückſicht darauf zu nehmen 
braucht, ob die bedungenen Leiſtungen vom Standpunkt des 
Vorberechtigten vertretbar find. Wenn der Bekl. zuläſſig ſtatt 
einer feſten Rente als Form des Entgelts die Verſand⸗ 
beteiligung wählte, ſo war das ebenſowenig zu beanſtanden 
wie es dem Kl. gegenüber Unrecht geweſen wäre, ſtatt der 
Überlaſſung des Steinbruchs zur Nutzung in ein Geſellſchafts⸗ 
verhältnis zu einem Unternehmen zu treten. Die Förderungs⸗ 
beteiligung iſt eine geſellſchaftsähnliche Abmachung. Für ſie 
iſt die Leiſtungsfähigkeit des Unternehmers, mit dem die 
Abrede getroffen wird, von weſentlicher rechtlicher wie tat⸗ 
ſächlicher Bedeutung. Dazu tritt im vorliegenden Fall die 
Beſonderheit, daß die Firma H. ihren Abſatz unbeſchränkt 


Geldleiſtung zu fein. Die beim Vorkauſsrecht nur für Nebenleiſtungen 
in Betracht kommende Schwierigkeit der unübernehmbaren Gegen⸗ 
leiſtung kann beim Vormietrecht und Vorpachtrecht auch bei Haupt⸗ 
leiſtungen auftreten. Es fragt ſich, ob und wie 8 507 BGB. dann 
ſinngemaß anzuwenden iſt. Soll (nach Möglichkeit) der Geldwert der 
unübernehmbaren Hauptleiſtung geſchätzt und vom Vorpachtberech⸗ 
tigten bezahlt werden (wie § 507 für Nebenleiſtungen anorbnet) ? 
Dies hatte der Bert. in Erwägung gezogen. Das RG. Hält dies für 
bedenklich und legt entſcheidenden Wert auf vorſichtige Prüfung, ob 
die unübernehmbare Gegenleiſtung Haupt⸗ oder Nebenleiſtung iſt. 
Die vom Geſetz für unübernehmbare Nebenleiſtungen angeordnete 
Umwandlung in Geldleiſtungen mutet das NG. dem Vorpacht⸗ 
pflichtigen bei Hauptleiſtungen nicht zu, ſondern hält dann die Aus⸗ 
übung des Vorpachtrechts für ausgeſchloſſen. Dem iſt zuzuſtimmen. 
Richter Dr. Max Boeck, Hamburg. 
2) JW. 1927, 2413. ) JW. 1928, 1814. 
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nach Maßgabe der techniſchen Möglichkeiten und Aufträge 
ſteigern kann, während der Betrieb des Kl. einem Syndikat 
zugehört, das unſtreitig ſeinen Abſatz in Verhältnis zu dem 
Abſatz anderer Syndikatsfirmen nach beſtimmtem Schlüſſel 
bringt und ihn dadurch beſchränkt. Welches Kontingent dem 
Kl. gegenwärtig zugeteilt ift, iſt zwiſchen den Parteien ſtrei⸗ 
tig. Für die hier zu treffende Entſcheidung kommt es auf 
das gerade jetzt beſtehende Maß der Beſchränkung des Kl. 
nicht an. Jedenfalls iſt auch dieſe Leiſtung, je nachdem die 
Firma H. oder aber der Kl. Vertragsgegner iſt, ſo anders⸗ 
artig, daß der Kl. wie die Rev. mit Recht annimmt, die von 
der Firma H. zugeſtandene Leiſtung dem Bekl. nicht er⸗ 
bringen kann. 

Der Ber. hat zu dieſem Punkt in Erwägung gezogen, 
daß i. S. von 8 507 Satz 1 BGB. der Kl., ſtatt den Bekl. 
am eigenen Abſatz zu beteiligen, den Betrag an ihn zahlen 
könnte, der nach Schätzung dem Wert der Leiſtungen des 
H.ſchen Vertrages entſpricht. 

„Die Beſtimmung des 8 507 Satz 1 BGB. für Neben- 
leiſtungen trifft im vorliegenden Fall jedenfalls nicht un⸗ 
mittelbar zu. Sie iſt auf den Kauf zugeſchnitten, deſſen 
Haupt leiſtung in Geld, alſo ſtets vertretbar zu entrichten 
iſt. Ihre Anwendung im Gebiet von Miete und Pacht, bei 
denen der Gegenwert durch jede Art von Leiſtung erbracht 
werden kann (Mot. II, 372), bedarf der vorſichtigen Prü⸗ 
fung, ob der Entgelt in Haupt⸗ und Nebenleiſtung geſchieden 
werden kann und ob die nicht erbringbare Leiſtung Neben⸗ 
leiſtung iſt. In dem zur Entſcheidung ſtehenden Fall iſt nach 
dem vorher erörterten Wertverhältnis der Teile der dem 
Bell. von H. zugeſagten Gegenleiſtung die Beteiligung des 
Bekl. an dem Verſand Beſtandteil der Hauptleiſtung. Es 
unterliegt Bedenken, den in dem Fall der Nebenleiſtung von 
$ 507 Abſ. 2 BGB. im Gebiet des Kaufs geſuchten Ausweg 
in dem Fall einer unerbringbaren Hauptleiſtung auf dem 
Gebiete der Pacht einzuſchlagen. Es iſt der Rev. aber auch 
darin beizutreten, daß dieſer Weg nicht einmal gangbar wäre. 
Denn die Abgabeleiſtung des H.ſchen Vertrags entzieht ſich 
von dem Standpunkt aus, daß der Kl. die Parzelle zur Aus⸗ 
beutung erhält, der Schätzung, weil die künftige Entwicklung 
des bei dieſer Annahme von dem Steinbruch verdrängten 
H.ſchen Betriebs nicht annähernd veranſchlagt werden kann. 

Kann danach das Vorpachtrecht des Kl. gegenüber dem 
H. ſchen Vertrag nicht wirken, ſo hat der Bekl. durch ſeinen 
Abſchluß nicht vertragswidrig gehandelt und iſt zur Leiſtung 
von Schadenserſatz nicht verpflichtet. 


(u. v. 17. Juni 1929; 170/29 VIII. — Stuttgart.) 
[Ku.] 


„5. Miet- oder Pachtvertrag? Durch den Ein- 
tritt eines Dritten in einen beſtehenden Miet⸗ 
vertrag über gewerbliche Räume und die gleich— 
zeitige Übernahme der zum Betriebe erforder- 
lichen Einrichtung wird das Mietverhältnis 
nicht in ein Pachtverhältnis umgewandelt. ) 


Die Bekl. hatte gegenüber der Behauptung des Kl., daß 
ein Pachtvertrag vorliege, geltend gemacht, durch das Urteil 
in dem früheren von dem Kl. anhängig gemachten Rechts⸗ 
ſtreite ſei rechtskräftig feſtgeſtellt, daß ein Mietvertrags⸗ 
verhältnis zwiſchen den Parteien beſtehe. Das BG. hat dieſen 


der zu 5. Die Eniſch. charakteriſiert gut den gegenwärtigen Stand 
oder I 5 Gewerberaummieter lebenswichtigen Streitfrage (Miete 
acht). 
grenz . Grundlage und Ausgangspunkt der reichsgerichtlichen Ab⸗ 
geblſenng dieſer Vertragstypen iſt die im weſentlichen unangefochten 
Gewerßne Entſch. RG. 81, 23 JW. 1913, 280: überlaſſung leeren 
lichen raums ohne die zur Eröffnung des Gewerbetriebs im weſent⸗ 
der Ran otwendige Einrichtung it Miete; Pacht ſetzt voraus, daß 
um auch mit dieſer Einrichtung verſehen iſt. 
Kritik nan E. ſchon nicht mehr ganz unbedenklich, aber von der 
RG. 91 2 kaum angegriffen find einige Darlegungen der Entſch. 
bei Pacht 0 JW. 1918, 169: Nicht unter allen Umſtänden muß 
und den Raum und betriebsnotwendige Einrichtung durch einen 
Umſtäöndenſel ben Vertrag überlaſſen werden; Pächter kann unter 
991 gleich ſein, wer vom se den Raum „mietet“ und 
Einrichtung ka * in beſonderem Vertrag die betriebsnotwendige 
fh 3. 5 vielen Seiten mit Recht heftig angegriffen ſind zahlreiche 
pätere Entſch. des Rh., in denen unter gewiſſen Vorausſetzungen 


Einwand zurückgewieſen. Damals habe es ſich darum ge⸗ 
handelt, ob Kl. ein Recht habe, die Aufhebung des Vertrags⸗ 
verhältniſſes zu verlangen, weil er ſelbſt der Räume dringend 
bedürfe. Der jetzige Anſpruch ſei auf eine nach Erlaß des 
früheren Urteils erklärte Kündigung geſtützt und das Gericht 
habe zu prüfen, ob dieſe neue Tatſache den Räumungsanſpruch 
rechtfertige. Dem ſtehe das frühere Urteil nicht entgegen. 
Ohne bindende Wirkung ſei es insbeſ., daß die damals er⸗ 
kennenden Gerichte ein Mietverhältnis angenommen hätten, 
weil ihnen der Sachverhalt von den Parteien nicht voll⸗ 
ſtändig unterbreitet worden ſei. 

Der Rev. gegenüber, die dieſen Einwand wiederholt, iſt 
dem BG. zum mindeſten im Ergebnis beizutreten, ohne daß 
es eines näheren Eingehens auf ſeine Begründung bedarf. 
Denn in Rechtskraft geht nur der erkennende Teil des Ur⸗ 
teils über, nicht aber deſſen Begründung. Wenn demnach 
auch in den Gründen des rechtskräftigen Urteils, das auf 
Abweiſung der Klage lautete, auch von einem Mietverhältniſſe 
ausgegangen ſein mag, ſo liegt darin doch keine rechtskräftige, 
für den jetzigen Rechtsſtreit maßgebende Feſtſtellung, daß 
ein ſolches unter den Parteien beſtehe. 

Zu der Frage, ob Miete oder Pacht vorliege, geht das 
BG. auf Grund der Beweisaufnahme davon aus, daß G. 
die ſtreitigen Räume i. J. 1894 mit einer Einrichtung über⸗ 
nommen habe, die zur alsbaldigen Fruchtziehung vollſtändig 
ausgereicht habe. Gleichzeitig mit dem Erwerbe dieſer Aus⸗ 
ſtattung ſei er in das Vertragsverhältnis S.—K. eingetreten, 
das bis dahin ein Mietverhältnis geweſen, nunmehr aber 
zum Pachtverhältnis geworden ſei. 

Dieſe Auffaſſung des BG. kann das Rev. nicht billi⸗ 
gen. Zutreffend geht jenes allerdings davon aus, daß die 
Rſpr. des RG. dann ein Pachtverhältnis als gegeben er⸗ 
achte, wenn der Verfügungsberechtigte Räume überläßt, die 
baulich zum Betriebe eines beſtimmten Gewerbes geeignet und 
mit der zu dieſem Betriebe erforderlichen Einrichtung aus⸗ 
geſtattet ſind, ſo daß eine alsbaldige Fruchtziehung möglich 
iſt, daß es auch nicht darauf ankommt, ob die Einrichtung 
von dem Verfügungsberechtigten oder einem Dritten über⸗ 
laſſen wird. Das BG. verkennt aber, daß es doch einen 
Unterſchied bedeutet, ob der neue Inhaber der Räume durch 
einen neuen ſelbſtändigen Vertrag mit dem Verfügungsberech⸗ 
tigten, der unmittelbare vertragliche Beziehungen zwiſchen 
dieſem und ihm begründet, in den Beſitz der Räume gelangt, 
oder ob er lediglich auf Grund einer Vereinbarung mit dem 
bisherigen Inhaber unter Zuſtimmung des Verfügungs⸗ 
berechtigten in einen noch beſtehenden und noch laufenden Ver⸗ 
trag eintritt. Haben in dieſem letzteren Falle der Ver⸗ 
fügungsberechtigte und der bisherige Inhaber das Vertrags- 
verhältnis fortbeſtehen laſſen, haben ſie ihren dahingehen⸗ 
den Willen vielleicht auch noch dadurch beſonders kund⸗ 
getan, daß der bisherige Inhaber für die weitere Erfüllung 
der Vertragspflichten die Haftung übernommen hat, ſo 
wird durch den Eintritt des neuen Inhabers an dieſem Ver⸗ 
tragsverhältnis nichts geändert. Ob er die vorhandene Ein⸗ 
richtung mit übernimmt oder nicht, ſpielt für das Verhältnis 
der Parteien des urſprünglichen Vertrages untereinander 
keine Rolle, es bleibt in ſeiner rechtlichen Natur vollkommen 
unberührt. Denn vertragliche Beziehungen zwiſchen dem Ver⸗ 
fügungsberechtigten und dem neuen Inhaber werden nicht be⸗ 


Pacht auch dann angenommen wird, wenn nicht der Verpächter 
fondern ein Dritter die betriebsnotwendige Einrichtung ge⸗ 
währt. Trotz wiederholter Verſicherungen des RG., von früheren 
Entſcheidungen nicht abgewichen zu ſein, ſcheint es bisher weder dem 
Schrifttum noch den OLG. gelungen zu ſein, in dieſer Rechtſprechung 
eine in ſich widerſpruchsloſe, klare und einleuchtende Abgrenzung 
zwiſchen Miete und Pacht zu ermitteln, und wenn es in der obigen 
Entſcheidung heißt: die Rechtſprechung des RG. „hat den Übergang 
eines Miet⸗ in einen Pachtvertrag ſtändig davon abhängig ſein laſſen, 
daß zwiſchen dem Vertrag über die Überlaffung der Räume und dem 
über die Überlaffung der Einrichtung ein Zuſammenhang beſtand und 
daß die Überlaſſung der Einrichtung zum Gegenſtande des Raum⸗ 
jüberlaſſungsvertrags gemacht worden war“ —, fo wird auch dieſe un⸗ 
gemein vieldeutige Formel ſchwerlich klärend und überzeugend wirken. 
Die der Praxis Schwierigkeiten bereitende Frage iſt es gerade, 
unter welchen rechtlichen Vorausſetzungen das RG. an⸗ 
nehmen will, daß ein „Zuſammenhang“ beſteht oder „die Überlaſſung 
der Einrichtung zum Gegenſtande des Raumüberlaſſungsvertrages 
gemacht“ iſt. Darüber gibt das RG. keine Auskunft ſondern ver⸗ 
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gründet, und die Zuſtimmung des erſteren zu der Überlaffung 
bedeutet nur, daß er gegen die Begründung eines Untermiet⸗ 
bzw. Unterpachtverhältniſſes zwiſchen dem bisherigen und 
dem neuen Inhaber nichts einzuwenden hat. Daß zwiſchen 
Hauptvermieter und Untermieter vertragliche Beziehungen 
nicht beſtehen, auch durch eine einfache Zuſtimmung des 
Hauptvermieters nicht geſchaffen werden, iſt anerkanntes Recht. 

So liegt es aber auch im vorliegenden Falle. Der Ver⸗ 
trag zwiſchen S. und K. war ein Mietvertrag. In ihm war 
bereits vorgeſehen, daß K. das Geſchäft während der Kon⸗ 
traktszeit an andere Perſonen verkaufen dürfe und der Ver⸗ 
mieter dagegen nichts einzuwenden habe, daß aber K. den 
Vermieter ſchadlos halten, alſo für die Erfüllung der ver⸗ 
traglichen Verpflichtungen einzuſtehen habe. Dieſer Vertrag 
lief bis zum 1. Okt. 1896. Am 16. April 1894 iſt G. mit 
Zuſtimmung des Vermieters unter käuflicher Übernahme der 
Einrichtung eingetreten, K. blieb für die Erfüllung des Ver⸗ 
trages dem Vermieter haftbar. Das Vertragsverhältnis zwi⸗ 
ſchen den urſprünglichen Vertragsparteien wurde alſo nicht 
gelöſt und durch ein neues zwiſchen dem Vermieter und G. 
erſetzt, es blieb als das, was es bis dahin geweſen war, 
nämlich als Mietvertrag beſtehen. Im Verhältnis zu dem 
Hauptvermieter wurde G. Untermieter des K., war aber 
Eigentümer der Einrichtung. Das BG. geht alſo fehl, wenn 
es annimmt, durch den Eintritt Gs jet das Mietverhältnis 
S.⸗K. in ein Pachtverhältnis S.⸗G. umgewandelt worden. 
Zwiſchen den letzten beiden entſtanden, wie bereits bemerkt, 
überhaupt keine vertraglichen Beziehungen. 

Dieſer Zuſtand ſollte bis zum Ablaufe des Mietvertrags 
S.⸗K., dem 1. Okt. 1896 dauern. Er wurde aber durch einen 
am 24. Sept. 1895 zwiſchen G. und dem damaligen Eigen⸗ 
tümer des Hauſes abgeſchloſſenen Vertrag vorzeitig beendet, 
in dem der letztere, L., G. die Räume v. 1. Okt. 1895 ab 
„vermietete“, ſo daß nunmehr unmittelbare Vertragsbezie⸗ 
hungen zwiſchen dem Eigentümer und dem Inhaber her⸗ 
geſtellt waren. Da damals die Räume betriebsfertig ein⸗ 
gerichtet waren, könnte ſich die Frage erheben, ob nicht hiermit 
ein Pachtverhältnis begründet worden iſt. Sie iſt zu ver⸗ 
neinen. Wenn auch die Bezeichnung des Vertrages als eines 
Mietvertrages nicht entſcheidend ſein kann, ſo war G. damals 
doch ſchon ſeit längerer Zeit Eigentümer der Einrichtung, es 
fehlte alſo an jedem Zuſammenhang zwiſchen dem neuen und 
dem Vertrag, durch den er ſeinerzeit die Einrichtung käuflich 
übernommen hatte. Aber nicht nur dies, es fehlt auch jeder 
Anhalt dafür, daß die Parteien des neuen Vertrages die 


weiſt (. JW. 1927, 1469) auf tatſächliche Verſchiedenheiten der 
Einzelfälle. 

In obigem Fall hat ein Ladenmieter das ihm gehörige Ge⸗ 
ſchäft nebſt der ihm gehörenden Einrichtung verkauft. Der Käufer iſt 
nach Anſicht des OLG. ſogleich in das Vertragsverhältnis zum Haus⸗ 
eigentümer eingetreten, nach Anſicht des RG. zunächſt nur Unter⸗ 
mieter (erſt einige Zeit ſpäter Hauptmieter) geworden. Der Käufer iſt 
nach Anſicht des OLG. Pächter, nach Auffaſſung des RG. Mieter. 

Daß das NS. richtig, das OLG. falſch entſchieden hat (und zwar 
ohne Unterſchied, ob der Käufer erſt Untermieter oder gleich Haupt⸗ 
mieter wurde), ſollte eigentlich nicht zweifelhaft ſein konnen. Daß 
ein OLG. ſogar den bloßen Eintritt eines neuen Mieters in einen be⸗ 
ſtehenden Mietvertrag als Begründung eines Pachtverhältniſſes hat 
auffaſſen können (mit Rückſichk auf den Erwerb der Einrichtung vom 
Vormieter), zeigt aber mit erſchreckender Deutlichkeit, welches Über⸗ 
maß von Verwirrung die reichsgerichtliche Grenzziehung zwiſchen 
Miete und Pacht nachgerade zur Folge gehabt hat. 

M. E. iſt dieſe Verwirrung darauf zurückzuführen, daß das RG. 
allmählich, Schritt für Schritt (ein wenig — und nicht beachtet — 
vielleicht ſchon in RG. 91, 310) an die Stelle des aus der Natur 
des Pachtvertrags als eines gegenſeitigen Vertrags ſich ergebenden 
Zuſammenhanges zwiſchen Pachtzins und Verpächtergegen⸗ 
leiſtung andere (rechtlich unerhebliche) Zuſammenhänge geſetzt hat. 

Das bloße Vorhandenſein eines Pachtgegenſtandes (Exiſtenz 
der betriebsnotwendigen Einrichtung im Gewerberaum) macht ein 
dieſen Gegenſtand betreffendes Vertragsverhältnis noch nicht zur 
Pacht. Pacht liegt auch dann noch nicht vor, wenn der Mieter im 
„Zuſammenhang“ mit dem Mietvertrag und (ſelbſtverſtändlich ſtets) 
zum Zweck der Fruchtziehung betriebsnotwendiges Inventar in den 
Gewerberaum einbringt. Ich vermag auch nicht einzuſehen, weshalb es 
dabei rechtserheblich ſein ſoll (jo NG.), ob dieſer „Zuſammenhang“ 
hergeſtellt wurde vor oder bei oder nach Vertragsſchluß, und ob dies 
dadurch geſchah, daß der Mieter die Einrichtung mit eigenen Händen 
ſelbſt herſtellte oder durch einen anderen herſtellen ließ (Werkvertrag) 
oder fertig kaufte oder lieh oder ſich ſchenken oder durch Teſtament 
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Einrichtung in ihn einbeziehen, ſie zu ſeinem Gegenſtande 
haben machen wollen. Ihr Vertrag erfaßte lediglich die leeren 
Räume und hatte lediglich die rechtliche Wirkung, daß G. 
nunmehr aus einem Untermieter K.s zum Mieter des L. ge⸗ 
worden war. Daß die ſpäteren Verlängerungen des Ver⸗ 
tragsverhältniſſes an dem einmal beſtehenden Rechtszuſtande 
nichts geändert haben, bedarf keiner Darlegung (vgl. hierzu 
RG. 109, 206; VIII 30228 v. 17. Dez. 1928 und VIII 53/29 
v. 27. März 1929). 

Mit ſeiner Rechtſprechung, wie ſie in den vorgenannten 
Entſcheidungen niedergelegt iſt, ſetzt ſich der erk. Sen. auch 
keineswegs mit der früheren des 3. ZivSen. des RG. in 
Widerſpruch, wie der Rev Bekl. meint. Auch fie hat den 
Übergang eines Miet⸗ in einen Pachtvertrag ſtändig davon 
abhängig ſein laſſen, daß zwiſchen dem Vertrage über die 
Überlaſſung der Räume und dem über die Überlaſſung der 
Einrichtung ein Zuſammenhang beſtand, und daß die Ein⸗ 
richtung zum Gegenſtande des Raumüberlaſſungsvertrages 
gemacht worden war. Hierzu braucht nur auf die oben er⸗ 
wähnte Entſch. RG. 109, 206 verwieſen zu werden. Es iſt 
aber auch nirgends ausgeſprochen, daß der Eintritt eines 
Dritten in einen beſtehenden und noch laufenden Mietvertrag 
nicht in der Weiſe erfolgen könne, daß das Vertragsverhältnis 
zwiſchen den bisherigen Vertragsparteien unverändert fort⸗ 
beſteht, daß ein Mietverhältnis auch gegen den Willen der 
Vertragsparteien infolge der Übernahme der Einrichtung 
00 den Dritten zu einem Pachtverhältniſſe umgewandelt 
werde. 

Hiernach war davon auszugehen, daß auch das zwiſchen 
den Parteien des Rechtsſtreites beſtehende Vertragsverhältnis 
ein Mietverhältnis iſt. Da es ſich nach dem Vortrage der 
Klage und dem Tatbeſtande des angefochtenen Urteils offen⸗ 
bar um Geſchäftsräume handelt, die wegen ihres wirtſchaft⸗ 
lichen Zuſammenhanges mit Wohnräumen gemietet ſind, war 
auf Grund des § 3 Abſ. 2 Prock O. v. 11. Nov. 1926 der 
Kündigung des Kl. die Wirkſamkeit zu verſagen und der auf 
e Räumungsanſpruch als nicht gerechtfertigt zu 
erachten. 

(U. v. 17. Juni 1929; 208/29 VIII. — Stettin.) [Ku.] 


+6, § 833 BG B.; 87 KraftfG. Verſicherung 
gegen Unfall als Fahrgaſt in einem dem Per- 
ſonenverkehr dienenden Verkehrsmittel. Be- 
griff des Verkehrsmittels und des Fahrgaſtes. f) 
Die Kl. behaupten, daß ihr Mann und Vater am 6. Aug. 
1927 beim Überqueren der Elbe mit ſeinem Klepperfaltboot 


zuwenden ließ. Nicht irgendein Zuſammenhang (zwiſchen Raum 
und Einrichtung betreffenden Verträgen) ſondern erſt der ſyn⸗ 
allagmatiſche Zuſammenhang ſchafft Pacht: Pacht entſteht erſt 
dadurch, daß ein pachtfähiger Gegenſtand in allen ſeinen pachtweſent⸗ 
lichen Teilen (alſo einſchließlich betriebsnotwendiger Einrichtung) dem 
Pächter als Gegenleiſtung für Pachtzins (der freilich weder 
in fortlaufenden noch in Geldleiſtungen zu beſtehen braucht) gewährt wird. 

Dies iſt im weſentlichen ſchon von Crone (JW. 1924, 792) und 
Oertmann (EA. 1928, 675 ff.) Klar und einleuchtend dargelegt. 
Beſonders möchte ich verweiſen auf den Schlußabſatz der Oert⸗ 
mannſchen Arbeit, die zutreffende Ausführung, daß ſelbſt bei Über⸗ 
laſſung des Inventars durch den Verpachter, aber durch Sonder⸗ 
vertrag, kein reiner Pachtvertrag ſondern höchſtens unter Umſtänden 
ein gemiſchter Vertrag vorliegt und deshalb Pachtgrundſätze 
anwendbar ſein mögen — ein Geſichtspunkt, der bei Gewährung des 
Inventars nicht durch den Verpächter ſondern durch einen Dritten 
niemals in Frage kommen kann (Anklänge an die richtige Er⸗ 
kenntnis, daß im Sondervertragsfall eigentlich ein gemiſchter Ver⸗ 
trag vorliegt, finden ſich in einigen Sätzen der abgeſehen hiervon ſchon 
etwas bedenklichen Entſcheidung RG. 91, 310). 

Die Abkehr des RG. vom Synallagma führt ganz natürlich, 
durchaus folgerichtig und auch tatſächlich in der Praxis zu dem un⸗ 
zweifelhaft abſurden Ergebnis, daß für die Einrichtung doppelte 
Gegenleiſtung bezahlt wird (wie von Ihrcke: JW. 1927, 2507 ein⸗ 
gehend nachgewieſen). 

Eine Anderung der reichsgerichtlichen Rechtſprechung iſt Raum 
zu erwarten. Der gegenwärtige Juſtand iſt unbefriedigend. Zu⸗ 
gunſten des die Einrichtung von einem Dritten erhaltenden Mieters 
ſind bereits Geſetzesänderungen vorgeſchlagen: Klarſtellung in 8 581 
BGB. bzw. Erweiterung des 8 1 MietSh®. (vgl. den Bericht von 
Vidal, Deutſches Mietrecht 1929, 844 Ziff. 5). 

Richter Dr. Max Boeck, Hamburg. 


Zu 6. Die Entſch. iſt m. E. in der Sache ſelbſt richtig, da⸗ 
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in der Nähe von Roßlau ertrunken ſei. Er war bei der Bekl. 
gegen Unfall verſichert. Als der Verſicherung unterworfene 
Unfälle waren insbeſ. ſolche vorgeſehen, die der Verſicherte 
als Fahrgaſt in einem dem Perſonenverkehr dienenden Ver⸗ 
kehrsmittel erlitt. Auf Sport ſollte ſich die Verſicherung 
ausdrücklich nicht erſtrecken. Die beklagte Verſicherungsgeſell⸗ 
ſchaft hat eingewendet, daß G. überhaupt nicht ertrunken, ſon⸗ 
dern ins Ausland verſchwunden ſei und daß insbeſ. der An⸗ 
ſpruch auf die 30 000 RN nicht begründet ſei, weil das Boot 
nicht Verkehrsmittel und G. nicht Fahrgaſt i. S. der Ver⸗ 
ſicherungsbedingungen geweſen ſei, der behauptete Unfall auch 
bei einer Sportausübung erfolgt ſein würde. 

Die Klage iſt in allen Inſtanzen abgewieſen. 

Das KG. hat ſowohl den Eintritt des Unfalls ſelbſt, 
wie auch die Frage nach dem Zuſammenhang mit einer Sport⸗ 
ausübung dahingeſtellt gelaſſen, indem es den Anſpruch der 
Kl. auf alle Fälle deshalb für unbegründet anſteht, weil ein 
Klepperfaltboot kein Verkehrsmittel ſei und der (angeblich) 
Verunglückte vorliegend nicht Fahrgaſt geweſen ſei. Es fol- 
gert dies mit näherer Begründung mangels beſonderer Be⸗ 
ſprechungen über die beiden Begriffe beim Vertragsſchluſſe 
aus den Vertragsbeſtimmungen unter Berückſichtigung des 
allgemeinen Sprachgebrauchs und der Verkehrsauffaſſung. 
Dieſe Auslegung iſt vom Rev. frei nachzuprüfen, da es ſich 
erſichtlich nicht nur bei den Allg. Verſicherungsbedingungen, 
ſondern auch bei den einleitenden Beſtimmungen des ge⸗ 
druckten Antrags über den Gegenſtand und Umfang der Ver⸗ 
ſicherung und den zu ihrem Verſtändnis gegebenenfalls mit 
heranzuziehenden nachfolgenden einzelnen Fragen um typiſche 
Vertragsbeſtimmungen handelt. 

Die Ausführungen des BU. ergeben nun zwar in ver⸗ 
ſchiedenen Beziehungen Bedenken; ſeinem Ergebnis, daß der 
von den Kl. behauptete Unfall G.s nicht unter die von der 
Verſicherung umfaßten Unfälle zu rechnen ſei, iſt aber bei⸗ 
zupflichten. 

Nicht zutreffend erſcheint zunächſt die Auffaſſung des 
BG., daß Verkehrsmittel überhaupt, öffentliche wie private, 
nur ſolche ſeien, die dem allgemeinen Verkehr dienten, alſo 
grundſätzlich einem jeden zur Benutzung zur Verfügung ſtän⸗ 
den. Dem ſteht insbeſ. die Beſtimmung unter c entgegen, 
denn unter e muß nach dem Sinn und Zweck der Verſiche⸗ 


gegen halte ich die Begründung auch des kammergerichtlichen 
Urteils für verfehlt. 

I. Das Urteil bezeichnet als Verkehrsmittel einen Gegen⸗ 
ſtand, der üblicherweiſe der Verbringung von Perſonen von einer 
Ortlichkeit zur anderen dient und nicht rein zu Sportszwecken ver⸗ 
wandt wird. 

Dem hier in Betracht kommenden Klepperfaltboot wird 
die Eigenſchaft als Verkehrsmittel nur für den Fall abgeſprochen, 
daß es rein als Sportsfahrzeug aufzufaſſen iſt. 

Abgeſehen davon, daß auch reichsgerichtliche Urteile ſich einer 
ſprachlich ſchönen Ausdrucksform bedienen ſollten, wirft die Entſch. 
m. E. zwei verſchiedene Dinge durcheinander, nämlich den Begriff 
des Verkehrsmittels und den der Verſicherung gegen Unfälle, die 
gelegentlich einer ſportlichen Tätigkeit entſtehen. Beide haben 
grundſätzlich nichts miteinander zu tun. 

Ein Sportfahrzeug, z. B. ein Rennboot, ein Rennwagen wird 
benutzt, um einen Arzt zu einem Kranken zu holen. Dieſe Gegen⸗ 
ſtände ſind in dieſem Falle beſtimmt Verkehrsmittel, auch wenn 
ſie ſonſt rein zu Sportszwecken verwandt werden. 

Andererſeits kann umgekehrt ein gewöhnliches Ruder- oder 
Segelboot zu Sportszwecken benutzt werden. Trifft den Verſiche⸗ 
kungsnehmer dabei ein Unfall, fo gewährt ihm der Verſicherungs⸗ 
Sertrag ganz beſtimmt keinen Schutz. 

Man wird den Gerichten nicht den Vorwurf machen können, 
fat, lie derartige Tatſachen, die einem in ſportlichen Dingen Er⸗ 
da denen geläufig find, nicht kennen; wohl aber darüber, daß ſie 
zu en. ohne ſich von Sachkennern darüber aufklären 


gegeben vorliegenden Fall müßte man nach der in der Entſch. 
Verkeh en Definition einem Klepperfaltboot den Charakter als 
Sports, mittel abſprechen, denn es wird üblicherweiſe nur zu 
tand woeschen verwandt. Es iſt ein ausgeſprochener Luxusgegen⸗ 
friedigunnigſtens inſofern, als es beſtimmungsgemäß nicht zur Be⸗ 
holungs- eines dringenden Beförderniſſes dient, ſondern zu Er⸗ 
n de Reiſe⸗, Vergnügungs⸗ oder ahnlichen Zwecken. 

Lerbehrsmittekr der Verunglückte ſich dieſes Sportsfahrzeugs als 
Verſicherung. bedient, ſo fiele der Unfall zweifellos unter die 


Aber die Richtigkeit dieſer Auffaſſung laſſen ſich eine Reihe 
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rung ſowie dem Wortlaut der Beſtimmung ganz zweifellos 
auch das Überfahren⸗ oder Angefahrenwerden etwa durch 
einen Radfahrer, der ſein eigenes gewöhnliches Fahrrad oder 
ſein einſitziges Kraftrad fährt oder auch durch den Kraftwagen 
eines Privatmanns mit einbegriffen werden. Es erſcheint aber 
nicht angängig, den Begriff „Verkehrsmittel“ unter a und o 
verſchieden aufzufaſſen. Hiernach wie auch nach dem gewöhn⸗ 
lichen Sprachgebrauch und der Verkehrsauffaſſung hat man 
aber unter öffentlichem Verkehrsmittel das grundſätzlich jeder⸗ 
mann zur Verfügung ſtehende und unter privatem das dem 
privaten Gebrauch dienende Verkehrsmittel zu verſtehen, wäh⸗ 
rend im übrigen als Erfordernis nur aufzuſtellen iſt, daß 
der betreffende Gegenſtand üblicherweiſe der Verbringung von 
Perſonen von einer Ortlichkeit zur anderen (wenn auch nur, 
wie beim Perſonenaufzug, von einem Stockwerk zum ande⸗ 
ren) dient und nicht rein zu Sportzwecken verwendet wird; 
denn der Antrag trennt gerade zwiſchen Verkehrs- und 
Sport⸗Unfallverſicherung. Abgeſehen hiervon iſt aber der 
Zweck der Perſonenbeförderung, ob wirtſchaftliche Notwendig⸗ 
keit oder Zweckmäßigkeit oder bloßes Vergnügen, wie z. B. 
eine Spazierfahrt, völlig gleich. Einem Klepperfaltboot würde 
demnach die Eigenſchaft eines Verkehrsmittels i. S. des Ver⸗ 
ſicherungsvertrags nur abzuſprechen ſein, wenn es rein als 
Sportfahrzeug aufzufaſſen wäre. Hierzu bedürfte es noch 
einer näheren tatſächlichen Stellungnahme. Dieſer Punkt kann 
jedoch auf ſich beruhen, da G. jedenfalls bei dem von den 
Kl. ihrem Anſpruche zugrunde gelegten Unfall nicht als Fahr⸗ 
gaſt anzuſehen war. 

Nach der Darſtellung der Kl. verunglückte er, als er ſein 
eigenes, von ihm für ſeine eigenen Zwecke und zu perſön⸗ 
licher Verwendung angeſchafftes und regelmäßig von ihm 
ſelbſt gefahrenes Faltbobt unter Mitnahme einer anderen 
Perſon ſelbſt ruderte. Dann kann er aber nach dem all⸗ 
gemeinen Sprachgebrauch und der Verkehrsauffaſſung nicht 
als Fahrgaſt angeſehen werden. Dieſer Begriff deutet jeden⸗ 
falls auf ein gewiſſes Fernerſtehen zu dem Verkehrsmittel 
und ſeiner Benutzung, auf ein gewiſſes Verhältnis des Fremd⸗ 
ſeins hin. Worte aus der ganz beſonderen Sprache der See⸗ 
leute, ein Bootsgaſt, die die Rev. verwerten will, können 
dabei nicht herangezogen werden. Der Unterſchied kann aber 
nicht darauf abgeſtellt werden, wie es das BG. getan hat, 


von Beiſpielen anführen. Z. B. ein beſtimmungsgemäß nur zu 
Sportszwecken benutztes Kraftfahrzeug bringt einen Gaſt des Be⸗ 
ſitzers zum Bahnhof und verunglückt; eine für Trabrennen be⸗ 
nutzte Karre wird mit einem Klepper beſpannt und fährt einen 
Schwerkranken ins Krankenhaus; ein Rennpferd, geführt von 
einem Stallknecht, bringt einen völlig erſchöpften Menſchen in eine 
Unterkunft (Staub, § 472, Anm. 3). 

Nach meiner Anſicht, die ſich durch Hinweiſe auf See⸗ und 
Binnenſchiffahrtsrecht noch näher begründen ließe, iſt daher Ver⸗ 
kehrsmittel alles das, was zur Beförderung von 
Sachen oder Perſonen benutzt wird; ob das üblicherweiſe 
geſchieht, oder ob es ſich um ein Sportsfahrzeug handelt iſt für 
den Begriff des Verkehrsmittels gleichgültig. 

Hätte das RG. die Klage nicht abgewieſen, weil der Ver⸗ 
unglückte mit Recht nicht als „Fahrgaſt“ anzuſehen war, ſo hätte 
es m. E. die Sache zurückverweiſen müſſen zwecks Prüfung der 
Frage, ob der Verunglückte ſich auf einer Sportsfahrt befand, 
das Faltboot alſo zur Ausübung einer ſportmäßigen Tätigkeit be⸗ 
nutzt wurde oder nicht. 

II. Mit Recht bezeichnet dagegen das RG. denjenigen als 
„Fahrgaſt“, der mit einem Verkehrsmittel befördert wird. 

Mit Recht weiſt das RG. die Meinung des KG., Unter⸗ 
ſcheidungsmerkmal ſei, daß der Fahrgaſt ſich untätig verhielt, 
während der andere das Verkehrsmittel in Gang bringe, zurück. 

Wer als Fahrgaſt im Betriebe der Eiſenbahn, der Straßen⸗ 
bahn, der See⸗ und BVinnenſchiffahrt anzuſehen iſt, dürfte zu 
Meinungsverſchiedenheiten wohl kaum führen. 

Das Seerecht nennt den Fahrgaſt „Reiſenden“, das Binn⸗ 
Sch. „beförderte Perſonen“; bei Schaps Vormerkung 8 664, 
Anm. 6 wird ohne nähere Begründung der „Reiſende“ als „Fahr⸗ 
gaſt“ bezeichnet und das mit Recht. 

Der Hinweis des RG. auf den Begriff „des Halters“ in 
§ 833 BGB. und 8 7 KraftfG. erſcheint mir durchaus am Platze 
zu ſein, wenn er auch nicht immer zutrifft, denn es können in 
einzelnen Fällen Schwierigkeiten auftreten. 

So erſcheint es mir z. B. zweifelhaft, ob der Halter eines 
Kraftfahrzeugs, der ſelbſt nicht fahren kann, keinen Führerſchein 
beſitzt, niemals ſelbſt fährt, der z. B. blind oder taub iſt, oder 
an einem ſonſtigen Gebrechen leidet, das ihn an dem Lenken des 
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daß der Fahrgaſt ſich untätig verhält, während ein anderer, 
der dann nicht Fahrgaſt wäre und deshalb nicht den Schutz 
der Verſicherung genöſſe, das Verkehrsmittel in Gang bringt 
oder in Gang hält und inſofern für ſeine Fortbewegung als 
ſolche verantwortlich iſt. Denn nach dieſer Auffaſſung würde 
der auf einem Segelboot von einem anderen Mitgenommene, 
der ſich beim Segelſetzen oder Steuern beteiligte, nicht Fahr⸗ 
gaſt ſein, wogegen der Eigentümer des Kraftwagens, der 
ſich von ſeinem Angeſtellten fahren läßt, Fahrgaſt wäre, was 
beides dem allgemeinen Sprachgebrauch und der Verkehrs⸗ 
auffaſſung widerſprechen würde. Auch das vom BG. an⸗ 
geführte Beiſpiel eines Perſonenaufzugs, der vom Benutzer 
durch Drücken auf einen Knopf in Gang geſetzt wird, im 
übrigen aber ſelbſttätig arbeitet, ergibt, daß das eigene Tätig⸗ 
werden ſich nicht wohl als Unterſcheidungsmerkmal eignet. 
Das Beiſpiel iſt anſcheinend ſo gemeint, daß der ſolchergeſtalt 
den Fahrſtuhl Benutzende wegen des ſelbſttätigen Weiter⸗ 
arbeitens des Aufzugs Fahrgaſt iſt, alſo gleichermaßen, wie 
wenn er einen Paternoſteraufzug benutzte; aber er hat doch 
eben die Bewegung eingeleitet, und die Sache wäre bei 
einem völlig von Hand betriebenen Aufzug gerade ent⸗ 
gegengeſetzt zu beurteilen und bei einem etwa während 
der Bewegung mehrere Handgriffe erfordernden Aufzug ganz 
zweifelhaft. Als weſentliches Unterſcheidungsmerkmal zwiſchen 
dem Fahrgaſt und dem Nichtfahrgaſt bei Benutzung eines 
Verkehrsmittels iſt vielmehr etwas anderes anzuſehen, näm⸗ 
lich der Gegenſatz zwiſchen dem Halter des Verkehrsmittels 
entſprechend dem Sinne dieſes Begriffs in 8833 BGB. 
und in 87 Kraftf®., der das Verkehrsmittel (Fahrzeug) für 
eigene Rechnung im Gebrauch hat und die Verfügungsgewalt 
darüber befißt, die ein ſolcher Gebrauch vorausſetzt, alſo eine 
im weſentlichen tatſächliche nahe Verbundenheit mit dem be⸗ 
treffenden Gegenſtand, während der Fahrgaſt die von ihm 
oder auf ſeine Veranlaſſung mit dem Verkehrsmittel be⸗ 
förderte Perſon iſt, der die Benutzung oder die Mitbenutzung 
entgeltlich oder unentgeltlich geſtattet wird. Die Abgrenzung 
mag in einzelnen Fällen tatſächliche Schwierigkeiten bieten. 
Wer aber wie G. im eigenen Faltboot fährt und dieſes 
ſelbſt rudert und dabei einen anderen mitnimmt, iſt ſelbſt 
keinesfalls Fahrgaſt, ſondern dies iſt nur der andere. Dieſer 
dem allgemeinen Sprachgebrauch entſprechenden Auffaſſung 
ſtehen auch die Fragen unter 7a und b des Antrags nicht 
entgegen. Denn aus ihnen iſt nicht zu folgern, daß die dort 
erwähnten Unfälle, beſonders Lenkern von Kraftfahrzeugen 
(Kraftwagen wie Krafträdern), aber auch Teilnahme an Ren⸗ 
nen (offenbar auch auf ſelbſtgefahrenen gewöhnlichen Fahr⸗ 
rädern) an ſich mit unter die Unfälle unter a im Eingang 
des Antrags fallen würden. Vielmehr bedeuten die Be⸗ 
ſtimmungen unter 7a und b eine im Falle der Bejahung 
der Fragen vereinbarte Erweiterung des aus den vorher⸗ 
gehenden Beſtimmungen für die Verkehrsunfälle ſich ergeben⸗ 
den Umfangs der Verſicherung, die auch eine weſentlich höhere 
Prämienzahlung bedingt. 

(U. v. 31. Mai 1929; 576/28 VII. — Berlin.) [Ku.] 
Fahrzeugs verhindert, nicht als Fahrgaſt in ſeinem eigenen Kraft⸗ 
fahrzeug angeſehen werden kann, wenn er in ſeinem eigenen, von 
ſeinem Fahrer geführten Fahrzeug einen Unfall erleidet; denn ob⸗ 
wohl er rechtlich allein über das Fahrzeug verfügen kann, ſo fehlt 
ihm doch jede Möglichkeit, dieſe Berechtigung tatſächlich auszuüben. 

Ich würde eine ſolche Perſon als „Fahrgaſt“ bezeichnen. 

Das gleiche muß m. E. gelten, wenn der Halter eines 
Kraftfahrzeugs ſich in ſeinem eigenen Wagen von einem Freunde 
ſpazieren fahren läßt; oder wenn ein Radfahrer eine andere 
Perſon ſich auf den Rahmen ſetzen oder hinten aufſteigen läßt und 
fie mitnimmt. 

Daß in dem vorliegenden Falle der Verunglückte nicht Fahr⸗ 
galt in ſeinem eigenen von ihm ſelbſt geruderten Boote war, iſt 
unbedingt richtig; er wäre es aber dann wieder beſtimmt geweſen, 
wenn ein anderer das Faltboot ruderte und er ſich ſelbſt darin be⸗ 
fördern ließ. 

Ich würde als „Jahrgaſt“ demnach eine Perſon bezeichnen, 
die ſich durch ein ihrer Verfügung, ſei es in rechtlicher, ſei es 
in tatſächlicher Beziehung, nicht unterliegendes Verkehrsmittel be⸗ 
fördern läßt. 

RA. Dr. Bruno Louis, Hamburg. 


Zu 7. Der vorliegenden Entſch. Kann nicht beigepflichtet werden. 
Zwar iſt es bedenkenfrei, mit der Entſch. anzunehmen, aus 


7. § 891 BG B. Die Rechtsvermutung des 
§ 891 BGB. ſpricht nur dafür, daß der im Grund- 
buch Eingetragene rechtlich Eigentümer ift, er⸗ 
gibt aber nichts dafür, daß er auch wirtſchaftlich 
der Eigentümer iſt. Auf die Rechtsvermutung 
kann ſich auch nicht derjenige berufen, der eine 
argliſtige Täuſchung zu beweiſen hat, die darin 
beſteht, daß der Täuſchende Eigentümer des 
Grundſtücks iſt. f) 

Das BG. hat die Klageforderung im Anſchluß an das 
Landgerichtsurteil für begründet angeſehen und das Beſtehen 
einer von der urſprünglichen Gläubigerin, der Ebd., durch 
Abtretung ſchließlich auf den Bekl. übergegangenen Gegen⸗ 
forderung von 40000 AN mindeſtens als möglich angenommen. 
Es hält ferner die dem Kl. nach ſeiner, vom Bekl. übrigens 
kaum beſtrittenen Behauptung wegen ſeiner Gegenforderung 
von der Eb. gewährte Stundung bis zur Beſſerung feiner 
Verhältniſſe für bewieſen, während andererſeits der dem 
Bekl. obliegende Beweis für eine Beſſerung dieſer Verhält⸗ 
niſſe nicht erbracht ſei. 

Alles dies iſt rechtlich unbedenklich und wird, auch ſoweit 
es dem Bekl. ungünſtig iſt, von der Rev. nicht angegriffen. 

Es handelt ſich nun noch um zwei Punkte: 

1. ob das Stundungsabkommen der Aufrechnung des 
Bekl. überhaupt entgegengeſetzt werden kann, 

2. ob das Stundungsabkommen wegen ſeiner Herbei⸗ 
führung durch argliſtige Täuſchung ſeitens des Kl. rechtlich 
wirkungslos iſt, ſei es auf Grund einer Anfechtung, ſei es 
infolge Geltendmachung einer allgemeinen Argliſteinrede. 

Zu Punkt 1 wird Näheres ausgeführt. 

Das BG. hat den Beweis, daß der Kl. die EbR., die 
Rechtsvorgängerin der Bekl., durch argliſtige Täuſchung zur 
Gewährung der Stundung beſtimmt hat, für nicht geführt an⸗ 
geſehen, und bei dieſer Beweiswürdigung hat es ſich keines 
Rechtsverſtoßes ſchuldig gemacht. Zwar ſteht feſt, daß zur 
Zeit der Erlangung der Stundung zwei Grundſtücke auf den 
Namen des Kl. eingetragen waren, übrigens auch noch ſind, 
und daß der Kl. hiervon der EbK. nichts mitgeteilt hat, und 
es iſt auch nicht beſtritten, daß die Grundſtücke wertvoll waren. 
Der Bekl. hat nun geltend gemacht, daß die Grundſtücke dem 
Kl. auch materiell gehört hätten und der Kl. dies der Eb. 
argliſtig verſchwiegen habe, wogegen der Kl. behauptet hat, 
daß die Grundſtücke ihm zwar zunächſt zur Hälfte gehört 
hätten, während er zur anderen Hälfte Treuhänder für einen 
gewiſſen K. geweſen ſei, daß er ſie aber im Sept. 1924, alſo 
längere Zeit vor dem Stundungsabkommen, im Einverſtändnis 
mit K. weiterverkauft habe und die Grundſtücke nur, weil 
Koſten und Wertzuwachsſteuer nicht hätten aufgebracht werden 
können, noch auf ſeinen Namen eingetragen ſtünden. Das 
BG. hat hierzu ausgeführt: der Bekl. müſſe beweiſen, daß 
dem Kl. die Grundſtücke auch materiell gehört hätten, und es 
genüge nicht, daß er formell eingetragener Eigentümer ge⸗ 
weſen ſei. Es beſtehe nun zwar der Verdacht, daß die ver⸗ 


8891 BGB. könne nicht die Vermutung hergeleitet werden, daß der 
eingetragene Eigentümer auch der wirtſchaftliche Eigentümer ſei. 
891 BOB. ſtellt nur die Vermutung auf, daß demjenigen das 
Recht zustehe, für welchen dasſelbe eingetragen iſt. Die Vermutung 
beſagt alſo lediglich, daß derjenige, für welchen ein Recht eingetragen 
iſt, als befugt angeſehen wird, mit Wirkung nach außen Rechts⸗ 
geſchäfte jeder Art hinſichtlich des eingetragenen Rechtes vorzunehmen, 
insbeſ. über dasſelbe zu verfügen. 

Andererſeits muß nach den Regeln des prima-facie⸗Beweiſes 
angenommen werden, daß der eingetragene Eigentümer auch wirtſchaft⸗ 
licher Eigentümer iſt. 

Schon die Machtfülle, mit welcher der eingetragene Eigentümer 
durch das Geſetz ausgeſtattet wird, nämlich nach freiem Belieben 
über das Eigentum zu verfügen und Rechte Dritter auszuſchalten 
(8 903 BGB.), reicht für die Vermutung, daß derjenige, welchem das 
Eigentum zuſteht, auch der wirtſchaftliche Träger desſelben iſt. 

Im übrigen zeigt die Erfahrung des täglichen Lebens, daß nur 
in Ausnahmefällen formeller und wirtſchaftlicher Eigentümer nicht 
identiſch ſind. 

Die Frage des Treuhandverhältniſſes an Grundſtücken geht auf 
die Inflationszeit zurück und hat auch nur in einigen Ländern des 
Reiches, wie insbeſ. Hamburg, eine gewiſſe Rolle geſpielt. 

In Hamburg war nach 8 28 Hamb AGB B. der Grunderwerb 
durch phyſiſche und juriſtiſche ausländiſche Perſonen von der 
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ſchiedenen vom Kl. angezogenen Verträge nur zum Scheine 
gemacht ſeien und er in Wahrheit auch materieller Eigen⸗ 
tümer der Grundſtücke geweſen ſei und noch ſei, aber die 
Darſtellung des Kl. ſei doch nicht mit Sicherheit widerlegt. 
Mit der Rechtsvermutung des § 891 BGB. hat ſich hierbei 
das BU. nicht ausdrücklich auseinandergeſetzt, und die Ver⸗ 
letzung dieſer Beſtimmung rügt die Rev. Der 8 891 kann 
aber nicht zugunſten des Bekl. durchſchlagen. Denn die Rechts⸗ 
vermutung ſpricht einerſeits nur dafür, daß die als Eigen⸗ 
tumer im Grundbuch eingetragene Perſon auch rechtlich der 
Eigentümer ſei, ergibt aber noch nichts dafür, daß ihr auch 
wirtſchaftlich das Eigentum zuſtehe, ſo daß insbeſ. dadurch 
ein Treuhandverhältnis keineswegs ausgeſchloſſen wird. Die 
Vermutung kann aber weiter auch nur dazu dienen, einen als 
berechtigt Eingetragenen bei der Geltendmachung von An⸗ 
ſprüchen, die aus dieſem Rechte ſich ergeben, und andererſeits 
einen anderen bei der Geltendmachung von Anſprüchen gegen 
den Eingetragenen, die das eingetragene Recht als Grundlage 
erfordern, des Beweiſes zu überheben, daß das Recht dem 
Eingetragenen auch wirklich zuſtehe. Dagegen kann die Rechts⸗ 
vermutung nicht dazu verwendet werden, um eine argliſtige 
Täuſchung zu beweiſen. Dem BG. kann alſo nicht unrichtige 
Beweislaſtverteilung vorgeworfen werden. Wenn aber der 
Kl. nur die Tatſache, daß er formell als Eigentümer der 
zwei Grundſtücke eingetragen war, nicht der EbK. gegenüber 
erwähnt hat, jo kann der Bekl. daraus jetzt in der RevInſt. 
nichts mehr herleiten. Seine ganze Einwendung aus dem 
Geſichtspunkte der argliſtigen Täuſchung war erſichtlich dar⸗ 


Senatsgenehmigung abhängig. Dieſe Senatsgenehmigung pflegte ver⸗ 
weigert zu werden. Man fand alsdann den Ausweg, deutſche juriſtiſche 
Perſonen mit ausländiſchem Kapital zu gründen und durch dieſe das 

Grundeigentum zu erwerben. Dieſe Geſetzesumgehung wurde durch 
eine Novelle mit 8 28a Hamb ABGB. ausgeſchloſſen, da nunmehr 
auch für deutſche juriſtiſche Perſonen die Genehmigungspflicht bei 
Grundeigentumserwerb eingeführt wurde. Als letzter Ausweg fand 
ſich dann das Treuhandverhältnis, in dem eine vorgeſchobene phyſiſche 
Perſon deutſcher Staatsangehörigkeit nach außen hin das Grundſtück 
erwarb, nach innen jedoch durch einen Treuhandvertrag gegenüber 
einem ausländiſchen Treugeber verpflichtet war. In der Regel pflegte 
der Treugeber ſich ſeine Rechte, außer durch einen notariellen Treuhand⸗ 
vertrag, durch Eintragung einer Vormerkung zugunſten einer künf⸗ 
ligen Eigentumsübertragung, eines Nießbrauchrechtes, ſowie ſchließlich 
durch volle Belaſtung des Grundſtückes mit einer Grundſchuld ſicher⸗ 
tellen zu laſſen. 

Da die vorliegenden Erſchwerungen des Grundſtückerwerbes von 
Ausländern in anderen Ländern, wie beiſpielsweiſe Preußen, nicht 
beſtanden, iſt es kein Zufall, wenn es ſich bei den obergerichtlichen 
Entſch. über Treuhandſchaften an Grundſtücken faſt ausſchließlich um 
hamburgiſche Sachen handelt. 

. Das NO. ſelbſt hat in feinen Entſch. über Treuhandverhält⸗ 
niſſe an Grundſtücken den Standpunkt vertreten, daß ein Treu⸗ 
handverhältnis im Rechtsſinne nicht vorliege. 

Ein Treuhandverhältnis liegt nach dem RG. nur dann vor, 
wenn der formell Berechtigte das Treugut von dem materiell Be⸗ 
1 un: 55 getreuen Händen erhalten hat, wie dieſes 

der Regel bei der Sicherheitsübereignung der Fall iſt (RG. : 
JW. 1928, 1653 ) vi si > — 
Wenn der formell Berechtigte Dagegen unmittelbar von einem 

Written das Treugut erworben hat, nimmt das RG. das Vorliegen 
einer ftillen Geſellſchaft an (RG. : JW. 1928, 1653 1). 
* Nach der Auffaſſung des RG. hat der ftille Geſellſchafter 
u den obligatoriſchen Anſpruch auf Übereignung des Treu⸗ 
Mass Im Fall des Konkurſes würde mithin das Treugut in die 

ale fallen und der Treugeber lediglich einen Anſpruch auf die 

1185 ursquote haben. Da dies Ergebnis wenig befriedigend iſt, iſt 
Verg elne Wandlung in den Rechtsanſchauungen, insbeſ. auch in 
nlaſſung des § 11 Auf. feſtzuſtellen, nach welcher bislang 


dung ; Fi - 
an achſt 1. S. des 5 11 Aufw®. ein Treuhandverhältnis auch dann 
eines aumen wird, wenn ein Recht für Rechnung und im Intereſſe 


(RG. Auen als verdeckter oder ſtiller Vertreter erworben wird 
Bab Soc worſpr. 1929, 235; Bahdbdch.: Aufwgſpr. 29, 405; 
Der , Auſwͤart., 8 3 Nr. 24; Mügel, Aufwch.s, S. 377). 
ſtücken bal fügt ſtreitige Fall aus dem Treuhandrecht an Grund⸗ 
ſönlicher 85 ſich bei der Aufwertung ergeben. Der als per⸗ 
Grundſtück chuldner in Anſpruch genommene Treuhänder hat das 
einen Betro sen geringe Papiermark gekauft und alsdann für 
fertigen m weiterverkauft, welcher eine volle Aufwertung recht⸗ 
rde. Demgegenüber wendet der perſönliche Schuldner 


ein, er ſei . f 3 ; 
Freuhänd Treuhänder geweſen, habe den Erlös au jeinen 
und Er abgeführt, dieſer habe feinen Wohnſiß im Ausland 


mangels Anerkennung der deutſchen Aufwertungs⸗ 


auf begründet, daß der Kl. der EbK. verſchwiegen habe, als 
er ſich die Stundung verſchaffte, daß er noch wirtſchaftlich 
die beiden wertvollen Grundſtücke hinter ſich habe, dagegen 
nicht darauf, daß auch das Verſchweigen der formellen Ein⸗ 
tragung argliſtig ſei. 

(U. v. 25. Juni 1929; 662/28 VII. — Hamburg.) [Ku.] 


8. SS 1421, 2143 BG B. Erliſcht der Rüde 
gewähranſpruch der Frau dadurch, daß der 
Mann ihr Vorerbe wird, und iſt das Geld, das 
der Mann ſ. 3. empfangen hatte, durch die In⸗ 
flation verzehrt worden, ſo kann der Nacherbe 
Aufwertung verlangen. ) 

Das BG. nimmt auf Grund des Teſtaments der Mutter 
der Parteien v. 20. April 1920 an, daß deren Nachlaß mit 
ihrem am 23. Juni 1920 eingetretenen Tode ihrem Ehemann, 
dem Vater der Parteien, als Vorerben und mit deſſen am 
7. April 1926 erfolgten Ableben dem Kl. und den Bekl. zu 
je einem Drittel als Nacherben angefallen ſei. Es unterſtellt 
— von der beſtrittenen Darlegung der Bekl. ausgehend — 
als richtig, daß die Mutter ihr in die Ehe eingebrachtes Bar⸗ 
vermögen von 50000 % ihrem Manne für deſſen geſchäftliche 
Zwecke überlaſſen habe, daß dieſer das Geld in eine am 
6. Mai 1914 von ihm und ſeinen drei Söhnen gegründete 
OG. eingebracht, dieſe Einlage aber ſchon im Laufe des 
Jahres 1918 reſtlos zurückempfangen habe, und daß dieſes 
Geld durch die Inflation vollſtändig verloren gegangen ſei. 
Durch die Überlaſſung ihres in die Ehe eingebrachten Bar⸗ 


geſetzgebung in dem Recht des Wohnſitzes nicht regreßpflichtig ge⸗ 
macht werden. Die Aufwertungsſtelle iſt allerdings verpflichtet, 
von Amts wegen feſtzuſtellen, inwieweit die Einwendungen zu⸗ 
treffen. Bei böswilligen Schuldnern ſind die Möglichkeiten einer 
Aufklärung jedoch bald erſchöpft. Es ergibt ſich nunmehr die Frage, 
ob das negative Ergebnis dieſer Feſtſtellung den Gläubiger oder 
Schuldner belaſtet, und dieſe Frage iſt nach den Grundſätzen der 
Beweislaſt im Zivilprozeß zu beurteilen. 

Nach der vorliegenden Entſch. des RG. würde der Gläubiger 
beweispflichtig zu machen und im Fall des mangelnden Beweiſes 
der Schuldner von einer Aufwertung freizuſtellen ſein. Dieſer Auf⸗ 
faſſung find die Aufwertungsſtellen jedoch keineswegs gefolgt, 
haben vielmehr richtigerweiſe ſtets von dem Schuldner den Beweis 
für feine Behauptungen verlangt. Wer ein Treuhandverhältnis be⸗ 
hauptet, muß dies auch beweiſen (Mügel: JW. 1929, 177 Anm.). 

Das RG. hat ſich auch in verwandten Fällen auf den zu⸗ 
treffenden Standpunkt geſtellt. Bei der Hypothek, bei welcher ein 
Treuhandverhältnis behauptet wird, erklärt das NG., nach außen 
hin habe der eingetragene Gläubiger die Verfügungsbefugnis, ſo 
daß die Vermutung beſtehe, derſelbe ſei auch materiell der Be⸗ 
rechtigte. Aus dieſer Vermutung leitet das RG. her, daß auch im 
Fall des § 67 Abſ. 2 AufwG. bei Vergleichen, welche die Auf- 
wertung ausſchließen, die Kaufmannſchaft des Treuhänders und 
nicht diejenige des Treugebers ausſchlaggebend ſei (RG.: JW. 
1929, 177). 

Es iſt kein erſichtlicher Grund vorhanden, aus welchem beim 
Treuhandverhältnis an Grundſtücken hinſichtlih der Beweislaſt 
anders zu entſcheiden wäre als bei der Hypothek. 

Dr. H. Lauffer, Hamburg. 


Zu 8. 1. Daß der Anſpruch auf Rückgewähr des eingebrachten 
Gutes aufzuwerten iſt, wenn der Ehemann mit Zuſtimmung der 
Frau es für ſich verwandt hat, entſpricht der konſtanten Rſpr. des 
RG. Die Entſch. läßt die Frage offen, welcher Zeitwert der Auf⸗ 
wertung zugrunde zu legen iſt. Derſelbe Senat hat JW. 1928, 898 
ausgeſprochen, daß dies der Zeitpunkt der Rechtskraft des Schei⸗ 
dungsurteils, alſo der Zeitpunkt der Beendigung der Ehe ſei. Danach 
wäre im vorliegenden Fall von dem Geldwert des 23. Juni 1920 
als des Todestages der Ehefrau, nicht von dem höheren im Mai 
1914 auszugehen. Doch hat bereits Kaufmann in ſeiner Anm. a. a. O. 
die Unhaltbarkeit und die unmöglichen Konſequenzen jener Auf⸗ 
faſſung des RG. überzeugend dargelegt. Mit demſelben Recht könnte 
man bei einem Darlehen den Geldwert des Zeitpunktes zugrunde 
legen, in welchem das Darlehen zur Rückzahlung fällig geworden 
iſt, während doch zweifellos der Zeitpunkt der Hingabe des Dar⸗ 
lehens maßgebend iſt. 

Das Höchſtmaß der Aufwertung bildet ſolchenfalls, wie derſelbe 
Senat JW. 1928, 900 dargelegt hat, derjenige Betrag, welcher von 
dem Eingebrachten übriggeblieben wäre, wenn der Ehemann es 
mündelſicher belegt hätte, alſo, da hierfür in erſter Linie Anlegung 
in Staatspapieren in Betracht kam, der Aufwertungsſatz der Reichs⸗ 
und Landesanleihen. Nur wenn (was vorliegend nicht in Frage 
kommt) der Ehemann mit dem Gelde der Frau Vermögenſtücke, 
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vermögens an ihren Mann, ſei für die Mutter der Parteien, 
ſo führt das BG. weiter aus, eine Forderung auf demnächſtige 
Rückzahlung des überlaſſenen Kapitals gegen ihren Mann be⸗ 
gründet worden. Dieſe Forderung ſei zwar mit dem Tode der 
Mutter dadurch erloſchen, daß dieſe von ihrem Manne beerbt 
worden ſei, aber der Eintritt der Nacherbfolge habe nach 
8 2143 BGB. die Wirkung gehabt, daß die Forderung, ſoweit 
der Kl. als Gläubiger beteiligt ſei, als nicht erloſchen gelte. 
Der Anſpruch des Kl. gegen ſeine Brüder, die nach dem 
Teſtament des Vaters v. 16. Jan. 1921 deſſen Erben ge⸗ 
worden ſeien, unterliege der Aufwertung nach Maßgabe der 
88 62 ff. AufwG. Selbſt wenn der Vater feine geſamte Ein⸗ 
lage aus der OHG., in der das mütterliche Vermögen ent⸗ 
halten geweſen ſei, zurückempfangen habe, und wenn die aus⸗ 
gezahlten Beträge infolge der Geldentwertung verloren ge⸗ 
gangen ſeien, ſo werde es doch durch die übrigen Vermögens⸗ 
verhältniſſe des Vaters gerechtfertigt, daß die Forderung der 
Mutter auf Rückgabe der dem Vater überlaſſenen 50 000 46 
irgendwie aufgewertet werde. 

Dieſe Darlegungen ſind rechtlich nicht zu beanſtanden. 

Haben die Eltern der Parteien im geſetzlichen Güter⸗ 
ſtand des BGB. gelebt, jo würde nach der mit dem Tode der 
Frau erfolgten Beendigung der Verwaltung und Nutznießung 
des Mannes dieſer — von ſeiner Vorerbenſtellung zunächſt 
abgeſehen — die Verpflichtung gehabt haben, das eingebrachte 
Gut der Frau herauszugeben und über die Verwaltung 
Rechenſchaft zu legen ($ 1421 BGB.). Da der Ehemann 
nur Verwalter und Nutznießer fremden Vermögens iſt, ſo 
würden im Regelfalle die Gefahren der Geldentwertung, von 
der das Frauengut während der Ehe betroffen worden iſt, 
die Frau und nicht den Mann treffen. Hat der Mann dagegen 
das eingebrachte Gut mit Zuſtimmung der Frau in ſeinem 
Geſchäft verwendet, was das OLG. hier von der eigenen 
Darſtellung der Bekl. ausgehend unterſtellt hat, ſo iſt der 
Rückgewährungsanſpruch der Frau (§ 1421 BGB.), wie der 
erk. Sen. mehrfach ausgeſprochen hat, nach Art eines Dar⸗ 
lehens gemäß § 242 BGB. aufzuwerten (IV 261/27 vom 
6. Febr. 1928; IV 385/27 v. 22. Dez. 19271); IV 63/28 vom 
11. Okt. 1928). Da nun der Mann mit dem Tode der Frau 
hier ihr Vorerbe geworden ift, jo haben ſich hinſichtlich des 
eingebrachten Gutes Forderung und Schuld in ſeiner Perſon 


z. B. Grundſtücke, erworben und ſich erhalten hätte, deren Wert über 
dieſen Aufwertungsſatz hinausgeht, würde ein weitergehender Auf⸗ 
wertungsanſpruch berechtigt ſein. 

Unſere Entſch, ſpricht aus, daß der gänzliche Verluſt des hin⸗ 
gegebenen Kapitals infolge der Inflation die Aufwertung nicht gänz⸗ 
lich ausſchließt, ſondern ebenſo wie beim Darlehen nur als einer 
der für die Aufwertung in Betracht kommenden Faktoren zu be⸗ 
rückſichtigen iſt. M. E. wird indeſſen dieſer Umſtand im vorliegenden 
Fall in noch ſtärkerem Maße zu berückſichtigen ſein, als bei einem 
normalen Darlehen. Bei dem letzteren geht es den Gläubiger nichts 
an, was der Empfänger mit dem Gelde macht. Wenn dagegen die 
Frau ihr Geld dem Manne zur freien Verfügung überläßt, ſo 
iſt die Meinung, daß er es im gemeinſamen Intereſſe nutz⸗ 
bringend verwenden ſoll. Die Frau will von den Einkünften des 
Geldes mit leben. Die Ehe bringt unabhängig von den Formen 
des ehelichen Güterrechts bei wirtſchaftlicher Betrachtung ein geſell⸗ 
ſchaftsähnliches Verhältnis hervor. Mann und Frau nebſt den 
Kindern leben gemeinſchaftlich von der Summe der Einkünfte, und 
normalerweiſe hat die Frau daran, daß der Mann gut verdient, 
ein ebenſo großes Intereſſe wie der Mann ſelbſt. M. E. wird ſich 
daher die Frau, wenn das von ihr hingegebene Kapital in der Hand 
des Mannes durch die Inflation verlorengegangen iſt, mit einer ge⸗ 
ringeren Aufwertung zufrieden geben müſſen, als ein gewöhnlicher 
Darlehnsgläubiger im gleichen Falle. 

2. Auffällig iſt, daß das OLG. bei der Verurteilung der Bekl. 
dem Grunde nach von der eigenen, von dem Kl. beſtrittenen Dar⸗ 
ſtellung der Bekl. ausgeht. Es iſt Sache des Kl., die ſeinen An⸗ 
ſpruch rechtfertigenden Tatſachen zu behaupten und erforderlichen⸗ 
falls zu beweiſen. Die vom Klagvortrag abweichende beklagtiſche 
Sachdarſtellung kann zu einer Verurteilung nur führen, wenn der 
Klagantrag ſowohl nach der Darſtellung des Kl., wie nach derjenigen 
des Bekl. begründet erſcheint. Wenn, wie dies zuweilen vorkommt, 
jede Partei in Verkennung der wahren Rechtslage unter Beſtreitung 
des gegneriſchen Vorbringens eine Sachdarſtellung gibt, die ihr ſelbſt 
ungünſtig iſt, ſo iſt die Konſequenz, daß die Klage abgewieſen wer⸗ 
den muß. (Doch wird es ſolchenfalls meiſt angezeigt ſein, die Par⸗ 
teien, erforderlichenfalls unter Wiedereröffnung der Verhandlung, 


2) JW. 1928, 898. 


vereinigt, die Schuld iſt alſo zunächſt erloſchen. Sie iſt je⸗ 
doch mit dem Eintritt der Nacherbfolge gemäß § 2143 BGB., 
und zwar nunmehr in aufgewerteter Form wieder aufgelebt, 
derart, daß der Kl. als Nacherbe der Mutter zu einem 
Drittel, inſoweit die Rückgewähr des eingebrachten Gutes 
von den beiden Bekl. als den alleinigen Erben des Vaters 
verlangen kann. Daß die Erben des Vaters, wie die Rev. 
meint, nur das herauszugeben hätten, was beim Tode des 
Vaters, als des befreiten Vorerben, von der Vorerbſchaft noch 
übrig ſei, träfe nur zu, wenn der Vater als Vorerbe der 
Mutter mit deren Tode deren Eingebrachtes als ihm bis 
dahin fremdes Vermögen zu Eigentum erworben und als⸗ 
dann reſtlos verbraucht hätte. So liegt indeſſen die Sache 
nicht, da der Vater das Eingebrachte ſchon vor dem Tode 
der Mutter zu eigenem Nutzen empfangen und verwendet 
hatte, ſo daß der Rückgewähranſpruch der Mutter rechtlich 
nach Art eines Darlehens zu behandeln war und daher eine 
Forderung gegen den Vater darſtellte, nicht aber einen Her⸗ 
ausgabeanſpruch kraft Eigentums. Der Aufwertung dieſer mit 
der Nacherbfolge wieder aufgelebten Forderung ſteht nicht 
entgegen, daß, wie das OG. unterſtellt hat, das Geld in der 
Hand des Vaters infolge der Inflation reſtlos verloren ge⸗ 
gangen iſt. Denn, ebenſo wie beim Darlehen, iſt dieſer Um⸗ 
ſtand, daß der Schuldner ſich den Wert des Empfangenen 
nicht hat erhalten können, nur einer derjenigen Faktoren, die 
bei der Höhe der Aufwertung in Betracht kommen, er ſteht 
aber, wie das BG. ohne Rechtsirrtum angenommen hat, an⸗ 
geſichts der ſonſtigen günſtigen Vermögensverhältniſſe des 
Vaters der Aufwertung dem Grunde nach nicht entgegen. 
Denn daß bei dieſer Sachlage der Vater zu irgendeinem Be⸗ 
trage aufzuwerten hätte, wie das BG. annimmt, läßt ſich 
rechtlich nicht beanſtanden. 

(U. v. 2. Mai 1929; 553/28 IV. — Naumburg.) [fa] 


9. 88 1624, 527, 534, 822 BGB. Eine Ausſtat⸗ 
tung kann mit einer Auflage belaſtet werden; 
bei Nichterfüllung ſtehen dem Geber die Rechte 
aus 8527 BGB. zu; unter Umſtänden auch gegen 
den Ehegatten des Empfängers. f) 

Der Erſtbeklagte iſt der Sohn des Kl.; er hat ſich i. J. 
1919 mit der Zweitbeklagten verheiratet. Der Kl. hat ſeinem 


auf die Rechtsauffaſſung des Gerichts hinzuweiſen und ihnen eine 
Anderung ihres Vorbringens anheimzugeben. Das HanfOLG. hat 
ſich einmal in einem ſolchen Fall für berechtigt gehalten, von Amts 
wegen den wahren Sachverhalt zu ermitteln und auf Grund des⸗ 
ſelben zu entſcheiden, ein Verfahren, das freilich der Verhandlungs⸗ 
maxime nicht entſpricht, wohl aber dem Gerechtigkeitsgefühl.) Aus 
der obigen Entſch. iſt nicht erſichtlich, was der Kl. eigentlich behauptet 
hat. Sollte er lediglich vorgetragen haben, daß die Frau die 
50 000 % in die Ehe eingebracht habe, ſo wäre nach der zutreffen⸗ 
den Rechtsausführung des RG. die Klage abzuweiſen geweſen, wenn 
feſtſtand, daß dieſes Kapital durch die Inflation vollſtändig ver⸗ 
lorengegangen war. Hat er behauptet, daß der Ehemann unter Ver⸗ 
letzung der ihm hinſichtlich der Verwaltung des eingebrachten Gutes 
obliegenden Pflichten das Geld ohne Zuſtimmung der Frau für ſich 
verwendet habe, ſo wäre, die Richtigkeit dieſer Darſtellung voraus⸗ 
geſetzt, ein Anſpruch begründet, aber nicht auf Aufwertung, ſondern 
auf Schadenserſatz. Der Mann müßte erſtatten, was bei mündel⸗ 
ſicherer Anlage des eingebrachten Kapitals beim Tode der Frau 
vorausſichtlich noch vorhanden geweſen wäre. Darauf, ob von dem 
Kapital noch etwas übriggeblieben ſei, käme es ſolchenfalls ebenſo⸗ 
wenig an, wie auf die Vermögensverhältniſſe beider Teile und die 
ſonſtigen das Maß einer Aufwertung beeinfluſſenden Momente. 
Doch würde der Ehemann eine etwaige weitergehende Bereicherung 
herauszugeben haben. Im Reſultat würde alſo der Ehemann eben⸗ 
ſoviel zu zahlen haben, wie wenn bei einer mit Zuſtimmung der 
Frau erfolgten Verfügung das Höchſtmaß der Aufwertung zur An⸗ 
wendung käme. Aber die rechtliche Natur des Anſpruchs wäre eine 
andere. Eine Verurteilung dem Grunde nach muß den Anſpruch klar 
erkennen laſſen, welcher vorbehaltlich ſeiner Höhe für berechtigt er⸗ 
klärt wird. Ein etwaiger Verſtoß des OLG. in dieſer Beziehung oder 
hinſichtlich der Zugrundelegung der beſtrittenen beklagtiſchen Dar⸗ 
ſtellung würde aber als verfahrensrechtlich der Nachprüfung des 
RG. nur dann unterliegen, wenn eine entſprechende Reviſions⸗ 
rüge erhoben worden wäre. Möglicherweiſe iſt dies der Grund, 
weshalb des RG. auf dieſe Fragen nicht eingegangen iſt. 
RA. Dr. Goldfeld, Hamburg. 


Zu 9. Von den Schenkungen, die auf reiner Liberalität des 
Schenkenden beruhen, unterſcheiden ſich in verſchiedener Weiſe 
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Sohn, um ihm die Einheirat in die damals dem Vater der 
Braut gehörige Gaſt⸗ und Landwirtſchaft zu ermöglichen, ver⸗ 
ſchiedene Geldbeträge gegeben. Der Vater der Zweitbeklagten 
iſt inzwiſchen geſtorben; ſie iſt Eigentümerin der Wirtſchaft 
geworden. Der Kl. behauptet, die Hingabe des Geldes ſei an 
beide Bekl. erfolgt unter der Bedingung, daß ſein Sohn Mit⸗ 
eigentümer der Wirtſchaft werde und daß auf ihr dem Kl. 
für das hingegebene Geld eine Hypothek oder ein Altenteil 
errichtet werde. Da nichts dergleichen geſchehen ſei, ſehe ſich 
der Kl. genötigt, das Geld zurückzufordern, und zwar auf⸗ 
gewertet. Das OLG. wies die Klage ab, RG. hob auf. 

Verlangt wird jetzt nur noch die Aufwertung von 
7500 %, die anfangs 1919, und von 22 500 , die im 
Sommer 1921 in drei Teilbeträgen gegeben worden ſind. 

Das BG. faßt die Hingabe dieſer 30 000 % als eine dem 
Erſtbeklagten gewährte Ausſtattung auf. Das iſt rechtlich 
nicht zu beanſtanden; nach der beiderſeitigen Darſtellung 
wurde das Geld gegeben, um dem Sohn die Erlangung einer 
ſelbſtändigen Lebensſtellung und die Erhaltung dieſer Lebens⸗ 
ſtellung zu ermöglichen. Die Behauptung des Kl., daß er 
das Geld auch der Zweitbeklagten gegeben habe, lehnt das 
BG. mit tatſächlichen Erwägungen ab. 


Auf die Behauptungen des Kl. über die Vorteile, die er 


bei der Hingabe des Geldes für ſich ſelbſt vorbehalten habe, 
iſt das BG. nicht näher eingegangen. Es ſagt, das möge eine 
Auflage dargeſtellt haben; aber der Kl. könne dann nur Voll⸗ 
ziehung der Auflage verlangen, nicht aber, worauf ſeine An⸗ 
träge gerichtet ſeien, Rückgewähr der Ausſtattung. Denn da 
die Gewährung der Ausſtattung einer ſittlichen Pflicht ent⸗ 
ſprochen habe, könne der Kl. nach $ 534 BGB., der hier an⸗ 
wendbar ſei, nicht die zugewendeten Beträge zurückfordern. 

Beizutreten iſt dem BG. darin, daß die Gewährung 
einer Ausſtattung, in gleicher Weiſe wie eine Schenkung, mit 
einer Auflage belaſtet werden kann (RGRͤKomm. a3 zu 
§ 1624 BGB.; über Verzinſung von Ausſtattungskapitalien 
RGWarn. 1917 Nr. 58; Urt. v. 30. Okt. 1916, IV 193/16). 
Die Möglichkeit einer ſolchen Beurteilung mag da ihre Gren⸗ 
zen finden, wo durch die Belaſtung der Ausſtattung mit einer 
Auflage der eigentliche Zweck der Ausſtattung, die Begrün⸗ 
dung der Lebensſtellung, unmöglich gemacht würde. Daß das 
hier der Fall wäre, iſt nicht erſichtlich; es iſt nicht aus⸗ 
geſchloſſen — und wird in tatſächlicher Hinſicht noch zu prü⸗ 


diejenigen, durch die einer ſittlichen Pflicht oder einer auf den An⸗ 
ſtand zu nehmenden Rückſicht entſprochen wird. Zu derartigen 
Schenkungen ſind auch die Verwalter fremden Vermögens befugt, 
ie ſonſt keine unentgeltlichen Verfügungen treffen dürfen. Die 
Stellung des Beſchenkten iſt bei ſolchen Schenkungen günſtiger als 
bei gewöhnlichen Schenkungen. Sie können nicht wegen Ver⸗ 
armung des Schenkers zurückgefordert oder wegen groben Undanhs 
widerrufen werden. Mit einer Auflage können ſie nach der herr⸗ 
ſchenden Meinung überhaupt nicht belaſtet werden, fo daß eine Rück⸗ 
forderung gem. 8 527 BGB. wegen Nichterfüllung der Auflage 
nicht in Frage kommt. Die Formvorſchrift des 8 516 BGB. ift 
aber auch für ſolche Schenkungen aufrechterhalten. 

Die Gewährung einer Ausſtattung entſpricht noch mehr als 
die oben erwähnten Schenkungen einer ſittlichen Pflicht. Gerade 
deshalb wird die Ausſtattung grundſätzlich nicht als Schenkung an⸗ 
geſehen. Die Begünſtigte iſt hier noch beſſer geſtellt als bei Pflicht⸗ 
und Anſtandsſchenkungen. Das Ausſtattungsverſprechen iſt form⸗ 
los gültig. Rückforderung und Widerruf ſind unzuläſſig. Trotzdem 
ſoll nach Anſicht des NG. bei einer Ausſtattung die Belaſtung mit 
eimer Auflage zuläſſig ſein, die bei Pflicht⸗ und Anſtandsſchenkungen 
nicht zuläſſig iſt. Logiſcherweiſe müßte die Belaſtung der Aus⸗ 
ſicltung mit einer Auflage ebenfalls unzuläſſig ſein. Dieſer An⸗ 
icht iſt auch Staudinger, 8 1624 Anm. 3 à. 

„Jedenfalls muß ein Rückforderungsrecht gem. 8 527 BOB. 
grngeſchloſſen fein. Das Ach. erkennt an, daß der § 534 BOB. 
Es ubſätzlich auf die Ausſtattung entſprechende Anwendung findet. 
des at aber nicht einzuſehen, warum der $ 534 nicht auch den Fall 
das „ berühren ſoll. Schon aus dem Wortlaut des g 534 ergibt ſich 
Rückfo enteil. Wenn die dort erwähnten Schenkungen nicht der 
forde derung unterliegen, jo tft eben damit jede Art der Rüch'⸗ 
Verarung gemeint. Mag das Recht zur Rückforderung nun auf 
gehn des Schenkers (8 528 BGB.) oder auf Nichtvoll⸗ 
Deren der Auflage ($ 527 BGB.) beruhen. In beiden Para⸗ 
raphen heißt es wörtlich: 

Pari jo kann er ... die Herausgabe des Geſchenks nach den 
„hien über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereiche 


rung fordern.“ 


Warum dieſe Rückforderung in einem Fall eine Rückforderung 


fen ſein —, daß der Erſtbeklagte, nachdem er durch die Aus⸗ 
ſtattung die Lebensſtellung erlangt hat, ohne ihre Gefährdung 
die ihm auferlegten Leiſtungen dem Kl. hätte verſchaffen 
können. 

Auch daß in dieſer Richtung die Grundſätze über Schen⸗ 
kungen auf die Ausſtattung angewendet werden können, iſt 
mit dem BG. anzunehmen. Nicht beigepflichtet kann jedoch 
dem BG. werden, wenn es meint, daß bei der Ausſtattung die 
Nichterfüllung der Auflage dem Geber nicht die Rechte aus 
§ 527 BGB. gewähre, weil durch die Ausſtattung einer ſitt⸗ 
lichen Pflicht entſprochen werde und deshalb § 534 den An⸗ 
ſprüchen des Kl. entgegenſtehe. Der § 534 ſpricht von der 
Rückforderung (88 528/29) und vom Widerruf (88 530 ff.) 
und berührt den Fall des § 527 nicht. Das wird auch im 
Schrifttum anerkannt, mehrfach allerdings mit dem Beiſatz, 
das Recht aus § 527 komme hier nicht in Betracht, weil man 
Schenkungen dieſer Art nicht mit Auflagen zu belaſten pflege 
(Staudinger, Oertmann, Planck je A. 1 zu 8 534; 
Warneyer, BGB. 8 534 bei Fußnote 22). Das mag als 
Regel zutreffen, beſagt aber nichts dagegen, daß in Fällen, 
wo nun doch bei einer Ausſtattung eine Auflage gemacht iſt, 
die Anwendung von $ 527 gerechtfertigt iſt. 

Es iſt deshalb notwendig, daß der Sachverhalt durch den 
Tatrichter nach der Richtung geprüft wird, welche Rechte dem 
Kl. aus 8 527 durch das Unterbleiben der Vollziehung der 
Auflage entſtanden ſind. Dabei wird in Betracht zu ziehen 
ſein, daß die Belaſtung einer Ausſtattung mit einer Auflage 
immerhin etwas Ungewöhnliches iſt und daß deshalb von 
dem, der ſie behauptet, der Beweis beſtimmter Verein⸗ 
barungen zu verlangen ſein wird; die bloße Außerung von 
Wünſchen des Zuwendenden wird nicht als rechtsbegründend 
anerkannt werden können. 

Gegebenenfalls wird weiter zu prüfen ſein, ob der Erſt⸗ 
beklagte die Nichterfüllung der Auflage zu vertreten hat (RG. 
105, 308; JW. 1915, 1118), ob die Erfüllung der Auflage 
kein Intereſſe mehr für den Kl. hat und inwieweit das 
Zugewendete zur Vollziehung der Auflage, die dem Kl. nur 
ein dem Beginn und der Beendigung nach zeitlich beſchränk⸗ 
tes Recht gewähren ſollte, hätte verwendet werden müſſen 
(8 527 Abſ. 1 a. E.). 

Was ſodann den Anſpruch gegen die Bekl. zu 2 an⸗ 
langt, ſo hat das BG. die Anwendung des § 822 BGB. 


ſein ſoll und in einem anderen Fall nicht, iſt nicht einzuſehen. 

Wenn man von allen grammatiſchen und juriſtiſchen Er⸗ 
wägungen abſieht, ſo iſt doch auch Verarmung des Schenkers und 
grober Undank ſicherlich ein innerlich ſtärkerer Grund, die Heraus⸗ 
gabe eines Geſchenks zu fordern, als die Nichterfüllung einer 
Auflage, von der ohnehin allgemein angenommen wird, daß ſie 
überhaupt unzuläſſig iſt. Wenn die Rückforderung im erſten Fall 
ausgeſchloſſen iſt, ſo muß ſie es im zweiten Fall gevechterweiſe 
ganz beſtimmt ſein. 

Mit Recht weiſt die Entſch. darauf hin, daß in ſachlicher Be⸗ 
ziehung noch vieles aufzuklären und daß die vom Kl. behauptete 
Auflage etwas Ungewöhnliches ſei. Gerade der vorliegende Fall 
zeigt, was für Schwierigkeiten ſich ergeben, wenn man die Be⸗ 
laſtung der Ausſtattung mit einer Auflage zulaſſen will. Die Auf⸗ 
lage ſoll darin beſtanden haben, daß der Erſtbekl. Miteigentümer 
des Grundſtücks werde und für den Kl. eine Hypothek oder ein 
Altenteil auf dem Grundftück, das noch dem Schwiegervater des 
Erſtbekl. gehörte, eingetragen werde. Die Auflage verpflichtete alſo 
gar nicht den Erſtbeklagten, ſondern hauptſächlich deſſen Schwieger⸗ 
vater, da zur Erfüllung der Auflage eigentlich nur er imſtande war. 
Mit Recht verlangt daher das RG., daß geprüft werden müſſe, 
inwieweit der Erſtbekl. die Nichterfüllung der Auflage zu ver⸗ 
treten habe. Man kann ſich in der Tat ſchwer vorſtellen, wie das 
möglich ſein ſoll. Soll es als Verſchulden des Erſtbekl. angeſehen 
werden, wenn er das ihm zur Verfügung geſtellte Geld in die 
Wirtſchaft ſeines Schwiegervaters oder ſeiner Frau eingeſchoſſen 
hat, ohne ſich vorher ein der Form des 8 313 BGB. genügendes 
Verſprechen auf Übertragung des Miteigentums an der Wirtſchaft 
geben zu laſſen? Und wenn er dieſe Vorſicht gebraucht hätte: ſoll 
nun von ihm verlangt werden, daß er ſeinen Schwiegervater oder 
jetzt feine Frau auf Erfüllung der Auflage verklagt? Das RG. 
meint zwar, es ſei nicht ausgeſchloſſen, daß er ohne die Gefähr⸗ 
dung ſeiner Lebensſtellung dem Kl. die ihm auferlegten Leiſtungen 
hätte beſchaffen können. Das mag von rein wirtſchaftlichem Geſichts⸗ 
punkte aus denkbar ſein. Eine andere Frage iſt aber, ob es 
ihm auch ohne Gefährdung ſeiner Ehe möglich geweſen wäre, dem 
Kl. zu ſeinem Rechte zu verhelfen. 

RA. Dr. Janſen, Hamburg. 
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gegen ſie mit der Begründung abgelehnt, der Kl. habe nicht 
ſubſtanziiert dargelegt, daß die Vorausſetzungen dieſes Para⸗ 
graphen gegeben ſeien. Das kann nicht gebilligt werden. Der 
Kl. hat vorgetragen, daß ſein Sohn das Geld in das Grund⸗ 
ſtück und das Geſchäft ſeines Schwiegervaters, jetzt der Zweit⸗ 
beklagten als deſſen Erbin, durch Abzahlung von Schulden, 
Einrichtungen im Haus und Anſchaffung von Vorräten ver⸗ 
wendet habe. Soweit das zutrifft, haben der Schwiegervater 
oder die Ehefrau des Erſtbeklagten das vom Kl. Gegebene 
unentgeltlich zugewendet erhalten. Die Zweitbeklagte will 
dagegen geltend machen, ihr Ehemann ſei zur Verwaltung 
ihres Vermögens und zur Mitverwendung eigener Geldmittel 
bei dieſer Verwaltung verpflichtet geweſen. Das letztere iſt 
nicht zutreffend; wenn der Ehemann in das Vermögen ſeiner 
Frau Geldmittel verwendet hat, fo hat er fie ihr unentgelt⸗ 
lich i. S. des § 822 zugewendet. 

(U. v. 25. April 1929; 443/28 IV. — Berlin.) [Ka.] 


10. 38 1923, 2078, 2079 BGB. Einſetzung der 
Kindeskinder als Erben. Die beim Tode des 
Erblaſſers noch nicht geborenen oder erzeugten 
Kinder kommen nur als Nacherben in Betrachte) 

Der am 13. Juli 1901 verſtorbene Zimmermann Fried⸗ 
rich M. hat in ſeinem Teſtament v. 1. Juli 1901 die Tochter 
ſeines Sohnes Friedrich, namens Lieschen, und falls aus 
deſſen Ehe noch mehr Kinder hervorgehen ſollten, dieſelben 
zu gleichen Teilen zu Erben eingeſetzt. Er hat ſeiner Witwe 
und nach deren Tode ſeinem Sohne Friedrich den Nießbrauch 
an dem Nachlaß auf Lebenszeit vermacht. Der Sohn Fried⸗ 
rich iſt nach dem Tode des Erblaſſers von ſeiner Ehefrau Ida, 
der Mutter der Enkelin des Erblaſſers, Lieschen, geſchieden 
worden, ohne daß weitere Kinder aus dieſer Ehe hervor⸗ 
gegangen wären und hat ſich i. J. 1921 wieder verheiratet 
mit Gertrud geb. R. Aus dieſer zweiten Ehe ſtammt die 
Kl. zu 1. Der für ſie und die etwa noch zu erwartenden 
zweitehelichen Kinder des Friedrich M. Sohn beſtellte Pfleger 
hat gegen die Enkelin des Erblaſſers Lieschen Klage erhoben 
auf Feſtſtellung, daß die Pfleglinge Miterben nach dem ver⸗ 
ſtorbenen Friedrich M. aus dem Teſtament ſind, hilfsweiſe 
daß ſie pflichtteilsberechtigt nach dem Erblaſſer ſind. Die Kl. 
legen das Teſtament dahin aus, daß die Worte aus „deſſen“ 
Ehe auf alle ehelichen Kinder des Friedrich M. zu beziehen 
ſeien, alſo auch auf Kinder aus deſſen zweiter Ehe. Eventuell 
haben fie das Teſtament aus $$ 2078, 2079 BGB. an⸗ 
gefochten. 


Zu 10. Dem RG. iſt zuzuſtimmen. Würde man die Enkelin 
Lieschen und die Kl., wie das OLG. es unrichtigerweiſe getan hat, 
ſchlechthin zu Erben bzw. Miterben erklären, ſo würden ſie das 
Recht haben, über die ihnen angefallene Erbſchaft frei zu verfügen. 
Dann aber könnte man den letzten Willen des Erblaſſers unter 
Umſtänden ſchon um deswillen nicht mehr ausführen, weil von 
dem urſprünglichen Nachlaßvermögen nichts mehr vorhanden wäre, 
fo daß eine neue Quotenverteilung, über die weiter unten zu 
ſprechen iſt, unmöglich ſein würde. Dagegen beſtehen bei der Vor⸗ 
erbſchaft für den Vorerben, der bei Einkritt der Nacherbſchaft zur 
ungeſchmälerten Herausgabe des dem Nacherben anfallenden Erb⸗ 
teils verpflichtet iſt, die im Geſetze feſtgelegten Verfügungs⸗ 
beſchränkungen. 

Unbefriedigend iſt es, daß das NG. ſich lediglich mit der 
Aufhebung des OLc Urt. begnügt, ohne Hinweiſe für die künftige 
praktiſche Rechtsgeſtaltung zu geben. In ſeinem Teſtamente hat 
der Erblaſſer die Tochter ſeines Sohnes Friedrich, namens Lieschen, 
und, falls aus deſſen Ehe noch mehr Kinder hervorgehen ſollten, 
dieſe zu gleichen Teilen zu Erben eingeſetzt. Seiner Witwe und 
nach deren Tode ſeinem Sohne Friedrich hat er den Nießbrauch 
auf Lebenszeit vermacht. Es lag dem Erblaſſer alſo daran, ſeiner 
Witwe und ſeinem Sohne den Genuß der Erträgniſſe des Nach⸗ 
laßvermögens zukommen zu laſſen. Wenn er, um dieſen Erfolg 
zu erreichen, ſeine damals am Leben befindliche einzige Enkelin 
zur Erbin einſetzte und daneben beſtimmte, daß „weitere Kinder 
aus der Ehe ſeines Sohnes“ zu Erben eingeſetzt ſein ſollten, ſo 
brachte er damit den Willen zum Ausdruck, ſeinen Enkelkindern 
ſein Vermögen, wie er ſelbſt ſagt, „zu gleichen Teilen zu ver⸗ 
erben“. Daß er hierbei einen Unterſchied gemacht haben wollte 
zwiſchen Kindern aus der erſten oder einer ſpäteren Ehe ſeines 
Sohnes, iſt nach den Umſtänden des Falles nicht anzunehmen. 
Die erſte Ehe konnte ja auch durch den Tod der Ehefrau ihr Ende 
finden. Ihre Scheidung iſt vielleicht auch auf alleiniges Ver⸗ 
ſchulden der Ehefrau zurückzuführen. Jedenfalls bringt der Erb⸗ 
laſſer in ſeinem Teſtament den Wunſch zum Ausdruck, auf alle 


Das OLG. hat feſtgeſtellt, daß die Kl. Miterben des 
am 13. Juli 1901 verſtorbenen Zimmermanns Friedrich M. 
aus ſeinem Teſtament v. 1. Juli 1901 ſind. 

Die materiellrechtliche Rüge der Verletzung des 8 1923 
BGB. muß zum Erfolg führen. 

Die Kl. wollen neben der Bekl. Miterben des am 
13. Juli 1901 verſtorbenen Zimmermeiſters Friedrich M. 
Vater aus ſeinem Teſtament v. 1. Juli 1901 geworden ſein. 
In dieſem Teſtament hat der Erblaſſer zu ſeinem alleinigen 
Erben die Tochter ſeines Sohnes Friedrich, namens Lies⸗ 
chen — das iſt unſtreitig die Bekl. — und falls aus „deſſen“ 
Ehe noch mehr Kinder hervorgehen ſollten, dieſelben zu 
gleichen Teilen lals Erben) eingeſetzt. Wie der Berg. feſt⸗ 
ſtellt, iſt Friedrich M. Sohn von der Mutter der Bekl. Ida 
nach dem Tode des Erblaſſers geſchieden worden. Aus dieſer 
Ehe ſind außer der Bekl. keine Kinder hervorgegangen. In 
zweiter Ehe hat ſodann Friedrich M. Sohn i. J. 1921 die 
Gertrud geb. R. geheiratet. Aus dieſer Ehe ſtammt nach dem 
Tatbeſtande des angefochtenen Urteils die Kl. zu 1. Neben 
dieſer treten in dieſem Prozeß die unbekannten Abkömmlinge 
des Friedrich M. Sohn aus deſſen zweiter Ehe mit Gertrud 
geb. R. als Kl. auf. Ob und wann ſolche Abkömmlinge ge⸗ 
boren oder erzeugt worden ſind, erhellt aus dem angefoch⸗ 
tenen Urteil nicht. Es wird inſoweit in dem Tatbeſtande nur 
geſagt, daß der für die Kl. zu 1 und die etwa noch zu er⸗ 
wartenden Kinder des Friedrich M. beſtellte Pfleger die 
Klage erhoben habe. 

Bei dieſer Sachlage wird die Auffaſſung des Berg, daß 
die Kl. Miterben aus dem Teſtament des verſtorbenen Fried⸗ 
rich M. Vater geworden ſeien, durch die getroffenen Feſt⸗ 
ſtellungen nicht getragen, auch wenn das Teſtament mit dem 
Bert. dahin auszulegen fein ſollte, daß unter den zu Erben 
eingeſetzten Kindern „aus deſſen“, nämlich des Friedrich M., 
Ehe, auch die Kinder aus einer ferneren Ehe des Friedrich 
M. Sohn zu verſtehen ſind. Denn Erbe kann nach § 1923 
Abſ. 1 BGB. nur werden, wer zur Zeit des Erbfalls lebt. 
Der Erbe muß alſo beim Tode des Erblaſſers bereits gelebt 
und noch gelebt haben. Schon gelebt hat aber in dieſem Zeit⸗ 
punkt noch nicht einmal die Kl. zu 1, geſchweige denn weitere 
Abkömmlinge aus der zweiten Ehe des Friedrich M. Sohn. 
Wie die Bekl. behauptet hat, iſt die Kl. zu 1 erſt am 28. Jan. 
1922 geboren. Hat die Kl. zu 1 beim Tode des Erblaſſers 
noch nicht gelebt, ſo könnte ſie Miterbe auch dann geworden 
ſein, wenn ſie damals zwar noch nicht gelebt hat, aber ſchon 
erzeugt war, denn in dieſem Falle gilt ſie als vor dem Erb⸗ 


ſeine ehelichen Abkömmlinge ſein Nachlaßvermögen überzuleiten. 
1 Talyopeal des 8 2070 BG. tritt in dieſem Falle 
zurück. 

Die Enkelin des Erblaſſers, Lieschen, iſt zu einem heute noch 
nicht beſtimmbaren Teile Erbin und zu einem anderen Teile gleich⸗ 
zeitig Vorerbin geworden. Nach § 2101 Abſ. 1 BGB. werden die 
zur Zeit des Erbfalls noch nicht erzeugten Enkelkinder des Erb⸗ 
laſſers Nacherben. Das hat zur Folge, daß die Enkelin Lieschen, 
inſoweit als ihre Halbgeſchwiſter Nacherben werden, nur Vor⸗ 
erbin geworden iſt. Dieſe Halbgeſchwiſter werden aber ihrerſeits 
zuſammen mit Lieschen gegenüber ſpäter geborenen eigenen Ge⸗ 
ſchwiſtern ebenfalls in Höhe derjenigen Teile, die ſie an ſolche 
ſpäter geborenen Nacherben auszukehren haben, Vorerben; denn da 
der Erblaſſer ſämtliche ehelichen Kinder ſeines Sohnes als Erben 
eingeſetzt hat, und auch die zur Zeit des Erbfalls noch nicht er⸗ 
zeugten Kinder bedacht ſein ſollen, ſo haben die Enkelin Lieschen 
und ebenſo die ſpäter hinzutretenden Halbgeſchwiſter fortlaufend 
jeweilig den noch ſpäter geborenen Enkeln des Erblaſſers als Nach⸗ 
erben einen entſprechenden Teil der Erbſchaft herauszugeben. 
Dieſe Herausgabepflicht iſt immer wieder von neuem zu erfüllen, 
wenn dem Sohne Friedrich ein neues eheliches Kind geboren wird. 
Die Vorſchrift des 8 2109 Abſ. 1 Ziff. 2 BGB. ſchließt für dieſen 
Sonderfall die durch Ablauf von 30 Jahren nach dem Erbfall 
ſonſt eintretende Unwirkſamlteit aus. Es muß alſo in jedem Falle 
der Geburt eines neuen ehelichen Enkelkindes eine neue Quoten⸗ 
verteilung ſtattfinden; denn gegenüber neugeborenen Enkelleindern 
waren die bisherigen immer nur wieder Vorerben, inſoweit der 
auf das neugeborene Kind entfallende Kopfteil am Geſamtnachlaß 
in Betracht kommt. Auf dieſer Grundlage muß alſo der Klage⸗ 
antrag geändert werden, um der Klage zum Erfolg zu verhelfen, 
wie auch das RG. in ſeinen Gründen angedeutet hat. 

Das Ergebnis zeigt, in wie unüberſehbarer Weiſe ſich teſta⸗ 
mentariſche Beſtimmungen praktiſch auswirken können, und mahnt 
wiederum zur größten Vorſicht bei der Abfaſſung von Teſtamenten. 

RA. Dr. Heinrich Lüdemann, Hamburg. 
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falle geboren ($ 1923 Abſ. 2 BGB.). Auch das iſt nicht der 
Fall. Daß weitere Abkömmlinge aus der zweiten Ehe des 
Friedrich M. Sohn zur Zeit des Erbfalls auch nur erzeugt 
geweſen ſein könnten, iſt vollends nicht möglich. 

Hiernach könnte nur in Frage kommen, ob die Erbein⸗ 
ſetzung im Teſtament des Erblaſſers, wenn ſie ſich auch auf 
die aus der zweiten Ehe des Friedrich M. Sohn zu er⸗ 
wartenden Kinder bezieht, als Nacherbeneinſetzung zu be⸗ 
trachten iſt, was das BG. bisher nicht unterſucht hat. Denn 
nach $ 2101 Abſ. 1 Satz 1 BGB. iſt, wenn eine zur Zeit des 
Erbfalls noch nicht erzeugte Perſon als Erbe eingeſetzt iſt, 
im Zweifel anzunehmen, daß ſie als Nacherbe eingeſetzt iſt. 
Entſpricht es nicht dem Willen des Erblaſſers, daß der Ein⸗ 
geſetzte Nacherbe werden ſoll, ſo iſt die Einſetzung unwirkſam 
(Satz 2 ebenda). 

Durch die Auslegungsvorſchrift des § 2101 Abſ. 1 wird 
alſo die äußerlich unwirkſame Erklärung der Erbeinſetzung 
in eine wirkſame umgewandelt, indem ſie in eine Nacherben⸗ 
einſetzung umgedeutet wird, für deren Beſtand Leben oder 
Erzeugtſein des Bedachten im Zeitpunkte des Erbfalls nicht 
Vorausſetzung iſt. Nach § 2106 Abſ. 2 BGB. tritt der Fall 
der Nacherbfolge, gegebenenfalls auch einer zweiten oder fer⸗ 
neren Nacherbfolge mit der Geburt des oder der mehreren 
in ſolcher Weiſe Bedachten ein, ſo daß der Kreis der in Be⸗ 
tracht kommenden Perſonen erſt geſchloſſen iſt, wenn gewiß 
iſt, daß eine Geburt nicht mehr zu erwarten ſteht. Die man⸗ 
gelnde teſtamentariſche Beſtimmung des Vorerben wird in 
dieſem Falle nach Maßgabe des § 2105 Abſ. 2 BGB. er⸗ 
gänzt, wobei hier die lebenden Kinder im Hinblick auf zu⸗ 
künftige Geſchwiſter als Vorerben zu betrachten ſein werden. 

Unter dieſen Umſtänden iſt das angefochtene Urteil auf⸗ 
zuheben und die Sache zur anderweitigen Verhandlung und 
Entſcheidung an das BG., und zwar zweckmäßig an einen 
anderen Senat zurückzuverweiſen. Bei der erneuten Ver⸗ 
handlung wird das BG., dem die Nachprüfung der Sache 
in vollem Umfange offenſteht, zu ermeſſen haben, ob unter 
den vorerörterten Geſichtspunkten der Klage oder einem ent⸗ 
ſprechend geänderten Klagebegehren entſprochen werden könnte. 

(U. v. 8. April 1929; 520/28 IV. — Berlin.) [Ra.] 


2. Handelsrecht. 


** 11. SIE Abſ. 1 HGB. Sind im Handelsregiſter 
als Geſellſchafter einer OHG. nicht die wahren 
Geſellſchafter, ſondern Scheingeſellſchafter 
eingetragen, dann iſt der Rechtserwerb des 
Dritten, der mit dieſen gutgläubig handelt, 
gültig. Die eintragungspflichtige Tatſache des 
richtigen Geſellſchafterbeſtandes iſt nicht in das 
Handelsregiſter eingetragen und kann daher 
dem Dritten nicht entgegengehalten werden. f) 


Der Kl. müßte, um mit feiner Klage aus § 894 BGB. 
auf Einwilligung der Bekl. in die Löſchung der für ſie ein⸗ 
getragenen Hypothek durchzudringen, die für die Bekl. ſtrei⸗ 
tende Vermutung des § 891 Abſ. 1 BGB. widerlegen. Er 
greift dieſe Vermutung dadurch an, daß er die Gültigkeit der 
für die Entſtehung der Hypothek erforderlichen Einigung zwi⸗ 
ſchen der damaligen Grundſtückseigentümerin und der Bekl. 
(5 873 Abſ. 1 BGB.) in Abrede ſtellt. Gelänge ihm der Be⸗ 
weis für dieſes Vorbringen, fo wäre die Klage begründet (vgl. 
RGRKomm. 3, 126 Anm. 4 zu 8 891). Der angetretene Be⸗ 
weis iſt ihm indeſſen nach den Feſtſtellungen des BG. nicht 
gelungen. Zwar iſt unſtreitig, daß bei der Einigung zwiſchen 
der Bekl. und der OHG. K. & S. über die Beſtellung der 
Oypothek auf der Seite der Grundſtückseigentümerin ein 
0 Unrecht im Handelsregiſter eingetragener Scheingeſell⸗ 

hafter aufgetreten iſt, der in Wahrheit keine Befugnis hatte, 
— — 


reit dn 11. Als Eigentümerin des Grundſtücks, für welches die 
wellige Hypothek bewilligt wurde, ſtand eine Firma eingetragen. 
wurde von demjenigen bewilligt, der — fälſch⸗ 
als Inhaber der Firma im Handelsregiſter eingetragen 
Ei Ter öffentliche Glaube des Grundbuchs deckt zwar die 
Cigentümereigenſchaft der Firma, erſetzt aber nicht die mangelnde 
Inhaberſchaft des zu Unrecht als Inhaber Eingetragenen. Die Publi⸗ 
zitätswirkung des Handelsregiſters nach 815 HB. läßt nicht 
poſitiv den Eingetragenen als Inhaber gelten, ſondern beſtimmt 
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für die Firma zu handeln. Dieſer an ſich einer wirkſamen 
Einigung entgegenſtehende Mangel iſt indeſſen der Bekl. un⸗ 
ſchädlich, weil ſie den Schutz des § 15 Abſ. 1 HGB. genießt. 
Mit Unrecht bekämpft die Rev. die Anſicht des BG., daß dieſe 
Vorſchrift der Bekl. zur Seite ſtehe. Aus den 88 106 Abſ. 2 
Nr. 1, 107 HGB. ergibt ſich, daß die jeweiligen Geſellſchafter 
einer OHG. ins Handelsregiſter einzutragen ſind. Die Be⸗ 
zeichnung ihrer Perſonen gehört alſo zu den „ins Handels⸗ 
regiſter einzutragenden Tatſachen“ i. S. von § 15 Abſ. 1. 
Solange nicht die wahren Geſellſchafter, ſondern andere 
Perſonen als Geſellſchafter in das Regiſter eingetragen ſind, 
iſt die eintragungspflichtige Tatſache des richtigen Geſell⸗ 
ſchafterbeſtandes nicht ins Handelsregiſter eingetragen. Dieſe 
nicht eingetragene Tatſache kann die Geſellſchaft, in deren An⸗ 
gelegenheiten die wahren Geſellſchafter einzutragen waren, 
einem Dritten, der mit ihr durch einen fälſchlich als Geſell⸗ 
ſchafter eingetragenen Nichtgeſellſchafter rechtsgeſchäftlich ſich 
einläßt, nicht entgegenſetzen, wenn der Dritte den wahren 
Sachverhalt nicht kennt (vgl. RG. 66, 4151); 70, 272 2); 
RG. I v. 12. Juli 1909: 23. 1909, 858 Nr. 2; Staub, 
12./13. Aufl., Bd. 1 S. 125 Anm. 12; für das alte HGB., 
das in dieſer Frage im Endziel mit dem neuen überein⸗ 
ſtimmt — Staub, S. 121 Einl. zu 815 —: RG. VI vom 
26. Jan. 1898: JW. 1898, 163 30). Dieſer Dritte iſt alſo 
gegen jeden Einwand der Geſellſchaft aus der unrichtigen 
Eintragung des Geſellſchafterbeſtandes im Handelsregiſter 
durch § 15 Abſ. 1 geſchützt. § 15 Abſ. 2 kommt hier nicht in 
Frage, da er nur Fälle trifft, in denen der Dritte eingetra⸗ 
gene Tatſachen nicht gegen ſich gelten laſſen will. Im vor⸗ 
liegenden Rechtsſtreit verwahrt ſich die Bekl. dagegen, daß 
ihr die bei der Begründung der Hypothek aus dem Handels⸗ 
regiſter nicht erſichtliche Tatſache entgegengehalten wird, daß 
nicht S., ſondern andere Perſonen die Geſellſchafter geweſen 
find. Wie das BG. mit einer der Rev. entzogenen Beweis⸗ 
würdigung feſtſtellt, iſt dem Kl. der Beweis nicht gelungen, 
daß die Bekl. bei der Einigung mit S. über die Begründung 
der Hypothek von jener Tatſache Kenntnis hatte. Die Geſell⸗ 
ſchaft als Grundſtückseigentümerin konnte daher der Bekl. 
als der eingetragenen Hypothekengläubigerin Einwendungen 
aus der mangelnden Geſellſchaftereigenſchaft des S. nicht ent⸗ 
gegenſetzen, ſondern mußte die Einigungserklärung des S. 
als für ſich verbindlich gelten laſſen. Dann aber iſt die 
Hypothek der Bekl. als ein auf Grund wirkſamer Einigung 
mit der damaligen Grundſtückseigentümerin beſtelltes Grund⸗ 
ſtückspfandrecht zu behandeln. Demzufolge muß auch der Kl. 
als jetziger Eigentümer die von der Bekl. unanfechtbar er⸗ 
worbene Hypothek gegen ſich gelten laſſen. 
(U. v. 10. Juli 1929; 514/28 V. — Dresden.) [Sch.] 


** 12. 8377 HGB. Ein Handelsbrauch, der den 
Käufer von jeglicher Unterſuchungspflicht be- 
freien wollte, iſt regelmäßig als Mißbrauch an⸗ 
zuſehen und daher rechtlich unbeachtlich. 

Das BG. hat dem Grunde nach ohne Rechtsirrtum feſt⸗ 
geſtellt, daß ein Schaden infolge des Chromgehaltes des von 
der Bekl. gelieferten Schrotts entſtanden iſt. Es nimmt ferner 
an, daß die Parteien die Tauglichkeit des Schrotts zur Ver⸗ 


l. hüttung im Martinsofen des Rheinſtahlwerks zum Vertrags⸗ 


inhalte erhoben haben. Dieſe Folgerung liegt auf tatſächlichem 
Gebiete und iſt frei von Rechtsirrtum. 

Daß die Bekl. geradezu Chromfreiheit zugeſichert hätte, 
nimmt der BerR. nicht an. Schadenserſatz wegen Lieferung 
von Schrott, der wegen ſeines Chromgehaltes zur Verhüttung 
im Martinsofen ungeeignet war, kann daher die Kl. (aus 
88 276, 278 BGB.) nur dann verlangen, wenn die Bekl. oder 
ihre Angeſtellten bei jener Lieferung ein Verſchulden trifft 
(RG. 53, 200; 106, 25). Grundſätzlich braucht nun zwar der 


nur negativ, daß von dem wirklich Betroffenen die „ein⸗ 
zu tragende Tatſache“ „einem Dritten nicht entgegengefcht 
werden“ Kann. Daher der ſcheinbare Umweg der negativen Ron» 
ſtruktion des Urteils, wo man zunächſt ganz kurz den poſitiven 
Ausſpruch, daß der Erwerb ja vom eingetragenen Inhaber erfolgt 
ſei, erwartet. 

Daß die Entſcheidung zu billigen iſt, kann nicht zweifelhaft ſein. 

RA. Dr. Walther Nord, Hamburg. 


) JW. 1907, 843. ) JW. 1909, 197. 
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Juriſtiſche Wochenſchrift 


Verkäufer die Tauglichkeit der Ware zu dem ihm bekannten 
Verwendungszwecke nicht zu prüfen (JW. 1910, 748 5). Wie 
aus der Verkehrsſitte, ſo kann ſich aber doch aus den beſon⸗ 
deren Umſtänden des Falles ſolche Prüfungspflicht ergeben. 
Für die Bekl., fo nimmt der Ber. an, beſtand ſie deswegen, 
weil ſie den an das Rheinſtahlwerk gelieferten Schrott den 
Beſtänden entnahm, die ſich bei ihr aus umfangreichen Liefe⸗ 
rungen der Inflationszeit angeſammelt hatten, obgleich ſie 
wiſſen mußte, daß damals viel chromhaltiger Schrott im 
Handel war. Daß dies richtig iſt, ergibt ſich ſchon daraus, 
daß die Bekl. damals allgemein die Unterſuchung auf Chrom⸗ 
gehalt in ihrem Betriebe vorgeſchrieben hatte. Sie hat auch 
nicht darzulegen verſucht, daß etwa in dieſem Sonderfalle 
nach dem aus den Frachtbriefen ſtets für ſie erſichtlichen Her⸗ 
kunftsorte des Schrotts jede Unterſuchung ſich erübrigt hätte. 
Unter dieſen Umſtänden konnte der Ber R. ohne Rechtsirrtum 
annehmen, daß die Bekl. mit Lieferung des nicht auf Chrom⸗ 
gehalt unterſuchten Schrotts ihre Vertragspflicht verletzte. 
Zu Unrecht wendet die Rev. hiergegen ein, die Bekl. habe 
nicht damit zu rechnen brauchen, daß der Schrott beim Werk 
ununterſucht verhüttet werden würde., Denn wenn dies zu⸗ 
träfe, ſo könnte es die Bekl. von der eigenen Unterſuchungs⸗ 
pflicht doch nicht befreien. 

Gleichwohl iſt es rechtlich nicht ohne Bedeutung, wie 
weit die nach 8 377 HGB. der Kl. obliegende Unterſuchungs⸗ 
pflicht nach der Ablieferung des Schrotts ging. Auch für den 
auf vertragliches Verſchulden geſtützten Schadenserſatzanſpruch 
des Käufers iſt Vorausſetzung, daß der Mangel unverzüg⸗ 
lich gerügt worden iſt (RG. 65, 531); 99, 247, 250; 106, 
3102); Staub⸗Könige, 103 zu § 377 HGB.). Das BG. 
ſtellt allerdings feſt, zur Zeit der Lieferung ſei es nicht mehr 
üblich geweſen, Stahlſchrott auf Chromgehalt zu unterſuchen, 
und das Rheinſtahlwerk habe ſolche Unterſuchung zu dieſer 
Zeit insbeſ. deswegen unterlaſſen dürfen, weil bei Stab⸗ 
ſtahlenden, wie die Bekl. ſie geliefert hat, ein Chromgehalt 
nicht zu vermuten und dem Werk weder der Herkunftsort 
des Materials noch ferner bekannt geweſen ſei, daß dieſes 
aus der Inflationszeit ſtammte. Dabei iſt aber nicht beachtet, 
daß ein Handelsgebrauch, der von jeglicher Unterſuchungs⸗ 
pflicht befreien wollte, aller Regel nach als Mißbrauch an⸗ 
zuſehen wäre, der rechtlich nicht beachtet werden könnte 
(Staub⸗Könige, 18 zu § 377 HGB.). Nur ausnahms⸗ 
weiſe, insbeſ. wenn beide Parteien ſich ihnen bewußt unter⸗ 
worfen haben, werden ſich Handelsgebräuche über Art und 
Umfang der Unterſuchung hinaus auf die Frage, ob von der 
Unterſuchung überhaupt abgeſehen werden dürfe, erſtrecken 
können (Staub⸗ Könige, 37 zu § 377 HGB.). Auch daß 
ein Mangel ſelten vorzukommen pflegt, kann grundſätzlich 
nicht von der Unterſuchungspflicht befreien (NG. 68, 368., 
369). Im vorliegenden Falle fehlt es an jedem Anhalte dafür, 
daß beim Rheinſtahlwerke auch nur eine ganz äußerliche 
Unterſuchung ſtattgefunden hätte. Daß ſie unterblieb, läßt 
ſich, wie dargelegt, nicht mit dem bloßen Hinweiſe darauf 
rechtfertigen, daß ſie nicht üblich war. 

Die Pflicht zur unverzüglichen Unterfuchung entfällt nach 


§ 377 HGB. vielmehr nur dann, wenn fie nach ordnungs⸗ 


mäßigem Geſchäftsgange nicht tunlich iſt. In dieſer Be⸗ 
ziehung enthält das BU. nur die eine Bemerkung, daß die 
Unterſuchung ſchon aus techniſchen Gründen nicht habe er⸗ 
folgen können. Dabei ſcheint an die Notwendigkeit ſchnellen 
Entladens der Bahnwagen und die alsbaldige Vermiſchung 
mit anderem Material auf den Schrotthalden gedacht zu ſein. 
Hieraus folgt aber noch nicht zwingend, daß jegliche Unter⸗ 
ſuchung untunlich war. In welchem Umfange und in welcher 
Art ſie erfolgen mußte, läßt ſich für das RG. noch nicht be⸗ 
urteilen. Es ſei aber doch darauf hingewieſen, daß nach der 
Beweisaufnahme unter Umſtänden das einfache Zerſchlagen 
einiger Stabſtahlenden genügte, um den Chromgehalt zu 
erkennen. N 

Das BU. enthält hiernach einen Rechtsirrtum inſofern, 
als es einmal das Rheinſtahlwerk ſchon deshalb von der 
Pflicht zur Unterſuchung frei erachtet, weil dieſe nicht üblich 
geweſen ſei, und ferner keine ſchlüſſige Begründung dafür 
gibt, daß die unverzügliche Unterſuchung ſich als untunlich 
erwieſen habe. In dieſer Beziehung erſcheint eine Nachprüfung 


) JW. 1907, 150. 2) JW. 1924, 178. 


tatſächlicher Art erforderlich. Darum mußte das BU. auf⸗ 
gehoben und die Sache an die Vorinſtanz zurückverwieſen 
werden. 

Bet erneuter Verhandlung und Entſch. wird ferner zu 
beachten ſein, daß ein Widerſpruch darin liegt, wenn das 
BG. annimmt, die Bekl. habe Anlaß zu beſonderer Unter⸗ 
ſuchung der Stabſtahlenden gehabt, die Kl. dagegen nicht mehr, 
obgleich doch auch zur Zeit der Lieferung (im April 1924) 
die Möglichkeit durchaus noch nicht fernlag, daß die Ware 
aus Inflationslieferungen ſtammte und damit chromverdächtig 
war. Die Reviſionsrüge, hier ſei bei der Beurteilung der 
Parteipflichten mit zweierlei Maß gemeſſen worden, iſt nicht 
unbegründet. 

Ob das Ergebnis der neuen tatſächlichen Prüfung des 
Sachverhalts Anlaß bietet, die Frage der Anwendung des 
§ 254 BGB. zu erörtern, muß der Entſch. des BG. anheim⸗ 
geſtellt werden. 


(U. v. 26. Juni 1929; 17/291. — Düffelderf) [fa] 


13. 873 GmbH G.; 8812 BG B. Die Geſell⸗ 
ſchafter einer GmbH., unter welche das Geſell⸗ 
ſchaftsvermögen rechtmäßig verteilt worden iſt, 
können nicht von der Geſellſchaft wegen un⸗ 
gerechtfertigter Bereicherung in Anſpruch ge⸗ 
nommen werden, auch wenn ſich herausſtellt, 
daß Geſellſchaftsgläubiger bei der Verteilung 
unberückſichtigt geblieben ſind. ) 

Für die Spar⸗ und Kreditbank in O., EGmbh., wurde 
am 15. Nov. 1920 wegen eines Darlehens von 500000 % eine 
Buchhypothek auf dem Anweſen K.ſtraße in M. eingetragen. 
Dieſes Anweſen war damals Eigentum der Kl., die am 
2. Jan. 1917 in Liquidation getreten war. Das genannte 
Darlehen wurde in Raten zurückgezahlt, und zwar: 100 000 % 
vor dem 15. Juni 1922, 50000 % am 3. Okt. 1922, weitere 
4400 % am 23. Nov. 1922 und die noch reſtlichen 345 600 „6 
am 28. Dez. 1922. Die Hypothek wurde gelöſcht. Am 17. Nov. 
1924 hat die Kl. das Haus K.ſtraße für 949 600 GM. an die 
Bekl. zu 1 verkauft. In dem Kaufvertrag heißt es: „... Die 
ſämtlichen vorſtehend aufgeführten Hypothekenlöſchungen ſind 
ſeitens der Gläubiger ohne jeden Vorbehalt erfolgt. Sollte 
jedoch in Zukunft infolge einer veränderten Geſetzgebung oder 
auf Grund der Entwicklung der Rechtſprechung trotz der ge⸗ 
ſchehenen vorbehaltloſen Löſchung ſeitens der Hypotheken⸗ 
gläubiger gegen die Verkäuferin, deren Liquidatoren oder Ge⸗ 
ſellſchafter Anſprüche irgendwelcher Art geſtellt werden, ſo hat 
die Käuferin für die ſich für die Genannten ergebenden Ver⸗ 
pflichtungen zur Hälfte aufzukommen bzw., falls von dieſen 
auf Grund ſolcher Verpflichtungen Zahlungen geleiſtet werden 
müßten, dieſe ihnen zur Hälfte zu erſetzen.“ 

Am 30. Dez. 1924 wurde die Liquidationsmaſſe der Kl. 
an die Geſellſchafter, darunter an die Bekl. zu 2 und 3, im 
Verhältnis zu ihren Geſchäftsanteilen ausgeſchüttet. Am 
16. Febr. 1925 beſchloß die Geſellſchaftsverſammlung die Auf⸗ 
löfung der GmbH; am 20. Febr. 1925 wurde fie im 
Handelsregiſter gelöſcht. 

Am 15. Dez. 1925 meldete die Spar⸗ und Kreditbank 
ihre Aufwertungsanſprüche bei der Aufwertungsſtelle des 
AG. M. an, und zwar gegen die Bekl. zu 1 als Grundſtücks⸗ 
eigentümerin und gegen die Bekl. zu 2 u. 3 als perſönliche 
Schuldner. Die drei Bekl. erhoben dagegen Einſpruch. Durch 
Beſchl. des RegG. v. 13. Sept. 1926 wurde auf Antrag der 


Zu 13. Die Entſcheidung betrifft den Anſpruch der Liquidations⸗ 
geſellſchaft gegen den Geſellſchafter auf Rückzahlung empfangenen 
Liquidationserloſes zur Deckung eines nachträglich hervorgetretenen 
Gläubigers. Jedoch iſt der vorliegende Fall ein beſonderer, denn es 
handelt ſich um eine nach der Ausſchüttung auf Grund des Auf⸗ 
wertungsgeſetzes hervorgetretene Aufwertungs forderung. 

Nach der am Schluſſe des Urteils zum Ausdruck gebrachten An⸗ 
ſicht beſaß bei Ausſchüttung des Liquidationserlöſes der frühere Glau⸗ 
biger die Gläubigereigenſchaft gar nicht mehr, erlangte ſie vielmehr 
erſt durch das Aufwertungsgeſetz wieder. Ob dieſe Auffaſſung des 
Weſens der Aufwertungsforderung mit der ſonſtigen Rechtſprechung 
des RG. im Einklang ſteht, braucht hier nicht erörkert zu werden. In 
der Wiedereinforderung von Teilen der Liquidationsmaſſe zur Be⸗ 
friedigung von Aufwertungsforderungen, die erſt durch das Auf⸗ 
wertungsgeſetz geſchaffen ſind, liegt in jedem Falle ein beſonderer, 
einmaliger, ſo nicht wiederkehrender Tatbeſtand. Für den beſonderen 
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Spar⸗ und Kreditbank das Liquidationsverfahren betreffend 
die Kl. wieder eröffnet und RA. Dr. W. zum Liquidator be⸗ 
ſtellt. Dieſer verlangt mit der jetzigen Klage von den Bell. 
zu 2 und 3 als früheren Geſellſchaftern Zahlung von 
5501,50 AM unter Geſamthaftung und von der Bekl. zu 1 
Zahlung der Hälfte dieſes Betrags unter Geſamthaftung mit 
den beiden andern Bekl. 

Während das LG. den Anſpruch gegen alle drei Bekl. dem 
Grunde nach für gerechtfertigt erklärt hat, wies das OLG. die 
Klage gegen die Bekl. zu 2 und 3 ab. Die hiergegen gerichtete 
Rev. der Kl. blieb ohne Erfolg. 

Mit Recht nimmt das BG. an, daß der Liquidator der 
kl. GmbH. in Liquidation bei der am 30. Dez. 1924 vor⸗ 
genommenen Verteilung des Vermögens der Geſellſchaft dem 
§ 73 Abſ. 2 GmbcG. nicht zuwidergehandelt hat, indem er es 
unterließ, die Spar⸗ und Kreditbank O. als Gläubigerin dabei 
zu berückſichtigen. Denn dieſe Bank war Ende Dez. 1924 
nicht mehr Gläubigerin der GmbH., nachdem fie im Lauf 
des Jahres 1922 die vollen 500 000 % zurückgezahlt erhalten 
hatte und die ganze zur Sicherung der Darlehnsforderung im 
Nov. 1920 eingetragene Hypothek bis Ende Nov. 1924 nach 
und nach gelöſcht worden war. Daß die zur Zeit der Aus⸗ 
ſchüttung des Vermögens geltende III. StNotVO., nach 
welcher der Bank wegen vorbehaltloſer Bewilligung der Hypo⸗ 
thekenlöſchung kein Anſpruch auf Aufwertung zuſtand, in 
abſehbarer Zeit zugunſten der Aufwertungsgläubiger ſo, wie 
durch das ſpätere Aufwertungsgeſetz geſchehen, werde abgeän⸗ 
dert werden, konnte Ende Dez. 1924 niemand mit Beſtimmt⸗ 
heit wiſſen. Der Umſtand aber, daß das AufwG. v. 16. Juli 
1925 der Bank einen Aufwertungsanſpruch verliehen hat, 
macht fie nicht nach rückwärts i. ©. des § 73 Abſ. 2 GmbHG. 
zu einem bekannten Gläubiger, der ſich nicht gemeldet hat. 
Es muß alſo davon ausgegangen werden, daß die Ende 
Dez. 1924 bewirkte Verteilung des Vermögens der Kl. im Ein⸗ 
klang mit den geſetzlichen Vorſchriften vorgenommen worden iſt. 

Damit iſt jedoch, da der Sperrfriſt des 873 Abſ. 1 
GmbHG. keine Ausſchlußwirkung zukommt, die Frage noch 
nicht erledigt, ob nicht bei ſpäterem Hervortreten eines bei der 
Verteilung nicht berückſichtigten Gläubigers der Gmbh. die 
Geſellſchafter, an welche das Vermögen ausgeſchüttet wurde, 
Um diejenigen Beträge ungerechtfertigt bereichert ſind, die 
ſie bei Mitberückſichtigung dieſes Gläubigers weniger erhalten 
hätten. Denn die Annahme einer ſolchen Bereicherung hängt 
nicht davon ab, daß bei der Verteilung des Vermögens an die 
Geſellſchafter gegen geſetzliche Vorſchriften verſtoßen worden 
iſt. Die gleiche Frage erhebt ſich auf Grund der mit 8 73 
GmbHG. im weſentlichen übereinſtimmenden Vorſchriften der 
38 51 bis 53 BGB. zunächſt beim rechtsfähigen Verein. Hier 
wird vom Schrifttum — unabhängig davon, ob bei der Ver⸗ 
teilung die 88 51, 52 a. a. O. eingehalten oder verletzt worden 
Ind — eine Bereicherungshaftung anerkannt, nur daß der eine 
Teil Bereicherung des Anfallberechtigten, dem gezahlt worden 
it, auf Koſten des übergangenen Gläubigers, der andere Teil 
Bereicherung auf Koſten des Vereins annimmt (vgl. die 
Anführungen bei Dertmann, BGB. 852 Anm. da; dazu 
RONKomm. einerſeits $51 Anm. 1, andererſeits $ 812 
Anm. 3). Dagegen bejahen die handelsrechtlichen Schrift⸗ 
ſteller für das Rechtsgebiet der GmbH. und ebenſo für das 


Fall mag daher mit Rückſicht auf die Natur der Aufwertungsforderung 
der Entſcheidung zuzuſtimmen ſein. 
er Die Entſcheidung beruht jedoch nicht auf der beſonderen Lage 
Falles, ſondern auf der allgemeinen Begründung, daß ein 
gen dationsertös bei Handelsgeſellſchaften, der im Einklang mit den 
855 blichen Beſtimmungen ausgeſchüttet worden iſt, nicht zugunſten 
ichträglich hervorgetretener Gläubiger wegen ungerechtfertigter Be⸗ 
erung zurückgefordert werden kann. 
gebendoie Entſcheidung befindet ſich im Einklang mit dem maß⸗ 
i. Schrifttum. Trotzdem vermag ich ihr nicht zuzuſtimmen. 
Re ve Entſcheidung wird mit den Bedürfniſſen des Ver⸗ 
lis ferner begrifflich mit der Behauptung, daß ein „recht⸗ 
lichen Hrund“ für die Erlangung der Leiſtung in den geſetz⸗ 
Daß guibationsbeftimmungen liege, gerechtfertigt. 
Geſellſchat die Bedürfniſſe des Verkehrs verlangen, daß dem 
Schaft 9 Beträge verbleiben, die den Gläubigern der Geſell⸗ 
auch ſonſt ren, vermag ich nicht zuzugeben. Die Gläubiger gehen doch 
Gläubige unbedingt den Geſellſchaftern vor. Die Sicherung der 
Gernbesır au DU den Geſellſchaftern wird in der Rechtſprechung ſonſt 
zu zum Angelpunkt des Geſellſchaftsrechtes gemacht. Im übrigen 


der AktG. (8 301 HGB.) eine ungerechtfertigte Bereicherung 
des Geſellſchafters, an den Vermögen ausgeſchüttet worden 
iſt, überhaupt nur für den Fall der Mißachtung der geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften über die Verteilung des Geſellſchafts⸗ 
vermögens. Im andern Fall ſehen ſie gerade in der Erfüllung 
dieſer Vorſchriften den Rechtsgrund des Empfangs und er⸗ 
klären es für den Willen des Geſetzes, daß die ehemaligen 
Geſellſchafter das ihnen ſo Zugeteilte ungeſchmälert ſollen be⸗ 
halten dürfen (vgl. für die GmbH.: Brodmann 8 73 
Anm. 2; Hachenburg, 5. Aufl. 8 73 Anm. 13, 21; Lieb⸗ 
mann⸗Saenger, 7. Aufl. § 73 Anm. 3; Scholz, 8 73 LI 
3 Abſ. 2; ferner Feine: Ehrenbergs Handb. 3 III, 664; für 
die Akt.: Brodmann, Aktienrecht § 301 Anm. 40; 
Staub⸗Pinner, $ 217 Anm. 20, § 301 Anm. 12; Gold⸗ 
ſchmit, § 301 Anm. 3; Ring⸗Schachian, Praxis der 
AktG. S. 92). 

Der erk. Sen. ſchließt ſich dieſen handelsrechtlichen 
Schriftſtellern an, verneint alſo für den hier vorliegenden Fall, 
daß die Verteilung des Vermögens der Geſellſchaft unter Wah⸗ 
rung der dafür in Frage kommenden geſetzlichen Vorſchriften 
vorgenommen worden iſt, eine ungerechtfertigte Bereicherung 
der Geſellſchafter, die eine Vermögensausſchüttung erhalten 
haben. Dieſe Auffaſſung wird allein den Bedürfniſſen des Ver⸗ 
kehrs und dem auf dem Gebiete des Handelsrechts beſonders 
hervortretenden Gedanken gerecht, daß durch eine unter Beach⸗ 
tung der einſchlägigen geſetzlichen Vorſchriften vollzogene Re⸗ 
gelung beſtimmter Verhältniſſe nach Möglichkeit ein endgül⸗ 
tiger, unantaſtbarer Rechtszuſtand geſchaffen werden ſoll. Das 
Geſetz hat, namentlich durch die Einführung des Sperrjahres, 
fo gut wie tunlich für die unbekannten Gläubiger geſorgt. Er⸗ 
weiſt ſich dieſe Fürſorge im einzelnen Falle als nicht aus⸗ 
reichend, fo iſt das gewiß bedauerlich. Abes nichts, nicht ein⸗ 
mal eine Billigkeitserwägung, ſpricht dafür, daß die Geſell⸗ 
ſchafter, welche Vermögensauszahlungen erhalten haben, noch 
jahrelang der Ungewißheit ausgeſetzt ſein ſollen, einem nach⸗ 
träglich hervortretenden, bisher unbekannt geweſenen Gläu⸗ 
biger der aufgelöſten Geſellſchaft haften zu müſſen, wenn auch 
nur in Höhe der Bereicherung. Hier muß die Rückſicht auf den 
nachträglich ſich meldenden Gläubiger den Intereſſen der⸗ 
jenigen früheren Geſellſchafter weichen, die ohne Verletzung 
geſetzlicher Vorſchriften einer Vermögensausſchüttung teilhaftig 
geworden ſind. Dies iſt um ſo mehr anzunehmen, als das Ge⸗ 
ſetz bei Vorliegen der Vorausſetzungen der 88 72, 73 GmbHG. 
den Liquidatoren nicht bloß die Möglichkeit einräumt, ſondern 
die Verpflichtung auferlegt, das Geſellſchaftsvermögen unter 
die Geſellſchafter zu verteilen, die ihrerſeits dann einen An⸗ 
ſpruch auf die Ausſchüttung haben. Es iſt daher die Annahme 
gerechtfertigt, daß die Einhaltung der Vorſchriften des § 73 
GmbHG. einen durch dieſes Geſetz anerkannten Rechtsgrund 
für den Empfang von Ausſchüttungen darſtellt. Im Falle der 
Einhaltung dieſer Vorſchriften kann es ſich alſo nicht darum 
handeln, daß die Geſellſchafter auch nur einen Teil der emp⸗ 
fangenen Beträge ohne rechtlichen Grund (8 812 BGB.) er⸗ 
langt hätten. Die in 8 1973 Abſ. 2 BGB. enthaltene Anord⸗ 
nung der Bereicherungshaftung des Erben gegenüber dem im 
Aufgebotsverfahren ausgeſchloſſenen Nachlaßgläubiger läßt ſich 
nicht für die gegenteilige Auffaſſung verwerten. Denn dort iſt, 
ſoweit nicht die 88 1975 ff. BGB. eingreifen, keine Sperrfriſt 


kämen die beſonderen Bedürfniſſe des Handels verkehrs, wenn 
ſolche vorliegen würden, nicht in Betracht. Denn die Geſellſchafter einer 
GmbH. find als ſolche nicht Kaufleute oder ſtehen im Handelsverkehr. 

Der Anſicht, daß ein „rechtlicher Grund“ i. S. des 8 812 BGB. 
in den Liquidationsbeſtimmungen, insbeſ. in den Vorſchriften über 
das Sperrjahr, zu finden iſt, vermag ich gleichfalls nicht zuzuſtimmen. 
Dieſe Vorſchriften legen die techniſchen Vorausſetzungen 
feſt, bei deren Vorliegen erſt eine Ausſchüttung überhaupt möglich 
iſt. Werden ſie nicht innegehalten, ſind die Liquidatoren verant⸗ 
wortlich. Sie ſtellen aber keinen rechtlichen Grund dar für den Emp⸗ 
fang von Vermögen, das den Gläubigern gebührt. Nur das nach „Be⸗ 
richtigung der Schulden“ (8300 HGB.) verbleibende Vermögen ge⸗ 
bührt den Geſellſchaftern. Auf Aktiva, die noch mit Schulden belaſtet 
ſind, hat der Geſellſchafter kein Recht. Iſt, wenn auch unter Ein⸗ 
haltung der geſetzlichen Beſtimmungen, eine Auskehrung erfolgt, 
obwohl Schulden unberichtigt waren, ſo iſt in gutem Glauben eine 
Nichtſchuld bezahlt. Wenn der Sachverhalt aufgeklärt iſt, ſo kann 
der Betrag wegen ungerechtfertigter Bereicherung zurückgefordert 


werden. 
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für die Vereinigung des Nachlaßvermögens mit dem Eigen⸗ 
vermögen des Erben vorgeſchrieben; die Haftung des Erben 
nach Bereicherungsgrundſätzen iſt alſo etwas ganz Natürliches. 

In RG. 109, 391/92 hat der erk. Sen. für den Fall ge⸗ 
ſetzwidriger, gegen 8 73 Abſ. 2 GmbHG. verſtoßender Vertei⸗ 
lung des Geſellſchaftsvermögens einen Bereicherungsanſpruch 
der Geſellſchaft anerkannt gegenüber den Geſellſchaftern, die 
eine Ausſchüttung empfangen haben. Der Fall der rechtmäßi⸗ 
gen Verteilung des Geſellſchaftsvermögens iſt dort überhaupt 
nicht behandelt. Es iſt alſo unrichtig, wenn Brodmann, 
Aktienrecht, 8 301 Arm. 46 ſagt, jene Entſch. billige der Ge⸗ 
ſellſchaft auch bei rechtmäßiger Verteilung ihres Vermögens 
einen Bereicherungsanſpruch gegen die Geſellſchafter zu. Da⸗ 
gegen vertritt die in RG. 92, 77ff. abgedruckte Entſch. des 
vormaligen 6. Ziv Sen. des RG. allerdings die Anſicht (S. 82), 
daß die GmbH. auch im Falle rechtmäßiger Verteilung des 
Geſellſchaftsvermögens einen Bereicherungsanſpruch gegen den 
Geſellſchafter habe. Das Urt. beruht aber nicht hierauf, ſo daß 
— ganz abgeſehen von der ſpäteren Aufhebung des vormaligen 
6. ZivSen. — keine Notwendigkeit vorliegt, die VerZivSen. 
anzurufen. 

Iſt demnach die Bereicherungshaftung des Geſellſchafters 
im Falle der Wahrung der Vorſchriften in 8 73 Abſ. 1 und 2 
a. a. O. zu verneinen, fo muß das auch dann gelten, wenn — 
wie hier — der frühere Gläubiger dieſe Eigenſchaft bei Aus⸗ 
ſchüttung der Liquidationsmaſſe gar nicht mehr beſeſſen, ſie 
vielmehr erſt durch ein längere Zeit nach der Verteilung in 
Kraft getretenes Geſetz — das AufwG. — wiedererlangt hat. 
Die Rechtslage iſt dann keine andere, als wenn ein Gläubiger 
aus Zufall oder Unachtſamkeit unbekannt geblieben war. Ent⸗ 
hält doch auch gerade das AufwG. Beſtimmungen, nach denen 
an gewiſſen abſchließenden Tatſachen fernerhin nicht mehr ge⸗ 
rüttelt werden ſoll (vgl. 88 67 Abſ. 1 Satz 1, 68 Ab. 1 daſ.). 

(U. v. 23. April 1929; 406/28 II. — München.) [Ku.] 


14. 58 Kart VO.; 88 34, 60,61 GmbHG. Bei der 
ſog. Nebenleiſtungsgeſellſchaft wird durch die 
Kündigung des Kartells durch einen Geſellſchaf⸗ 
ter die GmbH. nicht aufgelöſt. Die Gmbh. iſt be⸗ 
rechtigt, den Geſchäftsanteil des kündigenden 
Geſellſchafters einzuziehen. Im Zuſtande der 
Liquidation darf die Einziehung jedoch nur er⸗ 
folgen, wenn die infolge der Liquidation im 
allgemeinen erlöſchenden Kartellverpflichtun⸗ 
gen der anderen Mitglieder noch fortbeſtehen. 
Für die Höhe der Vergütung kommt als Zeit⸗ 
punkt der Tag des Einziehungsbeſchluſſes in 
Betracht. f) 

Der Kl. war als Alleininhaber einer Getreide⸗Preßhefe⸗ 
fabrik und Dampfkornbrennerei ſeit der im Februar 1921 er⸗ 
folgten Gründung der verklagten Gmbh. deren Geſellſchafter. 
Gegenſtand des Unternehmens dieſer Geſellſchaft war die Ver⸗ 
wertung der von den Geſellſchaftern in ihren in Deutſchland 
gelegenen Fabriken erzeugten Hefe. Die Rechte und Pflichten 


Zu 14. Die Entſch. bedeutet die zivilrechtliche Liquidation eines 
Kartellrechtlichen Streites. Der Kl., Mitglied des Hefeſyndikates, 
hatte das Kartell nach $8 KartVO. mit Erfolg gekündigt. Über 
die zivilrechtlichen Folgen ſind zwei reichsgerichtliche Entſch. vorauf⸗ 
gegangen (RG. 114, 212 JW. 1927, 123 u. 114, 327 JW. 1926, 
2915). Der zivilrechtliche Streit wird in GmbH.⸗ rechtlichen Formen 
geführt, weil das Kartell als Nebenleiſtungs⸗ GmbH. organiſiert war. 
Die vorliegende Entſch. im Zuſammenhang mit den früheren Entſch. 
greift in weſentlichen Punkten in das beſtehende Gmbh.recht ein. 

J. Die Grundfrage ift, ob die erfolgreiche Kündigung der Kar⸗ 
tellbindung gem. $ 8 Kart O. überhaupt und in jedem Falle un- 
mittelbar auf die Rechtsſtellung des Kündigenden innerhalb der 
GmbH. zurückwirkt. Abſchließend kann dieſe Frage hier nicht er⸗ 
örtert werden. Die Frage wird vom NG. mit Beſtimmtheit in 
der vorliegenden Entſch. und in RG. 114, 212 bejaht. Die über⸗ 
wiegende Meinung der Literatur, und zwar ſowohl der vor den 
Entſch. wie der nach den Entſch. ſich äußernde Schriftſteller, ſteht 
auf dem gleichen Standpunkt (vgl. die Literatur bei Feine in 
Ehrenbergs Handb., 3. Bd., 3. Abt. S. 357, 358; gegen die An⸗ 
ſicht des RG. aus der Zeit vor den Entſch. Lehnich⸗Fiſcher, 
88 Anm. 1). 

Daß für die Anſicht des RG. weſentliche Gründe ſprechen, 
iſt nicht zu verkennen. Sie ſind namentlich von Iſay Iſay⸗ 
Tſchierſchky S. 265 ff.) eingehend erörtert. Der ſoziologiſche 
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der Geſellſchafter, die ſich auf die Ablieferung und den Ver⸗ 
trieb von Hefe beziehen, ſind in einer „Übereinkunft“ nieder⸗ 
gelegt worden, die nach dem Geſellſchaftsvertrag einen Be⸗ 
ſtandteil dieſes Vertrages bilden und deren Geltungsdauer 
gleich derjenigen des Geſellſchaftsvertrages ſein ſollte. Mit 
Schreiben v. 17. Nov. 1923 kündigte der Kl. ſeine Zugehörig⸗ 
keit zum Hefeverband zum Tage des Inkrafttretens der BD. 
gegen Mißbrauch wirtſchaftlicher Machtſtellungen v. 2. Nov. 
1923 (ſog. KartVO.), alſo zum 20. jenes Monats, friſtlos. 
Dieſes Schreiben ging am 19. Nov. 1923 bei der Gmbh. ein, 
welche die Kündigung als unberechtigt zurückwies. Der Kl. er⸗ 
widerte hierauf am 21. Nov., alſo am Tage nach dem Inkraft⸗ 
treten der KarVO.: er halte feinen Entſchluß, aus dem Ver⸗ 
bande auszutreten, aufrecht. Durch Entſch. v. 7. Jan. 1924 
ſprach das KartG. die Zuläſſigkeit der Kündigung mit Wir⸗ 
kung von dieſem Tage aus. Daraufhin kündigten weitere 
17 Mitglieder des Hefeverbandes, und das Kart. erklärte 
durch Entſch. v. 3. März 1924 dieſe Kündigungen für zu⸗ 
läſſig. Am 5. desſelben Monats beſchloß ſodann die Geſell⸗ 
ſchafterverſammlung der Bekl. die Auflöſung der Geſellſchaft; 
dieſer Beſchl. wurde am 10. März 1924 in das Handels⸗ 
regiſter eingetragen. 

Ein weiterer wirkſamer Kündigungsakt des Kl. wurde 
vom jetzt erk. Sen. im Urt. v. 28. Sept. 1926 (in einem zu⸗ 
ungunſten der Bekl., damaligen Kl., erledigten Rechtsſtreit 
der Parteien, Vertragsſtrafe betreffend) in dem oben genann⸗ 
ten Schreiben des jetzigen Kl. v. 21. Nov. 1923 gefunden, das 
dem Hefeverband am 22. Nov. zugegangen, in der Entſch. 
des Kart. v. 7. Jan. 1924 aber nicht erwähnt ift. Im reichs⸗ 
gerichtlichen Urt. v. 28. Sept. 1926 (RG. 114, 327 (335) 
iſt darauf hingewieſen, daß der Kündigung v. 21/22. Nov. 
1923 gegenüber die Hefeverband⸗ Gmbh. keinen Antrag i. S. 
des 88 Abſ. 3 Satz 2 Kart O. geſtellt habe. 

Die Bekl. war Inhaberin eines Patentes zum Schutz be⸗ 
ſonderen Verfahrens zur Herſtellung von Preßhefe. Nachdem 
der Kl. aus dem Hefeverband ausgeſchieden war, erhob die 
jetzige Bekl. gegen den jetzigen Kl. Klage auf Unterlaſſung der 
Benutzung des Patents, welche die Hefeverband⸗ GmbH. ihren 
Mitgliedern geſtattet hatte. In jenem Rechtsſtreit wurde der 
Bekl., nunmehrige Kl., in allen drei Inſtanzen nach dem 
Klageantrag verurteilt. Das damals ergangene reichsgericht⸗ 
liche Urt. v. 2. Juli 1926 (RG. 114, 2121)) erkannte der 
Kündigung nach § 8 KartVO. in einem Falle wie dem vor⸗ 
liegenden zwar nicht die Wirkung unmittelbaren Ausſchei⸗ 
dens des Kündigenden auch aus ſeinem Geſellſchafterverhältnis 
bei der GmbH. zu, erklärte dieſe aber für berechtigt, das Aus» 
ſcheiden des Kündigenden aus der Gmbh. durch entgeltliche 
Einziehung ſeines Geſchäftsanteils herbeizuführen. Weiter 
wurde damals ausgeſprochen, daß die geſellſchaftlichen Rechte 
5 Pflichten des Kündigenden bis zu dieſer Einziehung 
ruhten. 

In der Geſellſchafterverſammlung der nunmehr in Li⸗ 
quidation befindlichen Bekl. v. 22. Sept. 1926 wurde be⸗ 
ſchloſſen: „Der Geſellſchaftsanteil des Herrn Joſef P. wird 
Kern der Gründe iſt, daß es bei der engen wirtſchaftlichen Zu⸗ 
ſammengehörigkeit der geſellſchaftlichen Organiſation und des Kar⸗ 
tells unmöglich ſei, bei Aufhebung der Kartellbindung die Zu⸗ 
gehörigkeit zur Organiſation unberührt zu laſſen. Als rechtlicher 
Geſichtspunkt könnte herangezogen werden, daß tatſächlich die 
„Nebenleiſtung“, die der Aufhebung verfällt, die Hauptleiſtung 
nach dem Inhalt des Rechtsverhältniſſes iſt. 

Trotzdem dürfte über dieſe Frage das letzte Wort noch nicht 
geſprochen ſein. Praktiſch iſt allerdings für die Zivilrechtspflege für 
den geltenden Rechtszuſtand bei der entſchiedenen Stellungnahme 
des RG., die Frage vorläufig als endgültig beantwortet zu be⸗ 
trachten. Es iſt jedoch nicht zu verkennen, daß gegen die Stellung⸗ 
nahme des NG. ein hartellrechtliches Bedenken verbleibt. Das 
NG. begründet feinen Standpunkt im Grunde rein kartellrechtlich. 
GmbH. rechtlich enthalten die beiden Urteile des RG. reines Frei⸗ 
recht. vom GmbHrechtlichen Standpunkt find die Urteile ge⸗ 
radezu ein Opfer des Intellekts. Sie „lehnen ſich“, wie die vor⸗ 
liegende Entſch. einmal ſagt, nur „an das Geſetz an“. Vom kartell⸗ 
rechtlichen Standpunkt aus aber glaubt das Rh., dies Opfer der 
Preſſung des GmbH. bringen zu müſſen. 

Nun iſt nicht zu verkennen, daß das Ergebnis, zu welchem das 
RG. gelangt, gegen den Geiſt der KartVO. (88 8, 9) zwar nicht 
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eingezogen. Die Einziehung erfolgt entgeltlich.“ Gegen die⸗ 
ſen Beſchl. richtet ſich die gegenwärtige, im Juni 1927 er⸗ 
hobene Klage. Mit ihr verlangt der Kl. Feſtſtellung der Nich⸗ 
tigkeit des Beſchl., in erſter Linie deshalb, weil nach Beginn 
der Liquidation von einer Einziehung des Geſchäftsanteils 
des Kl. — im Wege der rechtsähnlichen Anwendung des 8 34 
GmbchG. — nicht mehr die Rede fein könne. Weiter meint der 
Kl., der Einziehungsbeſchluß habe nicht gefaßt werden dürfen, 
ſolange nicht die Höhe des Entgelts durch Einigung mit ihm 
oder ſonſtwie feſtgeſetzt ſei. Und endlich ſtützt der Kl. ſein Be⸗ 
gehren darauf, daß er — was nicht beſtritten wird — zur Ge⸗ 
ſellſchafterverſammlung v. 22. Sept. 1926 nicht geladen wor⸗ 
den ſei. Die Bekl. hält keinen von dieſen Gründen für durch⸗ 
ſchlagend. 

Der erſte Richter ſprach die Klage zu, das KG. dagegen 
wies ſie ab. Mit der Rev. beantragt der Kl. Wiederherſtellung 
des landgerichtlichen Urt. Die Bekl. bittet um Zurückweiſung 
des Rechtsmittels. 

Die Rev. bezeichnet zunächſt als rechtsirrig die Annahme 
des BG., daß die Hefe⸗Gmbeh. durch ihren am 5. März 1924 
erfolgten Eintritt in die Liquidation nicht gehindert worden 
ſei, den Geſchäftsanteil des durch ſeine Kündigung aus der 
kartellrechtlichen Bindung ausgeſchiedenen Kl. einzuziehen. Der 
erk. Sen. hat im Vorprozeßurt. v. 2. Juli 1926 die Anſicht 
vertreten, daß bei einer ſog. Nebenleiſtungs⸗ Gmb ., wie ſie 
hier vorliegt, die durch 8 8 Abſ. 1 Kart VO. zugelaſſene Kün⸗ 
digung zwar die kartellrechtlichen Beziehungen des Kündigen⸗ 
den beendigt, aber am Beſtand der Gmbh. als ſolcher nichts 
ändert und auch die Mitgliedſchaft des Kündigenden bei dieſer 
nicht ohne weiteres aufhebt. Da jedoch bei der engen wirt⸗ 
ſchaftlichen Zuſammengehörigkeit der geſellſchaftlichen Organi⸗ 
ſation und des Kartells eine fernere unveränderte Zugehörig⸗ 
keit des Kündigenden zur GmbH. (unter Fortdauer aller ge⸗ 
ſellſchaftlichen Befugniſſe und Verpflichtungen) eine Unmög⸗ 
lichkeit wäre, ſo bleibe mit Rückſicht auf den beſonders gearte⸗ 
ten Aufbau der GmbH. nichts anderes übrig, als daß man 
dieſer das Recht einräume, den Geſchäftsanteil des aus den 
kartellrechtlichen Beziehungen Ausgeſchiedenen gegen Entgelt 
einzuziehen. Man würde ſonſt — ſo heißt es in jenem Urt. 
weiter — die Form über die Sache, über den Vertragsgedanken 
ſtellen und eine Geſtaltung gutheißen, bei der zwei verſchiedene 
Gruppen von Geſellſchaftern, ſolche mit und ſolche ohne Kar⸗ 
tellbindung, nebeneinander beſtänden, was zu empfindlichen 
Unzuträglichkeiten führen müßte. Aus dieſen Erwägungen 
hat der Senat der in Liquidation befindlichen jetzigen Bekl. 
(damaligen Kl.) das Recht zur Einziehung des P.ſchen Ge⸗ 
ſchäftsanteils zugeſprochen. 

Für die im Urt. v. 2. Juli 1926 befürwortete Löſung 
der Zugehörigkeit des Kl. zur Hefe⸗Gmbch. wäre natürlich 

ann kein Raum, wenn man mit Hachenburg, GmbH., 
5. Aufl., Exkurs zu § 3 Anm. 11 a anzunehmen hätte, daß die 
Kündigung der kartellrechtlichen Beziehungen nach 8 8 Abſ. 1 
KartVOO. ohne weiteres zur Auflöſung der GmbH. führe. Der 
Senat vermag jedoch dieſer von Hachenburg a. a. O. zum 
erſten Male aufgeſtellten Anſicht nicht beizutreten. Es iſt ſchon 
dom Standpunkt der Zweckmäßigkeit aus nicht zu billigen, 
daß jede Kündigung eines Kartellmitgliedes, wie ſie das Geſetz 
Ur zuläſſig erklärt, dann, wenn das Kartell in der Form 
einer GmbH. errichtet iſt, wegen der eigenartigen Geftaltung 
dieſer geſellſchaftlichen Organiſation zu deren Auflöſung führen 
— 
8 verſtößt, wohl aber verſtoßen kann. Das Kündigungsrecht 
ti 8 kann durch die Druckmittel, die aus der Beeinträch⸗ 
Gabs der Rechtsſtellung des Kündigenden bei der 
gema H. unter Umſtänden hergeleitet werden können, illuſoriſch 
teiln, cht werden. Durch ſolche Druckmittel kann der Kartell- 
dem mer trotz Vorliegens des Kündigungsrechtes zum Verbleib in 
el gezwungen werden. Der vorliegende Fall illuſtriert 
nächſt etedanken. In RG. 114, 327 verſuchte der Verband zu⸗ 
ine ruinöſe Konventionalſtrafe zivilrechtlich einzufordern, 

Mit allerdings nicht durch. Ferner beſteht auf Namen des 
ein Patent, deſſen Benuzung der Verband nur feinen 
geſtattet. Mit der Kündigung iſt daher nach der in 
des Kündigen, ausgeſprochenen Anſicht, daß das Ruhen der Rechte 
recht des nden mit der Kündigung eintrete, das Patentbenutzungs⸗ 
ſchaftsantelſendigenden aufgehoben und mit der Einziehung des Ge⸗ 
Kart lies iſt dieſes Recht endgültig beendigt. Nach § 9 Abf. 7 

EBD. ſollen d ke : De 

em Kündigenden keine Nachteile treffen. Ver⸗ 
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ſoll. Die Auffaſſung Hachenburgs iſt aber auch, abgeſehen 
von den wirtſchaftlichen Bedenken, die gegen ſie beſtehen, mit 
den 88 60, 61 GmbHG. nicht vereinbar, die den Fall der 
Auflöſung der Geſellſchaft regeln. Auch damit läßt fie ſich 
nicht rechtfertigen, daß man auf keinem anderen Wege der 
Schwierigkeiten Herr werden könne, die ſich auch nach Anſicht 
des erk. Sen. aus dem Erlöſchen der kartellrechtlichen Be⸗ 
ziehungen einzelner Mitglieder für den Beſtand der Gmbh. 
ergeben. Zu einer Löſung zu gelangen, bei der die GmbH. 
fortbeſtehen kann, erſcheint geradezu als wirtſchaftliche Not⸗ 
wendigkeit; unüberwindlich ſind aber die entgegenſtehenden 
rechtlichen Bedenken nicht. Gewiß treffen die im §S 34 GmbH. 
geordneten Einziehungsmöglichkeiten hier nicht zu, jedenfalls 
nicht unmittelbar. Allein der Gedanke, durch entgeltliche 
Amortiſation ohne Beeinträchtigung des Beſtandes der Gmbh. 
aus der durch die Kündigung eines Kartellmitgliedes ge⸗ 
ſchaffenen ſchwierigen Lage herauszukommen, lehnt ſich immer⸗ 
hin an 8 34 an. Dem Kündigenden, der — wie hier der Kl. — 
regelmäßig das Ausſcheiden aus der ganzen Organiſation, 
Kartell und GmbH., anſtrebt, wird kein Nachteil zugefügt; 
denn die Einziehung geſchieht entgeltlich, und zwar — wie 
noch zu erörtern ſein wird — auf die Art, daß der Wert des 
Geſchäftsanteils vom Tage der Einziehung zu erſtatten iſt. 
Eine andere Möglichkeit beſteht nicht, um den Erfolg zu er⸗ 
zielen, der mit der Kündigung vernünftigerweiſe erreicht wer⸗ 
den ſoll: Ausſcheiden des Kündigenden auch aus der geſell⸗ 
ſchaftlichen Organiſation, ohne daß dieſe der Auflöſung 
verfällt. 

Demnach hat der Senat keinen Anlaß, von ſeiner im Urt. 
v. 2. Juli 1926 niedergelegten, von Iſay⸗Tſchierſchky 
und von Brodmann geteilten Stellungnahme zu der hier 
erörterten Frage abzugehen. Auch daran wird feſtgehalten, 
daß die Kündigung des Kartellverhältniſſes das Ruhen der 
Mitgliedſchaftsrechte und »verpflichtungen des Kündigenden 
bei der GmbH. bis zur Einziehung feines Geſchäftsanteils, 
d. h. einſchließlich der Faſſung des hierauf gerichteten Beſchl., 
zur Folge hat. Für den Regelfall wird angenommen werden 
können, daß die GmbH. in der Lage iſt, dieſe Beſchlußfaſſung 
in verhältnismäßig kurzer Zeit nach der Kündigung herbei⸗ 
zuführen. Der Kündigende hat auch einen Anſpruch darauf, 
daß die Einziehung und damit feine Loslöfung von der Gmbh. 
nicht grundlos hinausgeſchoben wird. Sollte die Einziehung 
über Gebühr verzögert werden, ſo muß er das Recht haben, 
durch Anſtrengung der Auflöſungsklage dem auf die Dauer 
unerträglichen Schwebezuſtand ein Ende zu machen. 


Zu den Ausführungen des Urt. v. 2. Juli 1926 über die 
Notwendigkeit, nach dem Aufhören der kartellmäßigen Bin⸗ 
dung des Kl. auch ſeine Mitgliedſchaft bei der inzwiſchen in 
Liquidation getretenen Hefe-ÖmbH. auf die angegebene Weiſe 
zu beſeitigen, hat Flechtheim zunächſt in der Kartqdſch. 
1927, 57 ff. und dann in einer Anmerkung zum Abdruck jenes 
Urt. in ZW. 1927, 1233 Stellung genommen. Er iſt der 
Meinung: einer der tragenden Geſichtspunkte des RG., daß 
es nämlich bei einer GmbH. keine zwei Gruppen von Geſell⸗ 
ſchaftern — ſolche mit und ſolche ohne Kartellbindung — geben 
könne, habe nach der Geſtaltung der Verhältniſſe im vor⸗ 
liegenden Falle ſeine Berechtigung verloren. Denn da zur 
Zeit des Eintritts der GmbH. in die Liquidation die Ein⸗ 
ziehung noch nicht bewirkt geweſen ſei, habe die Mitglied⸗ 
ſchaft des kündigenden Geſellſchafters damals noch nicht auf⸗ 


einbarungen dieſes Inhaltes ſind unwirkſam. Das RG. (RG. 114, 
220) hilft ſich gegenüber dieſer Beſtimmung damit, daß es ſagt, 
der Verluſt der Mitgliedſchaft bei der GmbH. und damit der 
Möglichkeit weiterer Patentbenutzung ſei kein an die Kün⸗ 
digung vertraglich geknüpfter Nachteil. Er ergäbe ſich viel⸗ 
mehr unmittelbar aus dem Geſetz. 

Der Präſident und Vorſitzende des Kart., Dr. Lucas, hat 
in Kartgdſch. 1927, 4 ff. die Anſicht des RG. auf Grund RG. 114, 
212 nachdrücklich bekämpft. Der Geſetzgeber habe das rechtliche 
Schickſal der Kartellbindung von der Mitgliedſchaft unabhängig ge⸗ 
macht und ſelbſtändig geregelt. Es erſcheine daher unzuläſſig, aus 
einer Vorausſetzung, die der Geſetzgeber ſelbſt nicht anerkannt habe, 
Folgerungen zu ziehen, die mit der Auffaſſung des Geſetzgebers 
nicht in Einklang gebracht werden könnten. Das NG. hat ſich in 
der vorliegenden Entſch. mit den Ausführungen von Lucas nicht 
auseinandergeſetzt. Lucas verweiſt am Schluß ſeiner Ausführungen 
auf die Möglichkeit, daß Geſetzgebung und Verwaltung ſich von 
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gehört gehabt; feine Mitgliedſchaftspflichten und ⸗rechte hätten 
ſich nur im Zuſtand der Ruhe befunden. Mit der Auflöſung 
der Geſellſchaft hätten aber alle Nebenverpflichtungen i. S. 
des § 3 Abſ. 2 GmbH., alſo insbeſ. die Kartellpflichten und 
die ihnen entſprechenden Rechte aufgehört. Die Liquidations⸗ 
geſellſchaft ſei keine Nebenleiſtungsgeſellſchaft mehr. Das gelte 
für alle Mitglieder, auch für den Geſellſchafter, der nach 88 
Kart VO. gekündigt habe. Seine Kartellbindung ruhe jetzt 
nicht mehr, ſondern ſei endgültig erloſchen; er befinde ſich 
von nun ab in der gleichen Rechtslage wie alle anderen Kar⸗ 
tellmitglieder. Es liege jetzt kein Grund mehr vor, die Kündi⸗ 
gung ſo auszugeſtalten, daß ſie dem Austrittsrecht möglichſt 
angenähert werde. Auch ſei jetzt kein wirtſchaftliches Bedürf⸗ 
nis und auch kein Billigkeitsgrund mehr dafür anzuerkennen, 
daß die Geſellſchaft das Recht haben ſolle, den Geſchäftsanteil 
gerade des Geſellſchafters, der gekündigt habe, ohne die Vor⸗ 
ausſetzungen des $ 34 einzuziehen. Die Rechtslage des kün⸗ 
digenden Geſellſchafters ſei alſo dann, wenn die Geſellſchaft 
nach der Kündigung gem. § 8 Kart O., aber vor Einziehung 
oder Erwerb des Geſchäftsanteils jenes Geſellſchafters aus 
irgendwelchen Gründen aufgelöſt werde, keine andere als die 
der übrigen Geſellſchafter. 

Die Rev. macht ſich die Ausführungen Flechtheims, 
denen auch der erſte Richter gefolgt iſt, zu eigen. Sie meint 
im übrigen: Es komme nicht ſowohl darauf an, ob durch die 
Liquidation als ſolche die Einziehung eines Geſchäftsanteils 
ausgeſchloſſen werde, als vielmehr darauf, ob im vorliegenden 
Falle durch die Liquidation die Vorausſetzungen weggefallen 
ſeien, von denen nach dem reichsgerichtlichen Urt. v. 2. Juli 
1926 das Einziehungsrecht der Geſellſchaft abhänge. Dieſe 
Frage habe das BG. nicht erörtert; es habe weder die vom 
Kl. noch die von der Bekl. hierzu beigebrachten rechtlichen Ge⸗ 
ſichtspunkte geprüft. 

Der erk. Sen. ftimmt mit Flechtheim darin überein, 
daß mit dem am 5. März 1924 erfolgten Eintritt der Kartell⸗ 
geſellſchaft in die Liquidation die kartellmäßige Bindung für 
alle Mitglieder, alſo auch für diejenigen, die nicht gekündigt 
hatten, ohne weiteres erloſchen iſt. Dies ergibt ſich daraus, 
daß die Geſellſchaft von nun an keine Kartellzwecke, ſondern 
nur noch Abwicklungszwecke verfolgt. Für die Annahme des 
Vorhandenſeins verſchiedener Gruppen von Mitgliedern — 
ſolcher mit und ſolcher ohne Kartellbindung — iſt daher nach 
Beginn der Liquidation im Regelfall kein Raum mehr. Der 
vorliegende Fall weiſt jedoch eine Abweichung von der Regel 
auf. Denn die Parteien ſind darüber einig, daß der Liquidator, 
weil ihm das zur Erreichung einer angemeſſenen Abwicklung 
zweckmäßig erſchien, mit einer Reihe von Mitgliedern, zu 
denen der Kl. nicht gehörte, einen neuen Vertrag dahin ge⸗ 
ſchloſſen hat, daß ſie ihm, ſoweit dies zur Befriedigung der 
Gläubiger erforderlich war, die von ihnen erzeugte Hefe aus⸗ 
ſchließlich abliefern ſollten. Für dieſen neuen Zweck räumte er 
dieſen Lieferungspflichtigen, alſo nicht auch dem Kl., die Be⸗ 
fugnis zur Weiterbenutzung des W.ſchen Patentes ein. Da⸗ 
durch kam es, daß hier ausnahmsweiſe auch nach Beginn der 


neuem des Gegenſtandes bemächtigen. Hiernach iſt der Gegenſtand 
zum mindeſten de lege ferenda in der Schwebe. Nach diesſeitiger 
Anſicht gehören die in den RGurt. entſchiedenen zivilrechtlichen 
Fragen de lege ferenda — daß ſie de lege lata nicht dahin ge⸗ 
hören, darüber beſteht übereinſtimmung — in das Kündigungs⸗ 
verfahren hinein. Dort ſind ſämtliche Vorteile und Nachteile, die 
den Kündigenden und das Kartell treffen, abzuwägen. Es muß alſo 
ein und dieſelbe Inſtanz über die Kündigung und die zivilrechtlichen 
Folgen entſcheiden. Im Ergebnis geht dieſe Anſicht parallel mit 
einem Beſchluß des 35. Deutſchen Juriſtentages (Verhandlungen 
Bd. 2 S. 851, 852). 

II. Das RG. ſprach in Rc. 114, 212 — bei der es ſich in⸗ 
haltlich nur um die Frage der Patentbenutzung, nicht um den Aus⸗ 
ſchluß aus der GmbH. handelte — der GmbH. das Recht zu, 
den Geſchäftsanteil des Kündigenden einzuziehen. Vorher hatte 
Hachenburg in der 5. Aufl. ſeines Kommentars ausgeſprochen, 
daß die Kündigung die Auflöſung zur Folge habe. Das RG. ſetzt 
ſich in der vorliegenden Entſch. mit Hachenburg auseinander. 
Das RG. will nicht, daß das in Form einer Nebenleiſtungs⸗ 
GmbH. aufgezogene Kartell in jedem Falle zerſchlagen wird, weil 
ein Mitglied mit Erfolg kündigt. Auf den Standpunkt des RG. 
ſteht in dieſem Punkte auch die übrige maßgebende Literatur (vgl. 
Feine a. a. O.). Gmbc.⸗rechtlich find beide Standpunkte, der 
Auflöſungsſtandpunkt und der Einziehungsſtandpunkt, gleich ſchwer 
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Liquidation zwei Gruppen von Geſellſchaftern vorhanden 
waren: einerſeits die durch den neuen Vertrag gebundenen und 
andererſeits der Kl., der außerhalb des neuen Abkommens 
ſtand. Dieſer Umſtand rechtfertigt es, die Einziehung trotz der 
Liquidation zuzulaſſen. 

Der Senat hält daher an der von Flechtheim angegrif⸗ 
fenen Ausführung des früheren RevUrt. feſt. Zweck und Weſen 
der Liquidation ſtehen der Einziehung von Geſchäftsanteilen 
nicht grundsätzlich entgegen. Dies wird auch von Hachen⸗ 
burg, GmbcG., 5. Aufl., Anm. 13 zu 869 und von an⸗ 
deren Erläuterungen des genannten Geſetzes zugegeben, ſoweit 
es ſich um Einziehung nach § 34 a. a. O. handelt; a. M. 
Feine in Ehrenbergs Handbuch 3. Bd. III. Abt. S. 360. 

Weiterhin rügt die Rev., der Vorderrichter halte den Ge⸗ 
ſellſchafterbeſchl. v. 22. Sept. 1926 auch deshalb zu Unrecht 
für wirkſam, weil der Beſchl. über die Höhe des dem Kl. zu 
gewährenden Entgelts gar nichts enthalte und weil der Kl. 
in ordnungswidriger Weiſe weder zu jener Geſellſchafterver⸗ 
ſammlung geladen noch ſonſt vor der Beſchlußfaſſung über die 
Frage der Einziehung ſeines Geſchäftsanteils gehört worden 
ſei. Auch dieſe Rügen können jedoch keinen Erfolg haben. 

Die entgeltliche Einziehung des Geſchäftsanteils eines 
Geſellſchafters, der durch Kündigung aus der Kartellbindung 
ausgeſchieden iſt, muß nicht notwendig auf die Art geſchehen, 
daß im Einziehungsbeſchl. auch gleich das Entgelt, das Ab⸗ 
findungsguthaben des betreffenden Geſellſchafters, feſtgeſetzt 
wird. Ein ſolches Verlangen käme in den vermutlich zahl⸗ 
reichen Fällen, wo die Beteiligten über die Höhe des Entgelts 
während längerer Zeit nicht einig werden oder gar einen 
Prozeß führen, auf eine nach der wirkſamen Kündigung der 
Kartellbeziehungen ganz unnötige Verlängerung der Zugehö⸗ 
rigkeit des Geſellſchafters zur GmbH. heraus. Dem Kl. iſt da⸗ 
durch, daß zunächſt nur die entgeltliche Einziehung ſeines Ge⸗ 
ſchäftsanteils als ſolche, ohne gleichzeitige Feſtſetzung der Höhe 
des Entgelts, beſchloſſen wurde, kein Eintrag geſchehen. Ihm 
bleibt der Klageweg offen, falls keine Einigung über den Be⸗ 
trag ſeines Guthabens zuſtande kommt. 

Gerade deshalb, weil der Einziehungsbeſchl. v. 22. Sept. 
1926, ſo wie er lautet, der Feſtſetzung der Höhe des Entgelts 
in keiner Weiſe vorgreift, kann der Kl. der Wirkſamkeit des 
Beſchl. auch nicht entgegenhalten, daß er zu jener Geſell⸗ 
ſchafterverſammlung nicht geladen oder vor der Beſchluß⸗ 
faſſung über deren Gegenſtand nicht irgendwie gehört worden 
ſei. Dazu kommt, daß ſeine Geſellſchafterrechte ſeit der Kün⸗ 
digung bis zur Einziehung, einſchließlich der Beſchlußfaſſung 
darüber, geruht haben. Dazu gehört aber auch das Recht, an 
Geſellſchafterverſammlungen teilzunehmen und dabei mitzu⸗ 
ſtimmen oder vor gewiſſen Beſchlußfaſſungen gehört zu werden. 

Was den Zeitpunkt angeht, nach dem die Bekl. den Wert 
des P.ſchen Geſchäftsanteils zu vergüten hat, fo kommt ent 
weder der Tag in Betracht, an dem die Kündigung des Kl. 
wirkſam geworden iſt, oder der Zeitpunkt des Einziehungs⸗ 
beſchl. Für die Wahl des erſteren Zeitpunktes mag die Er⸗ 
wägung ſprechen, daß mit ihm nach des Kl. Willen ſeine Mit⸗ 


zu begründen. Kartellrechtlich ift der Standpunkt des RE. Ronfe- 
quent und von kartellfreundlicher Seite zu begrüßen. 

III. Das „Ruhen“ der Gmb. rechte und ⸗pflichten des 
Kündigenden hatte das NG. ſchon in der Vorentſcheidung aus⸗ 
geſprochen. Jedoch durfte man es danach noch allein auf die 
Nebenleiſtungsrechte und ⸗pflichten beziehen. In der vorliegenden 
Entſch. erſtreckt ſich das Ruhen auch auf die organiſatoriſchen Mit⸗ 
gliedsrechte des Kündigenden. Dies bedeutet eine grundlegende 
Neugeſtaltung gegenüber dem geſetzlichen Gmb recht, welches ein 
ſolches Ruhen nicht kennt. Dieſer Ausdehnung vermag ich nicht 
zu folgen (wie das RG.: Feine a. a. O. S. 360). Dieſe Aus⸗ 
dehnung ſcheint mir auch gegen den Kündigenden vom Standpunkt 
der Billigkeit aus zu weit zu gehen. Es handelt ſich ja um den 
Zeitraum bis zu ſeiner Ausſchließung. Die Ausſchließung 
iſt eine Verurteilung. Der Angekl. in dieſem Verfahren hat da⸗ 
nach nicht einmal ein Recht auf Gehör. Schließlich iſt ſolche Aus⸗ 
dehnung auch nicht ungefährlich. Es kann nicht ein Gmbgd. recht 
lediglich für Kartelle geben. Die Verwaltung könnte daher auch in 
anderen Fällen, in denen ſie ein Einziehungsrecht zu haben glaubt, 
zunächſt das „Ruhen“ dekretieren. 

IV. Entgegen Flechtheim will das RG. im vorliegenden 
Falle die Einziehung ausſprechen, trotzdem durch den Auf⸗ 
löſungsbeſchluß die tragenden Gründe für ſie weg⸗ 
gefallen ſind. Der neue Grund ſoll darin liegen, daß der Li⸗ 
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wirkung bei der Erreichung des Geſellſchaftszweckes aufgehört 
und daß ſeine Mitgliedſchaft bei der GmbH. nur deshalb zu⸗ 
nächſt noch fortgedauert hat, weil nach dem Aufbau der 
Gmbh. ein Ausſcheiden aus ihr im Wege der Kündigung nicht 
möglich iſt. Andererſeits hat aber der Kl. trotz der Kündigung 
der Kartellbindung ſeine durch die Mitgliedſchaft bei der 
GmbH. begründeten Rechte behalten, und zwar fo lange, bis 
die Geſellſchafterverſammlung die Einziehung feines Geſchäfts⸗ 
anteils beſchloß. Die Ausübung dieſer Geſellſchafterrechte ruhte 
allerdings, wie oben ausgeführt wurde; das ändert jedoch 
nichts daran, daß die Rechte an ſich dem Kl. noch zuſtanden. 
Eine gewiſſe Bedeutung hat auch der Umſtand, daß auch bei 
der Einziehung, die unmittelbar auf Grund des $ 34 Gmbh. 
geſchieht, für die Beſtimmung des Wertes des Geſchäftsanteils 
und damit der Höhe des Entgelts die Zeit der Einziehung 
maßgebend iſt. Die GmbH. hat es, in künftigen derartigen 
Fällen wenigſtens, in der Hand, die Einziehung des Geſchäfts⸗ 
anteils eines Kündigenden nach Möglichkeit zu beſchleunigen, 
wenn ſie eine etwaige günſtige Geſchäftsentwicklung der Zwi⸗ 
ſchenzeit ihm nicht zugute kommen laſſen will. Der Umſtand, 
daß im vorliegenden Falle die Bekl. erſt durch das reichs⸗ 
gerichtliche Urt. v. 2. Juli 1926, alſo etwa 2½ Jahre nach 
der Kündigung des Kl., von ihrem Einziehungsrecht Kenntnis 
erhalten hat, kann aber keinesfalls dazu führen, hier zu ihren 
Gunſten einen früheren Zeitpunkt als den des Einziehungs⸗ 
beſchl. maßgebend ſein zu laſſen, falls die Vorausſetzung der 
zwiſchenzeitlichen gedeihlichen Entwicklung bei ihr zutreffen 
ſollte. Der Kündigende andererſeits kann, wenn er bei ungün⸗ 
ſtigem Geſchäftsgang der Geſellſchaft von einem Hinaus⸗ 
ſchieben der Einziehung Nachteile für ſich befürchtet, bei grund⸗ 
loſem Zögern der Geſellſchaft durch Erhebung der Auflöſungs⸗ 
klage ſeine Intereſſen wahren. Ob die Bekl. in der Zeit von. 
der Kündigung des Kl. bis zum Einziehungsbeſchl. v. 22. Sept. 
1926 Gewinn erzielt oder Verluſte erlitten hat, iſt nicht be⸗ 
kannt. Es kommt aber für die hier zu beantwortende Frage 
darauf nicht an. Denn ſelbſt im letzteren Falle müßte ſich der 
Kl. — wie nach dem oben Geſagten bei günſtiger Geſchäfts⸗ 
entwicklung die Bekl. — den 22. Sept. 1926 als Stichtag ge⸗ 
fallen laſſen, obgleich auch er vor dem reichsgerichtlichen Urt. 
im Vorprozeß von einem Einziehungsrecht der Bekl. nichts 
wiſſen konnte. 

Nach alledem hält der Senat für die Beſtimmung des 
Wertes des Geſchäftsanteils, den die Bekl. dem Kl. zu erſtatten 
hat, ſchlechthin den Tag der Einziehung (22. Sept. 1926) für 
maßgebend. 


(U. v. 17. Mai 1929; 541/28 II. — Berlin.) Du.] 


3. Unlauterer Wettbewerb. Patent⸗ und Warenzeichenrecht. 


135. 816 UnlWG. Die Verwechſlungsgefahr 
iſt unerheblich, wenn die verwechſelbaren 
Firmenbeſtandteile keine Unterſcheidungskraft 
haben. ) 

Die klagende Mt. iſt am 3. Sept. 1923 als Rechts⸗ 
nachfolgerin der Deutſchen Kap⸗Aſbeſt⸗Werke GmbH. in das 
Handels regiſter des AG. B. eingetragen worden. Die ver- 


quidator mit einigen Mitgliedern für die Zwecke der Liquidation 
en neuen Vertrag auf Lieferung von Hefe und auf Patent⸗ 
buunzung geſchloſſen hat. Dieſe Begründung kann keineswegs als 
rerchſchlagend angeſehen werden. Im Ergebnis wäre alſo dem 

Lichsgerichtlichen Urteil, da es nur dieſe Begründung angibt, nicht 
zuzuſtimmen. 

V. Der Mangel jeglicher Angabe im Einziehungsbeſchluß über 
Höhe des Entgeltes iſt allerdings bedenklich. Trotzdem iſt dem 
Berg nsultimmen, daß aus dieſem Grunde eine Aufhebung des 
Beſſenſſes nicht zu erfolgen hat. Da die Rechtslage in dieſer 
des hung ungeklärt war, ſo war auch jede Umſchreibung der Höhe 
Urteifutgeltes gefährlich. Dankenswerterweiſe teilt das RG. in dem 
hierauf pr Parteien mit, wie das Entgelt zu beſtimmen iſt. Den 
welchem ezüglichen Ausführungen, insbeſ. über den Zeitpunkt, nach 
zustimmen Wert des Geſchäftsanteiles zu beſtimmen iſt, iſt zu⸗ 


RA. Dr. Walther Nord, Hamburg 


die 


bilden eit 8. Rechtsſtreitigkeiten über ähnlich klingende Firmen 
ſie ſchon b einigen Jahren eine ſo häufige Erſcheinung, daß man 
ele einahe als „große Mode“ anſprechen könnte. Die weit⸗ 


klagte AtG. beſteht feit dem 16. Mai 1927; fie iſt durch. 
den damals erfolgten Zuſammenſchluß zweier Firmen — der 
Metzeler Aſbeſtwerke GmbH. und der Berliner Aſbeſtwerke 
W. R. — entſtanden. Kurz nach dem 16. Mai 1927 forderte 
die Kl. die Bekl. auf, ſich wegen beſtehender Gefahr der Ver⸗ 
wechſlung mit ihrer Firma der Bezeichnung „Deutſche Aſbeſt⸗ 
werke AEG.“ zu enthalten. Die Bekl. kam jedoch dieſer Auf⸗ 
forderung nicht nach. Deshalb hat die Kl. im Sept. 1927 
die gegenwärtige, auf 8 16 Unl WG. geſtützte Klage erhoben, 
mit der ſie beantragte zu erkennen: Die Bekl. habe im 
geſchäftlichen Verkehr den Gebrauch der Firmenbezeichnung 
„Deutſche Aſbeſtwerke AktG.“ zu unterlaſſen und dieſe ihre 
Firma zur Löſchung zu bringen; weiter bat die Kl. um 
Feſtſtellung der Schadenserſatzpflicht der Bekl. und um Zu⸗ 
ſprechung der Befugnis, das Urteil in drei Tageszeitungen 
zu veröffentlichen. Die Bekl. beantragte Abweiſung der Klage. 
Sie beſtritt das vorliegen einer Verwechſlungsgefahr und wies 
insbeſ. darauf hin, daß „Kab⸗Aſbeſt“ der ſchlagwortartige 
Beſtandteil der Firma der Kl. ſei und daß die Kl., wie ſchon 
ihre Rechtsvorgängerin, dieſes Schlagwort in ihrem ge⸗ 
ſchäftlichen Verkehr fortgeſetzt gebrauche, unter anderem als 
Telegrammadreſſe. 

Der erſte Richter hat die Verwechſlungsgefahr bejaht 
und den Anträgen der Kl. im weſentlichen ſtattgegeben. Nur 
über den Antrag auf Zuſprechung der Veröffentlichungs⸗ 
befugnis hat er noch nicht entſchieden, und zwar deshalb nicht, 
weil die Kl. keine näheren Angaben darüber gemacht habe, 
in welchen Zeitungen ſie das Urteil veröffentlichen laſſen 
wolle. KG. und RG. haben die Klage abgewieſen. 

Die klagabweiſende Entſcheidung des BG. beruht auf 
folgenden Erwägungen: Die Bezeichnung „Deutſche Aſbeſt⸗ 
werke“, als Verbindung einer allgemein üblichen nationalen 
Kennzeichnung mit den vom Gegenſtand des Unternehmens 
abgeleiteten allgemein üblichen Sachbezeichnungen, enthalte 
keinerlei weſentliche Unterſcheidungsmerkmale. Wenn aber zu 
einem ſolchen Firmenbeſtandteil ein eigenartiger weiterer Be⸗ 
ſtandteil hinzutrete, ſo erlange dieſer nach allgemeiner Regel 
eine ganz beſondere Bedeutung. Nun ſei, wie die Bekl. nach⸗ 
gewieſen habe, ſchon vor dem Kriege hinſichtlich der Rechts⸗ 
vorgängerin der Kl. (gemeint iſt damit die Deutſche Kap⸗ 
Aſbeſt⸗Werke GmbH.) im geſchäftlichen Verkehr regelmäßig 
unter Weglaſſung des Wortes „Deutſche“ von den „Kap⸗ 
Aſbeſt⸗Werken“ geſprochen worden. Hierin ſei ſeit Gründung 
der jetzt klagenden Firma (i. J. 1923) keine Anderung ein⸗ 
getreten. Die Kl. habe auch zugegeben, daß ſie die Bezeichnung 
„Kap⸗Aſbeſt“ als Telegrammadreſſe benutze und auf ihren 
Geſchäftspapieren anführe. „Kap⸗Aſbeſt“ ſtelle demnach das 
Schlagwort der klagenden Firma dar. Ein Brauch, der das 
Wort „Aſbeſtwerke“ für die Kl. monopoliſiert hätte, könne 
ſich nicht gebildet haben, weil es noch andere, gleichfalls dieſes 
Wort enthaltende Firmen gegeben habe und gebe. Im übrigen 
könne eine Zuſammenſetzung von Sach⸗ und Ortsbezeich⸗ 
nungen wegen ihrer geringen Unterſcheidungskraft und wegen 
der Notwendigkeit ihrer Verwendung regelmäßig überhaupt 
nicht monopoliſiert werden, ſoweit dadurch den Wettbewerbern 
eine notwendige Sachbezeichnung vorenthalten würde. Wer 
eine allgemein übliche Bezeichnung als Firma wähle, könne 


herzige Auslegung, die ſeit dem Jasmatzi⸗Urteil v. 22. Nov. 1912 
(II 280/12: MuW. XII, 291) das RG. in zahlreichen Entſch. dem 
816 UnlWG. hat zuteil werden laſſen, bietet eine nahezu ſichere 
Grundlage für eine Klage der älteren Firma gegen eine ähnlich 
klingende jüngere Wettbewerberin. Die neuen Komm. zum Wett⸗ 
bewerbs®. von Becher und Baumbach und das ſoeben er⸗ 
ſchienene Werk von Callmann enthalten in ihren Anm. zum 
816 eine ſolche Fülle von Beiſpielen, daß ich mich darauf be⸗ 
ſchränken darf, auf dieſes Schrifttum zu verweilen. Der 2. ZivSen. 
hat die einmal eingeſchlagene Richtung ſtändig innegehalten. Als 
Regel gilt ihm, die ältere Firma ſei nach Möglichkeit gegen ver⸗ 
wechſlungsfähige jüngere Firmen zu ſchützen. Dies kann häufig zu 
Härten führen, beſonders bei Firmen, die einen Familiennamen 
enthalten. Gegner der reichsgerichtlichen Rſpr. haben die Übung 
des 2. Sen. geradezu als „Enteignung des Familiennamens“ be⸗ 
zeichnet und häufig, aber vergeblich bekämpft (3. B. Breit: 
SW. 1927, 1423; 1928, 323, 783; Kirchberger: JW. 1925, 
2106; Mu W. 1927/28, 118; dagegen Koch: Mu W. 1927/28, 42 
und 299 ff.; vgl. auch die Zuſammenfaſſung bei Callmann, 
Der unlautere Wettbewerb, 1929, S. 330 ff.). Bei reinen Sach⸗ 
firmen kann dieſer Einwand nicht erhoben werden; aber hier 
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dadurch nicht die Alleinberechtigung an dieſer Bezeichnung er⸗ 
langen, ſolange dieſe nicht infolge tatſächlichen Gebrauchs 
mit der an ſich mangelnden Unterſcheidungskraft ausgeſtattet 
fei. Letzteres ſei aber, was die Firma der Kl. angehe, nicht 
der Fall; es ſei im Gegenteil feſtgeſtellt, daß eine beſondere 
Bezeichnung als Abkürzung ihrer Firma ſchlagwortartige 
Bedeutung erlangt habe. Von dieſem Schlagwort mache die 
Bekl. keinen Gebrauch. Denn „Kap⸗Aſbeſt“ und „Aſbeſt“ 
unterſcheiden ſich ſo deutlich, daß eine Verwechſlung im ge⸗ 
ſchäftlichen Verkehr nur bei ungenügender Sorgfalt vor⸗ 
kommen könne. Da ſich beide Parteien mit ihren Angeboten 
nur an ganz große Firmen und an Zwiſchenhändler laller⸗ 
dings etwa 1000 an der Zahl), nicht aber an das große Pu⸗ 
blikum wendeten, ſo komme bei dieſen beſonderen Verhältniſſen 
die Gefahr einer Verwechſlung im Verkehr nicht in Betracht. 
Hieran könne durch die von der Kl. für das Gegenteil an⸗ 
geführten Beiſpiele nichts geändert werden. Denn dieſe Bei⸗ 
ſpiele ließen deutlich erkennen, daß etwaige Verwechſlungen auf 
einer ganz ungewöhnlichen und daher i. S. des § 16 UnlWG. 
unbeachtlichen Oberflächlichkeiten beruhten. 

Der Angriff der Rev., die den 8 16 Unl WG. als verletzt 
bezeichnet, iſt nicht begründet. 

Es kann dahinſtehen, ob der BerR., wenn es für die 
Entſcheidung auf die Möglichkeit der Verwechſlung der beider⸗ 
ſeitigen Firmen ankäme, auf dem von ihm eingeſchlagenen 
Wege der Gegenüberſtellung einerſeits des Firmenbeſtandteils 
„Kap⸗Aſbeſt“, in dem er das Schlagwort der klagenden Firma 
erblickt und andererſeits des in der Firma der Bekl. vor⸗ 
kommenden Wortes „Aſbeſt“, die Verwechſlungsgefahr ein⸗ 
wandfrei verneint hat. Denn die Klage iſt auch dann ab⸗ 
zuweiſen, wenn an ſich die Gefahr beſteht, daß die beiden 
Firmen „Deutſche Kap⸗Aſbeſt⸗Werke AG.” und „Deutſche 
Aſbeſtwerke AktG.“ im Verkehr verwechſelt werden. Dies 
ergibt ſich aus folgenden Erwägungen, die im weſentlichen 
auch ſchon in den Entſcheidungsgründen des BG. nieder⸗ 
gelegt ſind. 

Der einzige Beſtandteil der Firma der Kl., der Unter⸗ 
ſcheidungskraft beſitzt, iſt das Wort „Kap“ (das auf die 
Gegend hindeutet, wo die Aſbeſtfaſer für das Erzeugnis 
der Kl. gewonnen wird). Die übrigen Beſtandteile, einmal 
„Aſbeſt“ als Gattungsbezeichnung und ſodann das Wort 
„Deutſche“ als Hinweis auf das Land, in dem die Kl. ihren 
Sitz hat, vielleicht auch in der Hauptſache ihren Abſatz ſucht 
und findet, entbehren jeder charakteriſtiſchen Eigentümlichkeit; 


Kommt es häufig vor, daß die ältere Firma ein an ſich ganz farb⸗ 
loſes Gebilde darſtellt, zuſammengeſetzt aus Worten, die dem 
Sprachſchatze des täglichen Lebens angehören. Man denke an Firmen, 
wie „Deutſche Bank“, „Allgemeine Elektrizitäts⸗Geſellſchaft“, 
„Deutſche Werft“, „Hamburg⸗Amerika⸗Linie“, „Bank für Handel 
und Induſtrie“ uſw. Alle dieſe Firmen enthalten nur Beſtandteile, 
die an ſich keine oder nur ganz geringe Unterſcheidungskraft be⸗ 
ſitzen. Theoretiſch dürfte den Inhabern dieſer Firmen kein Allein⸗ 
recht auf die Benutzung dieſer Worte zuſtehen; ebenſo wie theo⸗ 
retiſch kein Frankfurter Verleger gehindert werden dürfte, eine 
neue in Frankfurt erſcheinende Zeitung „Frankfurter Zeitung“ zu 
nennen. Aber gerade dieſe Beiſpiele zeigen, daß die farbloſeſte 
Wortverbindung im Verkehr eine nicht zu überbietende Unter⸗ 
ſcheidungskraft erlangen und zum eindeutigen Kennzeichen eines 
Unternehmens werden kann. Daß ſie in ſolchem Falle den ſtärkſten 
Schutz des $ 16 genießen muß, erfordert die Sicherheit des Ver⸗ 
kehrs und das ſchutzwürdige Intereſſe des Unternehmens. Nach 
dieſem Grundſatz hat das RG. bei verwechflungsfähigen Sach⸗ 
firmen ſtets geurteilt; nur ein einziges Mal iſt es hiervon abge⸗ 
wichen, nämlich in dem Fall Kommerz⸗ und Privatbank (Urt. v. 
7. Jan. 1922, II 344/21: Mu W. 21, 190 ff.); aber es iſt von 
jener Extratour ſehr ſchnell zu feiner früheren Richtung zurück⸗ 
gekehrt und hat dieſe ſeitdem nicht wieder verlaſſen. Auch die in 
dem vorliegenden Urteil erwähnte Entſcheidung v. 16. April 1929, 
II 631/29: Mu W. 29, 344, bewegt fi) in dem bisherigen 
Geleiſe. Dort hatte die ſeit 1806 beſtehende „Braunſchweigiſche 
Lebensverſicherungsanſtalt AktG.” gegen die im Jahre 1924 
auf Grund geſetzlicher Verordnung gegründete „Braunſchweigiſche 
öffentliche Lebensverſicherungsanſtalt“ Klage auf Anderung der 
Firma erhoben. Das RG. hat im Gegenſatz zu beiden Vorder⸗ 
gerichten die Bekl. verurteilt, und ſagt in ſeinen Gründen: 


„Zwar iſt es zutreffend, daß der Senat wiederholt einer 
Monopoliſierung reiner Gattungsbezeichnungen entgegengetreten 
iſt, und es iſt auch zutreffend, daß es ſich bei der Firma der 
Kl. um eine reine Gattungsbezeichnung mit einem den Nieder⸗ 


ſie ſind durchaus farblos und ohne Unterſcheidungskraft. Ihre 
Verwendung zur Firmenbildung kann daher die Kl. der Bekl. 
nicht verbieten, auch dann nicht, wenn ihre, dieſe Beſtandteile 
enthaltende Firma älter iſt als die Firma der Bekl. und wenn 
wegen des Vorkommens dieſer Bezeichnungen in beiden Firmen 
Verwechſlungsgefahr beſtünde. Eine Ausnahme hiervon müßte 
allerdings dann gemacht und es müßte der Kl. der Schutz 
des § 16 Unl WG. zugebilligt werden, wenn die Firma der 
Kl. durch die beſondere Art der Zuſammenſtellung der ge⸗ 
nannten Beſtandteile oder durch unzweifelhafte Anerkennung 
im Verkehr Unterſcheidungskraft erlangt hätte, wenn z. B., 
wie in der durch Urteil des erk. Sen. v. 16. April 1929 
erledigten Sache II 631/28, die maßgebenden Kreiſe auf 
Grund jahrzehntelanger Gewöhnung an die an ſich nicht 
unterſcheidungskräftigen Bezeichnungen in dieſen einen Hin⸗ 
weis auf den Geſchäftsbetrieb der Kl. erblicken würden. 
Nichts von alledem iſt aber hier der Fall; das einzig Unter⸗ 
ſcheidungskräftige in der Firma der Kl. iſt das zwiſchen 
die Bezeichnungen „Deutſche“ und „Aſbeſt⸗Werke“ eingeſcho⸗ 
bene Wort „Kap“. Es handelt ſich hier nicht, wie die Rev. 
meint, um einen Verſuch der Bekl., die Worte „Deutſche“ 
und „Aſbeſtwerke“ für ſich zu „monopoliſieren“. Im Gegen⸗ 
teil: Die Kl. will dieſe lediglich beſchreibenden, allgemein 
ſprachüblichen Ausdrücke, nachdem ſie ihnen das Wort „Kap“ 
beigefügt hat, für ſich allein in Anſpruch nehmen, wenn fie 
verlangt, daß die Bekl. die Führung einer aus den beiden 
erſtgenannten Ausdrücken gebildeten Firma unterlaſſe. Der 
Senat vermag demnach die Richtigkeit der i. S. der Aus⸗ 
führungen der Rev. lautenden, die hier angefochtene kammer⸗ 
gerichtliche Entſcheidung kritiſierenden Darlegung von Ro⸗ 
ſenthal, UnlWG. 7. Aufl. Note 86 zu 8 16 (S. 398) nicht 
anzuerkennen. Der Umſtand, daß die jetzige Bekl., wenn ſie 
als — zeitlich vorberechtigte — Kl. aufträte, vermutlich ab⸗ 
gewieſen würde, beweiſt nichts für die Berechtigung des An⸗ 
ſpruchs der jetzigen Kl. Es iſt nicht einzuſehen, wie aus der 
Notwendigkeit der Abweiſung einer Klage, welche die jetzige 
Bekl. als zeitlich vorberechtigte Kl. erheben würde, der Schluß 
ſoll gezogen werden können: „um fo weniger“ habe die Bekl. 
einen Anſpruch darauf beſeſſen, „der früher gegründeten 
Firma, Deutche Kap⸗Aſbeſt⸗Werke AktG.“ die anklingende, 
den Verkehr ſchwer belaſtende Bezeichnung „Deutſche Aſbeſt⸗ 
Werke AO.” entgegenzuſetzen, wobei fie ſich breit vor die 
früher gegründete Firma hinſtelle“ (ſo Roſenthal, Unl WG. 
7. Aufl. 8 16 Note 86 S. 398). In Wirklichkeit liegt die 


laſſungsort und das Hauptbetätigungsgebiet betreffenden Bei⸗ 
wort handelt, dem an und für ſich jede charakteriſtiſche Eigen⸗ 
tümlichkeit fehlt. Es iſt aber wiederholt betont worden, und 
durch das Bedürfnis des geſchäftlichen Verkehrs ohne weiteres 
gerechtfertigt, daß dieſe Regel nicht ausnahmslos gelten kann. 
Bei derartigen Firmen muß dann eine Ausnahme anerkannt und 
der Schutz des 8 16 UnlWG. zugebilligt werden, wenn die 
Firma durch die Art der Zuſammenſtellung der Worte oder durch 
eine beſondere Anerkennung im Verkehr Unterſcheidungskraft 
erlangt hat (vgl. RG. II v. 8. Mai 1928: Mu W. 27/28, 497). 
Der erſtgenannte Ausnahmefall liegt hier nicht vor; die Art der 
Zuſammenſtellung der Worte weiſt keinerlei charakteriſtiſche Be⸗ 
ſonderheit auf. Dagegen kann die Anerkennung im Verkehr nicht 
geleugnet nerden, wenn man den unſtreitigen Sachverhalt zu⸗ 
grunde legt. Die Kl. beſteht ſeit über 120 Jahren und hat bis 
zum Jahre 1920, alſo ſchon über 100 Jahre lang, ſich „Braun⸗ 
ſchweigiſche Lebensverſicherungs anſtalt“ genannt. Die Kl. ge⸗ 
hört auch keineswegs, wie ebenfalls unſtreitig iſt, zu den 
kleineren Geſellſchaften des Lebensverſicherungsgeſchäftes. Unter 
dieſen Umſtänden bedarf es trotz des beiderſeitigen Beweis⸗ 
antritts dafür, daß man in maßgeblichen Kreiſen der Ver⸗ 
ſicherer unter „Braunſchweigiſche Lebensverſicherung“ in der 
Regel nur die Kl. verſteht, keines Beweiſes.“ 

Im Gegenſatz zu dieſem Falle haben aber in der vorliegenden 
Sache beide Vorderrichter unter Billigung des RE. feſtgeſtellt, 
daß die Kl. neben den wenig unterſcheidungskräftigen Worten 
„Deutſche .. Asbeſt⸗Werke“ in ihrer Firma ein unterſcheidungs⸗ 
kräftiges Wort, nämlich das Wort „Kap“ führe und des⸗ 
halb ein Monopol auf die übrigen farbloſen Beſtandteile ihrer 
Firma nicht in Anſpruch nehmen könne. Mit überzeugenden Gründen 
wendet ſich das RG. gegen die Kritik, die der Prozeßbevollmächtigte 
der Kl. an dem kammergerichtlichen Urteil in einer während ſchweben⸗ 
den Prozeſſes erſchienenen Neuauflage des von ihm herausgegebenen 
Kommentars zu üben für gut befunden hat. 

RA. Prof. Dr. Martin Waſſermann, Hamburg. 


58. Jahrg. 1929 Heft 37/33] 


Sache ſo: Die Bekl. macht, indem ſie ihre Firma wie ge⸗ 
ſchehen bildete und nunmehr führt, lediglich von einem ihr 
zuſtehenden Rechte Gebrauch. Wenn infolgedeſſen Ver⸗ 
wechſlungen mit der Firma der Kl. vorkommen, ſo mag das 
für dieſe unangenehm ſein. Die Kl. kann aber deshalb keinen 
Unterlaſſungsanſpruch gegen die Bekl. erheben, ſondern ſich 
nur dadurch helfen, daß ſie den auch in ihrer Firma ent⸗ 
haltenen farbloſen Bezeichnungen „Deutſche“ und „Aſbeſt⸗ 
werke“ ein wirkſameres Unterſcheidungsmerkmal beifügt, als 
es das Wort „Kap“ iſt. Wenn ſie nicht von vornherein der⸗ 
gleichen getan hat, um jegliche Verwechſlungsmöglichkeit ge⸗ 
genüber einer als „Deutſche Aſbeſtwerke“ auf den Plan 
tretenden Firma auszuſchließen, ſo hat ſie ſich das ſelbſt zu⸗ 
zuſchreiben. 


(u. v. 10. Mai 1929; 490/28 II. — Berlin.) [u.] 


16. Iſt der Inhaber eines Warenzeichens, 
welches Motivſchutz genießt, mit der Eintragung 
eines bildmäßig gleichen Zeichens für einen an⸗ 
deren einverſtanden, ſo erwirbt dieſer dadurch 
keinen Motivſchutz. f) 


Für die Kl. ſind auf die Anmeldungen v. 15. Okt. 1918 
und 23. Dez. 1920 für Tabakfabrikate übereinſtimmende Waren⸗ 
zeichen eingetragen worden, die eine leicht geſpreizte rechte 
Hand darſtellen. Ferner iſt für die Kl. zu 1 eine Reihe wei⸗ 
terer Warenzeichen für dieſelben Waren in der Zeit von No⸗ 
vember 1920 bis Januar 1921 eingetragen. 


Für die Bekl. iſt auf Anmeldung v. 17. Juli 1925 für 
Tabakfabrikate das Warenzeichen Nr. 342 134 eingetragen wor⸗ 
den, das in einem dunklen Kreiſe eine linke Hand darſtellt, 
die zwiſchen Zeige- und Mittelfinger eine Zigarre hält. In der 
Eintragung und Benutzung dieſes Zeichens erblicken die Kl. 
eine Verletzung ihrer Zeichen, insbeſ. der übereinſtimmenden 
Bildzeichen, und haben Klage auf Löſchung des Zeichens 
Nr. 342 134 und Unterlaſſung feiner Benutzung erhoben. Zur 
Begründung haben ſie darauf hingewieſen, daß das Bild⸗ 
zeichen einer ſchwarzen Hand (Nr. 8204) ſeit Jahrzehnten die 
allgemein bekannte Warenbezeichnung für die Erzeugniſſe der 
Elſäſſiſchen Tabakmanufaktur in Straßburg i. E. iſt. Nach 
dem Kriege hätten die an dieſer Firma beteiligten reichsdeut⸗ 
ſchen Firmen die Kl. zu 1 gegründet und für dieſe und die 
übrigen Kl. im Einverſtändnis mit der Elſäſſiſchen Tabak⸗ 
manufaktur das Bild einer ſchwarzen Hand und die übrigen 
genannten Zeichen neu eintragen laſſen. Das ſei den Bekl. 
wohl bekannt. Trotzdem verſuchten ſie durch das von ihnen 
angemeldete Zeichen den Anſchein zu erwecken, als ob auch 
die Bekl. zu 1 in Beziehungen zu der Elſäſſiſchen Tabak⸗ 
manufaktur ſtände. Die Bekl. ſeien daher nicht nur nach rein 
warenzeichenrechtlichen, ſondern auch nach Wettbewerbsgrund⸗ 
ſätzen zur Löſchung und Unterlaſſung des Gebrauchs ihres 
Zeichens verpflichtet. Den Kl. ſtehe auch Motivſchutz für das 
Handzeichen zur Seite, da das Zeichen der Hand als das alte 

erkunftzeichen der Elſäſſiſchen Tabakmanufaktur bekannt ſei 
— __ 7 


der Zu 16. Der Streit um die Bedeutung des Motivfchuges, ins⸗ 
J. in feiner Anwendung auf ſtarke oder ſchwache Zeichen, iſt alt. 
8 fei verwieſen auf die Kontroverſen zwiſchen Katz und Roſen⸗ 
c l einerſeits und Allfeld andererſeits, die in den Anm. zu den 
Much. des NG.: JW. 1924, 689 u. 700, und in den Aufſätzen 
Su. 1923, 69 u. 174 zur Sprache gekommen find. über den 
bis de der Frage gibt auch der Komm, von Hagens in Anne. 17 
liege zu 5 20 Wb z. beſonders ausführlich Beſcheid. Das vor⸗ 

gende Urteil des RG. ſcheint ſich dem Standpunkt von Roſen⸗ 


tes Mor, dafür entſcheidend ſein, ob dieſes Zeichen ein beſtimm⸗ 
lungen mie verkörpert, und ob ein anderes Zeichen zu Verwechſe⸗ 
t dem in erſterem ausgedrückten Motiv Anlaß gibt. 
ejen letzten Standpunkt entſcheiden laſſen wollte, dann 
aber jetzt ſich ch. der Vorinſtanzen richtig geweſen. Das NG. hat 
Verkehrsauffaſpa hin ausgeſprochen, daß der Motivſchutz erſt von der 
auf einen eng anerkannt fein müſſe, und daß dies nur in bezug 
ſei, geſchehen ummten Betrieb, für den das Zeichen bekannt geworden 
rung an den könne. Mit dieſer Auffaſſung wird eine Annähe⸗ 

* Begriff des Ausſtattungsſchutzes erreicht, der ja nach 
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und Nachfolgerin dieſer Firma die Kl. für den reichsdeutſchen 
Vertrieb von Tabakfabrikaten geworden ſei. 

Die Vorinſtanzen haben verurteilt, das RG. aufgehoben 
und die Klage abgewieſen. 

Das BG. hat in übereinſtimmung mit dem LG. die 
Gefahr einer Verwechſlung des Zeichens der Bekl. Nr. 342 134 
mit den Zeichen der Kl. bejaht. Es hat die von den Bekl. 
behauptete Abſchwächung der Unterſcheidungskraft der kläge⸗ 
riſchen Bildzeichen durch andere eine Hand enthaltende Zeichen 
dritter Wettbewerber der Parteien verneint, weil dieſe Zei⸗ 
chen die beſondere Unterſcheidungskraft des altbekannten Zei⸗ 
chens Nr. 8204 der Elſäſſiſchen Tabakmanufaktur in Straß⸗ 
burg, das mit den Bildzeichen der Kl. übereinſtimmt, nicht 
zu beeinträchtigen vermocht hätten, und deshalb eine ſolche 
die Unterſcheidungskraft ſchwächende Wirkung gegenüber den 
Klagezeichen auch nicht angenommen werden könne; weil 
ferner der Motivſchutz des Zeichens der Elſäſſiſchen Tabak⸗ 
manufaktur den Kl. zugute kommen müffe, und weil ſchließlich 
demgegenüber das Zeichen der Bekl. genügende Unterſchei⸗ 
dungsmerkmale nicht zeige, jo daß deshalb die Verwechſlungs⸗ 
gefahr zu bejahen ſei. 

Die Rev. beanſtandet dieſe Ausführungen mit Recht zu⸗ 
nächſt inſoweit, als das BG. aus der beſonderen Bedeutung 
des alten Zeichens Nr. 8204 rechtliche Folgen zugunſten der 
Kl. hergeleitet hat. Es iſt allerdings nicht zu beanſtanden, 
wenn das BG. feſtſtellt, daß dem alten Zeichen der Elſäſſiſchen 
Tabakmanufaktur Nr. 8204 eine beſonders ſtarke Unterſchei⸗ 
dungskraft und vermöge ſeiner Eigenart ein ſog. Motivſchutz 
zukomme. Das tut auch die Rev. nicht; ſie hält aber die An⸗ 
ſicht für rechtsirrig, daß man dieſen Motivſchutz den Kl. für 
ihre Bildzeichen zugute kommen laſſen könne. Das wird nicht 
etwa damit begründet, daß die Zeichen der Kl. von dem Zei⸗ 
chen Nr. 8204 bildmäßig abweichen ſollen, wie in den Vor⸗ 
inſtanzen geltend gemacht und vom BG. mit Recht abgelehnt 
iſt. Aber es wird die Anſicht bekämpft, daß es möglich ſei, ſich 
für ein ſelbſtändiges Zeichen eines ſelbſtändigen Geſchäfts⸗ 
betriebes auf die beſondere Unterſcheidungskraft des älteren 
Zeichens eines anderen Unternehmens zu berufen. 

Der Rev. iſt zugegeben, daß der ſog. Motivſchutz eine 
beſondere Eigenſchaft eines beſtimmten Zeichens iſt, das von 
dieſem nicht getrennt werden kann. Wenn der in dem Bild⸗ 
zeichen der Elſäſſiſchen Tabakmanufaktur zum Ausdruck ge⸗ 
langte Gedanke, die Kennzeichnung ihrer Tabakfabrikate durch 
eine ſchwarze Hand, wegen ſeiner Eigenart und der damit 
offenbar verbundenen beſonderen Wirkung auf das Publikum 
einen beſonders ſtarken Schutz genießt, jo daß jedes das Motiv 
rein zur Darſtellung bringende fremde Zeichen als mit jenem 
verwechſlungsfähig anzuſehen iſt, ſo gilt das doch nur zu⸗ 
gunſten der eingetragenen Zeicheninhaberin oder ihrer Rechts⸗ 
nachfolger Ein ſolches Rechtsnachfolgeverhältnis liegt auf 
ſeiten der Kl. unzweifelhaft nicht vor; denn die Bekl. haben 
nach dem Tatbeſtand des angefochtenen Urt. ſelbſt vorgetragen, 
daß die Straßburger Firma noch Inhaberin ihres alten Zei⸗ 
chens und ihres Geſchäftsbetriebes iſt. Aus den Feſtſtellungen 


$ 15 W656. ſich nur als Kennzeichen eines beſtimmten Betriebes ent⸗ 
wickeln kann. Wenn die hier vertretene Auffaſſung des RG. als 
richtig anerkannt wird, dann muß auch im übrigen dem Urteil 
beigepflichtet werden, daß die bloße Geſtattung der Neueintragung 
eines alten Zeichens den Neuerwerbern nicht die Rechte des von dem 
früheren Inhaber erworbenen Motivſchutzes geben kann. Das 
RG. hat die ſtrengen Grundſätze, die es wiederholt für den Übergang 
eines Zeichens bei Geſchäftsübertragung ausgeſprochen hat, auch auf 
den vorliegenden Fall angewandt. 

Es könnte unbillig erſcheinen, daß in tatſächlicher Beziehung 
das RG. den Kl. nicht durch Zurückverweiſung Gelegenheit gegeben 
hat, das ſog. „Treuverhältnis“ zwiſchen ihnen und dem alten Beſitzer 
des Zeichens näher aufzuklären. Denn für die Kl. lag doch vorher 
eine Veranlaſſung zu weiterer Aufklärung nicht vor, weil die Vor⸗ 
inſtanzen die Behauptungen der Kl. für genügend belegt gehalten 
haben. Das RG. hat aber wohl mehr gefühlsmäßig erkannt, daß ein 
wirkliches Treuhandverhältnis unmöglich vorliegen kann, ſondern daß 
wirtſchaftlich nur einfach eine Lizenz an einem Zeichen vorliegt, die 
aber dem Lizenznehmer niemals die Rechte des Lizenzgebers gewähren 
Kann. Dieſe zeichenrechtlichen Lizenzen ermöglichen ja eine Tau⸗ 
ſchung des Publikums, da die Gewähr für Herkunft der Ware aus 
dem durch das Zeichen bekannt gewordenen Betriebe nicht mehr 


vorhanden iſt. 
RA. Dr. Paul Marcus, Hamburg. 
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des BG. ergibt ſich ferner, daß die Kl. die mit jenem alten 
Zeichen übereinſtimmenden Zeichen für ihre eigenen, von dem 
Straßburger Betrieb völlig unabhängigen Unternehmungen, 
allerdings im Einverſtändnis mit der Elſäſſiſchen Tabak⸗ 
manufaktur, haben eintragen laſſen, weil dieſe Firma infolge 
der Abtrennung des Elſaß vom Deutſchen Reich, nicht mehr 
in der Lage geweſen ſei, ihre Waren in das Reichsgebiet zu 
liefern. Die Kl. haben alſo das alte Zeichen Nr. 8204 nicht 
erworben. Sie berufen ſich allerdings auf ein Treuhandver⸗ 
hältnis zur Elſäſſiſchen Tabakmanufaktur, aber ohne nähere 
Erläuterung, was ſie darunter verſtehen. Auch das BG. ſpricht 
von einem Treuhandverhältnis ohne jede Feſtſtellung ſeines 
rechtlichen Inhalts und gründet hierauf in erſter Linie die 
Befugnis der Kl., die Rechte jener Firma geltend zu machen. 
Das iſt rechtsirrig. Weiter will das BG. — und das iſt ſein 
Hauptgrund — den Kl. den Motivſchutz auf Grund der Ver⸗ 
kehrsgeltung deshalb zubilligen, weil die Kl. ihre Zeichen im 
Einverſtändnis mit der Elſäſſiſchen Tabakmanufaktur erworben 
haben und weil die Verkehrsauffaſſung hinſichtlich des Motiv⸗ 
ſchutzes für die Zeichen der Elſäſſiſchen Tabakmanufaktur und 
die der Kl. wegen Gleichheit des Zeichenbildes dieſelbe ſein 
müſſe. 

Das BG. will alſo den mittelbaren Erwerb eines eigenen 
Motivſchutzes bei bildmäßiger Gleichheit der Zeichen aner⸗ 
kennen, weil der Inhaber des alten ſtarken Zeichens mit der 
Eintragung der neuen Zeichen einverſtanden war und deshalb 
im Verkehr die neuen Zeichen den gleichen Schutzumfang ge⸗ 
nießen ſollen, der dem alten Zeichen zukommt. In ſolcher All⸗ 
gemeinheit iſt dieſer Satz offenbar unrichtig. Allein aus der 
Eintragung und Benutzung eines neuen Zeichens, das mit 
einem altbekannten Zeichen bildmäßig identiſch iſt, kann der 
Verkehr mit Sicherheit nichts entnehmen, was auf eine von 
der alten Firma gewollte Fortſetzung ihrer durch das Zeichen 
kenntlich gemachten geſchaäftlichen Tätigkeit ſchließen ließe, 
da äußerlich nicht erſichtlich iſt, weshalb der Inhaber des 
älteren Zeichens das jüngere Zeichen duldet. Zum mindeſten 
müßte etwas hinzukommen, wodurch den beteiligten Abnehmer⸗ 
kreiſen die Überzeugung beigebracht würde, daß der Inhaber 
des älteren Zeichens das neue Zeichen nicht nur dulde, daß 
die Eintragung und Benutzung vielmehr auf ſeinem ausdrück⸗ 
lichen Willen beruhe und daß man unter dem neu eingetra⸗ 
genen Zeichen nunmehr Waren der gleichen Qualität wie 
bisher unter dem alten Zeichen erhalte. Dann könnte vielleicht, 
was aber hier ganz dahingeſtellt bleiben kann, das neue Zei⸗ 
chen die gleiche beſondere Unterſcheidungskraft erlangen, die 
bisher das alte Zeichen allein beſaß. Dazu würden aber ganz 
beſondere Bemühungen durch Einwirkung auf das Publikum 
erforderlich ſein, die ohne poſitive Mitwirkung des Inhabers 
des älteren Zeichens kaum von Erfolg ſein dürften, zumal in 
einem Falle wie dem vorliegenden, wo es ſich um eines der 
bekannteſten Zeichen handelt und das Publikum mit dem An⸗ 
blick des Zeichens zunächſt die Vorſtellung verbindet, daß es 
Waren aus dem ihm allgemein bekannten Geſchäftsbetrieb, 
nämlich der Elſäſſiſchen Tabakmanufaktur, vor ſich habe. Das 
BG. überſieht, daß ohne dieſe unter dem Schutz und der Mit⸗ 
wirkung des älteren Zeicheninhabers betriebene Aufklärungs⸗ 
arbeit ſich eine den Motivſchutz anerkennende Verkehrsauffaſ⸗ 
fung nicht bilden kann. Es iſt deshalb rechtsirrig, wenn das 
BG. annimmt, daß die Kl. ohne Rückſicht auf ein etwa zwi⸗ 
ſchen ihnen und der Straßburger Firma beſtehendes Rechts⸗ 
verhältnis den der letzteren zuſtehenden Motivſchutz für ihre 
Zeichen in Anſpruch nehmen könnten. Indeſſen bedarf es einer 
Zurückverweiſung nicht, weil die Kl. über das ſog. Treuhand⸗ 
verhältnis und über ihre ſonſtigen Beziehungen zu der 
Elſäſſiſchen Tabakmanufaktur keinerlei Tatſachen vorgetragen 
haben, insbeſ. nicht ſolche, aus denen ſich irgend etwas über 
die vorſtehend gekennzeichnete Aufklärungstätigkeit der Be⸗ 
teiligten gegenüber den maßgeblichen Abnehmerkreiſen ergäbe. 
Es iſt deshalb kein Tatbeſtand behauptet, der den Erwerb eines 
Motivſchutzes ſeitens der Kl. für ihre Zeichen ergeben könnte. 

Die Kl. können ſich deshalb auf einen beſonders ſtarken 
Schutz ihrer Zeichen nicht berufen; das Gegenteil iſt vielmehr 
der Fall. Die Rev. rügt mit Recht, daß das BG. ohne aus⸗ 
reichende Begründung die behauptete Abſchwächung der Unter⸗ 
ſcheidungskraft der Zeichen der Kl. verneint hat. Dieſe irrige 
Auffaſſung beruht im weſentlichen auf der — wie vorſtehend 
dargelegt — rechtlich nicht haltbaren Anſicht, daß man die 


Bildzeichen der Kl. mit dem alten Zeichen Nr. 8204 gewiſſer⸗ 
maßen identifizieren müſſe. Zutreffend betont demgegenüber 
die Rev., daß die Erinnerung an dieſes altbekannte Zeichen 
und ſeine beſonders ſtarke Unterſcheidungskraft in erſter Linie 
geeignet ſind, die Unterſcheidungskraft der identiſchen Bild⸗ 
zeichen der Kl. abzuſchwächen. 

(U. v. 30. April 1929; 536/28 II. — Berlin.) 


* 17. 84 PatG. Auch durch Anfertigung von 
Werkſtattzeichnungen kann u. (Zuſammen⸗ 
fügung der im Ausland hergeſtellten Teile, 
übernahme der dort hergeſtellten Anlage) eine 
Benutzung einer Erfindung erfolgen. — Zum 
Begriff der Ausſpähung eines Betriebes. f) 

Die Bekl. Z. übernahm i. J. 1923 für eine Fabrik in 
England die Lieferung eines Sulfatofens. Die Konſtruktions⸗ 
zeichnung dafür ließ ſie in ihrem Berliner Büro machen. Die 
Herſtellung der Anlage ſelbſt übertrug ſie einem engliſchen 
Haufe; nur die Inbetriebſetzung ließ ſie durch ihre eigenen 
Angeſtellten überwachen. 8 2 

Die Kl. behauptet, die verklagte Geſellſchaft habe hierbei 
das Patent 321523 wiſſentlich benutzt; man müſſe annehmen, 
daß ſie es auch bei anderen Lieferungen getan habe. Die 
Klage geht deshalb wegen Patentverletzung auf Unterlaſſung, 
Rechnungslegung und Feſtſtellung der Schadenserſatzpflicht; 
ſodann auf Zahlung von 25000 RM, weil mindeſtens in 
dieſer Höhe der durch Entziehung des engliſchen Auftrags er⸗ 
wachſene Schaden veranſchlagt werden müſſe. Ferner be⸗ 
hauptet die Kl.: Die Bekl. habe, weil ihr die Erfahrung im 
Bau von Sulfatöfen gefehlt, das Geſchäft der Kl. in un⸗ 
zuläſſiger Weiſe ausgeſpäht, um ſich auf dieſem Wege Er⸗ 
fahrungen nutzbar zu machen. Zu ſolchen Zwecken habe ſie 
längere Zeit mit dem Dipl.-Ing. R. und mit dem Werkmeiſter 
W., der bis zum 30. Sept. 1923 im Dienſte der Kl. geſtanden, 
Verbindung unterhalten; von beiden ſeien ihr Betriebs⸗ 
geheimniſſe der Kl. verraten worden, die ſie dann für ſich 
verwendet habe. Auch in dieſer Hinſicht wird Feſtſtellung der 
Schadenserſatzpflicht verlangt. 

Nachdem das BG. auf das Rechtsmittel der Bekl. hin 
die Klage, ſoweit ſie ſich auf Verwertung von Mitteilungen 
des Dipl.⸗Ing. R. bezieht, abgewieſen, auch das Wort 
„Turmkondenſationen“ aus der Formel weggelaſſen hat, iſt 
die Faſſung des zuungunſten der Bekl. aufrecht erhaltenen 
Spruches folgende geworden: 

J. Die Bekl. werden verurteilt, es bei Meidung einer 
Strafe .. zu unterlaſſen, Rührwerke für Rundherde mit 
auswechſelbaren Rührzähnen herzuſtellen, in Verkehr zu 
bringen, feilzuhalten oder zu gebrauchen, bei denen 

a) die Zähne derart loſe angebracht werden, daß ſie 
durch den Arbeitsdruck zum Anliegen kommen und 
durch geeignete Zwiſchenſtücke in dieſer Lage feſt⸗ 
gehalten werden, 

b) die die wagerechte Verſchiebung der Zähne in an ſich 
bekannter Weiſe verhindernden Zwiſchenſtücke eben⸗ 
falls einzeln abhebbar angeordnet ſind, 

c) die Zähne und Zwiſchenſtücke durch feitliche, zweck⸗ 
mäßig abgeſchrägte Vorſprünge zuſammengehalten 
werden. 


[u.] 


Zu 17. Die Entſcheidung behandelt zwei Tatbeſtände, die 
trotz engſten ſachlichen Zuſammenhanges einer rechtlichen Beurteilung 
aus verſchiedenen Geſetzen unterliegen. i 

Der patentrechtliche Teil, der auch in die amtliche Ent⸗ 
ſcheidungsſammlung (RG. 124, 368) aufgenommen iſt, erſcheint als 
der bedeutſamere. Denn hier wird zum erſten Male in der Recht⸗ 
ſprechung des RG. die Anfertigung einer Werkftattzeihnung (Kon⸗ 
ſtruktionszeichnung, Bauzeichnung) für eine Maſchine als objektives 
Tatbeſtandsmerkmal der Patentverletzung gewertet. Die Einſchränkung 
auf den beſonderen Fall wäre m. E. nicht geboten geweſen, denn die 
Werkſtattzeichnung it immer „ein Anfang und ſomit ein Teil der 
Herſtellung ſelbſt“, um die Ausdrucksweiſe des RGuUrt. anzuwenden. 
„Schon in früheren Fällen, z. B. JW. 1908, 248, hat das RG. die 
Anfertigung von Werkzeichnungen als Anfang der Ausführung der 
Benutzung anerkannt“ (vgl. RG. v. 27. Sept. 1911: Bl. 1911, 
313/314), und zwar zugunſten des Vorbenutzers. Für den Maſchinen⸗ 
bauer iſt die Werkſtattzeichnung (die in der Regel nicht nur die ge⸗ 
nauen Maße, ſondern auch die Toleranzen erkennen läßt) die weſent⸗ 
liche techniſche Grundlage für die Herſtellung der Maſchine. Die 
Montage ift im Verhältnis zur zeichnungsmäßig durchgefeilten Kon⸗ 
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II. Es wird feſtgeſtellt, daß die Bekl. als Geſamt⸗ 
ſchuldner der Kl. denjenigen Schaden zu erjegen haben, 
den ſie der Kl. 

a) durch die zu I .. gekennzeichneten Handlungen, 
b) durch Verwertung der vom Betriebsmeiſter Joſef W. 
erlangten Zeichnungen 
in nicht rechtsverjährter Zeit zugefügt haben. 

Dieſe Urteilsformel ſetzt voraus, daß die Bekl. ſich 
der Patentverletzung und der Werk-⸗Ausſpähung ſchuldig ge⸗ 
macht haben. Denn nur wenn das zutrifft, kann ihnen ge⸗ 
boten werden, weitere Patentbenutzung zu unterlaſſen ſowie 
Schadenerſatz für geſchehene Eingriffe in das Patent und für 
die Folgen der Werk-⸗Ausſpähung zu leiſten. 0 

1. Was zunächſt die Patentverletzungg angeht, 

a) ſo ergibt die Urteilsformel, daß die in ihr enthaltene 
Unterſagung (La) b) c)) wörtlich ſo gefaßt iſt wie die drei 
Anſprüche des DRP. 321523 lauten. Ein ſolches Verbot iſt 
nur gerechtfertigt, wenn die Bekl. (gemeint iſt: im Betriebe 
der GmbH. Z. & Co) von dem Erfindungsgegenſtande gemäß 
den Patentanſprüchen Gebrauch gemacht, ihn hergeſtellt, in 
Verkehr gebracht, feil gehalten, oder ihn auf irgendeine Weiſe 
in Benutzung genommen haben (§ 4 Patb.). 

Die Anlage, um die es ſich handelt, iſt im Ausland, 
alſo außerhalb des Gebietes, für welches das Patent 321523 
gilt, hergeſtellt worden. Doch haben die Bekl. Konſtruktions⸗ 
zeichnungen geliefert, Anweiſungen erteilt, den Bau über⸗ 
wacht, die fertige Anlage auf ordnungsmäßige Ausführung 
nachgeprüft. 

aa) Das BG. ſtellt auf Grund der im erſten und zweiten 
Rechtszug erhobenen Beweiſe feſt: Schon bevor ſie ihr An⸗ 
gebot abgab, nach England eine Anlage zu liefern, ließ die 
Bekl. Werkſtattzeichnungen anfertigen. Der Ingenieur 
K., den ſie damit beauftragte, vollendete ſie im Herbſt 1923. 
Vorher war die Bekl. mit dem Meiſter W., der bei der Kl. 
angeſtellt war, in Verbindung getreten. Ihn hatte ſie nach 
der Einrichtung der Rührzähne (Kratzen) ausgefragt. W. 
hatte damals ein Modell dieſer Zähne und eine Blaupauſe 
vorgelegt, die dem Patent 321523 entſprachen. Er nahm dann 
die Blaupauſe zurück und reichte eine Seidenpapier⸗ 
pauſe ein. Unter Berückſichtigung der von W. übermittelten 
Kenntniſſe wurden die halbfertigen Konſtruktionszeich⸗ 
nungen nachgeprüft und in der Art vollendet, die aus 
überreichten Zeichnungen erſichtlich iſt. Aus verglichenen 
Zeugenausſagen folgert das BG.: Der Bekl. ſei es auf loſen 
Sitz und leichte Auswechſelbarkeit der Rührzähne (während 
des Betriebes) angekommen. Ihre Zeichnungen hätten dem 
entſprechen ſollen und tatſächlich auch entſprochen, alſo eine 
dem Erfindungsgedanken des Patents 321 523 nachgeſtaltete 


ſtruktion eine handwerksmäßige Ausführungsarbeit, die zumeiſt von 
untergeordneten Kräften geleiſtet werden kann. Darum beſitzen Werk⸗ 
ſtattzeichnungen auch einen erheblichen Eigenwert. 

Der objektive Tatbeſtand der Patentverletzung ſollte tunlichſt 
frei von Feſtſtellungen bleiben, die letzten Endes abhängig ſind von 
Entwicklungs möglichkeiten. Eine Handlung muß dann ſchon als 
objektive) Verletzung gelten, wenn noch nicht feſtſteht, welche weiteren 
Handlungen eingetreten oder beabſichtigt, oder welche Wirkungen 
15 erwarten oder bezweckt ſind. Entſcheidend muß immer der Ge⸗ 
Te fein, daß das Patent dem Schutzinhaber eine wirtſchaft⸗ 
Gel Sonder ſtellung zuſichern ſoll. Wird dieſe dadurch 
urſahrdet, daß ein anderer Konſtruktionszeichnungen herſtellt, dann 
1 6 der Unterlaſſungsanſpruch zugebilligt werden. Gleichgültig 

2 ob die Konſtruktionszeichnungen gegenwärtig im ſchutzfreien 
gewerted oder erſt nach Ablauf des deutſchen Patents im Inland aus⸗ 
ei en werden ſollen. Gerade für die Herſtellung von Werkitatt- 
aufwenden muß man labgeſehen von den Koſten) erhebliche Zeit 
des „den. Es liegt kein Grund vor, dieſe Zeit von der Schutzdauer 
inhaber entes zu kürzen und anderen im Wettlauf mit dem Patent⸗ 
i Vorſprung zu ſichern, auf den dieſer allein Anſpruch hat. 
ein Anfertigung von Werkſtattzeichnungen iſt bisher als „Be⸗ 
worden. en Erfindung“ verſchieden und widerſpruchsvoll beurteilt 
dem Standp end. 7. Okt. 1899 (in Bl. 1900, 23) ſteht noch auf 
eine Benuzunkt daß „ohne Ausführung des erfundenen Gegenſtandes 
zeichneriſche N der Erfindung nicht ſtattfinden“ kann. Es falle „die 
richtung in d modellmäßige Darſtellung einer gewerblichen Ein⸗ 
bare Anwendus, Gebiet der Beſchreitung“, .. während „die nutz⸗ 
tragung in die g der Erfindung“ ihren Anfang mit der „Über- 
Herſtellung des Praxis“ nehme und zum mindeſten „die erſtmalige 
Fi 8 patentierten Gegenſtandes“ vorausſetze. Ahnlich BA. I 


nutzen 


Einrichtung wiedergegeben. Zwar habe die lichte Weite des 
Kopfes jedes Rührzahns genau der Stärke des Rührarms ent⸗ 
ſprochen, fo daß ursprünglich der Sitz nicht loſe geweſen fein 
möge; doch laſſe ſich annehmen, er wäre es (in Anbetracht der 
Verſchiedenheit des Werkſtoffes) bei Erwägung noch geworden; 
auch der auf die Dicke des Rührarms bezügliche Zuſatz 
„knapp“ ſpreche dafür. Alſo gewinnt das BG. aus tech⸗ 
niſchen Erwägungen, die auf dem Gebiete tatſächlicher Wür⸗ 
digung liegen, die überzeugung: wenn die Anlage genau nach 
den von der Bekl. gelieferten Konſtruktionszeichnungen gebaut 
worden wäre, ſo hätte ſie den Erfindungsgedanken des DRP. 
321 523 verwirklicht. 

Die engliſche Fabrik habe allerdings die Rührarme ſtärker 
ausgeführt als der Auftrag es vorſchrieb. Dieſe Abweichung 
(wodurch die Rührzähne nicht loſe ſondern feſt ſaßen) er⸗ 
klärt jedoch das BU. für unerheblich. Ebenſo findet es un⸗ 
weſentlich, daß die Zeichnung der Bekl. (anders als das 
Patent) eine Verſpannung der Rührarme vorgeſehen habe. 
Denn die leichte Auswechſelbarkeit der Rührzähne ſei dadurch 
nicht verhindert worden; dieſe feinen urſprünglich offen — 
gleich dem Modell und der Patentzeichnung der Kl. — ge⸗ 
ſtaltet geweſen, ſo daß man ſie, ohne die Verſpannung zu be⸗ 
ſeitigen, ſchon bei deren Lockerung habe abheben können oder 
ſollen. Auch Zwiſchenſtücke ſeien bei der Vorrichtung der Bekl. 
vorgeſehen. 

Patentgegenſtand des DRP. 321 523 und Bauzeichnung 
der Bekl. miteinander vergleichend findet hiernach das BG. — 
vorausgeſetzt, daß genau nach der Zeichnung gebaut worden 
wäre — Übereinſtimmung in folgenden Merkmalen: 

1. die Zähne ſind derart loſe angebracht, daß ſie durch 
den Arbeitsdruck zum Anliegen kommen und durch geeignete 
Zwiſchenſtücke in dieſer Lage feſtgehalten werden; 

2. die Zwiſchenſtücke, welche die wagerechte Verſchiebung 
der Zähne (in an ſich bekannter Weiſe) verhindern, find eben- 
falls einzeln abhebbar angeordnet. 

Damit iſt Benutzung der Anſprüche 1 und 2 des 
Patents dargetan. 

bb) Daß die Bekl. auch in den Anſpruch 3 des Patents 
321 523 eingreife, ſtellt im Anſchluß an die von ihr verſandte 
Werbeſchrift das BU. gleichfalls feſt. An der Zeichnung in 
dieſer Schrift (S. 3) laſſe ſich deutlich die Anwendung ab⸗ 
geſchrägter Vorſprünge erkennen, welche dazu dienen, Zähne 
und Zwiſchenſtücke zuſammenzuhalten, ganz wie nach dem 
Patent. 

Die Angriffe der Rev. gegen dieſe Feſtſtellungen des 
Bert. vertreten die Anſicht, daß allein mit der Anfertigung 
von Werkſtattzeichnungen, welche den Erfindungsgegenſtand 
genau wiedergeben, die Erfindung noch nicht in Benutzung 


des Patentamtes in der Entſch. v. 29. März 1900 (Bl. 1900, 231): 
„Auch die unmittelbar für die Praxis angefertigten General⸗ und 
Werkſtattzeichnungen ſtellen keine Benutzung der Erfindung dar, denn 
ſie enthalten keine Herſtellung des Gegenſtandes, ſondern bereiten 
dieſe nur vor.“ Dieſer Auffaſſung hat ſich das Schrifttum im 
weſentlichen angeſchloſſen (Damme 1925, 472; Kiſch 1923, 169; 
Seligſohn 1920, 159; Pietzcker 1929, 223; mit Recht ent⸗ 
gegengeſetzt Jſay 1926, 98: „Da darin fin der Anfertigung von 
Zeichnungen und Modellen] der Anfang der Herſtellung liegt, ſo iſt 
ſie i. S. des § 4 PatG. zweifellos eine Benutzung der Erfindung. 
Gemäß den Ausführungen in Anm. 13 iſt deshalb die Anfertigung, 
z. B. einer Werkſtattzeichnung, als Benutzungshandlung anzuſehen“). 

In anderen Fällen, und zwar dann, wenn es ſich um das Recht 
aus der Vorbenutzung (8 5 Patch.) oder um das Recht zur Weiter⸗ 
benutzung (8 7 Pat VerlG.) handelt, hat man die Ausarbeitung einer 
Werkftattzeichnung als Benutzungshandlung anerkannt. 

RS. v. 25. Jan. 1908 (in Bl. 1908, 190) erklärt die Herſtellung 
einer Werkzeichnung „unbedenklich für eine zur Benutzung der Er⸗ 
findung erforderliche Veranſtaltung“, weil „damit auch ein Anfang 
der Ausführung“ hinzugekommen ſei (vgl. hierzu auch die bereits 
erwähnte Entſch. des RG. v. 27. Sept. 1911: Bl. 1911, 314). RG. 
v. 18. Febr. 1925: GewRSch. 1925, 158 geht davon aus, „daß die 
Herſtellung von Werkſtattzeichnungen ſehr wohl als Veranſtaltung 
der Erfindung i. S. des 87 PatVerl®. angeſehen werden kann“. 

Grundſätzlich muß gefordert werden, daß an die Benutzungs⸗ 
handlungen i. S. der 88 4, 35 und 36 PatG. genau die gleichen 
Anforderungen zu ſtellen ſind wie an die Benutzungsformen des 8 2 
PatG. (offenkundige Vorbenutzung), des 8 5 Patch. (Vorbenutzungs⸗ 
recht) und des 8 7 PatVerlG. (Zwiſchenbenutzungsrecht). „Es fehlt 
an einem Grunde, weshalb unter Benutzung einer Erfindung etwas 
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genommen werde. Das wird zwar in der Regel zutreffen, ſo⸗ 
fern es bei bloßer Anfertigung der Zeichnungen bewendet. 
Wenn aber die Anlage dann im weſentlichen nach den Zeich⸗ 
nungen gebaut, der Zuſammenbau der im Auslande her⸗ 
geſtellten Teile auf Grund von Anweiſungen aus den In⸗ 
land erfolgt, von dazu entſandten Angeſtellten überwacht, 
die fertige Vorrichtung durch ſie ſchließlich geprüft wird, iſt 
andere Beurteilung geboten. In ſolcher Aufeinanderfolge der 
Ereigniſſe kommt der Anfertigung von Werkſtattzeichnungen 
keine geringere Bedeutung für die Herſtellung des ganzen zu 
als der Anfertigung einzelner weſentlicher Teile. Denn für 
Plan und Ergebnis, alſo für die Benutzung des aus ihnen 
erſichtlichen Erfindungsgedankens, ſind ſie ſogar von größerem 
Gewicht, als es einzelnen Teilen zuzuſchreiben iſt, die unter 
Umſtänden innerhalb des ganzen Gefüges nur einer unter⸗ 
geordneten Verrichtung dienen. Sie bilden, wenn ſich ihnen 
ſo wie hier die Herſtellung der Anlage planmäßig anſchloß, 
bereits einen Anfang und ſomit einen Teil dieſer Herſtellung 
ſelbſt, und zwar einen Teil, der ſich im Inlande voll⸗ 
zogen hat. 

Muß alſo die grundſätzliche Auffaſſung der Rev. von der 
Beurteilung inländiſcher Zeichnungen und Pläne für eine im 
Auslande herzuſtellende und aufzuſtellende Anlage abgelehnt 
werden, ſo iſt auch ihrem Ergebnis nicht beizuſtimmen. Denn 
ihre weiteren Ausführungen zur Frage der Patentverletzung 
liegen ſämtlich auf dem Gebiete tatſächlicher Würdigung 
(8 286 3PO.), das der Nachprüfung durch das RevGer. ent⸗ 
zogen iſt. Sie arbeiten mit Einzelheiten der Beweisaufnahme, 
beſonders von Zeugenausſagen, vergleichen ſie miteinander, 
ziehen ein Ergebnis daraus und ſuchen aus dieſem darzutun, 
die vom BG. getroffene Feſtſtellung, wonach die Bekl. vom 
Gegenſtande des DRP. 321523 Gebrauch gemacht hat, leide 
an Widerſprüchen oder weiſe Lücken auf. Dies alles gehört 
der dem Tatrichter vorbehaltenen Würdigung und nicht den 
nachzuprüfenden Rechtsfragen an. 

2. Zur Ausſpähung des Betriebs der Kl. mit 
Hilfe des Werkmeiſters W. hat das BG. eingehend Beweis 
erhoben. Dieſer hat ihm, wie das Urteil betont, den bereits 
vom LG. gewonnenen Geſamteindruck verſtärkt. 

Im LGurt. wird hierzu ausgeführt: „Bei W. iſt die 
Bekl. (GmbH.) gerades Wegs auf das Ziel losgegangen ihn 
zum Verrat der Betriebsgeheimniſſe zu beſtimmen. Es iſt ihr 
bei ihm, der ſich vom Übertritt in ihre Dienſte geldliche Vor⸗ 
teile verſprach, auch nicht ſchwer geworden, ſofort ausgiebigen 
Aufſchluß über die Konſtruktion des Rührwerks zu erlaugen. 
Seine Mitteilungen hat ſie in den Konſtruktions⸗ und Mon⸗ 
tagezeichnungen treulich verwertet ... Der Schaden, welcher 
der Kl. durch dieſe Anſtiftung zum Geheimnisbruch ent⸗ 
ſtanden iſt, iſt nicht mit W.s Übertritt in die Dienſte der 
Bekl. beſeitigt worden. Der Übertritt hat auch nicht die Rechts⸗ 
widrigkeit in der Benutzung der Geheimniſſe beſeitigt. Selbſt 
wenn W. ſeine Mitteilungen nach ſeinem Dienſteintritte bei 
der Bekl. noch einmal wiederholt und ſie jetzt erſt mit der 
Verwertung dieſer ſeiner Mitteilungen begonnen hätte, ſo 
wäre ſolche Verwertung rechtswidrig geweſen. Die Ereigniſſe, 
die ſich vor dem Dienſteintritt abſpielten, beſonders auch die 
Aufforderung an W., einige Tage über den 1. Okt. 1923 
hinaus im Dienſte der Kl. zu bleiben, um noch etwaige Neue⸗ 
rungen kennen zu lernen, und die Tatſache, daß W.s Dienſt⸗ 
verhältnis bei der Bekl. nur ein Vierteljahr währte und er in 
dieſer Zeit als Montagemeiſter überhaupt nicht in Tätigkeit 
zu treten, ſondern nur ſeine Kenntniſſe aus dem Betriebe der 
Kl. zu Papier zu bringen hatte, beweiſen ſchlagend, daß er 


anderes verſtanden werden ſoll, je nachdem es ſich um einen Zeit⸗ 
punkt vor oder nach der Anmeldung eines Patentes handelt“ (fo 
mit Recht Seligſohn 1920, 63). 

Jede Handlung, die in der Perſon des Vorbenutzers einen 
geſetzlich gebilligten Einbruch in das Ausſchließungsrecht des Patent⸗ 
inhabers begründet, muß logiſcherweiſe in den Perſon des Nach⸗ 
benutzers eine Verletzung der durch das Patent gewährleiſteten Vor⸗ 
behalte des Schutzinhabers darſtellen. 

Sollte das obige Urteil eine einheitliche Behandlung der 
Benutzungsformen anbahnen, ſo wäre das zu begrüßen. Man muß 
unterſcheiden zwiſchen den Vorbereitungshandlungen (3. B. Skizzen, 
Entwürfen, ſoweit man mit ihnen in der Praxis und wirtſchaftlich 
nichts anfangen kann) und dem Beginn der Benutzung, zu dem auch 
die Veranſtaltung als Anfang der Ausführung gerechnet werden muß 


nur zu dem Zweck angenommen worden iſt, die Betriebs⸗ 
geheimniſſe der Kl. mitzuteilen.“ 

Das KG. fügt hinzu: W. iſt offenbar auf ſeine Meldung 
hin vorwiegend deshalb zum 1. Okt. 1923 angenommen wor⸗ 
den, weil er bisher bei der Kl. in Stellung und bereit war, 
feine dort geſammelten Kenntniſſe betreffend Sulfatöfen — 
wirkliche und vermeintliche — reſtlos und ohne Rückſicht auf 
Geheimhaltungspflichten an die Bekl. bekannt zu geben. Und 
es folgert weiter aus der Beweisaufnahme: W. wurde an⸗ 
geblich in Dienſt genommen, um die Anlage für Sulphide 
(in Mancheſter) in Betrieb zu ſetzen. Aber während ſeiner 
ganzen Anſtellungszeit wurde er gar nicht nach England ge⸗ 
ſchickt, ſondern im Büro beſchäftigt. Auch dort übte er keine 
eigentliche Tätigkeit im Betriebe der Bekl. aus; ſeine Be⸗ 
ſchäftigung beſtand nur darin, daß er fane Betriebskenntniſſe 
zeichneriſch niederlegte. 

Das BU. fährt fort: „Die von der Kl. beanſtandeten 
Mitteilungen hat W. ſämtlich zu einer Zeit gemacht, als 
er noch im Dienſte der Kl. ſtand“. Hierin liegt zugleich die 
Feſtſtellung, daß die Mitteilungen erfolgt ſind. Sie bezieht 
ſich nach dem ganzen Zuſammenhange des Urteils haupt⸗ 
ſächlich auf die unter Nr. II der Formel erwähnten Urkunden. 

Die Mitteilungen ſind hiernach nicht ſämtlich in dieſen 
Urkunden ſchon enthalten, ſondern großenteils erſt auf die 
Schriftſtücke hin erfolgt. Soweit ſie nicht ſchriftlich vorliegen, 
konnte, wenigſtens bisher, keine ins einzelne gehende Feſt⸗ 
ſtellung ihres Inhalts getroffen werden. Das BU. ſtellt aber 
feſt, daß die Mitteilungen Geſchäfts- oder Betriebs⸗ 
geheimniſſe der Kl. betrafen. Es bemerkt: „Zwar iſt 
das Modell des Rührzahns aus der Patentſchrift 321 523 zu 
erſehen und war im Sept. 1923 längſt bekannt, jedenfalls 
kein Geheimnis. Alle anderen Mitteilungen Wis aber betrafen 
bauliche Maßnahmen der Kl., deren Kenntnis die Bekl. ſich 
zum Teil ſchon durch Vermittlung R.s vergeblich zu ver⸗ 
ſchaffen geſucht hatte.“ vn 

Das gilt (fo fährt das Urteil fort) in erſter Linie von 
den durch W. beſchafften Konſtruktions zeichnungen. 
Die Bekl. meint, daß ſie daraus nichts habe entnehmen können. 
Das iſt unrichtig. Denn ſchon die Kenntnis von Größen⸗ 
verhältniſſen fremder Anlagen und von baulichen Maß⸗ 
nahmen des Wettbewerbs ind auch dann von großem Wert, 
wenn fie nicht verwendet erden. Entnommen wurde für die 
Konſtruktionszeichnung der engliſchen Anlage aus W.s Zeich⸗ 
nung z. B. das waſſergekühlte Rohr. 

Der Auffaſſung der Rev., daß das BG. damit keinen 
genügenden Tatbeſtand eines Geheimnisverrats gewonnen habe, 
iſt nicht beizuſtimmen. Für die gegenwärtige Feſtſtellungs⸗ 
klage reicht die Bezeichnung jedenfalls aus. 

(U. v. 12. Juni 1929; I 233/28.) 


II. Verfahren. 
4. Zivilprozeß⸗ und Koſtenrecht. 
418. Art. 1 Gef. v. 8. Febr. 1929; 88 70, 74 3 PO. 


1. Das RG. kann anordnen, daß es ohne 
mündliche Verhandlung ſentſcheiden werde, ohne 
vorher über dieſen Beſchluß den Reviſions⸗ 
kläger gehört zu haben. Die nachträgliche Auße⸗ 
rung hat ſich auf die Sache ſelbſt zu beziehen; 
Außerungen der Partei ſelbſt oder eines nicht 


einde Modelle, Gußformen für patentierte Gegen⸗ 
tände)- 

f Der wettbewerbsrechtliche Tatbeſtand bietet nichts Be⸗ 
ſonderes. Auch eine in der Patentſchrift behandelte Vorrichtung 
muß unter Umſtänden als Geſchäfts⸗ und Betriebsgeheimnis angeſehen 
werden. In der Regel werden in der Patentſchrift die Löſungs⸗ 
möglichkeiten für eine beſtimmte techniſche Aufgabe ganz allgemein 
gekennzeichnet. Die beſte Löſung offenzulegen, iſt der Erfinder nicht 
verpflichtet, ſie bleibt demgemäß ſein Betriebsgeheimnis. Hinzu 
kommt noch, daß die Zeichnungen der Patentſchrift ohne Maße dar⸗ 
geſtellt ſind und auch nicht maßſtäblich ausgeführt zu ſein brauchen. 
Daher kann eine mit Maßangaben ausgeſtattete oder maßſtäbliche 
Zeichnung (die im übrigen der Patentſchrift entſpricht) Gegenſtand 
eines Betriebsgeheimniſſes bilden. 

RA. Ernſt Aug. Uteſcher, Hamburg. 
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beim RG. zugelaſſenen Anwaltes bleiben un⸗ 
berückſichtigt. 

2. Dem Erfordernis des 870 3 PO. hat der 
Nebenintervenient genügt, wenn er auf die 
Streitverkündung hinweiſt und aus dieſer ſich 
fein Intereſſe am Beitritt ergibt. f) 


Der Kl. verlangt mit ſeiner Klage vom Bekl. die Her⸗ 
ausgabe eines angeblich zur Konkursmaſſe gehörigen Kraft⸗ 
wagens. Der Bekl. hat ſich u. a. damit verteidigt, daß er 
den Wagen an die wahre Eigentümerin, die jetzige RevKl., 
herausgegeben habe; ſie habe das von ihm gefordert. Aus 
dieſem Anlaß hat der Bekl. der jetzigen Revͤl. mit Schrift⸗ 
ſatz v. 30. April 1928 den Streit verkündet und dabei er⸗ 
klärt, daß er im Falle ſeines Unterliegens im Rechtsſtreit 
ſich bei der Revͤl. ſchadlos halten werde. Dieſe iſt im erſten 
Rechtszuge nicht als Nebenintervenientin aufgetreten. Als 
aber das LG. der Klage ſtattgab, hat der RA. Dr. B. mit 
Schriftſatz v. 30. Juli 1928 „für die Firma Ber Fahrzeug⸗ 
fabrik — als Nebenintervenientin —“ Berufung eingelegt. 
Antrag und Begründung blieben vorbehalten. Weitere Aus⸗ 
führungen ſind in dem Schriftſatz auch zur Frage der Neben⸗ 
intervention nicht enthalten, wohl aber in einem Schriftſatz 
v. 13. Okt. 1928, der dem Kl. am 15. Okt. 1928 zugeſtellt 
ſein ſoll. Das BG. hat die Verhandlung auf die Zulaſſung 
der Berufung und der Nebenintervention beſchränkt, beide 
Fragen verneint und die Berufung als unzuläſſig verworfen. 
Dagegen richtet ſich die Rev. Durch Beſchl. v. 26. Febr. 1929 
hat das RG. erklärt, in vorliegender Sache gemäß Art. 1 
Gef. v. 8. Febr. 1929 (RGBl. I, 19) eine Entſcheidung ohne 
vorgängige mündliche Verhandlung treffen zu wollen, und 
zwar nach Ablauf von vier Wochen ſeit Zuſtellung des Be⸗ 
ſchluſſes. Der Beſchluß iſt der Nevstl. am 28. Febr., dem 
Rev Bekl. am 1. März 1929 zugeſtellt, beiden iſt damit Ge⸗ 
legenheit zur ſchriftlichen Außerung gegeben worden. Eine 
ſolche iſt nur von ſeiten der Revͤl. eingegangen. Sie be 
antragt u. a., eine mündliche Verhandlung ſtattfinden zu 
laſſen. Der RevBekl. hat angezeigt, daß er auf die Be⸗ 
ſtellung eines bei dem RG. zugelaſſenen RA. verzichte. Der 
Entſcheidung iſt im übrigen der Sachverhalt zugrunde gelegt, 
wie er ſich aus dem BU. und dem dazu ergangenen Tat⸗ 
beſtands⸗Berichtigungsbeſchluß v. 28. Dez. 1928 ergibt. 

J. Zu Unrecht beanſtandet die Rev. das von dem RG. 
eingeſchlagene Verfahren. 

1. Art. I Gef. v. 8. Febr. 1929 gibt dem Rev. die 
Befugnis, ohne mündliche Verhandlung zu entſcheiden. Will 
es das tun, hat es den Parteien Gelegenheit zur ſchriftlichen 
Äußerung zu geben. Erſt muß ſich alſo das Nev®. über 
ſeinen Willen ſchlüſſig werden, ohne mündliche Verhandlung 
zu entſcheiden, und dann erſt hat es den Parteien die Ge⸗ 
legenheit zur ſchriftlichen Außerung zu geben. So iſt das 
RG. auch vorgegangen. Die Rev. meint, daß die Parteien 
bei dieſem Verfahren mit ihren Außerungen zu ſpät kämen, 
weil das Rev. feinen Beſchluß nur faſſen könne, indem es 
ſich ſchon auf eine beſtimmte Entſcheidung — ſei es für, ſei 
es gegen die Rev. — feſtlege. Indeſſen der Beſchluß des 
Gerichts kann und muß ſogar, wie die Rev. es ausdrückt, 
m abstracto, d. h. ohne gleichzeitige Inausſichtnahme einer 
beſtimmten Sachentſcheidung, gefaßt werden, denn der be⸗ 
ſchließende Senat vermag den fpäter erkennenden nicht zu 
binden. 
nn 


ie Zu 18. I. Mit dem Gef. z. Entl. des RG. v. 8. Febr. 1929 
f 50 Jubiläumsjahre des Inkrafttretens der ZPO., die die münd⸗ 
der Verhandlung zum Grundprinzip des Prozeſſes erhoben hatte, 
d. g chlußpunkt auf die Entwicklung geſetzt, die, mit der EntlB O. 
gebun Sept. 1915 beginnend, durch die weitere Novellenprozeß⸗ 
lichen h insbef die Nov. v. 13. Febr 1924 das Prinzip der münd⸗ 
Gericht handlung immer weiter durchbrochen hat. Bei dem oberſten 
kung debatten die geſetzgeberiſchen Maßnahmen wohl zur Beſchrän⸗ 
Richterzahl geführt, die unbeſchränkte mündliche Verhand⸗ 
aber unangetaſtet geblieben. Nach wie vor pflegen die 
„m NG. ſich auf eine kurze Reviſionsbegründung zu 
zulehnen, . weitere ſchriftliche Vorbereitung aber grundſätzlich ab⸗ 
F Die die mündliche Verhandlung deſto wirkſamer zu ge⸗ 
Erwartung daß ble b. 8. Febr. 1929 ſcheint nur erträglich in der 
eingeräumten das Nich. nur in den ſeltenſten Fällen von der ihm 
I. Hi Befugnis Gebrauch machen würde. 
Hiervon ausgehend iſt nichts dagegen einzuwenden, daß das 


2. Deshalb kommen die Parteien auch mit ihren Be⸗ 
merkungen nicht zu ſpät, die ſich auf die Frage der münd⸗ 
lichen Verhandlung beziehen. Das RG. iſt jederzeit in der 
Lage, von dem zunächſt gefaßten Beſchluß wieder abzugehen, 
wenn es ſich von der Notwendigkeit der mündlichen Ver⸗ 
handlung überzeugt. Die Rev. hat denn auch einen Antrag 
auf Anberaumung eines Termins zur mündlichen Verhand⸗ 
lung geſtellt. Ihm konnte aber nicht entſprochen werden, da 
er nur auf allgemeine Erwägungen über den Grundſatz der 
Mündlichkeit der Verhandlung, über das Intereſſe des An⸗ 
waltſtandes und die Entlaſtung des RG. geſtützt wird. Gegen⸗ 
über dem Geſ. v. 8. Febr. 1929 müſſen dieſe Erwägungen 
verſagen. Dafür, daß gerade in der vorliegenden Sache die 
mündliche Verhandlung geboten wäre, iſt nichts angeführt 
worden. 

3. Der klagende Konkursverwalter hat in ſeiner im Tat⸗ 
beſtand erwähnten Anzeige ſich auch noch zur Sache ſelbſt 
geäußert. Dieſe Darlegungen können, weil ſie nicht von einem 
bei dem RG. zugelaſſenen RA. gemacht ſind, nicht beachtet 
werden. Sie ſind deshalb auch nicht geeignet, von dem 
Prozeßgegner beantwortet zu werden. Dem Antrag der Rev⸗ 
Kl., ihr Gelegenheit zu dieſer Antwort zu bieten, brauchte 
alſo nicht ſtattgegeben zu werden. 

II. In der Sache ſelbſt iſt der Rev. beizutreten. 

1. Allerdings iſt es nicht richtig, wenn ſie meint, daß 
8 74 Abſ. 1 ZPO. die Grundſätze über die Nebenintervention 
nicht auch ſchon für den Beitritt des Dritten in Kraft ſetze, 
dem der Streit verkündet worden iſt. Auch dieſer Beitritt 
gehört bereits zu dem „Verhältnis des Dritten zu den Par⸗ 
teien“, von dem § 74 Abſ. 1 ZPO. ſpricht. Der den Beitritt 
enthaltende Schriftſatz der Revͤl. mußte alſo den Erforder⸗ 
niſſen des 8 70 3PO. genügen. Das iſt aber auch der Fall. 

2. Ob der „Beitritt erklärt“ worden iſt (8 70 Abſ. 1 
Satz 2 Nr. 3 ZPO.), läßt das BG. offen. Es iſt aber ge⸗ 
ſchehen, denn wie das RG. in RG. 102, 277 ausführt, ver⸗ 
ſteht es ſich von ſelbſt, daß jemand, der ein Rechtsmittel ein⸗ 
legt und ſich dabei als Nebenintervenienten bezeichnet, damit 
auch ſeinen Beitritt erklärt. Ob die Bezeichnung „in Par⸗ 
entheſe“ geſchieht, hier zwiſchen zwei Gedankenſtrichen, iſt ge⸗ 
wiß unerheblich. Ebenſo kann der Zweifel des BG. auf ſich 
beruhen, ob die RevͤKl. etwa des Glaubens geweſen ſei, ihren 
Beitritt ſchon früher erklärt zu haben. Entſcheidend iſt, wie 
die Erklärung auf den Kl. wirken mußte und gewirkt hat. 
Nach ſeinem Schriftſatz v. 8. Okt. 1928 hat er aber ſofort er⸗ 
kannt, daß hier ein Dritter als neuer Nebenintervenient in 
den Rechtsſtreit eintreten wollte. 

3. Über das „Intereſſe an dem Beitritt“ (8 70 Abſ. 1 
Satz 2 Nr. 2 ZPO.) iſt in dem Beitrittsſchriftſatz ausdrücklich 
nichts geſagt worden. Der Hinweis auf eine vorangegangene 
Streitverkündung genügt aber in der Regel als Angabe des 
Intereſſes (RG. 102, 278), und dieſer Hinweis kann ſchließ⸗ 
lich auch ſtillſchweigend bewirkt werden. Das Intereſſe am 
Beitritt ſoll angegeben werden, um dem Gegner der unter⸗ 
ſtützten Partei den Grund des Beitritts ſofort erkennbar zu 
machen. Dazu kann es genügen, wenn ein Dritter, dem der 
Streit verkündet worden iſt, der anderen, von dieſer Streit⸗ 
verkündung in Kenntnis geſetzten, Partei einfach erklärt, daß 
er nunmehr dem Gegner des Erklärungsempfängers beitrete. 
Im gegenwärtigen Falle hat dieſe Erklärung genügt, um den 
Kl. über die Zuſammenhänge zu unterrichten. Er hat zunächſt 


RG. gerade in dieſem Falle, wo es ſich um eine einfache prozeſſuale 
Frage handelte, von der Befugnis der Novelle Gebrauch macht. Das 
Verfahren des RG., bevor den Parteien Gelegenheit zur ſchriftlichen 
Außerung gegeben wird, ſich ſchlüſſig zu machen, ob es von der Be⸗ 
fugnis der Novelle Gebrauch machen will, entſpricht dem Wortlaut 
des Geſetzes. Bei anderer Praxis würde eine dreifache Beſchluß⸗ 
faſſung des RG. nötig werden, nämlich einmal, ob den Parteien 
Gelegenheit zur ſchriftlichen Außerung über den etwaigen Ausſchluß 
der mündlichen Verhandlung zu geben ſei, weiter nach etwaigem 
Eingang der ſchriftlichen Außerung der Parteien der Beſchluß, ob 
von der Befugnis der Novelle Gebrauch zu machen ſei, und endlich 
die Sachentſch., nachdem wiederum die Parteien ſchriftlich zur 
Sache gehört ſind. Dieſe Umſtändlichkeit würde die Erſparnis durch 
Wegfall der mündlichen Verhandlung wieder aufheben. Ein zwin⸗ 
gender Grund zu einer ſolchen Praxis beſteht nicht, wie das RG. 
zutreffend ausführt, da es jederzeit feinen Beſchluß über den Wegfall. 
der mündlichen Verhandlung wieder aufheben kann. Im übrigen muß 
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überhaupt keine Bedenken geäußert und am 3. Okt. 1928 
einen Antrag auf Zurückweiſung der Berufung angekündigt. 
Am 8. Okt. 1928 hat er dann allerdings Bedenken erhoben, 
aber auch keine ſachlichen, vielmehr nur Formbedenken. Dar⸗ 
über, daß der Beitritt auf die Streitverkündung hin erklärt 
werden ſollte, war er nicht im Zweifel, er hat nur gemeint, 
daß die Erklärung nicht in der genügenden Form abgegeben 
worden ſei. Wenn der Kl. daran auch jetzt noch feſthält, wenn 
er verlangt, daß alles, was zwiſchen den Zeilen zu leſen iſt 
und er dort auch ſelbſt geleſen hat, noch mit ausdrücklichen 
Worten geſagt werden ſoll, ſo iſt das „leerer Formalismus“ 
i. S. von RG. 102, 278. Zu deſſen Übung zwingen auch die 
Formvorſchriften der ZPO. nicht. Sachlich muß ihnen ge⸗ 
nügt werden, nicht dem Buchſtaben nach. 

III. Der Kl. hat nun aber auch beſtritten, daß die Be⸗ 
zugnahme auf die Streitverkündung ein rechtliches Intereſſe 
der Reval. am Beitritt erſehen laſſe, und er hat weiter be⸗ 
ſtritten, daß ein ſolches Intereſſe überhaupt beſtehe. Beide 
Fragen hat das BG. nicht beantwortet und von ſeinem 
Standpunkt aus auch nicht zu beantworten brauchen. Sie 
ſind aber beide zu bejahen, und das kann auch durch das 
Rev G. geſchehen, da es ſich um die Auslegung einer Prozeß⸗ 
erklärung, der Streitverkündung, handelt. In dieſer heißt es: 
„Der Bekl., der dieſen Wagen auf Aufforderung der Firma 
3. er Fahrzeugfabrik an dieſe herauszugeben hat, wird ſich 
an die Z.er Fahrzeugfabrik im Falle ſeines Unterliegens im 
Prozeſſe ſchadlos halten.“ Die Folgerungen des Kl. betonen 
das „zu“ in dem Worte „herauszugeben“. Er meint, daß 
die Bekl., die danach noch im Beſitze des Wagens ſei, keinen 
Rückgriff gegen die Rev. nehmen könne. Nun iſt aber 
das „zu“ nur ein Schreibfehler für „ge“, und das ergibt die 
Streitverkündung ſelbſt. Ihr waren die von den Parteien 
gewechſelten Schriftſätze beigefügt, ſie waren damit zum Be⸗ 
ſtandteil der Streitverkündung gemacht worden. In dem 
Schriftſatz des Bekl. v. 28. Jan. 1928 iſt geſagt: „Im übri⸗ 
gen kann der Wagen ſchon deswegen nicht herausgegeben 
werden, weil ihn die Lieferfirma — d. h. die RevKl. — bei 
dem Bekl. abgeholt und zu ſich nach Z. genommen hat.“ Bei 
dem Betrachten des Geſamtinhalts der Streitverkündung 
konnte über ihren Anlaß kein Zweifel beſtehen. Der Bekl. 
war auf Herausgabe eines Wagens verklagt worden, er hatte 
ihn an einen Dritten herausgegeben, der das Eigentum an 
dem Wagen für ſich in Anſpruch nahm, im Falle ſeines 
Unterliegens in dem Rechtsſtreit wollte ſich der Bekl. an den 
Dritten halten und von ihm die Rückgabe des Wagens ver⸗ 
langen. Daraus ergab ſich, daß der Dritte ein rechtliches 
Intereſſe an dem Obſiegen des Bekl. hatte, und durch den 
hinreichend deutlichen Hinweis auf die Streitverkündung 
wurde dieſes rechtliche Intereſſe als das für den Beitritt 
maßgebende bezeichnet. Hiernach iſt der Beitritt der Revell. 
für zuläſſig zu erachten. 

(U. v. 26. April 1929; 645/28 VII. — Dresden.) [Ku.] 


ſich auch ſonſt das RG. bei Vorentſch., z. B. bei der Beſchlußfaſſung 
über ein Armenrechtsgeſuch, mit der Sache ſelbſt vorher befaſſen. 

Ebenſo iſt aus prinzipiellen Gründen dem zuzuſtimmen, daß 
das RG. auch hier keine Ausnahme von dem ſtrengen Anwalts⸗ 
zwang zuläßt. 

III. Die Sachentſch. ſelbſt, in der das RG. unter Hinweis auf 
ſeine Entſch. RG. 102, 218 mit großer Entſchiedenheit von jedem 
„leeren Formalismus“ abrückt, atmet den Geiſt, der die formellen 
Vorſchriften der ZPO. nur auffaßt als Mittel zum Zweck, das 
materielle Recht zu finden. 

RA. Dr. Stumme, Hamburg. 


Zu 19. Die vorſtehende Entſcheidung entſpricht praktiſchen Be⸗ 
dürfniſſen. Es wäre leerer Formalismus, wenn von dem Berl., der 
bereits ein Armenrechtsgeſuch eingereicht hatte, verlangt würde, daß 
er nach Friſtſetzung ein erneutes Geſuch nur zu dem Zwecke der 
Hemmung dieſer Friſt einzureichen habe. Ein ſolches Geſuch könnte 
auch dazu benutzt werden, lediglich Zeit zu gewinnen. Die dem Berkkl. 
vom Geſetz zugebilligte Friſt von zwei Wochen nach Zuſtellung des 
das Armenrecht ablehnenden Beſchluſſes iſt als ausreichend anzuſehen, 
um das zur Zahlung der Gebühr benötigte Geld zu beſchaffen. Dieſe 
praktiſchen Erwägungen wiegen ſchwerer, als das theoretiſche Be⸗ 
denken, daß die Femin einer Friſt rechtlich nicht ſchon eintreten 
Kann, bevor dieſe zu laufen begonnen hat. Es iſt darüber hinaus zu 
hoffen, daß das RG. ſich über dieſes Bedenken ſelbſt dann hinwegſetzen 
wird, wenn die rechtlichen Vorausſetzungen für die Setzung der Friſt 


19. 88 519, 114 ff. 3 PO. Es iſt zuläſſig, wäh⸗ 
rend der Schwebe eines Armenrechtsgeſuches die 
Friſt zum Nachweis der Zahlung der Prozeß⸗ 
gebühr zu beſtimmen. Das Geſuch hemmt den 
Lauf dieſer Friſt. f) 

Der BeſchwF. hatdrei Armenrechtsgeſuche eingereicht, 
das erſte vor Zuſtellung der Verfügung des Vorſitzenden, 
durch die die Friſt zum Nachweis der Zahlung der Prozeß⸗ 
gebühr beſtimmt wurde. Das BG. hat allein dieſem Geſuch 
friſthemmende Wirkung beigemeſſen. Hiergegen richtet ſich 
die Beſchwerde. Sie iſt der Meinung, daß das erſte Geſuch 
außer Betracht zu bleiben habe. Da es vor Friſtbeginn ein⸗ 
gereicht ſei, könne es die Friſt nicht hemmen. Dem BG. iſt 
jedoch darin beizutreten, daß es zuläſſig war, noch während 
Schwebens des erſten Armenrechtsgeſuchs die Friſt zu be⸗ 
ſtimmen und daß der Lauf der ſo geſetzten Friſt durch dieſes 
Geſuch gehemmt wurde. Der 5. ZivSen. hat allerdings in dem 
Beſchl. v. 21. Mai 1927 (veröffentlicht in JW. 1927, 2134) 
den entgegengeſetzten Standpunkt eingenommen. Dieſer Be⸗ 
ſchluß ſteht jedoch nicht im Einklang mit dem vorher er⸗ 
gangenen Beſchluß des erk. Sen. in RG. 110, 402) und dem 
des 5. Ziv Sen. v. 18. März 1926 (veröffentlicht in JW. 1926, 
1669), deren Auffaſſung auch in den ſpäter erlaſſenen Entſch. 
des 2. ZivSen. (RG. 117, 136) und des 8. ZivSen. im 
Beſchl. VIII B 13/28 v. 15. Okt. 1928 geteilt wird. 

(Beſchl. v. 4. März 1929; 10/29 IV B. — . 5 M.) 
a.] 


20. 8 519 ZPO. Eine vom BG. bewilligte 
Verlängerung der Vorſchußnachweisfriſt und 
darauf erfolgende Gewährung des Armenrechts 
kann nicht deshalb für unwirkſam erklärt wer⸗ 
den, weil nach veränderter Rechtsanſicht des BG. 
bei der Friſtverlängerung die Vorſchußfriſt 
ſchon abgelaufen geweſen fei.f) 

Es handelt ſich nur um die Frage, ob die Nachweisfriſt 
aus 8519 ZPO. nicht gewahrt und die Berufung deshalb 
unzuläſſig iſt, wie das angefochtene Urteil annimmt. Da die 
Beſtimmung der erſten Friſt mit feſtem Endtermin (10. Jan. 
1928) nach der Auffaſſung des erk. Sen., der der Vorſitzende 
des BG. laut Begründung des angefochtenen Urteils gefolgt 
iſt, durch das kurz vor ihrem Ablauf eingegangene Armen⸗ 
rechtsgeſuch des Kl. wirkungslos wurde, iſt ihm nach Ab⸗ 
lehnung dieſes Geſuches eine neue nach einem Zeitraum 
(zwei Wochen) bemeſſene Friſt durch die ordnungsmäßig zu⸗ 
geſtellte Verfügung des Vorſitzenden v. 22. März 1928 ge⸗ 
ſetzt worden. Dieſe erneute Friſtſetzung und damit auch der 
Beſchluß der Bewilligung des Armenrechts, das während des 
Laufs dieſer Friſt v. Kl. beantragt war, iſt vom BG. aber 
als unwirkſam angeſehen, nachdem die Ver ZivSen. des RG. 
in dem Beſchl. v. 5. März 1928 (RG. 120, 11)) angenommen 
hatten, daß die mit einem feſten Endpunkt beſtimmte Nach⸗ 


bei Einreichung des Armenrechtsgeſuches überhaupt noch nicht vor⸗ 
lagen. Dies gilt für ein Armenrechtsgeſuch, das vor der Einlegung 
der Berufung bereits eingereicht worden war. Es hat den Anſchein, 
daß der 2. ZivSen. dem vor der Berufungseinlegung eingereichten 
Armenrechtsgeſuche nicht die gleiche friſthemmende Wirkung zuſchreibt 
wie dem zwar nach Einlegung der Berufung, aber vor oder innerhalb 
der Friſt eingereichten Geſuche. In der Entſch. v. 24. Mai 1927: 
RG. 117, 138 JW. 1927, 1991 heißt es: „Ebenſo aber wie ein vor 
Einlegung der Berufung eingereichtes Armenrechtsgeſuch muß auch 
ein ſolches Geſuch außer Betracht bleiben, das ſchon vor der Friſt⸗ 
beſtimmung abgelehnt war.“ Es iſt nicht einzuſehen, daß ein vor 
Einlegung der Berufung eingereichtes Armenrechtsgeſuch anders zu be⸗ 
handeln ſei, als ein Geſuch, das erſt ſpäter eingereicht wird. Es könnte 
ſonſt der Fall eintreten, daß eine Partei im Vertrauen auf die friſt⸗ 
hemmende Wirkung ihres Armenrechtsgeſuches verabſäumt, nach Ein⸗ 
legung der Berufung ein neues Geſuch einzureichen, ſo daß die Be⸗ 
rufung lediglich aus dieſem Grunde als unzuläſſig verworfen wird. 
RA. Dr. Harten, Hamburg. 


1) JW. 1925, 1374. 

Zu 20. A. 8519 Ab. 6 3PO., ein der Rechtspflege ohnehin ſchäd⸗ 
liches Geſetz, hat ſchon eine unverdiente Fülle von Rſpr. gezeugt. Daß 
aber ein Gericht erſt durch eine neue Friſtſetzung ſeines Vorſitzenden 


2) JW. 1928, 907. 
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weisfriſt in bezug auf die Frage, wann die durch die Ein⸗ 
reichung eines Armenrechtsgeſuchs gehemmte Friſt ihr Ende 
erreicht, ebenſo zu behandeln ſei wie die nach einem Zeitraum 
beſtimmte Nachweisfriſt. Das BG. betrachtet deshalb die 
zweite Friſtſetzung als nicht geſchehen und wendet rückwirkend 
die Anſicht der Ver Ziv Sen. auf die erſte Friſt an. Es nimmt 
danach an, daß der bei Eingang des erſten — abgelehnten — 
Armenrechtsgeſuchs noch ausſtehende fünftägige Reſt der 
Friſt nach Beendigung der bis zum 11. Febr. 1928 dauern⸗ 
den Hemmung der Friſt, alſo vom 12. Februar ab gelaufen, 
die Friſt ſomit am 16. Februar ihr Ende erreicht habe. Da 
bis dahin unſtreitig der Nachweis der Zahlung nicht geführt 
iſt, ſo verwirft das BG. die Berufung als unzuläſſig. 
Dieſe Auffaſſung ift rechtlich unhaltbar. Hat das BG. 
trotz des Hinweiſes des Prozeßbevollmächtigten des Kl. durch 
den Berichterſtatter v. 20. Febr. 1928, daß die Nachweis⸗ 
friſt am 16. Febr. 1928 fruchtlos verſtrichen ſei, die Be⸗ 
rufung nicht als unzuläffig verworfen, ſondern hat der Vor⸗ 
ſitzende — nunmehr im Anſchluß an den Standpunkt des 
jetzt erk. Sen. — durch die ordnungsmäßig zugeſtellte Ver⸗ 
fügung v. 22. März 1928 dem Kl. eine neue Nachweisfriſt 
geſetzt, ſo kann dieſe vom BG. nicht einfach nachträglich für 
rechtsunwirkſam erklärt werden. Das BG. kann nicht zu ſei⸗ 
ner urſprünglichen Anſicht über die Berechnungsart zurück⸗ 
kehren, wenn dadurch zum Nachteil des Kl. die zweite Friſt⸗ 
ſetzung in Wegfall gebracht wird. Daran kann der Umſtand 
nichts ändern, daß ſich grundſätzlich für dieſe Art der Be⸗ 
rechnung im Gegenſatz zu der des jetzt erk. Sen. die Ver⸗ 
ZivSen. des RG. inzwiſchen entſchieden haben in RG. 120, 
12). Die dortige Stellungnahme läßt ſelbſtverſtändlich keinen 
Schluß dahin zu, daß ſie auch maßgebend ſein ſolle für einen 
Fall wie den vorliegenden, in welchem bereits entſprechend 
der dort abgelehnten Berechnungsart des jetzt erk. Sen. vom 
Vorſitzenden des BG. verfahren iſt. Es handelt ſich um eine 
von dieſem zu beſtimmende Vorausſetzung für die Zuläſſig⸗ 
keit des Rechtsmittels. Iſt dieſe Beſtimmung getroffen und 
in der geſetzlich vorgeſchriebenen Form dem Rechtsmittelkläger 
zugegangen, ſo muß dieſer, zumal wenn die Art der Friſt⸗ 
ſetzung in Übereinſtimmung mit der Anſicht eines Senats des 
RG. geſchehen iſt, mit der Rechtswirkſamkeit der geſtellten 


den Berufungskläger in Sicherheit wiegt, um dieſem dann mitzuteilen, 
der Vorſitzende habe ſeine Rechtsanſicht geändert, und die Folge des 
früheren Rechtsirrtums müſſe nun die Partei tragen, das iſt eine 
Auffaſſung, die das NG. mit Recht zurückgewieſen hat. Man be⸗ 
dauert nur, daß eine ſolche Fülle von Zeit, Arbeit 
und Scharfſinn höchſter Richter aufgewendet werden 
muß, um zu einem Ergebnis zu kommen, das das ein⸗ 
fache Rechtsgefühl als felbftverftändlid erkennt. 
Geh. IR. Dr. Heilberg, Breslau. 


B. Dem Berfl. war eine Friſt zum Nachweiſe über die Zahlung 
der erforderten Prozeßgebühr bis zum 10. Jan. 1928 geſetzt worden. 
Fünf Tage vor Ablauf dieſer Friſt, nämlich am 5. Jan. 1928, reichte 
er ein Armenrechtsgeſuch ein. Dieſes Geſuch wurde abgelehnt und der 
ablehnende Beſchluß dem Berbel. am 28. Jan. 1928 zugeſtellt. Nach 
8519 Abſ. 6 Satz 4 3PO. hat die Einreichung des Armenrechtsgeſuches 
zur Folge, daß der Lauf der Nachweisfriſt bis zum Ablaufe von zwei 
Wochen nach Zuſtellung des auf dieſes Geſuch ergehenden Beſchluſſes 
gehemmt wird. Dieſe Geſetzesvorſchrift hatte nun zu Zweifeln Anlaß 
gegeben in Fällen, in denen die Nachweisfriſt nicht nach einem von 
der Zuſtellung der Friſtſetzung ab laufenden Zeitraume (3. B. einem 
Monat oder mehreren Wochen), ſondern, wie in dem vorliegenden 
Falle, nach einem Endtermine bezeichnet wird. Während die früher 
einheitliche Rechtſprechung des RG. die mit einem feſten Endpunkte 
geſetzte Friſt der nach einem Zeitraume beſtimmten Friſt völlig gleich 
behandelte, ſtellte ſich der 2. ZivSen. des RG. in mehreren, Ende des 
Jahres 1927 ergangenen Entſcheidungen auf den Standpunkt, daß 
zwiſchen beiden Friſten doch ein bedeutſamer Unterſchied beſtände. Er 
machte insbeſ. geltend, daß die Endtagsfriſt dann ihre Bedeutung 
verliere, mindeſtens wirkungslos werde, wenn die durch die Ein⸗ 
reichung des Armenrechtsgeſuches eingetretene Hemmung der Nachweis⸗ 
friſt bei derem Ablaufe noch fortdauere oder doch erſt ganz kurze Zeit 
vorher aufgehört habe. Der 2. Ziv Sen. hielt in einem ſolchen Falle 
die Setzung einer neuen Friſt für erforderlich. Dieſer Anſicht, die auch 
im Schrifttum Vertretung gefunden hat, ſchloß fi das BG. an. Dem 
Berl. wurde daher eine neue Friſt geſetzt und das innerhalb dieſer 
Friſt Abermals nachgeſuchte Armenrecht bewilligt. 

Inzwiſchen waren wegen der vom 2. Ziv Sen. vertretenen An⸗ 


) JW. 1928, 907. 


Friſt und daher auch des Beſchluſſes rechnen dürfen, durch 
den ihm das während des Laufes der Friſt von ihm nach⸗ 
geſuchte Armenrecht bewilligt iſt. Das hat die Folge, daß er 
prozeßrechtlich ebenſo zu behandeln iſt, als wenn er eine vom 
Vorſitzenden des BG. geſtellte Nachweisfriſt durch den Nach⸗ 
weis der Einzahlung der geforderten Prozeßgebühr ein⸗ 
gehalten hätte. 

(U. v. 12. April 1929; 603/28 II. — Berlin.) [Ku.] 


21. § 4 GK G.; 88 57—60 KO. Auf Streitig⸗ 
keiten über die Verpflichtung der Maſſe, die Ge⸗ 
richtskoſten einer vom Gemeinſchuldner vor Kon⸗ 
kurseröffnung beantragten, aber vom Gericht 
abgelehnten Eröffnung des Geſchäftsaufſichts⸗ 
verfahrens als Maſſekoſten zu tragen, findet 
das Verfahren des 84 GKG. Anwendung. 

Am 31. Jan. 1925 war vom AG. Berlin-Mitte ein An⸗ 
trag auf Anordnung der Geſchäftsaufſicht über das Vermögen 
der jetzt vom Kl. vertretenen Gemeinſchuldnerin abgelehnt 
worden. Nachdem dasſelbe Gericht dann am 4. Febr. 1925 das 
Konkursverfahren eröffnet hatte, forderte ſeine Gerichtskaſſe 
in dieſem Verfahren die Koſten des Geſchäftsaufſichtsverfah⸗ 
rens als Maſſekoſten vom Kl. an. Sie beharrte auf dieſem 
Anſpruch auch gegenüber einer Vorſtellung des Kl. v. 18. Nov. 
1926 mit Schreiben des Kaſſenkurators v. 29. desſelben Mo⸗ 
nats. In einer neuen Eingabe v. 26. desſelben Monats an 
die Gerichtskaſſe erklärte der Kl., daß er nunmehr Klage er⸗ 
heben werde, bat um vorläufige Einſtellung der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung, weil die Maſſe zur Befriedigung der Maſſegläubiger 
nicht ausreiche (8 60 KO.), und ſchloß für den Fall, daß dieſer 
Bitte nicht entſprochen werde, die weitere Bitte an, die Ein⸗ 
gabe „als Beſchwerde der übergeordneten Inſtanz weiterleiten 
zu wollen“. Der AGPräſ., dem die Eingabe infolge dieſer 
letzten Bitte vorgelegt wurde, erließ am 8. Nov. 1927 eine 
Entſch., laut der er „die Beſchwerde als unbegründet ab⸗ 
wies“ und die dem Kl. nach deſſen Angabe am 11. desſelben 
Monats zugeſtellt wurde. Mit der am 9. Dez. 1927 ein⸗ 
gereichten Klage beantragte der Kl. nunmehr, die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung für unzuläſſig zu erklären. Der Bekl. machte in 
erſter Linie geltend, daß die Klage nach §8 3 Abſ. 3 VO. v. 


ſicht die Ver ZivSen. des RG. angerufen worden. In der oben zitierten 
Plenarentſcheidung blieb das RG. dabei, daß es keinen Unterſchied 
begründe, ob die Friſt durch Bezeichnung eines Zeitraumes oder eines 
Enddatums beſtimmt ſei. Friſten der letztbezeichneten Art ſind danach 
in Tagesfriſten umzudeuten. In Anwendung dieſer Entſcheidung ge⸗ 
langte nunmehr das BG. zu dem Ergebnis, daß die Berufung als 
unzuläſſig zu verwerfen ſei. Dies wäre an ſich richtig geweſen, wenn 
das BG. nicht eine zweite Friſt geſetzt und in derem Verlaufe das 
Armenrecht bewilligt hätte. Da nämlich am 28. Jan. 1928 der ab⸗ 
lehnende Beſchluß auf das erſte Armenrechtsgeſuch zugeſtellt worden 
war, dauerte die Hemmung der Nachweisfriſt (zwei Wochen) bis zum 
11. Febr. 1928. Von dieſem Tage ab lief die noch reſtliche Friſt von 
fünf Tagen, alſo bis zum 16. Febr. 1928. Bis zu dieſem Zeitpunkte 
war aber weder der Nachweis der Zahlung geführt, noch das Armen⸗ 
recht bewilligt. Nun aber hatte das BG. eine zweite Friſt geſetzt und 
auf Grund eines innerhalb dieſer Friſt eingereichten Armenrechts⸗ 
geſuches das Armenrecht bewilligt. Das RG. ſagt — und darin liegt 
das Grundſätzliche dieſer Entſcheidung —, daß das BG. dieſe erneute 
Friſtſetzung und den Beſchluß der Bewilligung des Armenrechts nicht 
einfach nachträglich für rechtsunwirkſam erklären könne, denn der 
Rechtsmittelkläger müſſe mit der Rechtswirkſamkeit der geſtellten Friſt 
und daher auch des Beſchluſſes rechnen dürfen, durch den ihm das 
während des Laufes der Friſt von ihm nachgeſuchte Armenrecht be⸗ 
willigt worden ſei. 

Die Entſcheidung bedeutet eine Einſchränkung des Grundſatzes 
der freien Abänderlichkeit der Beſchlüſſe, Verfügungen und prozeß⸗ 
leitenden Anordnungen. Dieſer Grundſatz gilt danach nicht für richter⸗ 
liche Friſten. Sind derartige Friſten geſetzt, ſo können ſie nicht wieder 
aufgehoben werden. Die Prozeßpartei muß mit der Rechtswirkſamkeit 
der geſtellten Friſt rechnen dürfen. Dieſe im Intereſſe der Prozeß⸗ 
ſicherheit zu begrüßende Anſicht findet auch in dem Geſetze eine Stütze. 
Das Geſetz ſelbſt ſteht nicht auf dem Standpunkte der freien Ab⸗ 
änderlichkeit der einmal geſetzten Friſten. Wenn es im 8 224 Abſ. 2 
PO. die Abkürzung oder Verlängerung richterlicher und geſetzlicher 
Friſten nur auf Antrag zuläßt, von der Aufhebung derartiger Friſten 
aber gänzlich ſchweigt, dann wird man annehmen müſſen, daß der 
Richter über die Aufhebung von Friſten nicht zu verfügen hat — und 
zwar auch dann nicht, wenn die rechtlichen Vorausſetzungen für die 
Setzung der Friſt überhaupt nicht vorlagen. 

RA. Dr. Harten, Hamburg. 
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15. Nov. 1899 über das Verwaltungsbeitreibungsperfahren 
unzuläffig ſei, weil der Kl. gegen die Entſch. der Stelle, für 
deren Rechnung die Zwangsvollſtreckung ſtattfinden ſolle, näm⸗ 
lich gegen die Entſch. des Kaſſenkurators v. 29. Nov. 1926, 
bereits die Aufſichtsbeſchwerde mit ſeinem Schreiben v. 
26. Nov. 1926 ergriffen habe. Das LG. Berlin I erkannte 
i. S. dieſer Auffaſſung. Der Kl. hat mit Einwilligung des 
Bekl. unter Übergehung der BerInſt. Rev. eingelegt. Die 
Rev. wurde zurückgewieſen. 


Das LG. bringt ohne beſondere Begründung den 8 3 
PrVoO. v. 15. Nov. 1899, betr. das Verwaltungsverfahren 
zur Beitreibung von Geldbeträgen (GS. 545) zur Anwen⸗ 
dung, der die Rechtsbehelfe dritter Perſonen regelt, gegen die 
jenes Verfahren auf Grund einer aus den Vorſchriften des 
bürgerlichen Rechts hergeleiteten Verpflichtung zur Leiſtung 
oder zur Duldung der Zwangsvollſtreckung angeordnet wird 
und die dieſe Verpflichtung beſtreiten. Der Bekl. vertritt in 
ſeiner Reviſionsbeantwortung die Auffaſſung, daß nicht dieſe, 
die Klage wahlweiſe zulaſſende Vorſchrift, ſondern der 82 
derſelben BD. zutreffe, der die Einwendungen wegen ver⸗ 
meintlicher Mängel des Verwaltungsbeitreibungsverfahrens 
behandelt und wegen dieſer nur die Beſchwerde bei der vor⸗ 
geſetzten Dienſtbehörde vorſieht. Dagegen führt die Rev. aus, 
daß weder der § 2 noch der § 3 der VO. maßgebend, über die 
Verpflichtung des Konkursverwalters zur Zahlung der ſtrei⸗ 
tigen Koſten, über ihre Eigenſchaft als Maſſekoſten und über 
den Einwand der Unzuläſſigkeit der Maſſe vielmehr ausſchließ⸗ 
lich im Klagewege zu entſcheiden ſei. 

Keiner von dieſen Meinungen iſt beizutreten. Schon die 
erſt wegen der ſtreitigen Koſten aufgeſtellte Koſtenrechnung, 
die vom 10. März 1925, die in den Kaſſenakten vorliegt, iſt 
an den Konkursverwalter als Vertreter der Gemeinſchuldnerin. 
gerichtet, wie denn auch das angefochtene Urt. irgendeine an 
die Gemeinſchuldnerin unmittelbar gerichtete Koſtenanforde⸗ 
rung nicht erwähnt. Das Zwangsverfahren wird alſo gegen 
den Konkursverwalter nicht wegen einer urſprünglich gegen 
die Gemeinſchuldnerin angeſetzten Koſtenfeſtſetzung auf Grund 
einer gegen ihn als einen Dritten erlaſſenen Anordnung der 
Gerichtskaſſe, ſondern wegen einer von der Geſchäftsſtelle des 
Gerichts gegen ihn als Verwalter der Maſſe der Gemein⸗ 
ſchuldnerin angeſetzten Koſtenforderung betrieben. Für Erinne⸗ 
rungen der Zahlungspflichtigen gegen den Anſatz von Ge⸗ 
bühren und Auslagen iſt das Verfahren nun aber in 8 4 
RGKG. ausſchließlich geregelt, der nach 81 RGKG. und 
814 Geſch AufſVoO. auf die Koſten des Geſchäftsaufſichtsver⸗ 
fahrens anzuwenden iſt. Die Beſtimmungen der PrVO. v. 
15. Nov. 1899 können demgegenüber Anwendung nur bean⸗ 
ſpruchen und beanſpruchen auch nach ihrem Wortlaut nur 
Anwendung auf Einwendungen, die ſich nicht gegen den ur⸗ 
ſprünglichen Koſtenerſatz der Geſchäftsſtelle, ſondern gegen die 
auf Grund desſelben von der Gerichtskaſſe ergriffenen Bei⸗ 
treibungsmaßnahmen richten, was im vorliegenden Falle nach 
dem Geſagten nicht zutrifft. 

Die Vorſchrift des SA RGKG., wonach „über Erinne⸗ 
rungen des Zahlungspflichtigen gegen den Anſatz von Ge⸗ 
bühren oder Auslagen das Gericht der Inſtanz entſcheidet“ 
und gegen deſſen Entſch. Beſchwerde ſtattfindet, gilt auch nicht 
etwa nur für Erinnerungen gegen die Höhe der Koſten oder 
über die Notwendigkeit der unter ihnen begriffenen Auslagen. 
Vielmehr greift ſie, wie die Ver Ziv Sen. des RG. in einem 
Beſchl. v. 15. Febr. 1886 (RG. 16, 291 beſ. 302, 310) ein⸗ 
gehend ausgeführt haben und wie ſeitdem erneut der 6. Ziv⸗ 
Sen. in einer Entſch. v. 20. Nov. 1919 (RG. 97, 175) aus⸗ 
geſprochen hat, auch für den Streit darüber Platz, ob die Per⸗ 
ſon, gegen die die Koſten angeſetzt worden ſind, nach den 
Normen der Koſtengeſetze und des bürgerlichen Rechtes und 
den anderen nach 8 88 RGKG. zur Ergänzung der Koſten⸗ 
geſetze heranzuziehenden Vorſchriften mit Recht als zahlungs⸗ 
pflichtig in Anſpruch genommen wird. Zu dieſen nach § 88 
RGKG. als Ergänzung der Koſtengeſetze zu behandelnden Vor⸗ 
ſchriften, deren Verletzung auf dem im § 4 bezeichneten Wege 
geltend zu machen iſt, gehören nun aber die 88 57-60 KO. 
über die Maſſeverbindlichkeiten und über deren Berichtigung, 
insbeſ. im Falle einer Unzuläſſigkeit der Maſſe. Daraus folgt, 
daß auf dieſem Wege insbeſ. auch Streitigkeiten darüber aus⸗ 
zutragen ſind, ob Gerichtskoſten vom Konkursverwalter als 
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Maſſekoſten zu begleichen oder als Konkursforderungen gegen 
den Gemeinſchuldner anzumelden ſind und ob im erſteren 
Falle die alsbaldige vollſtändige Befriedigung oder wegen Un⸗ 
zulänglichkeit der Maſſe nur eine verhältnismäßige Berück⸗ 
ſichtigung verlangt werden kann. 

Die Anwendbarkeit des SA Rc. auf Streitigkeiten 
dieſer Art läßt ſich nicht aus dem Grunde verneinen, daß 
hier nicht die Zahlungspflicht des Konkursverwalters, ſondern 
nur ſeine Pflicht, die Koſten als Maſſekoſten zu behandeln, 
oder die Eigenſchaft des Koſtenanſpruchs als Maſſekoſten 
ſtreitig ſei. Die Inanſpruchnahme des Konkursverwalters für 
die geſamten Koſten iſt der Wirkung nach gleichbedeutend mit 
der Beanſpruchung ihrer Behandlung als Maſſekoſten, denn 
zur Erwirkung ihrer Berückſichtigung als bloße Konkurs⸗ 
forderung genügt ſchon die gegen den Gemeinſchuldner aus⸗ 
geſtellte Koſtenrechnung. Während aus einer ſolchen nach $ 14 
KO. während der Dauer des Konkursverfahrens eine Zwangs⸗ 
vollſtreckung nicht ſtattfinden darf, gibt die gegen den Konkurs⸗ 
verwalter ausgeſtellte Koſtenrechnung ohne weiteres die Grund⸗ 
lage für einen Zwangsbeitreibungsauftrag wegen des ganzen 
darin angeforderten Betrages gegen die Maſſe. Die Eigenſchaft 
der Koſten als Maſſekoſten kann alſo nicht einen beſonderen 
Streitpunkt neben der Frage bilden, ob der Konkursverwalter 
wegen ihrer Bezahlung rechtmäßig in Anſpruch genommen 
werde, ſondern ſie bildet geradezu den weſentlichen Inhalt 
und Zweck dieſer Inanſpruchnahme. Danach kann angeſfichts 
des aus den §§ 4, 88 GKG. ſich ergebenden Satzes, daß Strei⸗ 
tigkeiten über die Koſtenzahlungspflicht aus 88 5760 KO. 
im Wege des § 4 GKG. zu entſcheiden ſeien, auch die Entſch. 
über die Fragen, ob es ſich um Maſſekoſten handelt und ob 
die Vorausſetzungen für eine nur verhältnismäßige Befriedi⸗ 
gung der Maſſekoſten beſtehe, aus dieſem Verfahren nicht aus⸗ 
geſchieden werden. 

Demgemäß war das Verlangen des Kl., die gegen ihn 
gerichtete, die volle Beitreibung der Koſten aus der Maſſe 
bezweckende Zwangsvollſtreckung für unzuläſſig zu erklären, 
in der Form einer Einwendung gegen ſeine Koſtenzahlungs⸗ 
pflicht nach Maßgabe des 8 4 NGRE. geltend zu machen 
und die Beſchreitung des Klageweges unzuläſſig. 


(U. v. 11. Juni 1929; 544/28 VII. — Berlin.) [Ku.] 


5. Geſchäftsauffichtsverordnung. 


** 22. § 75 Geſch Aufſ VO. In die im 8 55 Nr. 3 
KO. beſtimmte Sechsmonatsfriſt wird die Zeit 
nicht eingerechnet, während deren die Geſchäfts⸗ 
aufſicht beſtand. f) 


1. Der Kl. hält die Aufrechnung mit der Forderung in 
Höhe von 244 589,42 RN in erſter Linie deshalb für unzu⸗ 
läſſig, weil die Gemeinſchuldnerin ihre Zahlungen bereits 
eingeſtellt hatte und die Bekl. dieſes bereits wußte, als ſie 
die Forderung von der WD. erwarb (8 55 Nr. 3 KO.). Die 
Bekl. hat dieſe Behauptungen beſtritten, fie hat ſich aber auch 
auf den letzten Satz von 855 Nr. 3 Abſ. 1 KO. berufen, 
weil fie die Forderung von der WD. bereits am 15. Juni 
1925, alſo länger als ſechs Monate vor der Konkurseröffnung, 
erworben habe, und ſie hat endlich noch den § 55 Nr. 3 
Abſ. 2 KO. herangezogen, weil fie zur Übernahme der Forde⸗ 
rung verpflichtet geweſen ſei. Das OLG. hat gegenüber dem 
Beſtreiten des Kl. feſtgeſtellt, daß die Bekl. die Forderung 
von der WD. tatſächlich ſchon am 15. Juni 1925 abgetreten 
erhalten hat; die Fragen, ob die Firma E.⸗H. damals ſchon 
ihre Zahlungen eingeſtellt hatte und ob die Bekl. ſchon darum 
wußte, hat der BerR. ebenſo offen gelaſſen, wie die weitere 
Frage, ob die Bekl. zur Übernahme der Forderung ver⸗ 


Zu 22. Das Urteil iſt zu begrüßen, ſein Ergebnis iſt be⸗ 
friedigend. Zwar iſt es nicht unbedenklich, wenn das NG. argu⸗ 
mentiert, daß 8 33 KO. durch 875 GeſchAufſVO. in ſeiner Faſſung 
und ſeinem Inhalte geändert worden ſei, da man das ſchlechter⸗ 
dings weder aus dem Wortlaut noch dem Sinne des 8 75 Geſch⸗ 
AufſVoO. zu entnehmen vermag. Denn 875 GeſcheAufſVo. will deut⸗ 
lich erkennbar nur eine Ergänzung des 8 33 KO. für einen 
Spezialfall fein, läßt aber § 33 KO. ſaälbſt völlig unberührt. 
Dennoch iſt der den Ausführungen des RG. zugrunde liegende 
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pflichtet war; er hat aber die Aufrechnung zugelaffen, weil 
der Erwerb der Forderung durch die Bekl. länger als ſechs 
Monate vor der Konkurseröffnung liege; die Anſicht des Kl., 
daß die Zeit der Geſchäftsaufſicht in die Friſt von ſechs 
Monaten nicht einzurechnen ſei, hat das BG. abgelehnt. Da⸗ 
gegen wendet ſich mit Recht die Rev. 

2. Nach § 33 KO. darf eine Rechtshandlung, welche 
früher als ſechs Monate vor der Eröffnung des Verfahrens 
vorgenommen iſt, aus dem Grunde einer Kenntnis der 
Zahlungseinſtellung nicht mehr angefochten werden. In 8 55 
Nr. wird eine Aufrechnung im Konkursverfahren für 
unzuläſſig erklärt, wenn jemand vor der Eröffnung des 
Verfahrens dem Gemeinſchuldner etwas ſchuldig war und 
eine Forderung an den Gemeinſchuldner durch ... Rechts⸗ 
abtretung ... erworben hat, falls ihm zur Zeit des Er- 
werbes bekannt war, daß der Gemeinſchuldner ſeine Zah⸗ 
lungen eingeſtellt hatte... Dann heißt es weiter: „Die 
Vorſchrift des § 33 findet entſprechende Anwendung.“ Das 
bedeutet, wenn nur der Wortlaut der Rechtsſätze in der KO. 
zugrunde gelegt wird, in der Tat dasſelbe, als ob der 8 55 
Nr. 3 KO. fortfahren würde: „es ſei denn, daß die Rechts⸗ 
abtretung früher als ſechs Monate vor der Eröffnung des 
Verfahrens vorgenommen iſt“. So hat es die Reviſions⸗ 
beantwortung ausgedrückt. Nun hatte aber die — am 1. Okt. 
1927 wieder außer Kraft getretene — BD. über die Ge⸗ 
ſchäftsaufſicht zur Abwendung des Konkurſes v. 14. Dez. 
1916 (RGBl. 1363) — GeſchAufſVoO. — im 8 75 beſtimmt: 
„Soweit nach den Vorſchriften der KO. ... die Anfecht⸗ 
barkeit von Rechtshandlungen davon abhängt, daß ſie inner⸗ 
halb beſtimmter Friſten vor der Eröffnung des Konkurſes 
. . . vorgenommen ſind, wird bei der Berechnung der Friſten 
die Zeit nicht mitgerechnet, während deren die Geſchäfts⸗ 
aufſicht beſteht.“ Der Bert. hat es abgelehnt, dieſe Vor⸗ 
ſchrift zugunſten des Kl. anzuwenden, weil hier die Friſt⸗ 
berechnung nur für die Anfechtbarkeit von Rechtshandlungen, 
nicht aber auch für die Aufrechenbarkeit von Forderungen ge⸗ 
regelt ſei. Dabei iſt aber überſehen, daß § 55 Nr. 3 KO. 
den § 33 KO. nicht in der von der Reviſionsbeantwortung 
angedeuteten Weiſe aufgelöſt hat, daß dort vielmehr auf den 
§ 33 KO. verwieſen wird. Nach den Regeln der Geſetzgebung 
und Geſetzesauslegung iſt damit geſagt, daß der 333 KO. 
im Rahmen des § 55 Nr. 3 KO. in ſeiner jeweils geltenden 
Faſſung anwendbar ſein ſoll, falls ſich nicht etwa zwingende 
Gegengründe ergeben. Der Wortlaut des 8 33 KO. wurde 
durch § 75 GeſchAufſVO. allerdings nicht geändert, in ihrem 
Zuſammenhalt ergeben aber die beiden Vorſchriften den neuen 
Rechtsſatz: „Bei der Berechnung der Friſt des 8 33 KO. 
iſt die Zeit nicht mitzurechnen, während deren die Geſchäfts⸗ 
aufſicht beſteht.“ Das war gleichſam der Abſatz 2 des 8 33 
KO. geworden und, wenn 8 55 Nr. 3 KO. auf den 833 KO. 
verweiſt, fo wurde davon in der Zeit der Geltung der Geſch⸗ 
AufſVO. auch jener Abſ. 2 betroffen. 


3. Ein innerer Grund, warum dieſer im Rahmen des 
§ 55 Nr. 3 KO. nicht anwendbar geweſen ſein ſollte, iſt nicht 
erſichtlich. Das Anfechten von Rechtshandlungen iſt zu⸗ 
gelaſſen und das Aufrechnen von Forderungen iſt in ge⸗ 
wiſſen Fällen verboten worden, um ungerechten Benach⸗ 
teiligungen der Konkursmaſſe entgegenzutreten. Namentlich 
ſoll niemand, der die Zahlungseinſtellung des Gemeinſchuld⸗ 
ners ſchon kennt, noch in der Lage ſein, eine Rechtsſtellung 
zu erlangen, die ihn vor den übrigen Konkursgläubigern be⸗ 
vorzugt, ſei es, daß er das durch eine Rechtshandlung mit 
em Gemeinſchuldner, ſei es, daß er es durch Erwerb einer 
Forderung erreichen will, die ihm die Aufrechnungsmöglich⸗ 
eit gibt. Einer Überſpannung dieſes Gedankens tritt § 33 
öffn entgegen. Was früher als ſechs Monate vor der Er⸗ 
nung des Konkursverfahrens liegt, darf wegen angeblicher 


des Pente ing Denn allerdings muß nach Sinn und Inhalt 
Bu bie Ken. s RO. hinſichtlich der Rechtsfolgen, die das Geſetz 
daß die euntnis der Zahlungseinſtellung knüpft, gefolgert werden, 

ine zeitlich El laraene Friſt von ſechs 
ea er Aufrechnung in voller Parallele mit der An⸗ 
ſech ung behandelt werden ſoll. Dann muß aber die dieſe Friſt 
DE Vorſchrift des § 75 GeſchAufſ VO. auch bei der Auf⸗ 
rechnung entſprechende Anwendung finden. 


Mit Recht ſagt das RG., daß aus dem Zitat des 8 55 Nr. 3 


Kenntnis einer bereits geſchehenen Zahlungseinſtellung nicht 
mehr als unrechtmäßig angezweifelt werden. Für die Fälle 
einer dem Konkurſe vorangehenden Geſchäftsaufſicht zur Ab⸗ 
wendung des Konkurſes erwieſen die ſechs Monate ſich aber 
wiederum als eine zu kurze Friſt. Deshalb wurde ſowohl 
für die Anfechtbarkeit von Rechtshandlungen als auch für die 
Aufrechenbarkeit von Forderungen verordnet, daß die Zeit der 
Geſchäftsaufſicht in jene ſechs Monate nicht einzurechnen ſei. 
Die Gleichheit des geſetzgeberiſchen Grundgedankens führt hier 
ſtets zu gleichen Ergebniſſen. 

4. Auch aus § 8 GeſchAufſ Vo. läßt ſich ein Gegengrund 
nicht entnehmen. Hier waren die Nr. 1 und 2 des 8 33 
KO. nachgebildet, nicht auch die Nr. 3 daſ. Es durfte alſo ein 
Gläubiger während der Dauer der Geſchäftsaufſicht ſeine 
Forderung gegen den Schuldner nicht aufrechnen, wenn er 
dem Schuldner erſt nach der Anordnung der Geſchäftsaufſicht 
etwas ſchuldig geworden war, oder wenn er vor der An⸗ 
ordnung der Geſchäftsaufſicht dem Schuldner etwas ſchuldig 
geweſen war und er erſt nachher ſeine Forderung erworben 
hatte, er durfte aber aufrechnen, wenn er vor Anordnung 
der Geſchäftsaufſicht ſeine Schuld begründet und ſeine For⸗ 
derung erworben hatte, mochte das letztere auch in Kenntnis 
einer bereits geſchehenen Zahlungseinſtellung ſtattgefunden 
haben. Dieſe Beſonderheit der GeſchAufſVoO. hatte darin 
ihren Grund, daß § 55 Nr. 3 KO., wie oben dargelegt, eine 
mit dem Anfechtungsrecht des Konkursverwalters gleich⸗ 
laufende Vorſchrift iſt und daß es während beſtehender Ge⸗ 
ſchäftsaufſicht keine Stelle gab, welche Rechtshandlungen des 
Gemeinſchuldners wie ein Konkursverwalter anfechten konnte. 
Führte die Geſchäftsaufſicht nicht zum Ziele und kam es 
ſchließlich doch zum Konkurs, dann griffen zugunſten der 
Maſſe die Vorſchriften der KO. ein, der Verwalter konnte 
ſein Anfechtungsrecht ausüben und Aufrechnungen, welche dem 
555 Nr. 3 KO. widerſprachen, erwieſen ſich als unzuläſſig, 
mochten ſie auch ſchon vor der Eröffnung des Konkurs⸗ 
verfahrens erklärt worden fein (RG. 85, 40 1)), alſo z. B. 
während ſchwebender Geſchäftsaufſicht. So bot das Fehlen 
einer dem § 55 Nr. 3 KO. entſprechenden Vorſchrift in dem 
§8 GeſchAufſVO. nichts Auffallendes, es fand in dem 8 55 
Nr. 3 KO. ſelbſt feinen Ausgleich und gerade 8 8 GeſchAufſ⸗ 
VO. erforderte von dieſem Standpunkt des Geſetzes aus, daß 
die ſechs Monate der 88 55 Nr. 3 und 33 KO. möglichſt 
weit vor die Konkurseröffnung zurückreichten. 

5. Am 1. Ok. 1927 iſt an die Stelle der GeſchAufſ VO. 
das Geſetz über den Vergleich zur Abwendung des Konkurſes 
(Vergleichsordnung) v. 5. Juli 1927 (RG Bl. 1 139) getreten. 
Dem 8 75 GeſchAufſVoO. entſpricht hier 8 87, in deſſen Abſ. 2 
es heißt: „In die im 831 Nr. 2, in den 88 32, 33, 55 Nr. 3 
und im § 183 Abſ. 2 KO. bezeichneten Friſten wird die ſeit 
der Eröffnung des Vergleichsverfahrens verſtrichene Zeit nicht 
eingerechnet.“ Gewiß iſt dadurch, daß neben dem § 33 auch 
der § 55 Nr. 3 KO. beſonders erwähnt wird, jeder Zweifel 
beſeitigt worden, aber nach den früheren Darlegungen wäre 
das Geſetz auch völlig klar, wenn es nur den 8 33 KO. an⸗ 
geführt und es der entſprechenden Anwendung dieſes § 33 im 
Rahmen des § 55 Nr. 3 KO. überlaſſen hätte, dem Grund⸗ 
gedanken des 8 87 der Vergleichsordnung auch hier Raum 
zu verſchaffen. Keinesfalls kann aus der Faſſung der Ver⸗ 
gleichsordnung durch einen ſog. Schluß vom Gegenteil etwas 
gegen den oben gefundenen Inhalt und Sinn des 8 75 
GeſchAufſVO. hergeleitet werden. 

6. Danach war die Zeit der Geſchäftsaufſicht in die 
ſtreitige Friſt von ſechs Monaten nicht einzurechnen. 


(U. v. 7. Juni 1929; 547/28 VII. — Hamm.) [Ku.] 


KO. in 8 87 Verglo. nichts gegen die Anwendung ſchon des 8 75 
GeſchAufſVoO. auf 8 55 Nr. 3 KO. gefolgert werden kann. Schon 
der Entwurf der VerglO. enthält im 8 80 (jet 87) den 855 Nr. 3, 
ohne daß die Begründung zum Entwurf irgendeinen Hinweis 
darauf enthält, daß eine Abweichung oder Erweiterung des 8 75 
GeſchAufſVO. ausgeſprochen werden ſoll. 


RA. Dr. J. G. Hübbe, Hamburg. 
1) JW. 1914, 837. 
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Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


Freiwillige Gerichtsbarkeit. 


I. 5 2205 Satz 3 BGB. Die Maßnahme eines Teſta⸗ 
mentsvollſtreckers darf im Grundbuchverkehr dann als 
in ordnungsmäßiger Verwaltung erfolgend angeſehen 
werden, wenn die Beweggründe für ſie ſubſtantiiert vor⸗ 
getragen, verſtändlich und der Wirklichkeit gerecht werdend 
erſcheinen. ) 

Die Hypothek war nach § 17 AufiwG. aufwertbar zugunſten 
der Erben; Verluſt ihres Zedentenaufwertungsanſpruchs durch gut⸗ 
gläubigen Eigentumserwerb des BeſchwF. zu 1 nach 88 21 V, 20 
AufwG. iſt nicht eingetreten (RG. 116, 1771)). Die Vorſchrift des 
$ 2205 Satz 3 BGB., wonach ein Teſtamentsvollſtrecker nicht un⸗ 
entgeltlich verfügen kann, macht eine Prüfung des Vergleichs 
daraufhin nötig, ob der in der Feſtſetzung der Vergleichsſumme 
liegende Verzicht auf den ſehr viel höheren Aufwertungsanſpruch 
als entgeltliche Verfügung angeſehen werden kann. Dabei iſt von 
der feſtſtehenden Rſpr. (RG. 81, 364 2); 105, 246; 117, 973); KG. 
3, 278; 5, 308) auszugehen, wonach für Verfügungen des Teſta⸗ 
mentsvollſtreckers das Merkmal der Entgeltlichkeit aus denjenigen 
der ordnungsmäßigen Verwaltung zu entnehmen iſt, indem ein 
Akt der letzteren die beiden bei der Unterſuchung auf Entgeltlichkeit 
anzuwendenden Prüfungsmaßſtäbe, nämlich den objektiven der 
Wertvergleichung und den ſubjektiven der Einſchätzung von Lei⸗ 
ſtungen, in ſich ſchließt. Dem Widerſpruch von Arnheim (DNotV. 
1929, 275) gegen dieſe Gleichſtellung von Entgeltlichkeit und ord⸗ 
nungsmäßiger Verwaltung kann nicht zugeſtimmt werden. Arn⸗ 
heim meint, daß z. B. eine Grundſtücksveräußerung zu nor⸗ 
malem Preiſe entgeltlich ſei, aber nicht in ordnungsmäßiger Wirt⸗ 
ſchaft erfolge, wenn der Teſtamentsvollſtrecker das Entgelt für 
eigene Zwecke verwenden wolle und dies bereits bei der Ver⸗ 
fügung bezwecke. Eine derartige Veräußerung kann indeſſen nicht 
als Akt ordnungsmäßiger Verwaltung angeſehen werden, weil es 
an der zu einem ſolchen erforderlichen Übernahme des Entgelts in 
den verwalteten Nachlaß fehlt. 

Die Begründung des LG. wird der im vorſtehenden ver⸗ 
tretenen Beurteilungsweiſe nicht völlig gerecht. Die Begutachtung 
der Induſtrie⸗ und Handelskammer, daß bei Veräußerung von 
Aufwertungshypotheken für den Nov. 1926 ein Barerlös von 
etwa 70% als angemeſſen und üblich anzuſehen ſei, hindert nicht, 
daß auch ein über 300% hinausgehender Verzicht zu der hier frag⸗ 
lichen Zeit aus den beſonderen Geſchäftsumſtänden heraus noch als 
entgeltliche Verfügung beurteilt werden kann. 

Die Frage, in welcher Weiſe im Grundbuchverfahren eine 
Würdigung der Geſchäftsumſtände zwecks Entſch. über Entgeltlich⸗ 
keit oder Unentgeltlichkeit einer auf ihnen beruhenden Verfügung 
ſtattfinden kann, iſt viel erörtert (vgl. Güthe⸗Triebel, 
GBO.5, Vorbem. 78 vor § 13 GBO. im allgemeinen u. Anm. 66 
gu 8 36 für die Teſtamentsvollſtreckung insbeſ.). In der grund» 
egenden Entſch. des KG.: KG. 33, A 164 iſt ausgeſprochen, 
daß der Nachweis der Nichtunentgeltlichkeit bei Verfügungen eines 
Teſtamentsvollſtreckers ſtets erbracht werden müſſe, aber nicht 
durch die im § 29 GBO. bezeichneten Mittel geführt zu werden 
brauche, vielmehr unter Würdigung auch anderer Beweismittel und 
nach pflichtmäßigem Ermeſſen vom GBA. zu entſcheiden ſei. Das 
mit dieſem Satz Gemeinte iſt als richtig aufrechtzuerhalten, die 
Faſſung entſpricht aber nicht mehr der gegenwärtigen Rſpr. Daß 
in dem auf Antrag gem. § 13 GBO. ſtattfindenden Grundbuch⸗ 
verfahren als Nachweismittel nur die in $ 29 GBO. bezeichneten 
Urkunden zugelaſſen und andere Beweismittel nicht verwendbar 


Zu 1. Die im Ergebnis durchaus zutreffende Entſch. hat be⸗ 
ſondere Bedeutung, da ſie den Abſchluß einer längeren Entwicklung 
oberſtrichterlicher Rechtſprechung bildet. 

Auf Grund einer in der Rückwirkungszeit abgetretenen Nach⸗ 
laßhypothek haben die Teſtamentsvollſtrecker den Zedentenaufwer⸗ 
tungsanſpruch gegen den ſpäteren Eigentümer gerichtlich geltend 
gemacht und im Prozeſſe mit Zuſtimmung aller Erben einen Ver⸗ 
gleich geſchloſſen, wonach zur Erledigung des Aufwertungsanſpruches 
die ſofortige Zahlung einer noch nicht die Hälfte des Aufwertungs⸗ 
betrages erreichenden Summe erfolgte. Da Teſtamentsvollſtrecker 
gem. 8 2205 Satz 3 BGB. zur Vornahme unentgeltlicher Ver⸗ 
fügungen nicht berechtigt ſind, ſo konnte die Löſchung der Hypothek 
im Grundbuch nur erfolgen auf Grund der Feſtſtellung, daß der 
von den Teſtamentsvollſtreckern geſchloſſene Vergleich als eine ent⸗ 
geltliche Verfügung, d. h. nach feſtſtehender Rſpr. als eine im 
Rahmen ordnungsmäßiger Verwaltung liegende Handlung der 
Teſtamentsvollſtrecker, anzuſehen war. In dieſer Beziehung kommt 
829 GBO. in Betracht, wonach, ſoweit nicht die betreffende Vor⸗ 
ausſetzung der Eintragung beim GBA. offenkundig iſt, der bezug⸗ 
liche Nachweis durch öffentliche Urkunden zu erfolgen hat. Der 
Umſtand nun, daß die Entgeltlichkeit der Verfügung höchſt ſelten 
durch Urkunden zu beweiſen iſt und ſomit das Feſthalten an dem 


1) JW. 1927, 1626. 2) JW. 1913, 494. 3) JW. 1927, 1823. 


find, iſt heute allgemein anerkannt. Darin liegt der Unterſchied 
dieſes Antragsverfahrens zu dem von Amts wegen nach 8 54 
GBO. vorzunehmenden Nachprüfungsverfahren, in welchem der 
812 FGG. gilt, alſo jegliche Erkenntnisquelle benutzt werden kann 
(KJ. 48, 194). Da nun aber für gewiſſe im Grundbuchantrags⸗ 
verfahren wichtige Beurteilungen, wie insbeſ. diejenige der Ent⸗ 
geltlichkeit einer Verfügung, die Führung eines Urkundsbeweiſes 
meiſt unmöglich iſt, hat die Rſpr. die Anwendung allgemeiner Er⸗ 
fahrungsſätze in dem Sinne zugelaſſen, daß für eine durch ſolchen 
Satz geſtützte Beurteilung es keines Beweiſes bedürfe, ſofern nicht 
etwa beſondere, irgendwie erkennbare Umſtände des Einzelfalls 
die Anwendung des allgemeinen Satzes hindern. Grundlegend hier⸗ 
für iſt RG. 69, 257), wo die Natur der Sache und die Sachlage 
verwertet ſind zu dem Zwecke, für das daraus Erhellende einen 
weiteren Nachweis entbehrlich zu erklären. Die Auffindung der⸗ 
artiger allgemeiner, aus der Natur der Sache gegebener Er⸗ 
fahrungsſätze iſt Aufgabe der Rſpr. Für die Beurteilung der 
Entgeltlichkeit einer rechtsgeſchäftlichen Verfügung iſt KJ. 38, 
A 223 der allgemeine Satz aufgeſtellt worden, daß Entgeltlichkeit 
annehmbar ſei, wenn die Eintragungsbewilligung Beſtandteil eines 
zweiſeitigen entgeltlichen Geſchäfts ſei. Der hierin fteckende Ge⸗ 
danke iſt offenbar der, allgemeine Tatſache, daß bei einem der⸗ 
artigen Geſchäft jede Partei ihre Intereſſen wahrzunehmen und 
ſo weit zur Geltung zu bringen pflegt, daß der als auf ein ent⸗ 
gellliches Geſchäft gerichtete Wille tatſächlich nicht unentgeltlich zur 
Verwirklichung gebracht iſt. Ob dieſer allgemeine Satz auf einen einen 
Teilverzicht enthaltenden Vergleich anwendbar iſt, mag hier dahin⸗ 
geſtellt bleiben. über dieſen vom einzelnen Geſchäft ausgehenden 
Satz iſt auch verſucht worden, für die Tätigkeit einer durch irgend⸗ 
eine Rechtsſtellung mit der Verwaltung fremden Vermögens be⸗ 
trauten Perſon zu einem allgemeinen Erfahrungsſatz zu gelangen. 
Die RG. 65, 2225) gebrauchte Wendung, daß ſolche Perſonen er- 
fahrungsgemäß nur ſelten zum Nachteil der von ihnen Ver⸗ 
tretenen handelten (vgl. auch Güthe, A. 78 vor 8 13), iſt nicht 
recht überzeugend. Zu einem allgemeinen Satz läßt ſich hier nur 
gelangen, wenn das Beſondere der betreffenden Rechtsſtellung zum 
Ausgangspunkl der Beurteilung gemacht wird. Bei der Teſtaments⸗ 
vollſtreckung iſt das Kennzeichnende, daß der Vollſtrecker un⸗ 
abhängig von jeder gerichtlichen Aufſicht und unter Ausſchließung 
der Erben (RG. 74, 218; 105, 249) ſein Amt unter Haftbarkeit 
dieſen gegenüber für Verſchulden (§ 2219 BGB.) zu führen hat. 
Der Teſtamentsvollſtrecker hat alſo weder die Deckung des Vor⸗ 
mundes durch gerichtliche Genehmigung bei wichtigeren Geſchäften 
noch diejenige des Vorerben durch Zuſtimmung des Nacherben, die 
letzterer nach 8 2120 BGB. aus dem Bedürfnis ordnungsmäßiger 
Verwaltung zu erteilen hat. Für die Frage, ob eine Handlung des 
Teſtamentsvollſtreckers ordnungsmäßiger Verwaltung entſpricht, muß 
demnach ſein Ermeſſen in höherem Grade als in anderen Fällen 
maßgebend und, ſofern es pflichtgemäß, d. h. unter Verfolgung der 
berechtigten Intereſſen der Erben, und verſtändig ausgeübt wird, 
ausſchlaggebend ſein. Daraus läßt ſich der allgemeine Satz ent⸗ 
nehmen, daß die Maßnahme eines Teſtamentsvollſtreckers dann 
als in ordnungsmäßiger Verwaltung erfolgend angeſehen werden 
darf, wenn die Beweggründe für fie ſubſtantiiert vorgetragen, ver⸗ 
ſtändlich und der Wirklichkeit gerecht werdend erſcheinen. 

In einer Reihe von mit der Aufwertung zuſammenhängenden 
Fällen hat der Senat unter dieſer Beurteilung entſchieden. Er hat 
3. B. die Veräußerung einer Aufwertungshypothek zu etwa 75% 
als Akt ordnungsmäßiger Verwaltung angeſehen, weil als Be⸗ 
weggrund die Gewinnung von Barmitteln zwecks Steuerzahlung 
und die Ausſicht zu vorteilhafter Anlegung des Überreſtes ein⸗ 


Erfordernis des Urkundenbeweiſes in vielen Fällen eine Lahm⸗ 
legung des Grundbuchverkehrs zur Folge haben müßte, hat zu 
einer Rechtſprechung geführt, welche zunächſt auch andere Beweis⸗ 
mittel und in der Folge, ohne andere Beweismittel zu fordern, 
allein die Anwendung allgemein feſtſtehender Erfahrungsſätze auf 
den vorgetragenen Sachverhalt für zuläſſig und genügend erklärt 
hat. In dieſer Beziehung kommen beſonders RG. 65, 222; 69, 257 
in Betracht. In letzterer Entſch. iſt die Entbehrlichkeit eines Beweiſes 
darauf geſtützt, daß diejenigen Fälle, in denen die Unentgeltlich⸗ 
keit der Verfügung durch die Natur der Sache oder die Sachlage 
ausgeſchloſſen werde, ebenſo zu behandeln ſeien, wie wenn die 
Tatſachen beim GBA. offenkundig ſeien. Die Rſpr. des KG. hat 
die Anwendung allgemeiner Erfahrungsſätze auf den Nachweis der 
Entgeltlichkeit der Verfügungen zunächſt nur in beſchränkter 
Weite zugelaſſen, iſt jedoch nunmehr anläßlich der Beurteilung von 
Teſtamentsvollſtreckerverfügungen in Aufwertungsfällen zur An⸗ 
erkennung des in der vorl. Entſch. beſtimmt ausgeſprochenen all⸗ 
gemeinen Satzes gelangt, wonach allein die Erklärung der Teſta⸗ 
mentsvollſtrecker über die Beweggründe zur Vornahme der Ver⸗ 
fügung der Beurteilung zugrunde zu legen iſt. Güthe⸗Trie⸗ 
bel, 689.1, 259, formuliert dies ſachlich übereinſtimmend da⸗ 
hin, daß die Erklärung der Teſtamentsvollſtrecker über die von 


4) 3%. 1908, 683. 5) JW. 1907, 212. 
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wandfrei dargelegt wurde. Er hat andererſeits eine Löſchungs⸗ 
bewilligung über eine Markhypothek nicht als Akt ordnungs⸗ 
mäßiger Verwaltung anerkannt, weil die Aufwertungsmöglichkeit 
im unklaren geblieben war. Ein einheitlicher, gleichmäßiger Ge⸗ 
ſichtspunkt für derartige in der Gegenwart vielfach vorkommende 
Fälle läßt ſich nur durch Aufſtellung des vorſtehenden allgemeinen 
Satzes gewinnen. 

Die Anwendung dieſes Satzes auf den vorl. Fall ergibt Fol⸗ 
gendes: Der Beweggrund, Umſetzung der Aufwertungshypothek in 
bar, iſt wegen der für eine ſolche beſtehenden geſetzlichen Bindung 
hinſichtlich Verzinſung und Rückzahlung verſtändlich; nicht etwa nur 
vom Intereſſe der nicht mehr unter Teſtamentsvollſtreckung ſtehen⸗ 
den Erben, ſondern auch vom Standpunkt der noch unter ſolcher 
ſtehenden Erbinnen aus. Das Einverſtändnis der letzteren, die als 
verheiratet offenbar nicht mehr minderjährig find, ift zwar nicht 
rechtlich bedeutungsvoll, kommt aber für die Anwendung des obigen 
Satzes in Betracht. In bezug auf die allerdings erheblich unter 
75% bleibende Höhe des Barerlöſes müſſen die gerichtsbekannten 
allgemeinen Umſtände des Kapitalmangels und des hohen Zins⸗ 
fußes beachtet werden. Der Vergleich erſcheint hiernach nach Beweg⸗ 
gründen und Umſtänden völlig aufgedeckt. 

(ch., 1. ZivSen., Beſchl. v. 20. Juni 1929, 1 X 288/29.) 


Mitgeteilt von RA. Dr. Kurt Sachs, Berlin. 


Oberlandesgerichte. 


Berlin. a) Zivilſachen. 


1. 88 114 ff. 3 PO. Mit Litauen iſt die Gegenfeitig- 
keit i. S. § 114 Abſ. 2 ZPO. verbürgt. ) 

Der Antrag des Bekl. um Bewilligung des Armenrechts iſt 
durch Beſchluß des LG. zurückgewieſen worden, weil der Bell. als 
litauiſcher Staatsangehöriger mangels Verbürgung der Gegen⸗ 


ihnen vorgenommene Verfügung in Verbindung mit der allge⸗ 
meinen Lebenserfahrung einen grundbuchrechtüch ausreichenden 
Nachweis für die Entgeltlichkeit des Geſchäftes erbringt. 
5 In der Begründung der vorl. Entſch. dürfte allerdings das 
der beſonderen Rechtsſtellung des Teſtamentsvollſtreckers ent⸗ 
nommene Argument zu beanſtanden ſein, da der Schluß auf die 
größere Maßgeblichkeit des Ermeſſens des Teſtamentsvollſtreckers 
keineswegs zwingend iſt. Die nunmehr anerkannte freiere Hand⸗ 
habung bei der Beurteilung der Entgeltlichkeit der Verfügung er⸗ 
klärt ſich eben hinreichend aus dem dringenden Bedürfnis des 
Grundbuchverkehrs. 
. Was die tatſächlichen Angaben der Teſtamentsvollſtrecker 
über die Beweggründe zum Abſchluß des Vergleichs betrifft, jo 
ſind dieſe von vornherein um ſo überzeugender, als es ſich um 
einen Prozeßvergleich mit Zuſtimmung aller Erben handelt, bei 
welchem erfahrungsmäßig jeder Teil ſeinen Vorteil zu finden 
ſucht und ſchon dadurch eine Unentgeltlichkeit ausgeſchloſſen wird. 
Im übrigen rechtfertigt ſich der vergleichsweiſe gewährte Nachlaß 
als ein Akt dei Verwaltung der Teſtamentsvoll⸗ 
ſtrecker ſchon aus dem dargelegten beſonderen Kapitalbedürfnis der 
Erben und aus der offenbar gerade deshalb erfolgten Zu⸗ 
ſtimmung ſämtlicher Erben. 

RA. Emil Behrens, Hamburg. 


Zu 1. I Der Beſchluß hatte die Frage zu entſcheiden, ob in 

Litauen bezüglich des Armenrechts die Gegenſeitigkeit verbürgt 
alt. Bisher iſt allgemein (vgl. Stein⸗Jonas, 8 114 Anm. 46, 
14. Aufl., S. 395; Magnus, Tabellen 1, 49) angenommen, daß 
die Gegenſeitigkeit im Verhältnis zu Litauen nicht verbürgt ſei. 
Diefe Auffaſſung iſt damit begründet, daß nach der in Eſtland, 
Liluuen und Lettland noch geltenden ruſſiſchen ZPO. das Armen⸗ 
"echt zwar auch Ausländern gewährt werden könne, das Armen⸗ 
got aber praktiſch wertlos ſei, weil es Reine Befreiung von der 
iſt lichtung zur Sicherheitsleiſtung zur Folge habe. Das KG. 
Kita entgegengeſetzten Ergebnis gelangt, weil der neue deutſch⸗ 
von che Handelsvertrag v. 30. Okt. 1928 die Deutſchen in Litauen 
der „ar. Verpflichtung zur Sicherheitsleiſtung gem. Art. 571 Nr. 5 
ift diaſſiſchen ZRD. (entſprechend 8 110 ZRO.) befreit habe. Hierzu 
Gegenſe Frage aufzuwerſen, ob die Frage der Verbürgung der 
5 Kletiigkeit bezüglich des Armenrechts überhaupt mit der Frage 

Beſchluß onspflicht im Zusammenhang ſteht. Mit Recht führt der 
Kautions aus, daß die aus Art. 590 f. ſich ergebende eventuelle 
7 5 Beſd licht des Bekl. nicht in Betracht komme; inſoweit iſt 
DU vollen Umfangs beizutreten. M. E. kommt es aber 


auch für die 8 6 
z ig. e Frage, ob bekl. Litauern das Armenrecht zu ge⸗ 
Fe nicht darauf an, ob in Litauen klagende Deutſche 
herheit für die Prozeßkoſten zu leiſten haben. Der von Stein- 


Jonas a. a. O. herangezogene Geſichtspunkt der Wertloſigkeit 
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ſeitigkeit in Litauen keinen Anſpruch auf Bewilligung des Armen⸗ 
rechts habe. Die Beſchwerde iſt begründet. 

Nach § 114 Abſ. 2 3PO. haben Ausländer auf das Armen⸗ 
recht nur inſoweit Anſpruch, als die Gegenſeitigkeit verbürgt iſt. 
Nach Art. 4 des ſeit 22. Febr. 1929 in Kraft befindlichen litauiſchen 
Handels⸗ und Wirtſchaftsvertrages v. 30. Okt. 1928 (RGBBl. 1929, 
II, 10, 131) genießen die Angehörigen eines jeden der beiden Ver⸗ 
tragsſtaaten im Gebiete des anderen in Beziehung auf den gericht⸗ 
lichen und behördlichen Schutz ihrer Perſon und ihrer Güter die 
gleiche Behandlung wie die Inländer; ſie haben auf dem Gebiete 
des anderen Staates zur Verfolgung und Verteidigung ihrer Rechte 
freien Zutritt zu den Gerichten und anderen, dem Rechtsſchutz 
dienenden Organen und genießen in dieſer Beziehung die gleichen 
Rechte, die den Inländern zuſtehen. Sie ſollen, wie dieſe, frei 
ſein, ihre Anwälte und ſonſtigen Rechtsbeiſtände unter denjenigen 
Perſonen auszuwählen, die zur Ausübung dieſes Berufes nach den 
Geſetzen des Landes zugelaſſen find. Dieſe Gleichſtellung der Anz 
gehörigen der beiden Vertragsſtaaten im Vertrage genügt aber 
nicht, um die Gegenſeitigkeit als i. S. des § 114 Abſ. 2 380. 
verbürgt erſcheinen zu laſſen. Vielmehr iſt hierzu materielle 
Gegenſeitigkeit erforderlich; es muß hinzukommen, daß auch in 
Litauen das Armenrecht Inländern auf Grund Geſetzes oder tat⸗ 
ſachlicher, aber rechtlich geſicherter Übung gewährt wird; auch darf 
das Armenrecht, wenn ſein Umfang auch nicht im einzelnen dem 
§ 115 3PO. genau zu entſprechen braucht, doch in feinen Wir⸗ 
kungen nicht ſo eng begrenzt ſein, daß der armen Partei die 
Prozeßführung praktifh unmöglich iſt (Stein⸗-Jonas, 3PO., 
$ 114 III). In Litauen gilt noch die alte ruſſiſche ZPO. Dieſe ſieht 
in Art. 880 ff. die Erteilung des Armenrechts vor. Kann dies ſo⸗ 
nach Inländern erteilt werden, ſo ſteht es auch Deutſchen in 
Litauen zu, da nach Art. 4 des Deutſch⸗Litauiſchen Handels⸗ und 
Wirtſchaftsvertrages dieſe den Inländern gleichgeſtellt ſind. Es kann 
ſich alſo nur fragen, ob, wie Stein⸗Jonas a. a. O. Anm. 46 
annimmt, das in Litauen gewährte Armenrecht praktiſch wertlos 
iſt, da es keine Befreiung von der Verpflichtung zur Sicherheits⸗ 
leiſtung bewirkt. Dieſe Frage iſt aber zu verneinen. Eine Ver⸗ 
pflichtung zur Sicherheitsleiſtung in Prozeßſachen beſteht nach der 


des Armenrechts wegen Nichtbefreiung von der Verpflichtung zur 
Sicherheitsleiſtung kann nur inſoweit in Betracht kommen, als der 
Ausländer in der Prozeßrolle des Kl. auftritt. Ebenſo wie es für 
die Frage der Gegenſeitigkeit auf ſonſtige individuelle Eigen⸗ 
ſchaften — Grundbeſitz, Wohnſitz — der ausländiſchen Stein 
ankommt, muß auch — und zwar erſt recht — die Stellung des 
Ausländers als Prozeßpartei berückſichtigt werden. Sucht ein in 
Deutſchland bekl. Litauer das Armenrecht nach, fo kommt es 
nur darauf an, ob einem in Litauen bekl. Deutſchen das Armen⸗ 
recht gewährt wird, und es kann die Verbürgung der Gegenſeitig⸗ 
keit nicht deshalb zuungunſten des bekl. Litauers geleugnet werden, 
weil ein in Litauen klagender Deutſcher ein prakkiſch verwertbares 
Armenrecht nicht erlangen kann. Es konnte deshalb die Frage, 
ob in Litauen klagende Deutſche — mit oder ohne Gewährung 
des Armenrechts — zur Sicherung der Prozeßkoſten verpflichtet 
find, für die Entſch. über das Armenrechtsgeſuch des bell. 
Litauers dahingeſtellt bleiben; es war aus den angeführten Grün⸗ 
den ohne weiteres i. S. des Beſchluſſes zu erkennen. 

II. Daß die Behandlung der Frage, ob klagende Deutſche in 
Litauen — und entſprechend natürlich klagende Litauer in Deutſch⸗ 
land — zur Sicherſtellung der Prozeßkoſten verpflichtet ſind, nicht 
notwendig war, nimmt der Erörterung und Verneinung dieſer 
Frage in dem Beſchluſſe natürlich nicht ihre Bedeutung. Es ſei 
daher zu den diesbezüglichen Erörterungen des Beſchluſſes eben⸗ 
falls Stellung genommen: 

Der Beſchluß verneint die Verpflichtung zur Sicherheits⸗ 
leiſtung für die Prozeßkoſten auf Grund der angeführten Be⸗ 
ſtimmungen des $ 4 des Vertrages vom 30. Okt. 1928. Von Be⸗ 
deutung ſind inſoweit ſpeziell die Beſtimmungen, durch die Aus⸗ 
ländern freier Zutritt zu den Gerichten gewährt wird und die 
ihnen in genauer beſtimmtem Umfang die gleichen Rechte, die den 
Inländern zuſtehen, gewähren. Ahnliche Klauſeln fanden und fin⸗ 
den ſich in vielen völkerrechtlichen Verträgen. Daß die Klauſel der 
Gewährung freien Zutritts zu den Gerichten die Verpflichtung der 
Sicherheitsleiſtung wegen der Prozeßkoſten nicht beſeitigt, iſt in 
Prozeßwiſſenſchaft (Stein, Bemerkung zur Entſch. des KG. v. 
26. Nov. 1921: JW. 1922, 168; Stein⸗Jonas, 8 110 Anm. 17, 
14. Auflage, S. 383) und Rſpr. (NG. 104, 189) ſeit längerer 
Zeit unſtreitig. Bezüglich der Klauſel der Gleichſtellung mit den 
Inländern hält Stein⸗Jonas (8 110 II 1 Abſ. 3 Satz 2, 
14. Aufl., S. 383) die Auslegung des einzelnen Vertrages für 
maßgebend und lehnt die Wirkung der Befreiung von der Sicherungs⸗ 
pflicht dann ab, wenn freier Zutritt gewährt und „in dieſer Hin⸗ 
ſicht“ eine Gleichſtellung erfolgt. So entnimmt er z. B. dem 
deutſch⸗lettiſchen Vertrag v. 28. Juni 1926 und dem alten deutſch⸗ 
litauiſchen Vertrag v. 1. Juli 1923, welche beide den Ausländern 
freien Zutritt zu den Gerichten gewähren und ihnen in dieſer Hin⸗ 
ſicht alle Rechte und Befreiungen geben, die den Inländern zu⸗ 
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alten ruſſiſchen ZPO. nach dem Gutachten des Oſteuropa⸗Inſtituts 
in Breslau v. 13. Mai 1929 (Bl. 65 d. A.) nicht. In dem von 
den Gerichtskoſten handelnden 4. Titel derſelben (Art. 839890) 
findet ſich keine Vorſchrift, die die Verpflichtung einer oder der 
anderen Partei zur Sicherheitsleiſtung anordnet. Daß der Kl. all⸗ 
gemein dem Bekl. Sicherheit zu leiſten habe, iſt ebenfalls nicht 
vorgeſchrieben. In Art. 571 Nr. 5 iſt dem Bekl. eine Einrede nur 
dann gegeben, wenn ein Ausländer, der nicht in ruſſiſchen 
Dienſten ſteht und in Rußland kein unbewegliches Vermögen beſtitzt, 
nicht eine Sicherſtellung der Prozeßkoſten oder derjenigen Verluſte 
leiſtet, welche dem Bekl. erwachſen können. Dieſe Beſtimmung hat 
aber, ſoweit es ſich um deutſche Reichsangehörige handelt, durch 
den erwähnten Art. 4 des Deutſch⸗Litauiſchen Handels⸗ und Wirt⸗ 
ſchaftsvertrages ſeine Bedeutung verloren. Eher ließe ſich an eine 
Verpflichtung des Bekl. zur Sicherheitsleiſtung denken. Denn 
die Art. 590 ff. enthalten Vorſchriften über eine dem Bekl. auf⸗ 
uerlegende Sicherſtellung der Klagen, die gleich bei Beginn der 

che oder im Laufe der weiteren Verhandlung in denjenigen 
Fällen zuläſſig ſein ſoll, in denen das Gericht nach Erwägung der 
Beweismittel des Kl. erſieht, daß die Nichtſicherſtellung einer 
laubwürdig erſcheinenden Klage den Kl. der Möglichkeit der Be⸗ 
Ken berauben kann. Durch die Anordnung einer derartigen 
Sicherſtellung der Klage, die etwa dem dinglichen Arreſt der deut⸗ 
ſchen PO. entſpricht, wird aber der Bekl. in feiner Verteidigung 
gegen die Klage nicht beſchränkt, und es kann deshalb keine Rede 
davon ſein, daß die Bewilligung des Armenrechts für ihn ohne 
Bedeutung ſei, weil die Möglichkeit beſteht, daß er zu einer Sicher⸗ 


ſtehen, keine Befreiung von der Sicherungspflicht (8 110 Anm. 60, 
14. Auflage, S. 385). Der obige Beſchluß des KG. befaßt ſich 
mit dem neuen litauiſchen Vertrag v. 30. Okt. 1928. Dieſer ent⸗ 
hält im Gegenſatz zum alten außer der Gewährung des freien 
Zutritts und der Gleichſtellung „in dieſer Hinſicht“ — welche beide 
in beiden Verträgen enthalten ſind — noch die beſondere im Be⸗ 
ſchluſſe erwähnte Garantie der gleichen Behandlung der Aus⸗ 
länder mit den Inländern in bezug auf den gerichtlichen und be⸗ 
hördlichen Schutz. Mit Recht hat das KG. aus einer ſo umfaſſen⸗ 
den Gleichſtellungsklauſel die Wirkung der Befreiung von der 
Koſtenſicherungspflicht gefolgert. Die Beſtimmungen des Vertrages 
laſſen ſich nur dahin leſen, daß die Gleichſtellung mit den In⸗ 
ländern, die ja zweimal ausgeſprochen iſt, eine vollſtändige ſein 
ſollte. Mehr kann als Vorausſetzung für die Befreiung von der 
Koſtenſicherungspflicht nicht erfordert werden. Auch von dem von 
Stein⸗Jonas a. a. O. Anm. 60 vertretenen Standpunkt aus, 
muß Befreiung angenommen werden. Der Beſchluß iſt daher auch 
inſoweit, als er die Verpflichtung von Litauern zur Sicherung der 
Prozeßkoſten verneint, zutreffend. Daraus folgt im übrigen auch, 
daß jetzt auch klagenden Litauern das Armenrecht zu gewähren iſt. 
© III. Bemerkt ſei, daß Angehörige Eſtlands, da der deutſch⸗ 
eſtniſche Vertrag v. 27. Juni 1923 (RGBl. II, 161) ausdrücklich 
eine Regelung der Sicherheitsleiſtung ablehnt, ſicherungspflichtig 
ſind; die Gegenſeitigkeit der Armenrechtsgewährung iſt daher für 
Kl. aus den bei Stein⸗Jonas a. a. 5 angeführten Gründen 
nicht verbürgt, wohl aber m. E. — aus den obigen Gründen — 
für bekl. Angehörige Eſtlands. 

IV. Bezüglich der Koſtenſicherungspflicht der Letten ent⸗ 
ſcheidet die Auslegung des Vertrages v. 28. Juni 1926 (RG Bl. 
II, 631), deſſen 84 mit Art. 3 des obenerwähnten alten litauiſchen 
Vertrages faſt wörtlich und inhaltlich ganz übereinſtimmt. Es 
kommt hier darauf an, ob man der Auslegung von Stein⸗ 
Jonas a. a. O. beitritt und der Gleichſtellungsklauſel deshalb die 
befreiende Wirkung abſpricht, weil ſie durch die Worte „in dieſer 
Hinſicht“ auf die — bezüglich der Befreiung wirkungsloſen — 
Klauſel der Gewährung des freien Zutritts hinweiſt. Berückſichtigt 
man den Wortlaut des $ 4, welcher lautet: 

„Die Angehörigen eines jeden der vertragſchließenden Teile 
ſollen freien Zutritt zu den Gerichten und den dieſen gleich⸗ 
geſtellten Behörden haben, zur Verfolgung und Vertretung ihrer 
Rechte, und in dieſer Hinſicht alle Rechte und Befreiungen ge⸗ 
nießen, die den Inländern zuſtehen. Sie ſollen wie dieſe befugt 
ſein, ſich in jeder Rechtslage der durch die Landesgeſetze zu⸗ 
gelaffenen Anwälte, Bevollmächtigten oder Beiſtände zu be- 
dienen.“ 

fo wird man eine Auslegung für natürlicher halten müſſen, welche 
die Worte „in dieſer Hinſicht“ auf „Verfolgung und Vertretung 
ihrer Rechte“ bezieht und deshalb die Letten als befreit, alſo den 
Litauern gleichgeſtellt anſehen. Hinzukommt, daß es überhaupt 
bedenklich ift, der Gleichſtellungsklauſel, wenn ſie iſoliert befreiende 
Wirkung hat, dieſe deshalb abzuſprechen, weil ſie auf die — wir⸗ 
kungsloſe — Klauſel des freien Zutritts verweiſt. Wenn dieſe Be⸗ 
ſtimmung auch allein keine befreiende Wirkung hat, ſo kann ſie 
doch nicht ſo befreiungsfeindlich ſein, daß eine Verweiſung auf ſie 
in der Gleichſtellungsklauſel dieſer, die ihr an ſich innewohnende 
befreiende Wirkung nehmen kann. 
RA. Dr. Georg Peterſen, Hamburg. 


ſtellung der Klage angehalten werden kann, zu der er vielleicht 
außerſtande iſt. Hiernach muß i. S. des § 114 Abſ. 2 YRD. die 
Gegenſeitigkeit in Litauen als verbürgt argeſehen werden, und die 
Verſagung des Armenrechts allein aus dem Grunde, weil der 
Bekl. litauiſcher Staatsangehöriger iſt, iſt daher nicht gerecht⸗ 
fertigt. 
(KG., 8. Ziv Sen., Beſchl. v. 4. Juni 1929, 8 W 2714/29.) 
* 


2. 8 322 3 PO. gilt nur für das ordentliche Prozeß- 
verfahren. f) 

In den Sonderverfahren, betr. Arreſt und einſtweilige Ver⸗ 
fügung, die ihrer Natur nach nur auf vorläufige Maßnahmen ab⸗ 
zielen und von dem jeweiligen Maß der Glaubhaftmachung ab⸗ 
hängen, iſt in den Beſtimmungen für die Sonderverfahren auf 
dieſe Vorſchrift nirgends Bezug genommen. Eine poſitive Rechts⸗ 
kraft kommt von vornherein nicht in Frage. Aber auch zur 
negativen Rechtskraft des abweiſenden Urteils liegt kein Anlaß 
vor. Ganz unbillig wäre es, die Wiederholung eines abgewieſenen 
Arreſtgeſuches ſelbſt bei Beibringung neuer Unterlagen auszuſchließen. 
Läßt man aber dieſe zu, dann hat es auch wenig Wert, die Wieder⸗ 
holung von der Beibringung neuer Unterlagen abhängig zu machen. 
Denn die Glaubhaftmachung des Arreſtanſpruches und ⸗grundes iſt 
dauernd in Fluß und bann ſtets einer verſchiedenen Beurteilung 
unterliegen; eine Unterſcheidung danach, ob das Material zur Glaub⸗ 
haftmachung weſentlich oder nur unweſentlich ergänzt iſt, ließe ſich 
alſo ohne erneute Prüfung von Arreſtforderung und ⸗grund praktiſch 


Zu 2. Unſtreitig iſt, daß ein durch Beſchluß oder Urteil formell 
rechtskräftig abgewieſener Arreſtantrag erneut geſtellt werden kann, 
wenn neue Tatſachen glaubhaft gemacht werden, die nunmehr den 
Erlaß eines Arreſtes gerechtfertigt erſcheinen laſſen. Die abweichenden 
Anſichten beginnen jedoch ſchon mit der Frage, ob zur Zuläſſigkeit 
des erneuten Arreſtantrages eine beſſere Glaubhaftmachung der be⸗ 
reits früher angeführten Tatſachen genügt (. RG. 33, 415), oder ob 
eine Ergänzung der Glaubhaftmachung, die ſich lediglich auf die früher 
gebrachten Tatſachen beſchränkt, nicht ausreicht (jo Stein⸗Jonas, 
14. Aufl. 1929, zu § 922 VI). Die obige Entſch. des KG. lehnt es 
ab, zwiſchen einer weſentlichen oder unweſentlichen Ergänzung der 
Glaubhaftmachung einen Unterſchied zu machen; ſie führt daher zu 
dem Ergebnis, daß jedes abgelehnte Arreſtgeſuch nochmals geſtellt 
werden kann, und zwar auch dann, wenn das neue Geſuch mit dem 
abgelehnten Geſuch inhaltlich übereinſtimmt (a. A. RG. 33, 419). 

Mit Recht ſtellt das KG. ſeine Entſcheidung ab auf die An⸗ 
wendbarkeit des § 322 ZPO., alſo auf die Beantwortung der Frage, 
ob Beſchlüſſe oder Urteile in Arreſtſachen der ſog. materiellen 
Rechtskraft fähig ſind. Dieſe Frage iſt mit dem KG. zu verneinen. 

Es iſt davon auszugehen, daß das Verfahren betr. Arreſt 
(und EinſtwVerf.) in der ZPO. eine beſondere Regelung erfahren hat, 
das von dem ordentlichen Verfahren weſentlich verſchieden iſt und 
auch nicht mit den beſonderen Prozeßarten (3. B. Wechſel⸗ und 
Urkundenprozeß, Eheſachen, Mahnverfahren), die von dem ordentlichen 
Verfahren nur in einigen Einzelheiten abweichen, in eine Reihe ge⸗ 
ſtellt werden darf. Schon allein daraus ergibt ſich, daß die 88 253 ff., 
300 ff. ZPO. mangels beſonderen Hinweiſes nur dann angewendet 
werden dürfen, ſoweit die Vorſchriften über das Arreſtverfahren 
ſelbſt zweifelsfrei darauf hinweiſen. Ein ſolcher mittelbarer Hinweis 
(3. B. mündl. Verhandlung [88 921, 922, 924], Entſch. durch Urt. 
[58 922, 925]) genügt nicht; er bezieht ſich nur auf die prozeßrecht⸗ 
lichen Formvorſchriften, nicht dagegen ohne weiteres auf die ſon⸗ 
ſtigen Rechtswirkungen, z. B. des 8322 3PO. 

Die Tatſache, daß das Arreſtverfahren im 8. Buch der ZPO. ge⸗ 
regelt iſt, jagt an ſich noch nichts gegen die Anwendbarkeit des 8 322 
PO. Trotz dieſer Anordnung iſt es kein Teil der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung, ſondern din gerichtliches Erkenntnisverfahren, wenn auch 
beſonderer Art. Dagegen Spricht der Wortlaut des 8 322 3PO. 
dafür, daß er auf das Arreſtverfahren nicht anwendbar iſt. Die 
Rechtskraftwirkung des 8 322 ZPO. bezieht ſich nur auf Anſprüche, 
über die durch Klage oder Widerklage entſchieden iſt. In Arreſt⸗ 
verfahren iſt aber die Bezeichnung Klage abſichtlich vermieden, eben 
weil es keine Klage i. S. der 88 253 ff., 300 ff. ZPO. iſt. Voraus⸗ 
ſetzung der Anwendbarkeit des § 322 ZPO. iſt aber eine ſolche 
Klage oder Widerklage. Ferner handelt es ſich im Arreſtverfahren nicht 
um einen Anſpruch i. S. des 8 322 3PO. Der Arreſt (und die 
EinſtwVerf.) haben den Zweck, einen Anſpruch 1. S. des § 322 ZPO. 
zu ſichern; der Anſpruch auf Erlaß eines Arreſtes kann daher ſelbſt 
kein Anſpruch gem. § 322 ZPO. fein und die Entſcheidung über den 
Arreſtantrag kann daher auch keine ſelbſtändige Bedeutung haben. 
Sie ſteht in einem Bedingungsverhältnis zu dem Hauptanſpruch, 
d. h. zu dem Anſpruch i. S. des 8322 ZPD. 

Im übrigen widerſpricht der Zweck des Arreſtverfahrens einer 
Anerkennung der materiellen Rechtskraft. Vorausſetzung der Rechts⸗ 
Kraftwirkung iſt eine endgültige Entſcheidung, die hinſichtlich des 
geltend gemachten Anſpruchs zwiſchen den Parteien Nechtsgewißheit 
ſchafft. Eine ſolche bindende Wirkung kann grundſätzlich nur die end» 
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kaum durchführen. Vor mutwilliger Beläſtigung durch wiederholte 
Arreſtgeſuche ſchützt gegebenenfalls ein Anſpruch aus 8 826 BGB.; 
dergleichen kommt hierbei aber auch nicht in Frage. 
(KG., 5. Ziv Sen., Urt. v. 6. Okt. 1928, 5 U 9623/28 
Mitgeteilt von RA. L. Aron, Berlin. 
* 


3. 8 807 ZPO. Der Schuldner iſt zur Leiſtung des 
Offenbarungseides verpflichtet, wenn an den gepfändeten 
Gegenſtänden In lerventionsanſprüche geltend gemacht 
werden. 7 


Die Verpflichtung des Schuldners zur Offenbarung ſeines 
Vermögens beſteht nach § 807 3PO., wenn die Pfändung zu 
eimer vollſtändigen Befriedigung des Gläubigers nicht 
geführt hat oder wenn dieſer glaubhaft macht, daß er durch Pfän⸗ 
dung ſeine Befriedigung nicht vollſtändig erlangen könne. Dem 
Erfordernis einer vollſtändigen Befriedigung des Gläubigers iſt 
aber nicht ſchon dadurch genügt, daß von dem Gerichtsvollzieher 
überhaupt Sachen des Schuldners gepfändet worden find ohne Nück- 
ſicht darauf, ob ſie von dritter Seite auf Grund eines die Ver⸗ 
äußerung hindernden Rechtes in Anſpruch genommen werden. Viel⸗ 
mehr erfordern die berechtigten Belange des Gläubigers, daß ihm 
der Zugriff in ſolche Sachen des Schuldners ermöglicht wird, aus 
denen er Befriedigung für ſeinen Anſpruch finden kann, ohne der 
Ungewißheit eines Interventionsprozeſſes ausgeſetzt zu ſein. Ob 
derartige Gegenſtände beim Schuldner vorhanden ſind, darüber 
ſoll die Offenlegung des Vermögens des Schuldners und deſſen 
Eidesleiſtung dem Gläubiger Aufklärung geben. 

(KG., 11. ZivSen., Beſchl. v. 9. Okt. 1928, 11 W 8386/28.) 
Mitgeteilt von KGR. v. Bonin, Potsdam. 
* 


4. 8 890 SPD. Wegfall des Rechtsſchutzintereſſes 
an der Feſtſetzung einer Strafe. Feſtſetzung einer Strafe, 
obwohl Wiederholung der Zuwiderhandlung nicht mög- 
lich iſt. f) 

Die Firma A., die Antragſtellerin, hatte aus einem vollſtreck⸗ 
baren Titel Anſprüche aus einem Kaufvertrage gegen eine Firma B., 
bezüglich deren ſie Befriedigung nicht erlangen konnte. Sie erhob 


gültige Entſcheidung, die wirklich den Prozeß beendet, beanſpruchen 
(vgl. näher Stein⸗Jonas, zu 8322 IV). Dagegen find die 
Entſcheidungen im Arreſtverfahren ſtets vorläufiger Art; ſie be⸗ 
wecken nicht die endgültige Regelung des ſtreitigen Rechtszuſtandes 
zwiſchen den Parteien. Mit dieſer Vorläufigkeit iſt aber die Rechts⸗ 
kraft i. S. des 8322 ZPO. unvereinbar. Bei der Prüfung eines 
Arreſtantrages iſt für das Gericht maßgebend die Zuläſſigkeit und 
Zweckmäßigkeit der Sicherung des ſtreitigen Anſpruchs; hierbei hat 
es nach freiem, pflichtgemäßem Ermeſſen zu handeln (vgl. insbeſ. 
§ 938 Abſ. 1 ZRD.). Es beſteht alſo zwiſchen dem Arreſturteil und 
dem Urteil im ordentlichen Verfahren ein ſo gewichtiger Unterſchied, 
der die Verneinung der Anwendbarkeit des 8 322 ZPO. notwendig 
zur Folge hat (ſo RG. 24, 371; Kann, 3. Aufl. 1926, 879 zu 8 922, 
aber S. 858 Vorbem. zu 8 916 ZRO.; ferner Cohn: ZW. 1915, 
1338, 1421 jedoch mit anderer Begründung). 

„Es iſt daher zuläſſig, ein Arreſtgeſuch erneut mit dem gleichen 
tatſächlichen Vorbringen und mit der gleichen Glaubhaftmachung zu 
ſtellen, und dem Gericht iſt eine andere rechtliche Beurteilung des⸗ 
ſelben Tatbeſtandes nicht verwehrt. 

RA. Herm. Voß, Hamburg. 


Zu 3. Der Beſchl. kann in dieſer allgemeinen Faſſung nicht 
gebilligt werden. Es wird immer auf die Umſtände des einzelnen 
alles ankommen, um feſtſtellen zu können, ob die Pfändung 
nicht zu einer vollſtandigen Befriedigung des Gläubigers geführt 
hat oder durch die Pfändung eine vollſtändige Befriedigung nicht 
erlangt werden kann. Mit Recht weiſt das KG. darauf hin, daß 
dem Gläubiger der Zugriff in ſolche Sachen des Schuldners ermög⸗ 
licht werden muß, aus denen er Befriedigung für ſeinen Anſpruch 
inden kann, und daß der Offenbarungseid eben dazu dient, feſt⸗ 
Eeltellen, ob derartige Gegenftände beim Schuldner vorhanden find. 
be ſich aus dem Verhalten des Schuldners, daß eine alsbaldige 
if, diedigung des Gläubigers durch die Pfändung nicht zu erwarten 
Ren ſo wird der Gläubiger von ihm den Offenbarungseid verlangen 
Pfand. Das gilt z. B. in dem Fall, daß der Schuldner bei der 
ung alle vorhandenen Sachen als fremdes Eigentum bezeichnet. 

„ Wird vom Gläubiger gepfändet und von dritter Seite inter- 


4 

Se lo wird der Gläubiger es nicht erſt auf die Entſch. des 
nicht entionsprozeſſes ankommen laſſen müſſen. Wenn er aber 
Seite paubhaft macht, daß außer den Sachen, die von dritter 


7 die gusverlangt werden, keine pfändbaren Sachen vorhanden 
ir feinen Anſpruch decken, fo wird der Gläubiger, ob er nun 
einmal deibibt oder den Interventionsprozeß durchführt, zunächſt 
a 1 einen neuen Pfändungsverſuch anderweitige Befrie⸗ 
ſuch — chen müſſen und erſt dann, wenn dieſer anderweitige Ver⸗ 
erfolglos war, den Offenbarungseid verlangen können. 
RA. Dr. Herbert Samſon, Hamburg. 
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deshalb Anfechtungsklage gegen eine Firma N., an die nach ihrer 
Behauptung durch die Firma B. Vermögensgegenſtände verſchoben 
waren. Zur Sicherung des Erfolges der Anfechtungsklage erwirkte ſie 
gegen die Firma N. eine EinſtwVerf., durch die der Firma N. bis 
zur rechtskräftigen Entſcheidung des Anfechtungsprozeſſes die Ver⸗ 
äußerung gewiſſer auf einem Grundſtück befindlicher Sachen bei 
Strafe verboten wurde. 

Die Antragſtellerin A. beantragte gegen die Firma N. Feſtſetzung 
einer Strafe gem. § 890 ZPO., weil die Firma N. entgegen dem 
Verbot die geſamten Sachen veräußert habe. Die Antragsgegnerin 
beſtritt ein ſchutzwürdiges Intereſſe der Antragſtellerin an der Feſt⸗ 
ſetzung der Strafe, weil über das Vermögen der Firma B. der 
Konkurs eröffnet und die Erfüllung des zwiſchen A. und B. ge⸗ 
ſchloſſenen Kaufvertrages, der die Srundiage des Anfechtungsanſpruchs 
bildet, vom Konkursverwalter abgelehnt worden ſei. 

Dieſes Vorbringen iſt nicht ſchlüſſig. Erheblich wäre allenfalls 
die Behauptung, daß die EinſtwVerf. oder, wenn ein Urteil im An⸗ 
fechtungsprozeß ſchon erlaſſen wäre, dieſes rechtskräftig aufgehoben 
worden wäre, oder die Antragſtellerin auf ihre Rechte aus der 
EinſtwVerf. ausdrücklich verzichtet hätte. Hingegen rechtfertigt die 
Behauptung, für die die Antragsgegnerin übrigens noch nicht einmal 
Beweis angetreten hat, daß der Hauptanſpruch, der die Grundlage 
des Anfechtungsanſpruchs bildet, eine Veränderung erlitten habe, in 
keiner Weiſe den Schluß, daß das Intereſſe der Antragſtellerin an 
der Durchſetzung des Verbots der EinſtwVerf. weggefallen ſei. Im 
Straffeſtſetzungsverfahren kann die Antragsgegnerin keinesfalls mit 
der Behauptung gehört werden, daß die EinſtwVerf. nach ihrer 
Meinung aufgehoben werden müſſe, ganz abgeſehen davon, daß die 
verbotswidrige Handlung zu einer Zeit erfolgt iſt, wo die EinſtwVerf. 
jedenfalls noch Beſtand hatte. 

Die Zuläſſigkeit der begehrten Straffeſtſetzung ſcheitert übrigens 
auch nicht daran, daß hier das Verbot einer einmaligen, d. h. nur 
einmal möglichen, Handlung in Frage ſteht, nach deren Vollendung ein 
Zwang zur Verhütung weiterer Zuwiderhandlungen nicht mehr 
denkbar iſt. Es iſt zwar in der Rechtſprechung gelegentlich die An⸗ 
ſicht vertreten worden, daß die Straffeſtſetzung gem. § 890 ZROD. 
beim Verbot einmaliger Handlungen nach deren Vornahme nicht mehr 
zuläſſig ſei, weil ſie nur den Zweck haben, der Vorbeugung weiterer 


Zu 4. Das ſchutzwürdige Intereſſe iſt an ſich Erfordernis für 
die Straffeſtſetzung, es iſt aber durch den Einwand der Firma N. 
nicht in Frage geſtellt. Hätte der Konkursverwalter die Erfüllung 
gewählt und hätte er genügend Maſſe, ſo könnte vielleicht Wegfall 
des Intereſſes behauptet werden. Gerade bei Ablehnung der Erfüllung 
bleibt das Intereſſe der Antragſtellerin voll beſtehen, beſonders wenn 
fie durch die EinſtwVerf. und Strafandrohung ſchon vor der Konkurs⸗ 
eröffnung Sicherung erlangt hat. Die Konkurseröffnung gibt unter 
Umſtänden dem Verwalter die Möglichkeit, die Anfechtung ſeinerſeits 
weiter zu verfolgen. Daß er dies hier getan hat, iſt nicht behauptet. 
Aber ſelbſt wenn die Antragſtellerin das, was ſie durch die An⸗ 
fechtung erlangen könnte, zur Maſſe herausgeben müßte, behält ſie 
als Konkursglaubigerin immer noch ihr Intereſſe an der Auffüllung 
der Maſſe. — Den Ausführungen im vorletzten Abſatz iſt daher zu⸗ 
zuſtimmen. 

Mit der Strafandrohung, welche nach 8 890 Abſ. 2 ZPO. der Straf⸗ 
feſtſetzung vorangehen muß, erhält das gerichtliche Verbot erſt feine 
Vollwirkung. Ich nehme an, daß in dem hier behandelten Fall dieſe 
Strafandrohung bereits vor dem Verſtoß erlaſſen iſt. Dann ſind 
auch die Ausführungen in dem letzten Abſatz der Begründung des 
Beſchluſſes zutreffend. Es wäre ein unerträglicher Zuſtand, wenn trotz 
des gerichtlichen Verbotes und der gerichtlichen Strafandrohung die 
Zuwiderhandlung ſollte ſtraflos vorgenommen werden können. 

Die Begründung des Beſchluſſes gibt aber noch zu zwei Be⸗ 
merkungen Veranlaſſung. — Die gelegentlich in der Rechtſprechung 
vertretene Anſicht, die Straffeſtſetzung könne gegenüber einer nur 
einmal möglichen Handlung nicht mehr erfolgen, wenn dieſe Hand⸗ 
lung ſchon begangen ſei, weiſt der Beſchluß im weſentlichen aus dem 
Grund der Würde der Gerichtsentſcheidung zurück. Man muß hinzu⸗ 
fügen, dieſe bekämpfte Anſicht würde die Strafandrohung überhaupt 
wirkungslos machen, da ihr nie eine Strafe folgen könnte. Nach 
8890 Abſ. 1 ZPO. kann die Strafe erſt feſtgeſetzt werden, wenn ber 
Verſtoß erfolgt iſt. Die bekämpfte Anſicht will aber in dieſem Fall 
zugleich die Straffeſtſetzung im Augenblick der Tat als verſpätet an⸗ 
ſehen. Daß hier eine falſche Auffaſſung des Erforderniſſes „im 
Dienſte der Zwangsvollſtreckung“ vorliegt, dürfte klar ſein. — Weiter 
kann überhaupt ein Unterſchied in der Wirkung bei der einmal 
möglichen und den mehrmals möglichen Übertretungen nicht gemacht 
werden. Bei letzteren würde die bekämpfte Anſicht das gerichtliche 
Verbot mit Strafandrohung ebenfalls wirkungslos machen. Denn nach 
dieſer Anſicht dürfte die erſte Handlung nicht beſtraft werden, weil 
ſie nicht mehr verhütet werden kann. Gegen die zukünftig möglichen 
Handlungen kann ſie aber auch nicht wirken, weil eine ſolche Wirkung 
einer Straffeſtſetzung nicht innewohnt. Die Straffeſtſetzung bezieht 
ſich nach dem klaren Wortlaut des § 890 ZPO. lediglich auf die 
bereits begangene Tat. Es ſoll ja auch die Zumeſſung des Straf⸗ 
maßes und die Wahl der Strafart nach den Umſtänden des ein⸗ 


828 


2618 


verbotswidriger Handlungen zu dienen. Dieſe Anſicht wird indeſſen 
dem Zwecke des § 890 ZPO. nicht gerecht. Sie führt zu dem Ergebnis, 
daß für das Verbot einer einmaligen Handlung durch Einſtw Verf. oder 
Urteil jeder Strafſchutz fehlt, wenn die verbotene Handlung vor⸗ 
genommen iſt. Damit verliert die Gerichtsentſcheidung, die das Verbot 
enthalt, einen guten Teil ihrer Würde, da der böswillige Antrags⸗ 
gegner in ſolchen Fällen regelmäßig gar nichts zu befürchten hat, 
wenn er die verbotene Handlung vornimmt. Die abgelehnte Anſicht 
kann unter Umſtänden ſogar als Anreiz wirken, die verbotene Hand⸗ 
lung vorzunehmen, bevor eine Strafe feſtgeſetzt iſt. Das kann aber 
der Geſetzgeber unmöglich gewollt haben. Die Strafe aus 8 890 
ZPO. ſteht der kriminellen Strafe in den meiſten Beziehungen außer⸗ 
ordentlich nahe (vgl. hierzu Oertmann⸗ Hellwig, Syſtem des 
deutſchen Zivilprozeßrechts II, 1919, 389 Anm. 42; Jonas⸗Stein, 
12./13. Aufl., 8 890 I 3; RG. 36, 417). Sie iſt nach letzterem Urteil 
des RG. jedenfalls auch eine wirkliche Strafe als Sühne für be⸗ 
gangenes Unrecht. 
(GG., 6. ZivSen., Beſchl. v. 10. Mai 1929, 6 W 3218/29.) 
Mitgeteilt von KON. Keil, Berlin. 


* 


5. 8 891 ZPO. findet auf eine in einer EinſtwVerf., 
die in Beſchlußform ergeht, enthaltene Strafandrohung 
keine Anwendung. f) 

Einer Anhörung der Antragsgegnerin vor Erlaß der in der 
EinſtwVerf. ſelbſt enthaltenen Strafandrohung bedurfte es nach der 
Auffaſſung des Senats nicht. Aus der Entſch. der Ver ZivSen. v. 
20. Dez. 1898 (RG. 42, 419 ff.) ſcheint allerdings die entgegengeſetzte 
Auffaſſung ableitbar zu ſein. Denn hier wird die Strafandrohung 
als eine Entſch. i. S. § 891 ZPO. behandelt (S. 420), vor der 
der Schuldner gehört werden muß (S. 424). Es darf jedoch nicht 
überſehen werden, daß von den VerZivSen. des RG. die Nok⸗ 
wendigkeit vorheriger Anhörung des Schuldners nach 8 891 aus⸗ 
drücklich nur für die „nachträgliche Strafandrohung“ be⸗ 
hauptet wird (S. 424) und daß die bereits im Urteile enthaltene 
Strafandrohung der nachträglichen Strafandrohung mit größter 
Schärfe gegenübergeſtellt wird, indem zwar dieſe, nicht aber jene 
als Beginn der Zwangsvollſtreckung bezeichnet wird (S. 423). 
Gerade in dieſem Zuſammenhange betont die Entſch. mit Recht, 
daß die Zulaſſung der Androhung im Urteil auf Zweckmäßig⸗ 
keitserwägungen beruhe; es wird hier durchaus zutreffend aus⸗ 
geſprochen, daß die Strafandrohung im Urteile am Platze iſt, 
weil Zuwider handlungen ſofort möglich find. Diefer 
Geſichtspunkt führt mit zwingender Überzeugungskraft dazu, daß 


zelnen Falles ſich richten, ſo daß immer die Straftat der Straf⸗ 
feſtſetzung vorangehen muß. 

Es bleibt alſo als allein möglich übrig, das Verbot zuzüglich 
der Strafandrohung für das Wirkſame zu halten. Das Geſetz will 
eben mit dem gerichtlichen Verbot nebſt Strafandrohung die Ver⸗ 
hütung erzielen, die Strafandrohung iſt ſchon beginnende Voll⸗ 
ſtrechung und ſteht daher in ihrem Dienſte. Damit ift die Grundlage 
gegeben, jede ſpäter erfolgende Zuwiderhandlung mit Strafe zu be⸗ 
legen. So ſagt auch Stein⸗Jonas, 14. Aufl. 1929, § 890 Anm. I, 
zum Unterſchied von 8 888 habe die Strafe des 8 890 ZPO. den 
Charakter einer echten Rechtsſtrafe, die zur Sühnung der begangenen 
Zuwiderhandlung verhängt werde, fie diene dem Zweck der Verhütung 
künftiger Zuwiderhandlungen nicht anders, als jede Verbrecherſtrafe 
der Verbrechensverhütung (ſiehe auch die dort angeführten Motive 
zum BGB. und die Reihe von Entſcheidungen). 

Da die Strafandrohung vorangehen muß, iſt der das Verbot 
beantragenden Partei zu empfehlen, gleichzeitig die Strafandrohung 
zu beantragen, da ſonſt bei dem nun einmal herrſchenden Grundſatz, 
daß die Gerichte nicht über die Anträge hinauszugehen haben, ein 
gerichtliches Verbot erlaſſen wird, das bis auf weiteres ſtraflos über⸗ 


ſchritten werden kann. 
RA. D. Wolfhagen, Hamburg. 


Zu 5. Die Entſch. dürfte uneingeſchränkte Billigung, insbeſ. 
ſeitens der Anwälte, ſinden. Die von Kommentatoren mißverſtandenen, 
übrigens mehr beiläufigen Bemerkungen der Plenarentſch. vom 
20. Dez. 1898 über die notwendige Anhörung des Gegners vor dem 
Erlaß der Strafandrohung werden dahin Kklargeſtellt, daß fie ſich 
nur auf den Fall eines, nach Erlaß eines Urteils auf Unterlaſſung 
geſtellten, beſonderen Strafandrohungsantrages beziehen, und 
daß ſie für die Strafandrohung einer in Beſchlußform erlaſſenen 
EinſtwVerf. überall nicht in Betracht kommen. 

Der dafür von dem Senat gegebenen Begründung iſt durchaus 
zuzuſtimmen. So bemerkt der Senat mit vollem Recht, daß, wenn 
in der Plenarentſch. die Zulaſſung der Strafandrohung eines Urteils 
auf Zweckmäßigkeitserwägungen beruhe, weil Zuwiderhandlungen 
ſofort möglich ſeien, dieſer Geſichtspunkt gerade bei Einst Verf., 
die ja gegen ſofortige Zuwiderhandlungen ſchützen ſollen, mit 
zwingender Überzeugung dazu führen, die Strafandrohung aufzu⸗ 
nehmen, ohne daß der Schuldner vorher gehört zu werden braucht. 
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gerade bei EinſtwVerf., die in erſter Linie gegen fo- 
fortige Zuwiderhandlungen ſchützen ſollen, die Auf⸗ 
nahme der Strafandrohung in den die EinſtwVerf. enthaltenden, 
die Funktion des Urteils in weitem Ausmaße erfüllenden Beſchluß 
aufgenommen werden dürfen, ohne daß der Schuldner vorher ge⸗ 
hört zu werden braucht. Es mag richtig ſein, daß dem Erforder⸗ 
nis der Anhörung des Schuldners vor der im Urteile enthalte⸗ 
nen Strafandrohung ſtets Genüge geſchehen muß, aber nicht 
auf Grund des § 891 3 PO,, ſondern auf Grund der⸗ 
jenigen Beſtimmungen, aus denen ſich ergibt, unter 
welchen Vorausſetzungen ein Urteil erlaſſen wer⸗ 
den darf. So gilt auch für die in der EinſtwVerf ent- 
haltene Strafandrohung nicht der 8 891 ZPO, ſon⸗ 
dern es gelten hier diejenigen Beſtimmungen, aus 
denen ſich ergibt, unter welchen Vorausſetzungen 
eine EinſtwVerf. erlaſſen werden darf. Ebenſowenig 
wie § 891 ZPO. auf eine in einem Urteile enthaltene Straf⸗ 
androhung anwendbar iſt, iſt er auf eine Strafandrohung an⸗ 
wendbar, die in einer in Beſchlußform ergangenen Einſtw⸗ 
Verf. enthalten iſt. Hieraus folgt, daß mit Rückſicht auf die 
dem Zwecke des Verfügungsverfahrens angepaßte Struktur dieſes 
Verfahrens die vorherige Anhörung des Schuldners nach 8 937 
Abſ. 2 ZPO. in dringenden Fällen nicht zu erfolgen braucht, wenn 
die Strafandrohung in den die EinſtwVerf. enthaltenden Beſchluß 
aufgenommen wird. Wenn im Gegenſatz hierzu — teilweiſe unter 
ausdrücklicher Berufung auf RG. 42, 419 ff. — einſchränkungslos 
gelehrt wird, daß vor einer Strafandrohung i. S. 8 890 ZPO. der 
Schuldner ſtets gehört werden müſſe (val. Stein⸗Jonas, BRD, 
8891 zu Note 4; vgl. allerdings auch § 890 II 2 Abſ. 2; Baumbach, 
ZPO., 5 891 Note 2; Sellner, 380. 8 891 Note 3; Sydow⸗ 
Buſch, ZPO., 8 891 Note 2), fo wird — falls dieſe Literaturſtellen 
ſo einſchränkungslos gemeint ſind, wie ſie gefaßt ſind — einer⸗ 
ſeits der Sinn und die Tragweite der Entſch. RG. 42, 419 ff. ver⸗ 
kannt, andererſeits den Beſonderheiten des Verfügungsverfahrens 
nicht Rechnung getragen. Die tägliche Erfahrung lehrt auch, daß 
in der Praxis dauernd Strafandrohungen im Rahmen von Einſtw⸗ 
Verf. ergehen, die ohne vorherige Anhörung des Schuldners er⸗ 
laſſen werden; wenn auch in der Praxis häufig keine klare Ein⸗ 
ſicht in die Vereinbarkeit dieſer Entſch. mit der Auffaſſung der Ver⸗ 
ZivSen des RG. vorhanden fein mag, fo ſpiegelt ſich doch in 
dieſer Praxis das geſunde Rechtsgefühl der Gerichte, das beinahe 
zwangsläufig zum richtigen Ergebnis geführt hat. 
(KG., Beſchl. v. 28. Jan. 1929, 10 W 82/29.) 


* 


8 891 30. findet demnach, wie das RG. ausdrücklich hervorhebt, 
auf eine in einer EinſtwVerf., die in Beſchlußform ergeht, ent» 
haltene Strafandrohung keine Anwendung. 

Wenn der Senat auf die damit übereinſtimmende Übung 
vieler Gerichte verweiſt und ſie billigt, ſo trifft dieſer Hinweis 
gerade auf die überwiegende Praxis der hamb. Gerichte zu. Dieſe 
erkennen regelmäßig an, daß die vorherige Anhörung des Antrags⸗ 
gegners oder gar die Anordnung mündlicher Verhandlung über den 
Antrag die ſpätere gerichtliche EinſtwVerf. in vielen Fällen prak- 
tiſch ganz oder teilweiſe wertlos machen würde. Sie ſchützen den 
Antragsgegner durch die dem Antragſteller regelmäßig auferlegte 
Sicherheitsleiſtung. Dieſe Praxis in der Behandlung von Anträgen 
auf Erlaß EinſtwVerf., wie übrigens ebenſo von Arreſtanträgen, 
überwiegt ſo ſehr in Hamburg, daß man ſie geradezu als die hamb. 
Praxis bezeichnen kann. Sie hat jetzt durch das RG. allgemeine 
Billigung erfahren. In Anwaltskreiſen wird dieſe Praxis häufig 
als vorbildlich hingeſtellt. 

Es kommt hinzu, daß die hamb. Gerichte trotz ſorgfältiger 
Prüfung zumeiſt noch am Tage der Antragſtellung die Entſch. dem 
Antragſteller zukommen laſſen, und zwar indem ſie obendrein 
durch Vereinfachung der Sicherheitsleiſtung es dem Anwalt ermög⸗ 
lichen, in dringenden Fällen häufig nach wenigen Stunden das 
Verbot mit der Strafandrohung dem Antragsgegner zuzuſtellen. Als 
Sicherheitsleiſtung laſſen nämlich die hamb. Gerichte die Bürg⸗ 
ſchaft der ihnen als zahlungsfähig und vorſichtig bekannten RA. zu. 
Die Anwälte geben entweder ſchon bei Stellung des Antrages oder 
ſofort, nachdem ihnen eine Ausfertigung der gerichtlichen Ver⸗ 
fügung zugegangen iſt, die Bürgſchaftserklärung ab, machen aber von 
der Verfügung regelmäßig erſt Gebrauch, nachdem ſie eine ihnen 
genügend erſcheinende Deckung für ihre Bürgſchaft von ihrer Partei 
erhalten haben. 

Wenn alſo auch für Hamburg durch die obige Entſch nur eine 
Beibehaltung der bisherigen, den Bedürfniſſen des Recht ſuchenden 
Publikums Rechnung tragenden Praxis zu erwarten ſteht, ſo darf 
angenommen werden, daß die obige, hoffentlich bald überall bekannt 
werdende Entſch. dazu beitragen wird, daß andere Gerichte, die 
bisher in dieſen Fällen ohne vorherige Anhörung des Gegners oder 
ohne mündliche Verhandlung nicht auskommen zu können glaubten, 
ſich auf den Hinweis des RG. der hamb. Praxis anſchließen werden. 

RA. Dr. Albert Wulff, Hamburg. 


58. Jahrg. 1929 Heft 37/38 


6. 58 1032 ff. ZPO. Vorausſetzungen für die An- 
nahme, daß eine Schiedsklauſel als ſelbſtändiger Schieds⸗ 
vertrag“ anzuſehen iſt. +) 

Die Parteien haben miteinander einen Pachtvertrag abge⸗ 
ſchloſſen, deſſen § 11 beſagt: 

„Alle aus dieſem Vertrage ſich ergebenden Streitigkeiten 
ſollen durch ein Schiedsgericht entſchieden werden, für deſſen Bil⸗ 
dung die Vorſchriften der SS 1032 ff. ZPO. maßgebend find.” 

Der Kl. hat mit der Behauptung, er ſei in den Vorverhand⸗ 
lungen argliſtig getäuſcht worden, den Pachtvertrag angefochten 
und von der Bekl. Schadenserſatz wegen unerlaubter Handlung 
verlangt. 

„Der Bekl., der jegliche Täuſchung beſtreitet, erhebt vor allem 
die Einrede des Schiedsvertrags. 

Das LG. hat durch Zwiſchenurteil den Klageanſpruch dem 
Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. 

Das RG. hat die Klage abgewieſen. 

Der Vorderrichter irrt, wenn er die auf dieſen 8 11 geſtützte 
Einrede des Schiedsvertrags mit der allgemeinen Bemerkung zu⸗ 
rückweiſt, daß es ſich im vorliegenden Falle nicht um einen Streit 
„aus“ dem Vertrage, ſondern um die Gültigkeit und den Beſtand 
des ganzen Vertrages ſelbſt handele, zu einer Entſch. hierüber aber 


Zu 6. Wird bei Abſchluß eines Vertrages zugleich ein Schieds⸗ 
vertrag geſchloſſen, ſo kann es ſich um einen „ſelbſtändigen Schieds⸗ 
vertrag“ handeln, d. h. es kann vereinbart ſein, daß das Schieds⸗ 
gericht auch darüber entſcheiden ſoll, ob der Vertrag ſelbſt rechts⸗ 
wirkſam und unanfechtbar abgeſchloſſen iſt. Dies hat das KG. im 
vorliegenden Fall angenommen, und zwar auf Grund der Faſſung 
der Schiedsklauſel und „in Berückſichtigung des Umſtandes, daß 
beide Parteien dem Kaufmannsſtande angehören“. Es war ver⸗ 
einbart, daß „alle Streitigkeiten aus dem Vertrage durch ein 
Schiedsgericht entſchieden werden ſollten“. Wohl die meiſten Schieds⸗ 
verträge, insbeſ. bei kaufmänniſchen Geſchäften, haben denſelben oder 
einen faſt gleichen Wortlaut, und die vom KG. für die weitere Aus⸗ 
legung des Schiedsvertrages angeführten Geſichtspunkte laſſen ſich 
mit gleich großer oder geringer Berechtigung für alle dieſe Fälle 
geltend machen. Es handelt ſich alſo um eine typiſche Verein⸗ 
barung, und die Frage, ob in einem ſolchen Falle ein „ſelbſtän⸗ 
diger Schiedsvertrag“ vorliegt, hat grundſätzliche Bedeutung. Die 
Bedürfniſſe des Verkehrs erfordern hier eine einheitliche Auslegungs⸗ 
regel für ſolche ſtändig wiederkehrenden Vereinbarungen. Das gilt 
gerade ganz beſonders für eine Frage wie die hier vorliegende, 
bei der es ſich darum handelt, welchen Weg die Parteien bei Auf⸗ 
treten einer Streitfrage beſchreiten muſſen, wenn nicht viel Zeit und 
Geld unnütz vertan werden ſollen. Leider hat ſich trotzdem bisher 
keine einheitliche Rſpr. entwickelt. Die älteſte bekannt gewordene 
Entſch. des RG. (1. ZivSen. v. 30. April 1890: JW. 1890, 203; 
ähnlich RG. 26, 376 ſowie Hanſo LG.: SeuffArch. 49, 166 und LG. 
Berlin: KBl. 4, 36) nimmt — ebenſo wie jetzt das KG. — an, 
daß die in einem kaufmänniſchen Vertrage enthaltene Schiedsklauſel 
auch die „für die Parteien weſentlichſte Frage nach dem Entſtanden⸗ 
ſein des Rechtsverhältniſſes“ umfaßt und begründet dies mit dem 
Wunſch der Parteien nach ſchneller und ſachkundiger Entſch. RG. 
27, 378 betont dagegen, daß die Schiedsklauſel nur ein „integrie- 
render und additioneller Beſtandteil des Hauptgeſchäfts“ ſei und er⸗ 
klärt die abweichende Entſch. von 1890 damit, daß es ſich in 
jenem Falle um eine fortgeſetzte Bezugnahme auf die üblichen Ge⸗ 
ſchaftsbedingungen im Rahmen einer dauernden Geſchäftsverbindung 
gehandelt habe. Ahnlich RG. 31, 398 („hat Bekl. überhaupt nicht 
verkauft, ſo hat er auch nicht unter den in dem Schlußſchein der 
Börſenmakler enthaltenen Bedingungen verkauft“; vgl. weiter RG. 

6, 20 = ZW. 1904, 76 52; RG. 58, 154; JW. 1902, 17132; RG⸗ 
Warn. 1909/10 Nr. 80; Gruch. 36, 1210 — JW. 1892, 219; 39, 
1173). Bei dieſen älteren Entſch. handelte es ſich allerdings ſtets 
darum, ob der Differenzeinwand gegenüber dem Schiedsvertrag 
durchgriff. Es wäre hier auf die Auslegung des Schiedsvertrages 
erhaupt nicht angekommen, wenn man davon ausgegangen wäre, 
aß die Schiedsklauſel, auch wenn ſie als eine „ſelbſtändige“ ver⸗ 
ſch bart war, keinesfalls dazu dienen dürfe, die Erfüllung des Ge⸗ 
Suite erzwingbar zu machen (f. RG.: ZW. 1896, 7; auch RG. : 
d 14905, 401; Dertmann: 33P. 45, 411). NG. 7. ZivSen. 
nis Okt. 1907: JW. 1908, 17 erklärt dann aber für einen 
mäß!“ dieſem Sondergebiet angehörenden Fall, es fei regel⸗ 
Schieß anzunehmen, daß die Parteien bei der Vereinbarung eines 
darüber erkrages nicht die Abſicht hätten, das Schiedsgericht auch 
der Schieneſcheiden zu laſſen, ob die Grundlage des Schiedsgerichts, 
ſtreiti hiedsvertrag, gültig zuſtande gekommen ſei. Da die Frage 
fochten w „ ob der Hauptvertrag mit Recht wegen Irrtums ange⸗ 
fechtung das ‚At damit zum Ausdruck gebracht, daß mit der An⸗ 
fälli 8, u Hauptvertrages grundſätzlich auch der Schiedsvertrag hin⸗ 
ordentliche and das Schiedsgericht nicht berechtigt iſt, in einer das 
Hauntverkra,Cericht bindenden Weiſe die Rechtswirkſamkeit des 
7 Zip Sen des und damit des Schiedsvertrages feſtzuſtellen. RG. 
1996 * b. 12. April 1914 (JW. 1914, 773; ähnl. RGWarn. 
Aer. 141 = Lg. 1926, 5439 = JurRtdſch. 1926 Nr. 1569) läßt 
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mangels diesbezüglicher Sondervereinbarung das ordentliche Gericht 
zuſtändig ſei. 

Die Frage, ob durch die Beſtimmung des 8 11 des Pachtver⸗ 
trages lediglich Streitigkeiten „aus“ einem seil. gültigen Ver⸗ 
trage oder darüber hinaus ſchlechthin alle Streitigkeiten aus dem 
Vertragsabſchluß als ſolchen der Entſch. durch das Schieds⸗ 
gericht zugewieſen ſind, dergeſtalt, daß es auch zur Entſch über die 
ſeine Zuſtändigkeit begründende Wirkſamkeit des Hauptvertrags be⸗ 
rufen iſt, läßt ſich entgegen der Auffaſſung des Vorderrichters nur nach 
Erforſchung des wirklichen Willens der Vertragſchließenden unter 
Berückſichtigung der geſamten Umſtände des Einzel⸗ 
falls konkret beantworten. 

Der Senat iſt bei Erforſchung des wirklichen Willens der Ver⸗ 
tragſchließenden in bezug auf den beabſichtigten Umfang der Schieds⸗ 
gerichtsklauſel auch in Berückſichtigung des Umſtands, daß beide 
Parteien dem Kaufmannsſtande angehören, zur Überzeugung ge⸗ 
langt, daß durch § 11 des Pachtvertrages ſchlechthin ſämtliche Strei⸗ 
tigkeiten, die ſich auf Grund der Tatſache der Errichtung der Ver⸗ 
tragsurkunde, der Vertragsverhandlung als ſolcher, ergeben könnten, 
d. h. alle Streitigkeiten aus dem Vertragsabſchluſſe dem 
Spruche des Schiedgerichts haben unterſtellt werden ſollen, alſo auch 
die Frage, ob ein gültiger Hauptvertrag überhaupt zuſtande gekom⸗ 


dagegen lediglich die Möglichkeit offen, daß ein Schiedsvertrag ſelb⸗ 
ſtändige Bedeutung haben könne, ohne ſich darüber auszuſprechen, 
wann die eine oder die andere Auslegung Platz zu greifen habe. 
RG.: 23.1918, 858 (vgl. auch 23.1910, 624; RG Warn. 1919 
Nr. 141) erklärt dann aber wieder, als Regel gelte, daß die 
Schiedsklauſel mit dem Hauptvertrag ſtehe und falle und 
daß der Streit über das Beſtehen des Vertrages deshalb regel⸗ 
mäßig von dem ordentlichen Gericht zu entſcheiden ſei. Für den 
allerdings nicht ganz gleich, aber doch ähnlich liegenden Fall der 
Vereinbarung eines Gerichtsſtandes geht RG. 87, 8 dagegen davon 
aus, daß die im Vertrage enthaltene Zuſtändigkeitsvereinbarung 
„ſelbſtändige Bedeutung habe“ und auch die Frage betreffe, ob 
der Hauptvertrag rechtsgültig geſchloſſen ſei, und zwar, ohne daß, 
ſoweit erſichtlich, beſondere Umſtände des Falles für eine ſolche 
weitergehende Auslegung der Vereinbarung geſprochen hätten (vgl. 
dagegen RG. 27, 372 und JW. 1901, 285 und hinſichtlich der Frage 
der „Selbſtändigkeit“ eines im Vertrage vereinbarten Verzichts 
auf Reviſion RG. 36, 423 und JW. 1900, 4009). Für die weitere 
Auslegung der Schiedsklauſel ſpricht ſich auch Hanſo s.: Hanſ⸗ 
G3. 1921, 191 Seuff Arch. 77, 259 aus. Das in obiger Entſch. 
angeführte Urteil des OLG. Marienwerder zeigt eine Beſonderheit, 
inſofern der Schiedsklauſel hinzugefügt war, daß „ein gericht⸗ 
liches Verfahren für alle Falle ausgeſchloſſen ſein ſolle“, woraus 
m. E. freilich nicht auf eine Selbſtändigkeit der Schiedsklauſel 
gegenüber dem Hauptvertrag geſchloſſen werden ſollte. OLG. Dresden: 
Sächſ Arch. 1913, 148 folgert die Selbſtändigkeit der Schieds⸗ 
klauſel aus einer Beſtimmung der Bremer Baumwollbedingungen, 
mit der tatſächlich offenbar etwas ganz anderes zum Ausdruck 
gebracht werden ſollte. Auch die Entſch. BayObL®. 16, 88 betrifft 
einen beſonders gelagerten Fall. Eine grundſätzliche Bedeutung 
wird man dieſen zuletzt genannten drei Entſch. nicht beilegen 
können. Die ſämtlichen übrigen — im Ergebnis voneinander fo 
ſtark abweichenden — Entſch. betreffen aber Schiedsverträge, deren 
Wortlaut in den hier fraglichen Beziehungen im weſentlichen der 
gleiche iſt, ohne daß „beſondere Umſtände des Einzelfalles“ für 
die eine oder andere Auslegung angeführt wären, und in allen 
Fällen handelte es ſich um Schiedsverträge zwiſchen Angehörigen 
des Kaufmannsſtandes. 

Man ſollte eine Schiedsklauſel nur dann als ſelbſtändig an⸗ 
ſehen, wenn eine dahingehende Abſicht der Parteien ausdrück⸗ 
Lich und zweifelsfrei erklärt iſt. Nur fo kann Klarheit und Rechts⸗ 
ſicherheit für die Parteien geſchaffen werden. Vielfach wird es ſich 
gar nicht feſtſtellen laſſen, ob überhaupt ein Schiedsvertrag 
abgeſchloſſen iſt, wenn nicht auch der Vertrag ſelbſt zum 
Abſchluß gelangt iſt. Man kann jedenfalls nicht der bei Vertrags⸗ 
verhandlungen oder in einer einſeitigen Beſtätigung gewünſch⸗ 
ten Vereinbarung eines Schiedsgerichts oder ihrer Niederlegung in 
einem im übrigen unwirkſamen Vertrage ohne ausdrückliche 
dahingehende, feſtſtehende und vom Abſchluß des Hauptvertrages 
unabhängige Einigung der Parteien eine maßgebende Bedeutung 
beilegen. Insbeſ. kann man nicht mit RG.: JW. 1890, 203 aus 
der unbeanſtandeten Annahme einer Schlußnota folgern, daß die 
Schiedsklauſel vereinbart iſt, auch wenn der Vertrag ſelbſt nicht 
rechtswirkſam zuſtande gekommen iſt. Der Partei, die in Wahr⸗ 
heit überhaupt nicht mit dem Abſchluß des Vertrages einverſtanden 
war, würde damit vielfach die Anerkennung eines Schiedsgerichts 
aufgezwungen werden, dem ſie ſich nicht oder doch eben nur für 
den Fall des Zuſtandekommens des Hauptvertrages unterwerfen 
wollte. Nur ſelken werden die Parteien ſich bei dem Vertrags⸗ 
ſchluß überhaupt irgendwelche Gedanken darüber machen, welches 
die Rechtslage ſein ſoll, wenn der Vertrag nicht wirkſam zuſtande 
gekommen iſt, und, wenn man die Auslegung einer ſolchen typi⸗ 
ſchen Vertragsklauſel grundſätzlich von Erwägungen über den 
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men iſt. Es liegt nämlich nach der Überzeugung des Senats nicht 
der mindeſte Anlaß für die Annahme vor, daß die Vertragſchließen⸗ 
den bei der gewählten Faſſung im $ 11 an einen nach der Er⸗ 
fahrung wohl nur Juriſten geläufigen ſcharfen Unterſchied zwiſchen 
Streitigkeiten aus dem gültigen Vertrage und Streitigkeiten 
über den Rechtsbeſtand des Vertrages gedacht und dieſe Scheidung 
gewollt haben. 

Es mag zur Rechtfertigung dieſer zwangloſen und naheliegen⸗ 
den Auslegung des Willens der Vertragſchließenden auch auf die 
Gründe eines Urt. des RG. VI 13/15: RG. 87, 8 ff. verwieſen wer⸗ 
den, wo es u. a. wörtlich heißt: 

„Die Parteien haben die Zuftändigkeit eines beſtimmten Ge⸗ 
richts vereinbart zur Entſch. aller aus dem Vertrage entſtehenden 
Streitigkeiten, damit alſo auch des Streits, ob der Vertrag rechts⸗ 
wirkſam geſchloſſen iſt.“ 

(Vgl. auch KG.: JW. 1924, 1182/83 und Anm. 14 daſ.: 
Os. Marienwerder: LZ. 1919, 502 Nr. 14.) 

Überdies hält der Senat auch auf Grund des Ergebniſſes der 
Beweisaufnahme für erwieſen, daß nach dem maßgeblichen Willen 


in dem jeweiligen „Einzelfall“ „unter Berückſichtigung 
der gefamten Umſtände“ zu vermutenden Parteiwillen ab⸗ 
hängig machen will, begibt man ſich hier auf eine völlig unſichere 
Grundlage. Die Anſicht des KG. läuft nun tatſächlich im Er⸗ 
gebnis darauf hinaus, daß der mutmaßliche Parteiwillen allge⸗ 
mein, jedenfalls bei Verträgen zwiſchen Kaufleuten, im Zweifel 
für die weitergehende Auslegung ſpreche. Dafür beſteht keine ge⸗ 
nügende Grundlage. Bei der Entſch. über die Rechtswirkſamkeit 
des ganzen Vertrages wird es ſich vielfach um Fragen ganz anderer, 
mehr auf rechtlichem Gebiet liegender Art handeln, als bei der Er⸗ 
örterung von Streitfragen, die aus dem abgeſchloſſenen Ver⸗ 
trage hervorgegangen ſind. Das „fachkundige“ Schiedsgericht 
wird für die Entſch. jener grundlegenden Streitfragen über das 
rechtswirkſame Zuſtandekommen des Vertrages oft wenig geeignet 
fein. Ich halte es auch nicht für richtig, daß es ſich hier um eine 
ſcharfe, nur dem Juriſten und nicht dem Kaufmann einleuchtende 
Unterſcheidung handle. Im Gegenteil, viele Kaufleute werden zweifellos 
auf das höchſte erſtaunt ſein, wenn man ihnen ſagt, daß das Schieds⸗ 
gericht auch dann zu entſcheiden habe, wenn der Vertrag ſelbſt 
nicht oder nicht rechtswirkſam abgeſchloſſen iſt. Wo aber auch nur 
ein Zweifel darüber möglich bleibt, ob die Parteien die Zuſtändig⸗ 
keit der ordentlichen Gerichte ausſchließen wollten — und dieſer 
Zweifel wird immer beſtehen, wo nicht eine ausdrückliche Ver⸗ 
einbarung vorliegt, die dem Schiedsgericht auch die Entſch. über 
Abſchluß und Rechtsbeſtändigkeit des Vertrages überträgt —, ſollte 
die ſtaatliche Gerichtsbarkeit nicht zugunſten des Schiedsgerichts ab⸗ 
danken. Gegen die Annahme einer Selbſtändigkeit der Schieds⸗ 
Klaufel in Fällen, in denen fie nicht ausdrücklich vereinbart iſt, 
ſpricht auch der Umſtand, daß gerade der ſelbſtändige Schieds⸗ 
vertrag vielfach zu außerordentlich ſpitzen und für die Parteien 
unerwünſchten Zweifelsfragen führt. Man ſteht hier vor der Frage, 
inwieweit rechtliche Mängel des Hauptvertrages (3. B. Diſſens, 
Überſchreitung der Vollmacht eines Parteivertreters, Anfechtung wegen 
Täuſchung oder wegen Irrtums, etwa über weſentliche Eigen⸗ 
ſchaften des Vertragsgegners, wucheriſcher Charakter des Geſchäfts, 
Differenzeinwand) auch die als ſelbſtändig konſtruierte Schieds⸗ 
klauſel unwirkſam machen, weil ihr die gleichen rechtlichen Mängel 
anhaften, wie dem Hauptvertrag. So wäre in dem hier vorliegenden 
Fall, wenn man mit dem KG. die Selbſtändigkeit des Schieds⸗ 
vertrages anerkennen wollte, noch zu prüfen geweſen, ob die vom 
Kl. behauptete argliſtige Täuſchung des Bekl. nicht auch für den 
Abſchluß des Schiedsvertrages urſächlich geweſen iſt. Ein vorheriger 
Verzicht auf die Anfechtung des Schiedsvertrages wegen Täu- 
ſchung würde nicht in den Vertrag hineingeleſen werden können, 
würde auch nicht rechtswirkſam fein. Eine etwaige Abſicht, 
im Wege des Schiedsvertrages die Zuſtändigkeit des ordentlichen 
Gerichts im voraus für alle denkbaren Streitigkeiten auszuſchließen 
und gewiſſermaßen dem Schiedsgericht ſtatt dem ordentlichen Gericht 
die „Kompetenz⸗Kompetenz“ zu übertragen, kann eben doch nicht 
zum Erfolg führen und erinnert an den Verſuch, ſich an dem 
eigenen Schöpf in die Höhe zu ziehen. Den grundſätzlichen Er⸗ 
wägungen des KG. dürfte danach nicht zuzuſtimmen fein (vgl. 
auch Kann, § 1025 Bem. 6 b, der die mit der vorliegenden Entſch. 
übereinſtimmende Entſch. KG.: IW. 1924, 1182 14 „als ſehr weit⸗ 
gehend“ bezeichnet, und Baumbach, 8 1025 Bem. 6b — „die 
Entſch. öffnet der Willkür Tor und Tür“ —, dagegen der Entſch. 
im weſentlichen zuſtimmend Kiſch in der Anm. zu KG.: JW. 
1924, 1182). RA. Dr. Carl Leo, Hamburg. 


Zu 7. A. Anm. Reinhard, ebenda. 


B. Nachdem RG. 117, 426 der Rangbefugnis aus 8 7 AufmG. 
nur „relative“ Wirkung — d. h. Wirkung nur hinſichtlich der vor 
Inkrafttreten des AufivG. eingetragenen Aufwertungshypotheken — 
zugeſprochen hat, müſſen ſich die in Ausübung der Befugnis ein⸗ 
getragenen Gläubiger die nach dem 15. Juli 1925 und vor der Be⸗ 
fugnishypothek eingetragenen Belaſtungen vorgehen laſſen. 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


der Vertragſchließenden unter „alle“ aus dieſem Vertrage ſich er⸗ 
gebenden Streitigkeiten ſchlechthin ſämtliche aus dem Vertrags⸗ 
abſchluſſe ſich ergebenden Streitigkeiten begriffen werden ſollten, 
mithin auch Meinungsverſchiedenheiten über das rechtswirkſame 
Zustandekommen des Hauptvertrags ebenfalls nur der Entſch. durch 
das Schiedsgericht ſelbſt unterſtellt werden ſollten. 
(KG., 17. ZivSen., Urt. v. 28. Febr. 1929, 17 U 6114/28.) 
Mitgeteilt von KGR. Dr. Bernſten, Berlin. 
* 


7. 8 44 Zw VerſtG.; 87 AufwöG. Feſtſtellung des 
geringſten Gebots im Zwangsverſteigerungsverfahren bei 
relativen Rangverhältniſſen der beteiligten Hypotheken. 


(KE., 12. BivSen., Beſchl. v. 14. Nov. 1928, 12 W 6722/28.) 


Abgedr. JW. 1929, 1996 2. 
* 


Mit deren Vorrang erſchöpft ſich jedoch die erlittene Rang⸗ 

einbuße nicht. Man nehme folgendes Beiſpiel: 
Belaſtung in Abt. III unter 

Nr. 1 260 000 PM. aufgewertet auf 65 000 GM. 

Nr. 2 80 000 PM. aufgewertet auf 20000 GM. 

Nr. 3 25000 GM. eingetragen nach dem 15. Juli 1925. 

Nr. 4 65 000 GM. als Befugnishypothek mit Rang vor III/ 2 
aber nach RchEntſch. v. 7. Juli 1925 mit Rang nach III/. 

Die Poſt III/ 2 braucht ſich außer III/ 1 nur 65 000⸗GM.⸗Befugnis 
vorgehen zu laſſen. Daß die Befugnishypothek III/ 4 wiederum der 
Poſt III/3 den Vortritt laſſen muß, darf nicht dazu führen, daß 
III/ nun erſt nach III/ und III/3 zum Zuge kommt. Vielmehr 
müſſen ſich II/ und II/ in die vor III/2 zur Verfügung ſtehenden 
65 000 GM. teilen, wobei dann, da III/3 den Vorrang hat, III/4 den 
Rang der Befugnis nur ſoweit behält, als bie für die Befugnis offene 
Stelle nach Berückſichtigung von III/3 noch ausreicht. Die Neihen- 
folge der Befriedigung iſt dann folgende: 

III/I 65000 GM. 
III/4 20 000 GM. 
III/3 25 000 GM. 
III/4 20 000 GM. 
III/ 2 20 000 GM. 
III/4 25 000 GM. 

„Daß die erſtrangigen 20000 GM. der Poſt III/4 vor III/3 
rangieren, beruht auf folgender Erwägung: 

Die erſten 65 000 GM. ſtehen zweifellos der Poſt III /1 zu. Auf 
die weiteren 20 000 GM. haben weder III/2 noch III/3 Anſpruch: 
III/2 muß fi 65000 GM. Befugnis vorgehen laſſen, III/3 
20 000 GM. Aufwertungshypothek. Auch III/ 4 hat keinen „abſoluten“ 
Anſpruch auf die 20 000 GM., muß ſich vielmehr nach der RGeEntſch. 
die 25 000 GM. der Poſt III/3 vorgehen laſſen (relative Wirkung der 
Befugnis). Mit dieſer Beſchränkung der Befugniswirkung ſollte jedoch 
nur eine Beeinträchtigung der wertbeſtändigen Hypotheken (III /3) 
durch die Befugnishypothek (II/4) ausgeſchloſſen werden. Hat III/3 
ſchon wegen der ihr vorgehenden Aufwertungshypothek III/2 keinen 
Anſpruch auf das 66.—85. Tauſend, jo beeinträchtigt die Berück⸗ 
ſichtigung der Poſt III/4 an dieſer Stelle den Rang der Poſt II/3 
nicht, Inſoweit kann III/3 alſo keinen Vorrang vor III/ verlangen. 
Nach 85 000 GM. hat III/3 jedoch Anſpruch auf Zuteilung der 
nächſten 25 000 GM. Dem muß III/ 4 fi nach der NGeEntſch. fügen. 
Die über 110 000 GM. hinaus erzielten 20 000 GM. erhalt III/, 
da III/2 Anſpruch auf Berückſichtigung erſt nach 130 000 GM. hat. 
Nach 130 000 GM. muß III/4 weichen, da III/ 2 ſonſt in feinem Rang 
beeinträchtigt würde. 

Geht man von dem obigen Verteilungsvorſchlage aus, ſo bietet 
die Aufſtellung des geringſten Gebotes keine Schwierigkeiten. Be⸗ 
treibt der Gläubiger der Befugnishypothek III/ die Zwangs⸗ 
verſteigerung, fo kommt lediglich III/ 1 ins geringſte Gebot, da den 
rangerſten 20 000 GM. der betreibenden III/ 4 weder III/3 noch III/2 
vorgeht. Dieſen Geſichtspunkt ſcheint das KG. bei ſeinem bereits 
in der Fußnote von Reinhard angegriffenen Beſchluß JW. 1929, 
1996 f. überſehen zu haben. Der Fall dort liegt genau ſo wie das 
oben gebildete Beiſpiel: 

III/1—3 26 250 GM. Aufwertungsbetrag. 

III/ 17 4999,82 GM. Aufwertungsbetrag. 

III/19 11 501,31 RM. eingetragen 1. Okt. 1926. 

III/18 26 250 GM. urſprünglich Befugnis, umgewandelt in 
eine Darlehnshypothek am 15. März 1927. 

Den rangerſten 4999,82 GM. des betreibenden Gläubigers III/18 
gehen lediglich die 26 250 GM. der III/1—3 vor, da III/19 erſt nach 
weiteren 4999,82 und III/17 früheſtens nach 2. 26 250 GM. 
zur Hebung gelangt. Das KG. Hätte daher die Aufnahme der 
Poſt I/II ins geringſte Gebot ablehnen müſſen. Zu dieſem Er- 
gebnis kommt auch Reinhard. Wenn auch nach ſeiner Anſicht nur 
unter „teilweiſer Preisgabe des Deckungsgrundſatzes“ des 8 44 
ZwVerſtéö. Demgegenüber iſt hervorzuheben, daß gerade der Deckungs⸗ 
grundſatz in ſeiner negativen Auswirkung die Berückſichtigung der 
im relativen Rangverhaltnis ſtehenden Poſten ausſchließen dürfte. 

Syndikus Dr. Laves, Berlin. 


58. Jahrg. 1929 Heft 37/38) 


S. Die Empfangnahme einer Hinterlegungsſumme 
vom Auftraggeber und ihre Abführung an die Hinter⸗ 
legungsſtelle begründen nicht die Gebühr des 8 87 
RA Geb O. f) 

Der Prozeßbevollmächtigte des Kl. hat für dieſen Wertpapiere, 
die ihm der Kl. überſandt hatte, als Sicherheit zwecks Erwirkung 
eines Arreſtes hinterlegt. Der obſiegende Arreſtkläger verlangt hierfür 
auf Grund des 891 ZPO. Erſtattung der Hebegehühr des 8 87 
RAGED. 

Dieſes Verlangen ift unbegründet. Der Senat teilt die herr- 
ſchende Anſicht der Gerichte, die mit der Rechtſprechung des NO. 
(vgl. RG. 9, 329; 11, 364) im Einklang ſteht. Danach iſt die Tätig⸗ 
keit des als Prozeß bevollmächtigten beſtellten Anwalts einer Partei, 
der für dieſe eine Hinterlegung mit ihm überſandten Mitteln vor⸗ 
nimmt, durch die Prozeßgebühr abgegolten und begründet alſo keine 
neue Gebühr, und zwar weder aus $ 87 noch aus 8 89 RAGEbD. Die 
für die gegenteilige Anſicht vorgebrachten Gründe, insbef. auch der 
Mehrzahl der Kommentare, erſcheinen dem Senat gegenüber der 
Begründung des NG. nicht als überzeugend. 

(KG., 20. ZivSen., Beſchl. v. 20. Juni 1929, 20 W 5091/29.) 


Mitgeteilt von RA. Albrecht Wehl, Berlin. 
* 
Breslau. 


9. Pfändungsrechte des durch Sicherungsübereig⸗ 
nung geſicherten Gläubigers. Zuläſſigkeit des Offen- 
barungseids. ) 


(OLG. Breslau, 7. Ziv Sen., Beſchl. v. 9. April 1929, 7 W 97/29.) 
Abgedr. JW. 1929, 16715. 
* 


Zu 8. Der kurze Hinweis auf zwei Entſcheidungen des RG., 
die beide vor 46 Jahren ergangen waren, enthält keine ausreichende 
Begründung gegenüber den abweichenden neueren Auffaſſungen. Das 
NE, hatte damals gejagt, 8 87 betreffe „offenbar nur den Fall“ der 
Einziehung der dem Klienten geſchuldeten Gelder, als eine „Tätigkeit, 
die zum eigentlichen Prozeßbetrieb nicht gehört“. 

Es iſt indeſſen nicht abzuſehen, weshalb die Abführung einer 
Hinterlegungsſumme mehr, als die einer Schuldſumme, zum „eigent⸗ 
lichen“ Prozeßbetriebe gehören ſoll, wie denn auch eine Unterſcheidung 
zwiſchen eigentlichen Prozeßbetriebe und uneigentlichem nicht haltbar iſt. 

Die Gebühr des 8 87 ſoll d. E. den RA. für diejenige Mehr⸗ 
arbeit und Mehrverantwortung entgelten, die dadurch entſtehen, 
daß er über den Bereich der Verfahrenskoſten hinaus einen Geld⸗ 
verkehr für den Klienten übernimmt. Sie ift deshalb zuftändig ohne 
Unterſchied ob es ſich um eine Streit⸗ oder Vergleichsſumme, um einen 
Zwangsvollſtreckungserlös oder um eine Anteilzahlung im Konkurs 
handelt, um eine Summe, die der Klient dem Gegner oder die der 
Gegner dem Klienten ſchuldet, um einen Betrag, der zu treuen Händen 
bezahlt oder hinterlegt wird oder der als Sicherheit frei geworden 
iſt. — Sie iſt zuſtändig neben der Prozeßgebühr, nicht anders als 
die Gebühr des 888. Denn 829 ſagt nichts davon, daß zu der 
durch 8 13 abgegoltenen „Inſtanz“ der Geldverkehr gehöre. 
Würde man dem 8 29 einen ſolchen Sinn entnehmen, fo würde § 29 
die Anwendung des 8 87 im Zivilprozeß überhaupt ausſchließen; er 
würde dann auch die Einziehung der Streitſumme treffen und damit 
denjenigen engen Anwendungsbereich, den jene beiden alten Ent⸗ 
ſcheidungen des RG. offen laſſen wollen, ebenfalls beſeitigen. In 
ſolchem Sinne aber wollen weder 829 noch g 87 verſtanden werden. 

Gegenüber dieſen in der neueren Literatur durchdringenden Auf⸗ 
e kann die oben mitgeteilte Entſcheidung durchaus nicht über⸗ 
eugen. 

RA. Dr. Fritz Dehnow, Hamburg. 


Zu 9. Die Enkſch. bietet ſchätzbare Anregungen zum Kapitel 
der Sicherungsübereignung. 

1. Die Sicherungsübereignung begründet m. E. ein vollſtreckungs⸗ 
rechtliches benef. exc. realis. Nach 8777 ZBO. kann Schuldner 
ger Vollſtreckung in fein ſonſtiges Vermögen gem. 8 766 wider⸗ 
länechen, wenn Gläubiger ſich der Vollſtreckungsforderung halber aus 
Ra beweglichen Sache des Schuldners befriedigt machen kann, bie 
8 im, wennſchon nur mittelbaren (Stein⸗Jonas zu 8 777), 
Sicherdeſit hat. Was nun aber dem Pfandrecht recht iſt, muß der 
87% ugsübereignung, die ein plus bedeutet, billig ſein. Daher iſt 
meint, auch bei dieſer anwendbar, und zwar nicht nur, wie OLG. 
ſätzlic im Einzelfall kraft vermuteten Parteiwillens, ſondern grund⸗ 

vermöge eines einleuchtenden arg. ad maius. 
tigendes in zivilrechtliches, alſo ſchon im Prezeſſe zu berückſich⸗ 
Schuldner net. exe. realis kennt BGB. zwar für den Bürgen des 
ſelbſt (o 2 (88 772 Abſ. 2, 773 Abi. 2), nicht aber für den Schuldner 
bei (Verpfantbegen 346 ALR. I, 20). Ein folches entſpricht nun aber 
Bedürfnis dung und) Sicherungsübereignung oft einem handgreiflichen 
Schuldner Sicherungsgeber ſollten es daher vertraglich ausbedingen: 
Der überein ot Zahlung verweigern, bis Gläubiger bei Verwertung 

ereigneten Gegenſtände zu Verluſt gekommen iſt.“ Gläubiger 
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Darmſtadt. 

10. 88 434, 436 BGB.; 88 41, 45 ff. Ind BelaſtG. Fehlt 
in einem Grundſtückskaufvertrage die Beſtimmung, daß der 
Verkäufer die Induſtriebelaſtung beſeitigen müſſe, jo 
braucht dieſer das Grundſtück nicht von der Belaſtung zu 
befreie n. f) 

Von den Beſtimmungen des zwiſchen den Parteien ab⸗ 
geſchloſſenen Kaufvertrags find folgende für den vorliegenden Rechts⸗ 
ſtreit von Bedeutung: 

a) 4. Für die Freiheit der verkauften Grundſtücke von Rechten 
Dritter wird gehaftet, nicht aber für die Freiheit von Grund⸗ 
dienſtbarkeiten 

b) 5. Die auf den verkauften Grundſtücken ruhenden öffentlichen 
Abgaben und Laſten gehen mit dem 1. Juli 1927 auf die 
Käuferin über. 

ec) Weitere Abreden haben wir nicht getroffen. 

d) Verkäuferin erklärt, daß ſie zur Induſtriebelaſtung herangezogen 
ſei und daß die veräußerten Grundſtücke zum belaſteten Be⸗ 
triebsvermögen gehören 
Wie der Wortlaut der Vertragsbeſtimmungen ergibt, iſt darin 

die Frage, wer die dingliche Induſtriebelaſtung tragen ſoll, insbeſ. 
ob Kl. verpflichtet iſt, die verkauften Grundſtücke von ihr zu be⸗ 
freien, nicht ausdrücklich geregelt. Bekl. behauptet, Kl. habe 
ſich nebenher ausdrücklich dazu verpflichtet. Sie hat den Beweis 
dafür aber nicht erbracht. 

Die Bekl. meint ferner, Kl. ſei nach Ziff. 4 Vertrags zur 
Befreiung der verkauften Grundſtücke von der dinglichen Laſt ver⸗ 
pflichtet, da ſie für die Freiheit der Grundſtücke von Rechten Dritter 
hafte 9 die dingliche Induſtrielaſt ein ſolches Recht ſei (8 434 


Kann diesfalls nach Fälligkeit der Schuld zunächſt nur auf Herausgabe 
der Gegenſtände (zwecks Verwertung) klagen (vgl. 81231), eine Klage 
auf Zahlung dagegen erſt erheben, nachdem und inſoweit ſein Ver⸗ 
wertungsverſuch geſcheitert iſt. 

3. Seitenbetrachtung: Wie $ 777 3PO., fo it m. E. auch 
8 1230 BGB. auf die Sicherungsübereignung entſprechend anwend⸗ 
bar: Gläubiger hat einerſeits die freie Wahl, welche Stücke er ver⸗ 
werten will, kann aber andererſeits nur ſo viele Stücke zum Verkauf 
bringen, als zu ſeiner Befriedigung erforderlich ſind. Wegen der über⸗ 
ſchießenden Stücke kann Sicherungsgeber die Herausgabe verweigern 
(8 986), notfalls Veräußerungsverbot oder Sequeſtration erwirken 
(6 936 320.) | 

4. Weinhauſen, Sicherungsübereignung (3. Aufl. 1928) 
ſchweigt über obige Fragen ebenſo wie über gewiſſe andere Punkte, 
die der Erörterung bedurft hätten. Wenn dieſes durchweg oberfläch⸗ 
liche, ſtellenweiſe unzuverläſſige Buch in raſcher Folge drei Auflagen 
erleben Konnte, jo beweiſt dies nicht feine Güte, wohl aber die 
Bedürfnisloſigkeit ſemes Abnehmerkreiſes, der wohl nur zum kleine⸗ 
ren Teil aus Volljuriſten beſteht. 

Prof. Dr. Hans Reichel, Hamburg. 


Zu 10. I. Die Entſch. nimmt an, § 434 BGB. ſei auf die 
Induſtriebelaſtung nicht anwendbar, weil es ſich um eine öffentlich⸗ 
rechtliche Belaſtung handle, und der Staat kein „Dritter“ i. S. 
des bürgerlichen Rechtes ſei. Dem kann nicht zugeſtimmt werden. 

8 436 BGB. beſtimmt, daß der Verkäufer für beſtimmte 
öffentliche Abgaben und Laſten nicht haftet. Nach dem Zuſammen⸗ 
hang der Beſtimmungen im Geſetz handelt es fich um eine Aus⸗ 
nahme von der Haftung des Verkäufers für Laſtenfreiheit gemäß 
§ 434 BGB. Das Geſetz geht alſo davon aus, daß grundſätzlich 
auch die zugunſten des Staats dem Grundſtück auferlegten öffent⸗ 
lichen Abgaben und Laſten Rechte „Dritter“ i. S. des 8434 
BGB. ſind. 

§ 436 ſchließt die Haftung des Verkäufers nur für ſolche 
Laſten aus, die zur Eintragung in das Grundbuch nicht geeignet 
ſind. Der Gedanke diefer — in früheren Rechten nicht enthaltenen 
(vgl. 8 175 I 11 AL R.; 8 945 SähjBGB.) — Einſchränkung der 
Haftungsbefreiung iſt offenbar der, daß Laſten, deren Eintragung 
der Geſetzgeber zugelaſſen hat, nicht ſchon ohne weiteres als 
„notoriſch“ angeſehen werden können. Hier ſoll die Haftung des 
Verkäufers alſo wieder in Kraft treten. — Die Grundlage für 
dieſe Haftung kann dann aber nur der 8 434 bieten. Das iſt eine 
weitere Beſtätigung dafür, daß dieſe Beſtimmung ſich grundſätzlich 
auch auf öffentlich- rechtliche Belaſtungen bezieht, ſelbſtverſtändlich 
nur auf ſolche Belaſtungen, bei denen es ſich um beſtimmte, ab⸗ 
gegrenzte Rechte des Staates oder öffentlicher Körperſchaften handelt, 
die auf einzelnen Grundſtücken ruhen, und nicht um allgemeine 
Beſchränkungen, die jedem Grundſtück der betreffenden Art aus 
Gründen des öffentlichen Wohls auferlegt ſind, wie z. B. bau⸗ 
polizeiliche Baubeſchränkungen (RG.: JW. 1907, 4789). 

II. Die öffentliche Laſt des Ind BBelaſtc. fällt alſo unter die 
88 434, 436 BGB. Sie iſt zur Eintragung in das Grundbuch ge⸗ 
eignet. Die Annahme der Entſch., daß die Eintragung zugunſten 
eines Einzelobligationärs etwas von der Induſtrielaſt als ſolcher 
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Dieſe Anſicht iſt rechtsirrig. Die Induſtrielaſt it kein Recht 
eines Dritten. Solche Rechte i. S. 8 434 find nur „ſubjektive 
Rechtsbefugniſſe, die in einem beſonderen zivilrechtlichen Titel ihre 
Grundlage haben“ (RGR Komm. zu 8 434). Daß es ſich im Frage⸗ 
fall um keine zivilrechtliche, ſondern um eine öffentlich⸗ rechtliche 
Belaſtung handelt, bedarf keiner Darlegung. Es fehlt aber auch, 
an dem „Dritten“ i. S. § 434 BGB. Denn der Staat, der ſelbſt 
die dingliche Laſt auferlegt hat bzw. die Organe des Staates bzw. 
der reparationsberechtigten Gläubigerſtaaten (Treuhänder), die auf 
Grund völkerrechtlichen Vertrags die ſtaatlichen Maßnahmen zur Auf⸗ 
bringung der Induſtriebelaſtung veranlaßt haben, ſind keine Dritten 
i. S. des Zivilrechts. Daran ändert auch nichts die Tatſache, daß 
in Ausnahmefällen (5 41 Abf. 5) eine Eintragung zugunſten eines 
Dritten erfolgt; denn dieſe Eintragung zugunſten eines Einzel⸗ 
obligationärs iſt etwas von der Induſtrielaſt als ſolche Grund⸗ 
verſchiedenes. 

Die Rechtsnatur der dinglichen Induſtriebelaſtung iſt vom 
Vorderrichter im Einklang mit dem Geſetz als „öffentliche Laſt“ 
bezeichnet, 8 436 BGB. als anwendbar erklärt worden. Zwar 
bezeichnet das Geſetz über die Induſtriebelaſtung in SL die öffent⸗ 
liche Laſt auch als Hypothek des öffentlichen Rechts, es iſt auch 
richtig, daß eine Reihe von Beſtimmungen des BGB. über Hypo⸗ 
theken nach § 41 Abſ. 1 IndBelaſtG. für anwendbar erklärt und 
auch die 88 46—50 des Gef. enthalten Vorſchriften, die gewiſſe 
Anklänge an das Hypothekenrecht haben, aber andererſeits zeigen 
gerade die letzterwähnten Beſtimmungen ſowie der aus dem Geſetz 
erſichtliche Aufbau der „Hypothek“, die ja auch eine ſolche des 
„öffentlichen Rechts“ und nicht des Privatrechts iſt (vgl. bei. 8 41 
Abſ. 3, 4), daß es ſich nicht um eine wahre Hypothek, ſondern 
um eine öffentlich⸗rechtliche Belaſtung des Grundbeſitzes handelt, die 
nicht auf eine beſtimmte Summe lautet, ſondern zur Sicherheit von 
Zins⸗ und Tilgungsraten der perſönlichen Induſtrielaſt dient, 
die nicht feſt beſtimmt, ſondern veränderlich iſt, die nicht des Ein⸗ 
trags ins Grundbuch zu ihrer Entſtehung und Wirkſamkeit be⸗ 
darf, ſondern kraft und mit dem Geſetz entſtanden iſt. 

Die Induſtrielaſt ähnelt der Rentenbankgrundſchuld (VO. v. 
15. Okt. 1923). Wie dieſe iſt fie nicht nach 8 434 BGB. als Recht 
eines Dritten, ſondern als öffentliche Laſt zu bezeichnen, d. h. als 


grundverſchiedenes ſei, trifft nicht zu. — Nach 8 1 Abſ. 1 und 8 9 
IndBelaſtch. werden von den einzelnen Unternehmern über die 
Induſtriebelaſtung Obligationen ausgeſtellt. Gegenſtand der In⸗ 
duſtriebelaſtung it die Verpflichtung zur Entrichtung der Zinſen 
und Tilgungsbeträge. Für dieſe haften die Grundſtücke, welche bei 
Inkrafttreten des Geſetzes zum Betriebsvermögen gehörten (§ 41 
Abſ. 1 IndBelaſtG.). Das Recht, das gemäß 8 41 Abſ. 5 Ind⸗ 
Belaſtch. eingetragen wird, iſt dieſe auf dem Grundſtück ruhende 
öffentliche Laſt. Daß die öffentliche Laſt zu ihrer Entſtehung der 
Eintragung in das Grundbuch nicht bedarf, iſt unerheblich. 
Nach dem klaren Wortlaut des Geſetzes kommt es nur darauf an, 
ob die öffentliche Laſt zur Eintragung in das Grundbuch ge⸗ 
eignet iſt, ob fie alfo eingetragen werden kann (vgl. Hanſos G.: 
Hanſch Z. 1911, Beibl. N, 170). 

III. Es fragt ſich, ob etwa aus der wirtſchaftlichen Natur 
der Induſtriebelaſtung zu folgern iſt, daß keine Haftung des Ver⸗ 
Käufers beſteht. Es trifft dies zu für den Fall einer Veräußerung 
des Unternehmens im ganzen oder eines Bruchteils des Unter⸗ 
nehmens i. S. des 8 49 IndBelaſt. Es handelt ſich um eine Be⸗ 
laſtung, die wirtſchaftlich auf dem ganzen dem Erwerber über⸗ 
tragenen Unternehmen ruht. Mit dem Übergang des Unternehmens 
auf den Erwerber wird dieſer kraft Geſetzes perſönlicher Schuldner 
der Induſtriebelaſtung, der frühere Unternehmer wird von der 
Haftung frei, und die weiter beſtehende öffentliche Laſt dient nun⸗ 
mehr als Sicherheit für dieſe, dem Erwerber des Grundſtücks ſelbſt 
obliegende perſönliche Verpflichtung. Daß der Verkäufer auch in 
dieſem Fall für die Rückſtände aus der Zeit vor der Übergabe oder 
Eintragung zu haften hat, ergibt 8 446 BGB. Ganz anders aber 
liegt es, wenn der Unternehmer nur ein einzelnes zum Betrieb 
gehöriges Grundſtück veräußert (8 43 Ind Belaſt ch.). Mit Recht ſagt 
die Entſch., daß dann in erſter Linie der Betriebsunternehmer 
perſönlich haftbar bleibt. Die Weiterhaftung des verkauften Grund⸗ 
ſtücks iſt nur eine Sicherheit für die beſtehenbleibende perſönliche 
Verpflichtung des Verkäufers, die ſich aus der Führung ſeines 
Unternehmens ergibt und deren Höhe nach dem Umfang ſeines 
gejamten Betriebsvermögens, alſo nicht nur nach dem Wert des 
Grundstücks bemeſſen iſt. Die dingliche Belaſtung iſt allerdings 
nach Art einer Maximalhypothek auf die Höhe der Jahresleiſtung 
begrenzt, die zur Zeit der Veräußerung maßgebend war; ſie er⸗ 
mäßigt ſich aber entſprechend, wenn der Betriebsunternehmer bei 
ſpäteren Umlegungen niedriger veranlagt wird. Es entſpricht dieſer 
Sachlage, daß der Verkäufer den Käufer grundſätzlich von der Ge⸗ 
fahr einer Inanſpruchnahme aus einer ſolchen, dem Verkäufer per⸗ 
ſönlich infolge der Führung ſeines Betriebes obliegenden Ver⸗ 
pflichtung zu befreien hat, und zwar auch dann, wenn der Käufer 
das Beſtehen der öffentlichen Laſt bei Abſchluß des Kaufes ge⸗ 
kannt hat. Denn die für die Verpflichtungen des Verkäufers weiter 
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eine kraft Geſetzes auf allen Grundſtücken gleicher Art ohne 
weiteres ruhende Belaſtung. 

Es iſt richtig, daß 8 436 BGB. nur an die kraft Landesrechts 
entſtandenen und beſtehenden öffentlichen Laſten denkt, da damals 
andere öffentliche Laſten, insbeſ. kraft Reichsrechts nicht beſtanden 
und daß er weiterhin eine Einſchränkung macht, indem er nur von 
öffentlichen Laſten ſpricht, die zur Eintragung ins Grundbuch nicht 
geeignet ſind. Daß das Reichsrecht inzwiſchen ebenfalls öffentliche 
Laſten eingeführt hatte (8 95 Reichsſtc. 1913, 893 NNLOG.) ſteht 
der Anwendbarkeit des § 436 auf dieſe, wie auch auf gegenwärtigen 
Fall nicht entgegen, da Vorbehalte zugunſten des Landesrechts 
nicht beſtehen. Aber auch die Einſchränkung des 8 436 kann zu 
einer anderen Auslegung nicht führen. Denn der Zuſatz will doch 
nicht beſagen, daß ſolche öffentliche Laſten überhaupt nicht ein⸗ 
getragen werden können; es kommt doch vor, daß z. B. für rück⸗ 
ſtändige Grundſteuern oder andere in Geld ausdrückbare Laſten 
Einſchreibungen erfolgen, wenn eine Zwangsverſteigerung nicht er⸗ 
folgt, ſondern er will beſagen, daß zur Entſtehung und Wirkſam⸗ 
keit der Laſten eine Eintragung nicht erforderlich iſt. Dies gilt 
aber auch für die Induſtrielaſt (8 41 Abſ. 4 IndBelaft®.). Aber auch 
wenn man dieſe Anſicht nicht teilen wollte, ſo wäre die Induſtrie⸗ 
laſt als öffentliche Laſt beſonderer Prägung der Rechtseinrichtung 
gleich zu behandeln, die ihr am nächſten ſteht und das iſt die 
öffentliche Laſt des 8 436 BGB. 

Iſt man alſo der Anſicht, daß weder eine beſondere, außer 
dem ſchriftlichen Vertrag beſtehende Vereinbarung vorliegt, noch 
eine Verpflichtung zur Befreiung nach § 434 BGB. beſteht, fo 
müſſen eben die geſetzlichen Beſtimmungen über die Tragung der 
öffentlichen Laſt (8 436 BGB.) Platz greifen, wonach den Käufer 
dieſe Laſt trifft. Ob die Parteien bei dem Kaufabſchluß unter Ziff. 5 
der Bedingungen unter öffentlichen Laſten an die Induſtrielaſt 
gedacht haben und kraft dieſer Veſtimmung ſchon Bekl. zur Laſten⸗ 
tragung verpflichtet iſt, kann dabei ganz dahingeſtellt bleiben, 
da jedenfalls Bekl. mit der Induſtrielaſt belaſtet iſt. 

Dazu kommt aber noch, daß das Geſetz (§ 43) ausdrücklich 
vorſchreibt, daß bei Veräußerung des Grundſtücks die öffentliche 
Laſt in der im Zeitpunkt der Veräußerung ſich auf Grund der 
Umlegung ergebenden Höhe übergeht. 


beſtehende öffentliche Laſt des Grundſtücks hat einen der Hypothek 
ähnlichen Charakter. Die gleichen Geſichtspunkte, wegen derer das 
Geſetz den Verkäufer verpflichtet hat, auch die dem Käufer be⸗ 
Rannten Hypotheken und Pfandrechte zu beſeitigen, treffen auch 
hier zu. 8 439 Abſ. 2 BGB. iſt demnach entſprechend anwendbar 
(ebenjo Lion, 8 43 Anm. 13 IndBelaſt .). Der Verkäufer hat 
regelmäßig auch die Möglichkeit, die Befreiung des Grundſtücks 
von der öffentlichen Laſt auf dem einen oder anderen Wege herbei⸗ 
zuführen (vgl. 8 43 Abſ. 2 u. 3, 8 42 Abf. 1 b, c und d Ind BelaſtGg.). 

IV. Der Begründung der Entſch. vermag ich daher nicht zu⸗ 
zuſtimmen. Im Ergebnis halte ich fie jedoch für den hier vorl. 
Fall für zutreffend. Wenn der Käufer in dem Vertrag ausdrücklich 
darauf hingewieſen hat, daß der Verkäufer zur Induſtriebelaſtung 
herangezogen iſt, und daß die veräußerten Grundſtücke zum be⸗ 
laſteten Betriebsvermögen gehören, ſo kann das kaum eine andere 
Bedeutung haben als die, daß der Verkäufer eine Verpflichtung 
zur Beſeitigung der öffentlichen Laſt nicht übernehmen will. Man 
wird dies deshalb als Inhalt des Vertrages anſehen müſſen, da 
beſondere Umſtände, die für eine andere Abſicht der Vertrag⸗ 
ſchließenden ſprechen, nicht feſtgeſtellt ſind. 

V. Zu beachten bleibt hierbei jedoch folgendes: Wenn man 
eine Verpflichtung des Verkäufers, die öffentliche Laſt zu be⸗ 
ſeitigen, verneint, ſei es mit der obigen Entſch. allgemein, ſei 
es infolge von beſonderen Umſtänden des Falles, wie den hier 
vorliegenden, ſo trifft den Grundſtückskäufer doch immer nur die 
dingliche öffentliche Laſt und nicht die perſönliche Ver⸗ 
pflichtung zur Tragung der Induſtriebelaſtung. Die Gefahr, daß 
der Käufer auf Grund der dinglichen öffentlichen Laſt in Anſpruch 
genommen wird, iſt allerdings praktiſch nicht ſehr groß. Tritt 
dieſer Fall aber ein, und erhält die Bank für Deutſche Induſtrie⸗ 
obligationen oder der Inhaber einer veräußerlichen Obligation 
Befriedigung aus dem Grundſtück oder von dem Käufer als jetzigem 
Grundeigentümer, ſo geht die perſönliche Forderung gegen den Be⸗ 
triebsunternehmer entſprechend 88 1143, 1225 BGB. auf den Käufer 
über, und dieſer iſt berechtigt, den Rückgriff gegen den Verkäufer 
zu nehmen. — Geiler (8 42 Anm. 22) verweiſt demgegen⸗ 
über darauf, daß 8 41 Abſ. 1 IndBelaſtch. verſchiedene Beſtim⸗ 
mungen des Hypothekenrechtes für anwendbar erkläre, dabei aber 
den 8 1143 BB. nicht erwähne. Das findet feine Erklärung 
aber offenbar lediglich darin, daß bei einer Erfüllung der Ver⸗ 
pflichtungen aus dem IndBelaſtch. — abweichend von 8 1163 
BGB. — die öffentliche Laſt in Höhe der bezahlten Beträge er⸗ 
licht und keine Eigentümergrundſchuld entſteht. 81143 BGB. 
konnte dann aber nicht für anwendbar erklärt werden, weil dies 
zur Folge gehabt hätte, daß die dingliche öffentliche Laſt auch nach 
Erfüllung der Zahlungspflicht in der Hand des Grundſtückskäufers 
nach Art einer Eigentümerhypothek weiterbeſtehen würde. Den auch 
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Dabei iſt aber zu bedenken, daß die Induſtrielaſt eine wirt⸗ 
ſchaftliche Belaſtung der Grundſtücke nicht darſtellt, daß in erſter 
Linie ja doch der Unternehmer perſönlich verpflichtet iſt, daß die 
Induſtrielaſt nicht eine Belaſtung mit dem Kapital, wie mit einer 
Hypothek darſtellt, ſondern nur für die Jahresleiſtung aus Zins 
und Tilgung ſubſidiär haftet, und daß ſelbſt im Falle der Zwangs⸗ 
verſteigerung nicht etwa die Kapitalſumme der Obligation, ſondern 
nur die rückſtändigen und bis zur Neuumlegung fälligen Raten 
beigetrieben werden. Das Intereſſe der Bekl. an der Beſeitigung 
der Laſt kann nie die Höhe der Laſt als ſolche erreichen, ſondern 
bleibt weit darunter zurück. Vielleicht hat gerade dieſer Geſichts⸗ 
punkt bei dem Kaufabſchluß bewirkt, daß man der Frage der 
Befreiung der Grundſtücke von der Induſtrielaſt keine allzuhohe 
Bedeutung beimaß, da ja wahrſcheinlich die Bekl. überhaupt keine 
Verpflichtung treffen wird. 

(OLG. Darmſtadt, 1. Ziv Sen., Urt. v. 28. Mai 1929, 1 U 10/29.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Ludwig Roſenthal, Gießen. 


* 
Dresden. 

11. 5 108 8PO. Wird eine Sicherheitsleiſtung durch 
Bürgſchaft zugelaſſen, dann darf in dem Beſchluß nicht 
die Erfüllung einer gegenüber der Schriftform erſchwerten 
Form gefordert werden. f) 

In einer vor dem LG. L. anhängigen Prozeßſache hatte die 
Kl. beantragt, die Sicherheitsleiſtung durch Bürgſchaft der H. Kredit⸗ 
verſicherungsbank Akt., Berlin zuzulaſſen. Das LG. hat den 
Gläubigern zwar geſtattet, die Sicherheit durch Stellung einer 
ſelbſtſchuldneriſchen Bürgſchaft der genannten Bank zu leiſten, jedoch 
für Inhalt und Form dieſer Bürgſchaftserklärung beſtimmte An⸗ 
forderungen aufgeſtellt. Es wurde verlangt, daß der Bürge ſich 
ausdrücklich den drei Bekl. gegenüber als Geſamtgläubigern ver⸗ 
pflichten ſolle ($ 328 BGB.), daß ein etwaiges Zurückbehaltungs⸗ 
recht beſchränkt fein ſolle und daß ein beſtimmter Zeitpunkt der 
Fälligkeit der Bürgſchaftsſchuld feſtzulegen ſei. Die einfache Beſchwerde 
der Gläubiger iſt nach 8 567 Abſ. 1 ZPO. zuläſſig, da die Entſch. des 
LG. eine teilweiſe Zurückweiſung des Geſuchs der Gläubiger ent⸗ 
hält, das lediglich darauf gerichtet war, ihnen die Leiſtung der 
Sicherheit durch Beibringung einer Bürgſchaft der genannten Bank 
zu geſtatten. 

Die Beſchwerde iſt auch begründet. Es liegt im vorl. Falle 
kein Anlaß vor, an den Inhalt der Bürgſchaftserklärung beſondere 
Anforderungen zu ſtellen. Die geſetzlichen Vorſchriften über die 
ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft erſcheinen vielmehr zur Sicherung der 
Schuldner völlig ausreichend. Die Bürgſchaft unterliegt nach den 
Vorſchriften des bürgerlichen Rechts der einfachen Schriftform. Die 
Prüfung der Vorausſeungen des 8 751 Abſ. 2 ZPO. liegt den 
Vollſtreckungsorganen ob. Es iſt daher auch nicht geboten, in dem 
die Bürgſchaft zulaſſenden Beſchluß die Erfüllung einer gegenüber 
der einfachen Schriftform erſchwerten Form zu fordern. 

(Odd. Dresden, 1. Ziv Sen., Beſchl. v. 13. März 1929, 10 Reg. 
126/29.) 
* 


für das bewegliche Pfand wie überhaupt für alle Fälle der Haftung für 
fremde Schuld (vgl. 8 774 BGB.) geltenden Grundſatz, daß der An⸗ 
ſpruch gegen den perſönlichen Schuldner auf den Eigentümer des 
belaſteten Grundſtücks oder Pfandgegenſtandes übergeht, wenn dieſer 
den Gläubiger befriedigt, wird man aber auch in dieſen Fällen 
anwenden müſſen. Zur Begründung des Erſatzanſpruches genügt 
dann die Berufung darauf, daß der Käufer die Verpflichtung aus 
der Induſtriebelaſtung erfüllt hat, obwohl der Verkäufer perſön⸗ 
licher Schuldner war, und es iſt nicht, wie Geiler annimmt, er⸗ 
forderlich, auf das Rechtsverhältnis zurückzugreifen, auf Grund 
deſſen der Eigentümer das Grundſtück von dem belaſteten Unter⸗ 
nehmer erworben hat. Wenn der Käufer darauf verzichtet, die 
Beſeitigung der als Sicherheit für die Verpflichtungen des Ver⸗ 
kaufers haftenden dinglichen Laſt zu fordern, folgt daraus 
nicht, daß er es dem Verkäufer gegenüber übernimmt, die ledig⸗ 
lich aus der Führung des dem Verkäufer verbliebenen Betriebes 
hervorgehenden perſönlichen Verpflichtungen des Verkäufers aus 
zem IndelaſtGG. für eigene Rechnung zu erfüllen oder daß er im 
er e einer Inanſpruchnahme der dinglichen Haftung des ger 
auiten Grundſtücks auf den kraft Geſetzes auf ihn übergehenden 
falfruch gegen den Verkäufer verzichtet. In letzter Linie 
weiin die Verpflichtungen aus dem Ind BelaſtGG. — 
des gan von dem Fall einer völligen oder teilweiſen Veräußerung 
Den etriebes ſelbſt abſieht —, alfo unter allen Umftänden 
er käufer zur Laſt. RA. Dr. Carl Leo, Hamburg. 


PR Der Inhalt der Entſch., ſofern ſie vollſtändig wieder⸗ 
— iſt, rechtfertigt nicht die Überſchrift. Denn was der ange⸗ 
ſchaftse gſchluß verlangt hatte, betraf nicht die Form der Bürg⸗ 
nie Alärung, ſondern nur den Inhalt derſelben. Das OLG. hat 
Sich micht ausgeſprochen, daß niemals bei der Zulaſſung einer 
ſcherheitsleiſtung durch Bürgſchaft beſondere Erforderniſſe an die 
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Dü ſſeldorf. 

12. Für die Gebührenerſtattung der Anwälte im 
Armenrecht gilt die Inſtanz auch dann, wenn das Urteil 
die Rechtsmittelſumme nicht erreicht, erſt mit der Zu⸗ 
ſtellung des Urteils als beendet. f) 

Geſchäftsſtelle und BeſchwF. gehen dahin einig, daß als Ende 
der Inſtanz i. S. des Geſ. v. 20. Dez. 1928, wenn die Inſtanz 
mit einem Urt. abſchließt, hinſichtlich der Anwaltsgebühren der 
Zeitpunkt der Zuſtellung, und wenn ein Rechtsmittel gegen das Urt. 
nicht ſtattfindet, der Zeitpunkt der Verkündung maßgebend iſt. 
Dieſer Grundſatz iſt zweifellos richtig; der Senat hat ihn in Über⸗ 
einſtimmung mit der herrſchenden Rechtslehre (vgl. insbeſ. Walter⸗ 
Joachim⸗Friedlaender, RAGeboO., Anh. I zum erſten Ab- 
ſchnitt, Randziff. 8 ff.) in gleichartigen Fällen ſtets angewandt, und 
zwar im Anſchluß an die Beſtimmung des Art. VIII Abſ. 4 des Geſ. 
v. 18. Aug. 1923 (vgl. 1 W 272/28, 300/8 u. a.). 

Streit beſteht bei dem vorl. Koſtenanſatz nur darüber, ob ein 
oberlandesgerichtliches Urt., welches wie hier ſich über einen den 
Wert von 6000 RA unzweifelhaft nicht überſteigenden Streitgegen⸗ 
ſtand verhält, als ein ſolches anzuſehen iſt, gegen das „ein Rechts⸗ 
mittel nicht ſtattfindet“. 

Dieſe Frage iſt zu verneinen. Wie Walterr Joachim⸗ 
Friedlaender a. a. O. Randziff. 11 zutreffend ausführen, find 
Urt., gegen die ein Rechtsmittel nicht ſtattfindet, nur ſolche, die einer 
Anfechtung unter allen Umſtänden entzogen ſind, bei denen alſo 
ſofort mit der Verkündung die formelle Rechtskraft eintritt. Dies 
ſind im weſentlichen nur die Urt. der LG. in Berufungsſachen und 
die Urt. der OLG. in Arreſt⸗ und einſtweiligen Verfügungsſachen. 
Bei Urt. der OLG. im übrigen iſt die Einlegung der Rev. immer möglich, 
wenn der Reviſionskläger vorbringt, die Reviſionsſumme ſei doch 
erreicht, oder es liege ein Fall des $ 547 3PO. vor. 

(OLG. Düſſeldorf, Beſchl. v. 18. April 1929, 1 W 128/29.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Gerſon, Düſſeldorf. 
* 


Form oder den Inhalt der Bürgſchaftserklärung geſtellt werden 
dürften. Vielmehr hat das OLG. lediglich erklärt, daß „im vor⸗ 
liegenden Falle“ „Rein Anlaß“ zu befonderen Anforderungen ge⸗ 
geben ſei. Dieſer rechtliche Ausgangspunkt iſt richtig. Nach § 108 
ZPO. „kann“ das Gericht „nach freiem Ermeſſen“ beſtimmen, in 
welcher Art ſtatt Hinterlegung von Geld oder Wertpapieren Sicher- 
heit geleiſtet werden darf. Hiernach erſcheint es auch berechtigt, 
die Zulaſſung jeder anderen Sicherheitsleiſtung von der Erfüllung 
beſtimmter Bedingungen abhängig zu machen, alſo auch z. B. der Be⸗ 
dingung, daß die Unterſchrift des Bürgen notariell beglaubigt ſein 
müſſe. Für den Inhalt einer Bürgſchaftserklärung wird ſogar ganz 
regelmäßig ein Erfordernis vom Gericht geſtellt, daß nämlich der 
Bürge eine ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft übernimmt, alſo auf die 
Einrede der Vorausklage verzichtet. Dürfte das Gericht an die Form 
der Bürgſchaft keine Anforderungen ſtellen, die gegenüber dem Geſetz 
erſchwert ſind, ſo müßte es ja auch nach § 350 HGB. eine nur 
mündliche Bürgſchaftserklärung eines Kaufmannes zulaſſen. Dar⸗ 
über, ob bei Zulaſſung einer Bürgſchaft beſondere Anforderungen 
an die Form oder den Inhalt der Bürgſchaftserklärung zu ſtellen 
ſind, entſcheidet allein das pflichtmäßige Ermeſſen des Richters 
im Einzelfalle. Will die davon betroffene Partei den geſtellten 
Anforderungen nicht genügen, kann ſie ja Geld oder Wertpapiere 
hinterlegen. Auch die Zitierung von 8 751 Abſ. 2 ZPO. iſt in 
dieſem Zuſammenhange nicht verſtändlich. Oft, vielleicht meiſtens, 
bekommt das Vollſtreckungsorgan die Bürgſchaftsurkunde gar nicht 
zu Geſicht, ſondern nur den Gerichtsbeſchluß, der die Bürgſchaft zu⸗ 
läßt, verſehen mit dem Vermerk, daß die Bürgſchaft bereits ge⸗ 
leiſtet iſt (weil nämlich die Bürgſchaftsurkunde bereits nach Prü⸗ 
fung durch den Richter im Original hinterlegt iſt). Der Gerichts⸗ 
beſchluß, nicht die Bürgſchaftsurkunde, iſt dann die Urkunde, durch 
welche dem Vollſtreckungsorgan die erfolgte Sicherheitsleiſtung nach⸗ 
gewieſen wird. 
RA. Benöhr, Hamburg. 


Zu 12. Tritt die formelle Rechtskraft eines Urt. mit ſeiner 
Verkündung ein, fo iſt in keinem Behufe noch ſeine Zuſtellung er⸗ 
forderlich; ſie gehört in dieſem Falle nicht zu den anwaltlichen Ob⸗ 
liegenheiten. 

In allen anderen Fällen bedarf es aber der Urteilszuſtellung 
mindeſtens deshalb, weil erſt durch ſie die Rechtsmittelfriſt in Lauf 
geſetzt wird, nach deren Ablauf Rechtskraftzeugnis erlangt werden 
kann. Hierbei macht es keinen Unterſchied, ob ein Rechtsmittel zu⸗ 
läſſig oder ob es wegen Nichterreichung der Rechtsmittelſumme un⸗ 
zuläſſig iſt. In beiden Gruppen von Fällen iſt daher ſinngemäßerweiſe 
ohne Unterſchied die anwaltliche Inſtanz als beendigt erſt anzuſehen 
mit der Urteilszuſtellung. 

Hierbei drängt ſich allerdings die Betrachtung auf, daß der 
Geſetzgeber vielleicht folgerichtiger verfahren wäre, wenn er nicht die 
Verkündung oder Zuſtellung des Urt., ſondern den Eintritt ſeiner 
formellen Rechtskraft zum maßgeblichen Zeitpunkte für die Inſtanz⸗ 
beendigung gemacht hätte. 

RA. Dr. Fritz Dehnow, Hamburg. 
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Frankfurt a. M. 

13. 55 580, 585, 176, 178 3 PO. Die Reſtitutionsklage 
muß dem Prozeß bevollmächtigten des Vorprozeſſes zu⸗ 
geſtellt werden, und zwar dem OLG Anwalt, wenn fie ſich 
gegen ein Urteil des OG. richtet. f) 

Durch Urt. des 3. ZivSen. des OLG. Frankfurt a. M. v. 
10. Nov. 1927 iſt feſtgeſtellt worden, daß die Kl. verpflichtet ſind, 
die im Grundbuch von K. eingetragen geweſene Hypothek von 
42 000 PM. und die durch ſie geſicherte perſönliche Forderung be⸗ 
züglich eines Teilbetrages von 40000 PM. nach dem Geſetz auf⸗ 
zuwerten. 

Das Urteil iſt rechtskräftig geworden. In ſeinen Gründen iſt 
ausgeführt, daß die heutigen Kl. ſelbſt zugegeben hätten, daß die 
40 000 PM. erſt im Juli 1922, alſo nach dem 15. Juni 1922, 
gezahlt worden ſeien, daß ſie daher zur Aufwertung der dinglichen und 
perſönlichen Forderung kraft Rückwirkung verpflichtet ſeien. — Die 
Kl. behaupten nun, der klägeriſche Ehemann habe am 18. Jan. 
1929 unter Steuerpapieren die Quittung über die Zahlung der 
40 000 PM. gefunden, dieſe trage das Datum des 4. Mai 1922, 
ergebe alſo, daß fie ſchon an dieſem Tage, mithin vor dem 15. Juni 
1922, die 40 000 PM. an die Bell. gezahlt hätten, fo daß dieſe eine 
Aufwertung dieſes Betrages nicht habe verlangen können. Demnach ſei 
das Urt. v. 10. Nov. 1927 zu Unrecht ergangen. 

Die Kl. haben daher, geſtützt auf 8580 Ziff. 7b ZPO. Reſti⸗ 
tutionsklage erhoben und beantragt, das angefochtene Urt. in vollem 
Umfange für nichtig zu erklären. 

Die Klage iſt am 8. Febr. 1929 beim Gericht eingegangen und 
der Bekl. perſönlich am 14. Febr. 1929 zugeſtellt worden. 

Die Bekl. beantragt, die Klage als unzuläſſig zu verwerfen evtl. 
ſie abzuweiſen. 

Sie macht geltend, die Klage ſei nicht in der geſetzlichen Not⸗ 
friſt von einem Monat zugeſtellt worden. Denn die Zuſtellung hätte 
an ihren Prozeßbevollmächtigten zweiter Inſtanz des vorhergegangenen 
Verfahrens, RA. R., erfolgen müſſen, die Klage ſei aber an fie per⸗ 
ſönlich zugeſtellt worden. Die Klage ſei auch gem. § 582 BRD. un⸗ 
zuläſſig. Es ſei die Schuld der Kl., daß ſie die Quittung in dem 
früheren Verfahren nicht vorgelegt hätten. Weiterhin habe fie die zu 
ihren Gunſten nach Erlaß des Urt. v. 10. Nov. 1927 und nach der 
in dem Aufwertungsverfahren mit den heutigen Kl. erfolgten Ver⸗ 
ſtändigung eingetragene Aufwertungshypothek von 3500 AM am 
22. Okt. 1928 abgetreten, ſei daher für die Wiederaufnahmeklage nicht 
paſſiv legitimiert. Schließlich beſtreitet ſie auch die Echtheit der 
Quittung v. 4. Mai 1922. 

Nach 3580 Ziff. 7b ZPO. findet die Reſtitutionsklage ftatt, 


Zu 13. Die Entſch. entſpricht dem klaren Wortlaut der §§ 585, 
176, 178 3 PO. und der einhelligen Meinung von Rechtſprechung 
und Rechtswiſſenſchaft. 

Die Form iſt auch dann nicht gewahrt, wenn — ob der Fall hier 
ſo liegt, iſt dem Tatbeſtand des Urteils nicht zu entnehmen — der 
Reſtitutionsbeklagte nachgewieſenermaßen oder unbeſtritten die Klag⸗ 
ſchrift dem Anwalt des früheren Prozeſſes innerhalb der Friſt über⸗ 
mittelt hat. Die Zuſtellungsvorſchriften der ZPO. ſtehen nun einmal 
grundſätzlich auf dem Standpunkt, daß nur diejenige Kenntnis maß⸗ 
gebend ift, die in der geſetzlich vorgeſchriebenen Form erlangt iſt. 
§ 187 BRD. iſt eine Ausnahmevorſchrift mit genau umgrenztem Tat⸗ 
beſtand, die eine entſprechende Anwendung auf einen völlig anderen 
Tatbeſtand nicht geſtattet (abweichend Roſenberg, Lehrb. des 
deutſchen Zivilprozeßrechts 1929, 204). — Bemerkt ſei auch noch, 
daß es ſich im vorliegenden Falle um eine Notfriſt handelt, deren 
Wahrung von Amts wegen zu prüfen iſt und die der Partei⸗ 
vereinbarung nicht unterliegt. Das Ergebnis wäre mithin auch dann 
kein anderes geweſen, wenn der Reſtitutionsbeklagte den Mangel 
nicht gerügt hätte (8 295 Abſ. 2 ZPO.). 

Die Entf. führt — und deshalb iſt ihr Abdruck zu begrüßen — 
deutlich vor Augen, welche Gefahren für Partei und Anwalt die in 
der Praxis nicht ganz ſeltene Nichtbeachtung der 88 176, 178 3PO. 


mit ſich bringt. 
AG Dir. Dr. Ru d. Wohlwill, Hamburg. 


Zu 14. A. Die Entſch. ſchließt ſich der herrſchenden Rſpr. 
an und mag an ſich formal richtig ſein; man wird aber zugeben 
muſſen, daß ſie im Ergebnis nicht befriedigt und den mutwilligen 
oder doch ausſichtsloſen Armenrechtsanträgen nur Vorſchub leiſtet. 
Sie zwingt den Gegner zu einer beſonderen Schadenserſatzklage auf 
materiellrechtlicher Grundlage, wenn er ſich einen Titel für ſeine 
Auslagen beſchaffen will, und damit zu einem erheblichen und un⸗ 
billigen Koſtenriſiko; denn abgeſehen davon, daß der Antragſteller 
meiſt vermögenslos ſein wird, verſpricht eine ſolche Klage meiſt nur 
bei mutwilligen (88 823 Abſ. 2, 226 BGB), nicht auch bei nur 
für ausſichtslos erklärten Armenrechtsgeſuchen Erfolg. Letzteren⸗ 
falls muß dem Antragſteller wenigſtens ein bedingter Vorſatz nach⸗ 
gewieſen werden, alſo, daß er ſich der Möglichkeit bewußt war, 
daß der Antragsgegner ſich zur Beantwortung des Geſuches eines 
NA. bedienen und dieſem dadurch gebührenpflichtig werde (8 826 
BGB.), alſo das Bewußtſein der Urſächlichkeit (RG. 62, 132; 63, 
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wenn eine Partei eine Urkunde auffindet oder zu benutzen in den 
Stand geſetzt wird, welche eine ihr günſtigere Entſcheidung herbei⸗ 
geführt haben würde. Für die Klage iſt, wenn das angefochtene 
Urt. von dem BG. erlaſſen worden iſt, dieſes ausſchließlich zu⸗ 
ſtändig. Die Klage iſt daher mit Recht bei dem erkennenden Gericht 
anhängig gemacht worden (§ 584 ZPO.). Nach 8 585 finden auf 
die Erhebung der Klage und das weitere Verfahren die allgemeinen 
Vorſchriften entſprechende Anwendung. Nach 88176, 178 BRD. 
mußte daher die Klage an denjenigen Prozeßbevollmächtigten der 
Bekl. zugeſtellt werden, der für ſie in dem früheren Verfahren in 
der Ber Juſt. tätig geweſen war (fiehe Stein, Sydow⸗Buſch 
zu § 585 und Gruch. 27, 1076). Dies ift nicht geſchehen. Die Zu⸗ 
ſtellung iſt an die Bekl. perſönlich erfolgt. 

Eine ordnungsmäßige Nachholung der Zuſtellung iſt nicht mehr 
möglich, da die in 8 586 ZPO. vorgeſehene Friſt inzwiſchen längſt 
abgelaufen iſt. Nach 8 589 muß das Gericht von Amts wegen prüfen, 
ob die Klage an ſich ſtatthaft und ob ſie in der geſetzlichen Form 
und Friſt erhoben worden iſt. Dieſe Prüfung erſtreckt ſich auch 
darauf, ob bei der Zuſtellung der Klage die Beſtimmung der 88 176, 
178 beachtet worden iſt. 

Da dies nicht geſchehen iſt, es alſo an dem Erfordernis der 
richtigen Zuſtellung mangelt, ſo iſt die Klage unzuläſſig. In eine 
Prüfung des Wiederaufnahmegrundes konnte bei dieſer Sachlage 
nicht eingetreten werden. Die Klage mußte gem. 8 589 ZPO. als 
unzuläſſig verworfen werden. 

(SG. Frankfurt a. M., 2. Ziv Sen., Urt. v. 25. Juni 1929, 2 U 
47/29.) 


Mitgeteilt von RA. Otto Rothbarth, Frankfurt a. M. 


* 
Köln, 

14. 88 91 ff. ZPO. Die Koſtenerſtattungsvorſchriften 
können im Armenrechts verfahren keine Anwendung finden, 
da ein „Rechtsſtreit“ noch gar nicht anhängig iſt ‚und da⸗ 
her auch keine unterlegene Partei vorhanden ſein kann. 
Demgemäß mußte der das Armenrecht verweigernde Be- 
ſchluß frei von gerichtlichen und außergerichtlichen Ge⸗ 
bühren ergehen. 

(OLG. Köln, 9. Ziv Sen, Beſchl. v. 24. Jan. 1929, 9 W 6/29.) 

Abgedr. JW. 1929, 1688 46. 


* 


146) und weiter, daß dieſe Beiziehung eines Anwaltes notwendig 
war ($ 254 BGB.). 1 

Soweit der Beſchluß mitgeteilt ift, iſt daraus nicht zu er⸗ 
ſehen, ob das OLG. ſich zur Begründung mit lapidarer Kürze dar⸗ 
auf beſchränkt hat, zu jagen: Da ein „Rechtsſtreit“ noch gar nicht 
anhängig iſt und daher auch keine unterliegende Partei vorhanden 
ſein kann. Das wäre in dieſer Kürze allerdings mehr eine energiſche 
Behauptung als eine überzeugende Begründung. Mit der Ein⸗ 
leitung irgendeines Verfahrens, das auf Rechtsſchutz abzielt (und 
das iſt auch bei dem Armenrechtsprüfungsverfahren der Fall) ent⸗ 
ſteht ſchon ein Rechtsverhältnis zum Gegner, das den Unterliegen⸗ 
den zur Koſtenerſtattung verpflichtet; das iſt das notwendige Kor⸗ 
relat zum allgemeinen Anſpruch auf ſtaatlichen Rechtsſchutz und der 
entſprechenden allgemeinen Einlafſungspflicht. Eine tatſächliche, mit⸗ 
telbare Einlaſſungspflicht auch im Armenrechtsprüfungsverfahren 
ergibt ſich für den Gegner aber ſchon daraus, daß ſein Schweigen die 
Bewilligung des Armenrechts (ſoweit das Geſuch im übrigen ſchlüſſig 
it) und damit die Vorausfetzung auch für die prozeſſuale Ein⸗ 
laſſungspflicht zur unausbleiblichen Folge haben würde. Nun 
braucht man aber auch keineswegs aus den Vorſchriften, die die 
prozeſſuale Koſtenerſtattungspflicht poſitiv regeln, ein Verbot im 
übrigen zu entnehmen, in den nicht ausdrücklich geregelten Fällen 
dem Unterliegenden die Koſten aufzuerlegen. 

Wenn $ 91 von einem „Rechtsſtreit“ ſpricht, ſo hat die damit 
gewollte Einſchränkung doch nur den Sinn, daß ohne die Einleitung 
eines Rechtsſtreits, d. h. eines gerichtlichen Verfahrens, keine Entſch. 
über die Koſten möglich iſt. Mehrfach iſt daher die Erſtattungsfähig⸗ 
keit der Auslagen des Gegners beiſpielsweiſe auch ſchon für den 
Fall der Beendigung des Güteverfahrens ohne Eintritt in das Streit⸗ 
verfahren bejaht worden (vgl. zuſammenfaſſend Sonnen: JW. 
1925, 2305); hier hat man jogar 8 271 Abſ. 3 ZPO. für anwendbar 
erklärt. Die gegenteiligen Ausführungen letzthin des LG. Göttingen 
(JW. 1929, 1700) überzeugen nicht. Das Unbehagen, daß das LG. 
bei ſeiner formaljuriſtiſchen Entſch. anſcheinend ſelbſt empfindet, kann 
es nicht damit betäuben wollen, daß es unterſcheidet zwiſchen „Rechts⸗ 
findung als alleiniger Aufgabe des Gerichts und „Rechtserzeugung“ 
als ausſchließlicher Sache des Geſetzgebers. Damit ignoriert es den 
Richterſpruch als kognitive Rechtsquelle und ſchwimmt gegen den 
Strom der zeitgemäßen Rechtsentwicklung. Die Gerichte haben an⸗ 
erkanntermaßen „Lücken“, die der Geſetzgeber gelaſſen hat, auszu⸗ 
füllen; wenn ſie ſich dabei von Zweckmäßigkeitserwägungen leiten 
laſſen, ſo iſt das ein durchaus billigenswertes Motiv. Eine zweck⸗ 
mäßige Rſpr. wird immer freudig aufgenommen werden von den 
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Königsberg. 

15. 8 38 Abſ. 1 RAGebd. Durch die Begründung des 
Widerſpruchs gegen den Zahlungsbefehl wird die Prozeß⸗ 
gebühr nicht verdient. ) 

Der Anwalt des Bekl. hat bei Einlegung des Widerſpruchs 
gegen den Zahlungsbefehl die von dem Kl. geltend gemachte Forde⸗ 
rung beſtritten. Die Sache wurde dann durch Beſchl. an das LG. ver⸗ 
wieſen, bei dem der Anwalt nicht zugelaſſen iſt. Er hat wegen des 


Rechtſuchenden, eine unzweckmäßige wird volksfremd bleiben. „Die 
erſte und vornehmſte Aufgabe des Richters geht dahin, in ſeiner 
Apr. den Bedürfniſſen des Lebens gerecht zu werden und fich in 
diefer Beziehung von den Erfahrungen des Lebens leiten zu laſſen“ 
(RG. 100, 123 JW. 1921, 240). 

Nach 88 118, 126 PO. iſt das Armenrechtsprüfungsverfahren 
aber ſchon mindeſtens ein prozeßähnliches, das durch eine gericht⸗ 
liche Entſch. zum Abſchluß gebracht wird und das der Wortlaut 
des § 91 ZPO. ſinngemäß nicht als mit einem prozeſſualen Koſten⸗ 
anſpruch unvereinbar hat ausſchließen wollen. Wenn auch noch 
nicht allgemein, ſo iſt doch überwiegend in der Rſpr. anerkannt, daß 
3. B. auch Arreſte und EinſtwVerf. ſich über die Koſtenpflicht, und 
zwar die Erſtattungspflicht des Arreſtgegners auszusprechen haben, 
obwohl hier der Gegner noch nicht einmal vorher gehört worden 
zu I braucht (vgl. hierzu Striemer: JW. 1928, 1526, Anm. 
zu 37). 

Die ſtrittige Frage habe ich ausführlicher in DRZ. 1929, 145 ff. 
behandelt. Dort habe ich ſchon darauf hingewieſen, daß wenn die 
Rſpr. die 88 91 ff. auch weiterhin auf das Armenrechtsprüfungs⸗ 
verfahren nicht anwenden will, der Anwalt ſeinem Mandanten den 
Rat wird geben müſſen, ſich weder auf ein Armenxechtsgeſuch zu 
erklären, noch guf ein Güteverfahren einzulaſſen, ſondern es von 
vornherein zum Streitverfahren kommen zu laſſen, weil er nur ſo 
mit Sicherheit einen Titel für ſeinen Koſtenerſtattungsanſpruch er⸗ 
halten, anderenfalls für ſein Obſiegen im Vorverfahren durch Ver⸗ 
weigerung dieſes Titels noch beſtraft wird. Der formale Unter⸗ 
ſchied, daß der erfolgloſe Angriff des Gegners nicht durch deſſen 
Klage, ſondern durch die gerichtliche Aufforderung zur Gegen⸗ 
erklärung erfolgt, kann doch den Antragſteller nicht ſchon vor der 
prozeſſualen Koſtenerſtattungspflicht ſchützen. Das NG. hat längſt 
ſchon die ZPO. als Zweckmäßigkeitsnorm behandelt und einer 
freieren Auslegung unterzogen (vgl. RG. 102, 278). 7 

Wendet man aber die 88 91 ff. an, jo wird man auch die 
Koſten der Inanſpruchnahme eines Anwalts ſchlechthin als not⸗ 
wendige Koſten des Gegners zu bezeichnen haben, ohne Prüfung, ob 
Ne zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung erforderlich waren. 
Weshalb ſollte hier anderes gelten als im Parteiprozeß, wo auch 
Rein Anwaltszwang beſteht. 88 29 Nr. 6 u. 23 Nr. 6 RAGebO. 
rechnen das Armenrechtsverfahren ja auch ausdrücklich zur „Inſtanz“. 

Daß es ſprachlich und ſachlich ungenau iſt, wenn das OLG. 
ſagt: „Deingemäß mußte der das Armenrecht verweigernde Beſchluß 
frei von gerichtlichen und außergerichtlichen Gebühren ergehen“, 
ſei nur nebenbei gejagt. Nicht weil 88 91 ff. keine Anwendung fin⸗ 
den, muß der Beſchluß frei von gerichtlichen Gebühren ergehen, ſon⸗ 
dern weil nach 8 1 DGͤcG. für dieſen Beſchluß eine Gerichts⸗ 
gebühr nicht erhoben werden darf. Darüber, ob außergerichtliche Ge⸗ 
bühren erfallen oder nicht, hat der Beſchluß aber ebenſowenig wie 
lede andere Sachentſch. ſich zu verhalten, ſondern nur darüber, wer 
ſolche zu erſtatten hat, ſoweit ſie erfallen. Außergerichtliche Ge⸗ 
bühren 11 0 aber für das Armenrechtsverfahren nach 88 23, 


89 NAGED. 
LGR. Fr. Conrads, Bonn. 


B. Es ſollte eigentlich eine geſetzgeberiſche, keine interpre⸗ 
tative Frage ſein, wieweit das Armenrechtsverfahren koſtenfrei oder 
mit Koſten verbunden iſt. Aber wie bei ſo vielen grundſätzlichen 
Angelegenheiten, läßt auch hier die PO. im Stich. Und da der 
ſehr ſchnellen gegenwärtigen Veränderlichkeit mancher Geſetze eine 
ebenſo langſame Veränderlichkeit der großen Kodifikationen und 
knentſchloſſenheit der Geſetzgebung, fie zu revidieren, gegenüber⸗ 
ſteht, jo wird hier noch viele Zeit mit müheraubenden und dabei 
** icheren Interpretationen verbracht werden müffen. — Im Rahmen 
im Beſprechung kann nicht auf den umfangreichen Streitſtand der 
fol legenden Frage eingegangen, ſondern nur praeter propter 
gendes bemerkt werden: 
er Antrag, das Armenrecht zu bewilligen für eine anzu⸗ 
Dendende Klage, enthält eine rechtliche Bedrohung des Gegners. 
kosten ue wird, um ſich rechtzeitig zu ſchützen, oft Anwalts⸗ 
Schenam. * Gegenanträge aufwenden, und es bleibt für ihn wün⸗ 

nder dert, daß er mit dieſen Koſten tunlichſt nicht belaſtet bleibt, 
e von dem Armenrechtsantragſteller dann erſtattet ver⸗ 
„wenn dieſer mit dem Antrage abgewieſen wird. 
rechtsgeſnchder anderen Seite verträgt die Inſtitution des Armen⸗ 
a 5 5 es ſchwerlich, mit einem Koſtenriſiko belaſtet zu 
Kia 10 er Armenrechtspetent könnte ſeinen Antrag oft gar 
alle wagen, wenn er zu befürchten hätte, daß er im Ablehnungs⸗ 
rech gegneriſche Koſten tragen muß. Wenn gegenüber einem Armen⸗ 

hesantrage der Antragsgegner einen RA. in Anſpruch nimmt, 


Inhalts des Widerſpruchs die volle Prozeßgebühr verlangt, die mit 
Recht nicht feſtgeſetzt iſt. Für die Erhebung des Widerſpruchs gegen 
den Zahlungsbefehl ſteht dem Anwalt nach 8 38 Abf. 1 RAGEDD. 
nur die 2/10⸗Gebühr zu. Daß in dem Widerſpruch zugleich eine ſach⸗ 
liche Erklärung abgegeben ift, ändert hieran nichts; denn die Ge⸗ 
ſetzesvorſchrift macht einen Unterſchied, ob der Widerſpruch begründet 
worden war oder nicht, in keiner Weiſe. Die Prozeßgebühr konnte 
nur durch eine Tätigkeit zur Entſtehung gebracht werden, durch die 


dann mag der Antragsgegner — ſo läßt ſich ſagen — die Koſten 
dieſer anwaltlichen Bemühung ebenſo tragen, wie er ſie tragen 
muß, wenn er ſich von dem NA. außerprozeſſual beraten läßt. 
Übrigens beträgt in beiden Fällen die Anwaltsgebühr gleich viel, 
nämlich drei Zehntel, ſo daß wohl ſchon aus dieſem Grunde der 
Anwalt nicht den von Conrads empfohlenen Rat geben kann, 
von einer Erwiderung auf den Armenrechtsantrag abzuſehen; 
dieſer Rat wäre nicht billiger, wohl aber ſchlechter. Den Gedanken 
der ZPO. kann man dahin verſtehen, daß eine Koſtenerſtattungs⸗ 
pflicht erſt dann eintritt, wenn die Parteien im Prozeſſe ſind (vom 
Beſchwerdeverfahren abgeſehen), d. h. wenn der Bekl. zum Ver⸗ 
handlungstermin geladen iſt, oder wenn ein zum Erſatz des 
Prozeſſes dienendes Verfahren (Mahn⸗, Güteverfahren) eingeleitet ift; 
daß aber eine außerprozeſſuale Koſtenerſtattung nicht ſtattfindet. 

Ich möchte glauben, daß von dieſen verſchiedenen Geſichts⸗ 
punkten die letzteren, zugunſten des Armenantragſtellers ſprechen⸗ 
den, mehr für ſich haben und durchdringen werden. Jedenfalls kann 
man — gerade vom nichtformalen Standpunkte aus, im Hinblick 
auf die Bedürfnislage, die vorſtehend Conrads betont — die 
Dinge auch anders ſehen, als Conrads, der die Intereſſen 
des Armenrechtspetenten doch wohl ſtark zurücktreten läßt. Seine 
Anſicht, daß der Armenrechtspetent in ein „Rechtsverhältnis zum 
Gegner“ komme, „das den Unterliegenden zur Koſtenerſtattung 
verpflichtet”, iſt im Gegenteil eine ausgeſprochen formale Kon- 
ſtruktion. Auch kann die Verweiſung des Antragsgegners auf eine 
etwaige Schadenserſatzklage nicht deshalb eine Unbilligkeit fein, 
weil der Antragſteller meiſt inſolvent iſt; denn gegen einen inſolventen 
Antragſteller wäre ein Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß im Armenrechts⸗ 
verfahren ebenſowenig nütze. 

Ludwig Thoma erzählt einmal in einer ſeiner kleinen Skizzen 
(die bekannter ſind als ſeine hochwertigen ernſten Romane) von 
Richtern feiner Heimat, die das Prozeſſieren als eine Art feind⸗ 
ſelige Beläſtigung des Gerichts betrachteten. Ich habe gelegentlich 
den Eindruck, daß man heute hier und da gegenüber dem Armen⸗ 
rechtsprozeſſieren ſich in einer ähnlichen Stimmung befindet und 
in ähnlichem Sinne eine gewiſſe Beläſtigung darin ſieht. Das iſt 
ſehr verſtändlich. Der Richter, der mit einer Fülle von Prozeſſen 
ſchwer belaſtet iſt und über eine weitere Fülle von Armenrechts⸗ 
geſuchen, d. h. von Geſuchen um Zulaſſung neuer Prozeſſe ent⸗ 
scheiden ſoll, iſt hierbei einer gewiſſen Selbſt⸗ und Notwehr nahe. 
Er kann dieſe Geſuche unmöglich begrüßen und kann nicht prä⸗ 
disponiert ſein, die begehrten neuen Klagen ſo reichlich zuzulaſſen, 
daß ihm die Arbeit über den Kopf wächſt. Nicht ganz ſelten be⸗ 
gegnen wir daher Beſchlüſſen, die mit der geſetzlichen Formel von 
der „Ausſichtsloſigkeit der Rechtsverfolgung“ ohne jede nähere Be 
gründung die Armenrechtsbewilligung ablehnen, obwohl die Ab⸗ 
lehnung nicht ohne weiteres verſtändlich iſt. Die Frage kann ſich 
aufdrängen, ob es nicht zur richterlichen Pflicht gemacht werden ſollte, 
die Armenrechtsablehnung — die ja für den Petenten eine ähnliche 
wirtſchaftl. Bedeutung hat, wie eine rechtskräftige Abweiſung ſeiner 
Klage — mit einer konkreten Begründung zu verſehen. Man 
kann ſich weiter fragen, ob die Entſch. über die Armenrechtsgeſuche 
nicht lieber anderen Abteilungen und Kammern übertragen 
werden ſollte, als den für den nachfolgenden Prozeß zuſtändigen, 
damit nicht der Richter vor die Aufgabe geſtellt wird, über Maß 
und Umfang feiner eigenen Dienſttaͤtigkeit ſelber zu entſcheiden, 
und damit auch der abgewieſene Armenrechtspetent, der hernach auf 
eigene Koſten klagt, nicht einen Richter findet, der ſich bereits 
gegen ihn präjudiziert hat. Jedenfalls ſcheint es doch, daß es 
nicht nur heißen muß: Schutz vor dem Armenrechtsantragſteller, 
ſondern auch: Schutz dem Armenrechtsantragſteller. 

Es bann nicht allein der Geſichtspunkt ausſchlaggebend fein, 
den Armenrechtsgeſuchen „keinen Vorſchub zu leiſten“. Wir dürfen 
uns nicht beirren laſſen durch die groben Mißbräuche, die mit der 
Armenrechtsinſtitution ebenſo getrieben werden, wie mit jeder an⸗ 
deren ſozialen Inſtitution. Sähen wir mehr auf die Mißbräuche als 
auf den guten Kern, ſo kämen wir mit keiner ſozialen Einrichtung 
weiter, und als ſolche will ſchließlich das Armenrecht in erſter 
Reihe behandelt werden. 

RA. Dr. Fritz Dehnow, Hamburg. 


Zu 15. Die Entſch. erſcheint zutreffend aus zweifachem Grunde. 

Nur durch Tätigkeit im Prozeß wird die Prozeßgebühr erwirkt. 

Im Prozeß iſt der Bekl. erſt, nachdem er zum Verhandlungstermin 

geladen iſt. Für eine vorherliegende Tätigkeit ſeines Anwaltes 

14 die Gebühren eines nichtprozeßbevollmächtigten RA. zu⸗ 
ändig. 

Im übrigen obliegt es dem Anwalt, ſich bei Ausführung ſeines 


329 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


über die Erhebung des Widerſpruchs und das damit zum Abſchluß 
gebrachte Mahnverfahren hinaus das ordentliche Prozeßverfahren er⸗ 
öffnet worden wäre. Das iſt dadurch, daß dem Widerſpruch eine Be⸗ 
gründung beigegeben iſt, noch nicht geſchehen (Friedlaenders 
zu § 38 Anm. 7). 
(OLG. Köniasberg, Beſchl. v. 6. Juni 1929, 7 W 467/29.) 
Mitgeteilt von OLGR. Sieloff, Königsberg. 
* 


München. 

16. 88 929, 103 3 PO. Für den auf Grund eines Arreſt⸗ 
befehls ergangenen Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß gilt nicht die 
Vollziehungsfriſt des 8 929 PO. +) 

Nach § 929 Abſ. 2 ZPO. iſt die Vollziehung des Arreſtes un⸗ 
ſtatthaft, wenn ſeit dem Tag, an welchem der Befehl verkündet oder 
der Partei, auf deren Geſuch derſelbe erging, zugeſtellt iſt, ein Monat 
verſtrichen iſt. Durch den Arreſtbeſchluß des LE. wurden dem Antrags⸗ 
gegner die Koſten des Verfahrens auferlegt. Das iſt nach einer all⸗ 
gemeinen Übung der Gerichte und nach der Anſicht der meiſten 
Schriftſteller zuläſſig. Der Arreſtbeſchluß bildet daher einen zur 
Zwangsvollſtreckung geeigneten Titel und daher eine Grundlage i. S. 
des § 103 ZPO. zur Feſtſetzung der Koſten. Nun hat früher das 
OLG. München (Baygipfl Z. 1906, 344) ſich auf den Standpunkt 
geſtellt, daß die Vollziehungsfriſt des § 929 Abf. 2 3PO. auch für 
den Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß gelten müſſe. Dieſelbe Anſicht vertritt das 
PrKG.: ZW. 1924, 983. Allein der Sen. kann dem nicht beitreten, er 
ſchließt ſich der gegenteiligen von Stein⸗Jonas, 38 O., S 103 II, 1 
vertretenen Anſicht an. Die Vollziehung des Arreſts iſt eine Unterart 
der Zwangsvollſtreckung. Sie bezweckt die Sicherung der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung. Die Zwangsvollſtreckung aus dem Arreſtbefehl hat alſo nicht 
die Befriedigung des Gläubigers, ſondern nur ſeine Sicherung zum Ziel. 


Auftrages auf Zweckentſprechendes zu beſchränken, und namentlich 
darf er nicht durch unnötige Handlungen Mehrkoſten verurſachen. 
Den Widerſpruch gegen den Zahlungsbefehl zu begründen, ſolange 
nicht zum Termin geladen ift, ift nicht nötig. Die Begründung kann 
nicht einmal den Effekt haben, daß ſie den Antragſteller vom Antrage 
auf Terminsbeſtimmung abhält; denn die Widerſpruchsſchrift wird 
ihm gar nicht vom Gericht zugeleitet, bevor auf ſeinen Antrag Termin 
bereits beſtimmt iſt. Der Anwalt mag alſo hier und da Rürzehalber 
dem Widerſpruch ſogleich die Begründung beigeben. Er müßte es 
aber unterlaſſen, wenn dadurch Mehrkoſten entſtehen würden. 
RA. Dr. Fritz Dehnow, Hamburg. 


Zu 16. Der Entſch. iſt zuzuſtimmen. Sie behandelt die Frage, 
ob noch eine Vollſtreckung aus einem auf Grund eines Arreſt⸗ 
befehls erlaſſenen Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß erfolgen kann, wenn 
die in § 929 Abſ. 2 ZPO. beſtimmte einmonatliche Friſt abge⸗ 
laufen iſt. Die zitierten gegenteiligen Entſch. des OLG. München 
(BayRpflg. 1906, 344) und des KG. (JW. 1924, 983) beziehen 
ſich nicht auf genau denſelben Sachverhalt. Es wird in ihnen die 
Frage erörtert, ob noch nach Ablauf der einmonatlichen Friſt des 
8 929 Abſ. 2 ZPO. Koſtenfeſtſetzung auf Grund des Arreſtbefehls 
beantragt werden kann. In anderer Formulierung, bei der die Ver⸗ 
ſchiedenheit der Frageſtellung noch deutlicher hervortritt, lautet die 
in obiger Entſch. geſtellte Frage wie folgt: 

Iſt die Vollſtreckung aus einem auf Grund eines Arreſt⸗ 
befehls erlaſſenen Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß ein Teil der „Voll⸗ 
ziehung des Arreſtbefehls“, jo daß nach Ablauf der im 8 929 
Abſ. 2 ZRO. beſtimmten einmonatlichen Friſt nicht mehr aus dem 
Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß vollſtrecht werden kann? 

und die in den zit. Entſch. erörterte Frage folgendermaßen: 

Verliert ein Arreſtbefehl nach Ablauf der im 8 929 Abſ. 2 
350. beſtimmten einmonatlichen Friſt feine Eigenſchaft als 
einen zur Zwangsvollſtreckung geeigneten Titel, ſo daß rechts⸗ 
wirkſam keine Koſtenfeſtſetzung mehr beantragt werden kann? 

Ungeachtet der Verſchiedenartigkeit der Frageſtellung liegt 
jedoch beiden Tatbeſtänden derſelbe Gedankengang zugrunde. In 
den zitierten früheren Entſch. des OSG. München und des KG. 
wird die Auffaſſung, daß der Arreſtbefehl nach Ablauf der frag⸗ 
lichen einmonatlichen Friſt noch einen als Grundlage für ein Koſten⸗ 
feſtſetzungsverfahren geeigneten Zwangsvollſtreckungstitel darſtellt, 
abgelehnt. Die vorerwähnten Entſch. erſtrechen die Beſtimmung des 
5 929 Abſ. 2 3P0., wonach nach Ablauf der einmonatlichen Friſt 
keine „Vollziehung des Arreſtbefehls“ mehr ſtattfinden darf, auch 
auf die im Arreſtbefehl enthaltene Koſtenentſcheidung. Arreſtbefehl 
und Koſtenentſcheidung ſtellen hiernach eine untrennbare Einheit 
dar; iſt der Arreſtbefehl als ſolcher unvollziehbar, ſo gilt dies ohne 
weiteres auch für die Koſtenentſcheidung, ſo daß mangels eines ge⸗ 
eigneten Zwangsvollſtreckungstitels der Antrag auf Koſtenfeſt⸗ 
ſetzuug abgelehnt werden muß. 

Daß dieſer Gedankengang in ſich konſequent iſt, wenn man 
den Ausgangspunkt, die Auffaſſung der Einheit des Arreſtbefehls 
mit der darin enthaltenen Koſtenentſcheidung, billigt, liegt auf der 
Hand. Die Kritik der zitierten früheren Entſch. des OSG. München 
und des KG. hat daher an dieſem Ausgangspunkt einzuſetzen. 

Das gemeinſame Kriterium, das eine gleichartige Beurteilung 


Zum Schutze des Schuldners, der im Arreſtverfahren meiſt nicht ge⸗ 
hört, ſondern von der Zwangsvollſtreckung aus dem Arreſtbefehl über⸗ 
raſcht wird und überraſcht werden ſoll, beſtimmt das Geſetz, daß die 
Zwangsvollſtreckung aus dem Arreſtbefehl binnen einer Monatsfriſt 
vollzogen ſein muß. Allein die Entſch. des Arreſtbefehls im Koſten⸗ 
punkt, ſei er nun Beſchluß oder Urt., geht nicht auf Sicherung, 
fondern auf Befriedigung, verfolgt alſo ein ganz anderes Ziel als die 
Arreſtanordnung ſelbſt. Sie geht viel weiter. Schon aus dieſer grund⸗ 
ſätzlichen Verſchiedenheit ergibt ſich, daß die Beſtimmung des § 929 
Abſ. 2 ZPO., die lediglich den nach der Arreſtanordnung zuläſſigen 
Sicherungsmaßnahmen des Gläubigers eine zeitliche Schranke ſetzt, 
auf die Koſtenentſcheidung des Arreſtbefehls keine Anwendung finden 
kann. Übrigens macht der Ablauf der Monatsfriſt den Arreſtbefehl 
nicht nichtig; hebt ihn nicht auf; er verbietet nur eine weitere Siche⸗ 
rung. Er ſetzt dem Sicherungsziel, aber nicht dem Befriedigungsziel 
ein Ende. Wenn bei einem Urt. die Vollſtreckung in der Hauptſache 
nicht mehr möglich oder nicht mehr ſtatthaft iſt, ſo wird deshalb die 
Vollſtreckung der Koſtenentſcheidung des Urt. nicht beſchränkt oder gar 
unſtatthaft. Die Feſtſetzung der Koſten und die Erlaſſung des Koſten⸗ 
feſtſetzungsbeſchluſſes find keine Zwangsvollſtreckung und darum auch 
keine Vollziehung des Arreſtes. Darum muß die Vorſchrift des 8929 
Abſ. 2 ZPO. für dieſes Verfahren außer Betracht bleiben. Im übrigen 
iſt der Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß nach 8 794 Nr. 2 3 pO. ein bes 
ſonderer Vollſtreckungstitel, der erſt nit der Befriedigung des Koſten⸗ 
gläubigers oder mit der Beſeitigung oder Anderung des Urteils ſelbſt 
ſeine Wirkſamkeit verliert. Das prozeſſuale Ziel des Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
beſchluſſes ift alſo nicht Sicherung, ſondern Befriedigung. Deshalb iſt 
auch der Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß, der auf Grund eines Arreſtbefehls 
ergeht, nicht an die Schranke des § 929 Abſ. 2 ZPO. gebunden. 
(OLG. München, 3. ZivSen., Beſchl. v. 2. Mai 1929, BeſchwReg. 


501/29 ID.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Fiedler, München. 
* 


der verſchiedenen Tatbeſtände der obenſtehenden Entſch. und der in 
ihr zitierten gegenteiligen Entſch. rechtfertigt, iſt dadurch gegeben, 
duß enlweder der Koſtenfrage (Koſtenentſcheidung, Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
verfahren, Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß und Vollſtreckung des Koſten⸗ 
feſtſetzungsbeſchluſſes) eine ſelbſtändige Bedeutung gegenüber der 
Arreſtanordnung als ſolcher beigemeſſen wird oder nicht. Es iſt alſo 
unter dieſem Geſichtspunkt zu prüfen, wie ſich der Ablauf der im 
§ 929 Abſ. 2 beſtimmten einmonatlichen Friſt auf einen nach Ab⸗ 
lauf dieſer Friſt geſtellten Koſtenfeſtſetzungsantrag bzw. einen Voll⸗ 
ſtreckungsantrag auf Grund eines Koſtenfeſtſetzungsbeſchluſſes recht⸗ 
lich auswirkt. 

Zutreffend iſt in der obenſtehenden Entſch. darauf hingewieſen, 
daß die Koſtenentſcheidung im Arreſtbefehl eine andere rechtliche 
Beurteilung erfordert als die Arreſtanordnung ſelber, da die letztere 
lediglich auf Sicherung des Gläubigers geht, während die Koſtenentſchei⸗ 
dung weit darüber hinausgehend eine Befriedigung des Gläubigers be⸗ 
zweckt. Aus dieſer prinzipiellen Verſchiedenheit wird die Auffaſſung ge⸗ 
rechtfertigt, daß der Arreſtbefehl trotz Ablaufs der einmonatlichen 
Friſt des § 929 Abſ. 2 ZPO. in bezug auf die Koſtenentſcheidung 
einen Zwangsvollſtreckungstitel und ſomit eine Grundlage für das 
Koſtenfeſtſetzungsverfahren darſtellt; dies gilt um fo mehr, als der 
Arreſtbefehl, worauf die Entſch. mit Recht hingewieſen hat, nach 
Ablauf der fraglichen einmonatlichen Friſt keineswegs nichtig iſt, 
ſondern rechtlich beſtehen bleibt (ogl. hierzu Stein⸗Jonas, 
3 O., § 103 II und RG. 75, 200). 

Die vorſtehenden Erwägungen führen zu der Annahme der 
Statthaftigkeit eines Koſtenfeſtſetzungsverfahrens auch nach Ab⸗ 
lauf der einmonatlichen Friſt des § 929 Abſ. 2 ZRDO.; fie kreffen 
aber auch auf die den Gegenſtand der obigen Entſch. bildende 
Frage, ob nach Ablauf der vorerwähnten Friſt aus einem, auf 
Grund eines Arreſtbefehls erlaſſenen Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß voll⸗ 
ſtreckt werden kann, zu. 

Für die Bejahung dieſer Frage ſprechen noch weitere Gründe, 
die in der Entſch. ebenfalls im weſentlichen aufgeführt ſind. Zu⸗ 
nächſt it das mit Erlaſſung des Koſtenfeſtſetzungsbeſchluſſes endende 
Koſtenfeſtſetzungsverfahren keine Zwangsvollſtreckung, ſondern ein 
an das Verfahren erſter Inſtanz anſchließendes ſelbſtändiges Nach⸗ 
verfahren (vgl. Stein⸗Jonas, BRD, 8 103 1); aber auch 
eine Vollſtreckung des Koſtenfeſtſetzungsbeſchluſſes iſt keine „Voll⸗ 
ziehung des Arreſtbefehls“ i. S. des § 929 Abf. 2 38 O., da offen⸗ 
ſichtlich unter dieſem Begriff nur die Vollſtreckung der ſpe⸗ 
zifiſchen Arreſtanordnung zu verſtehen iſt, wie auch der Geſetz⸗ 
geber kaum an eine andere Vollſtreckungsmöglichkeit gedacht haben 
dürfte, da die Frage, ob der Arreſtbefehl eine Koſtenentſcheidung 
enthalten müſſe, erſt allmählich in Theorie und Rſpr. erörtert und 
überwiegend bejaht worden iſt. 

Mit Recht iſt ſchließlich am Schluß der Entſch. hervorgehoben, 
daß der Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß nach § 794 Nr. 2 ZPO. ein be⸗ 
ſonderer Vollſtreckungstitel iſt, der erſt mit der Befriedigung des 
Koſtengläubigers oder mit der Beſeitigung oder Anderung des 
Urteils ſelbſt unwirkſam wird. 

RA. Wandſchneider, Hamburg. 
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Stettin. 


17. 8 25 968. Ein Verkauf des Geſchäfts im Ver⸗ 
gleichsverfahren fällt nicht unter $ 251 HGB. }) 

Bei der Veräußerung eines Geſchäfts mit Firma durch Kon⸗ 
kursverwalter und Gemeinſchuldner hat das RG. 58, 168 bei 
gleicher Sachlage eine Ausnahme von der Wirkung des 8 25 1 
HGB. aufgeſtellt. Rechtslehre und Rſpr. haben dieſer Geſetzesaus⸗ 
legung im Ergebnis zugeſtimmt (Staub a. a. O. Anm. 10 zu 8 25; 
Jaeger, RO. 5, Anm. 7 zu § 1; Pis ko: Ehrenbergs Handb. d. 
Handelsrechts II Abt. 1 S. 263; Marcus: DIZ. 1905, 850). Über 
die Gründe, die dieſe Ausnahme notwendig machen, gehen freilich die 
Meinungen auseinander. Das RG. erblickt den Entſcheidungsgrund 
in dem Umſtande, daß der Konkursgläubiger nicht Dritter i. S. 
3 25 HGB. ſei, weil die Konkursgläubiger die Rechtshandlungen 
des Konkursverwalters gegen ſich gelten laſſen müßten. Dem 
ſchließt ſich Staub an. Jaeger ſtellt es darauf ab, daß der Kon⸗ 
kursverwalter nur Aktiva übertrage und deshalb der Parteiwille 
die Schuldübernahme ausſchließe. Pis ko meint, daß der 8 25 
nicht Platz greife, „weil der durch die konkursmäßige Veräuße⸗ 
rung des Geſchäfts erzielte Erlös zur Befriedigung der Geſchäfts⸗ 
gläubiger beſtimmt ſei und ihnen nicht entzogen werden könne 
und weil die Geltendmachung einer ſolchen Haftung dem gewollten 
Inhalte des zwiſchen dem Geſchäftserwerber und dem als Organ 
der Gläubiger und in deren Intereſſe handelnden Konkursverwalter 
geſchloſſenen Geſchäfts widerſprechen würde“. Marcus endlich 
hält für ausſchlaggebend die Anſicht der Konkursgläubiger, daß 
derjenige, der ein Geſchäft aus der Konkursmaſſe kaufe, in die 
Geſchäftsbeziehungen des Gemeinſchuldners zu den bisherigen Gläu⸗ 
bigern nicht eintreten wolle. 


Es iſt zuzugeben, daß die Zuläſſigkeit einer entſprechenden 
Anwendung dieſer Ausnahme auf den vorliegenden Fall nicht ohne 
weiteres einleuchtet. Wenn man mit dem erſten Richter den Unter⸗ 
ſchied in der Stellung des Konkursverwalters und der Geſchäfts⸗ 
aufſichtsperſon und in dem Ziele des Konkurſes und des Geſchäfts⸗ 
aufſichtsverfahrens in den Vordergrund ſtellt, wird man im Gegen⸗ 
teil eine Ausdehnung der Ausnahme ablehnen. Demnach erſcheint 
ſie wegen der Gleichheit der Intereſſenlage geboten. 


Im Regelfalle der Geſchäftsübernahme iſt der Verbleib des 
für die Veräußerung gezahlten Entgelts für die Gläubiger nicht 
ſichergeſtellt. Benutzt der Veräußerer den Erlös nicht zu Be⸗ 
friedigung der Gläubiger, ſo würden ſie durch die Fortführung 
der Firma in Sicherheit gewiegt, in vielen Fällen das Nachſehen 
haben, weil fie nicht rechtzeitig gegen den Veräußerer vorgegangen 
ſind. Im Konkurſe dagegen gelangt der Erlös im Falle eines Ge⸗ 


Zu 17. Dem Urt. iſt im Ergebnis zuzuſtimmen. Die Begründung 
gibt zu Bedenken Veranlaſſung. Das NG. hat bei Veräußerung eines 
Geſchäfts mit Firma durch den Konkursverwalter die Haftung des 

bernehmers für die früheren Verbindlichkeiten ausgeſchloſſen, weil 
die Gläubiger auf die konkursmäßige Befriedigung beſchränkt ſeien, 
an die zu dieſem Zweck vorgenommenen Rechtshandlungen des Kon⸗ 
kursverwalters gebunden ſeien und ſich zu ihnen nicht in Wider⸗ 
ſpruch ſetzen dürften. OLG. weiſt ſelbſt auf den Unterſchied in 
der Stellung des Konkursverwalters und der Stellung der Geſchäfts⸗ 
aufſichtsperſon und in dem Ziele des Konkurſes und des Geſchäfts⸗ 
aufſichtsverfahrens hin, will aber doch die vom RG. gemachte Aus⸗ 
nahme auf die Geſchäftsaufſicht ausdehnen „wegen der Gleichheit 
der Intereſſenlage“. Dieſe Gleichheit findet das Gericht darin, daß 
durch die Mitwirkung der Geſchäftsaufſichtsperſon ebenſo wie im 
Konkurſe gewährleiſtet ſei, daß der Gegenwert für die Veräuße⸗ 
rung des Geſchäfts oder des Warenlagers in die Hände der Gläu⸗ 
iger gelange. Bei dieſer Annahme wird nicht genügend berück⸗ 
ſichtigt, daß die Geſchäftsaufſicht nach 8 2 VO. v. 14. Juni 1924 
lediglich der Unterſtützung und Überwachung der Geſchäftsführung des 
Schuldners dient, daß aber in der Regel der Schuldner das Ge⸗ 
chäft weiterführt, und daß die Lage des Geſchäfts ſich bis zur Be⸗ 
endigung der Geſchäftsaufſicht dauernd verändern kann. Im Kon⸗ 
kurs haben die Gläubiger die Gewähr, daß alles bei Nonkurs⸗ 
eröffnung vorhandene Vermögen zu ihrer Befriedigung verwandt 

Hird. Bei der Geſchäftsaufſicht haben fie in keinem Stadium des 
Serfahrens dieſe Gewähr, weil jederzeit neue Verbindlichkeiten 
eingegangen werden können. Der Konkurs iſt eine ſtraffe Zu⸗ 
ammenfaſſung des geſamten Vermögens zur alleinigen Befriedi⸗ 
beste der Gläubiger, die Geſchäftsaufſicht iſt viel flüſſiger und dazu 
füh t, den Konkurs abzuwenden und dem Schuldner die Fort⸗ 

„ung des Geſchäfts unter langſamer Befriedigung der Gläubiger 
zu ermöglichen. 
leicht Die Begründung des Urteils iſt ein offenbarer Notbehelf, viel⸗ 
nöti aber der Behelf aus einer Not, die das Gericht ſelbſt un⸗ 
5 Agerweiſe geſchaffen hat. Der Schulder E. G., Inhaber der 
fer Firma G. M., meldete am 16. Jan. 1925 zum Han⸗ 
97 sregiſter das Erlöſchen feiner Firma wegen Geſchaftsaufgabe an. 
am gleichen Tage meldete der Kaufmann J. B. zum Handels⸗ 
tegiſter die Firma „Feinkoſthaus J. B., vormals G. M.“ an. 
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ſchäftsverkaufes während der Dauer des Verfahrens in die Hand des 
Konkursverwalters und findet bei der Befriedigung der Konkurs⸗ 
gläubiger ſeine Verwendung. Ahnlich war der Verlauf der Sache 
aber auch bei dem Geſchäftsaufſichtsverfahren, wie es ſich zum 
Schluſſe i. d. Faſſ. der VO. v. 14. Juni 1924 (RGBl. I, 641) ge⸗ 
ſtaltet hatte. Nach 8 28 a. a. O. lag der Aufſichtsperſon die Pflicht 
ob, vorhandene Beſtände zu verwerten; ſie konnte auch das Ge⸗ 
ſchäft ſchließen oder das ganze Warenlager oder das ganze Ge⸗ 
ſchäft veräußern (Burger, Geſchäftsaufſicht S. 74). Durch die 
Mitwirkung der Geſchäftsaufſichtsperſon war auch in ſolchem Falle 
gewährleiſtet, daß der Gegenwert für die Veräußerung des Geſchäfts 
oder des Warenlagers in die Hände der Gläubiger gelangte ($ 29 
a. a. O.). Es wäre unbillig, wenn der Erwerber, der unter den 
Augen und unter Billigung der Aufſichtsperſon und des Gläubiger⸗ 
beirats das Geſchäft gegen feſtbegrenzte Verpflichtungen übernom⸗ 
men hat, noch für die geſamten ungedeckt bleibenden Schulden des 
Veräußerers aufkommen müßte. In den meiſten Fällen wird auch 
der Geſamtheit der Gläubiger von der Veräußerung des Geſchäfts 
und den Bedingungen des Vertrages Mitteilung gemacht ſein. 
Keiner der Gläubiger, welcher eine ſolche Mitteilung erhält, wird 
der Meinung ſein, daß ihm der Erwerber aus einer ſolchen Ge⸗ 
ſchäftsübernahme hafte. Dieſe Verkehrsauffaſſung nötigt dazu, auch 
im Falle der Geſchäftsveräußerung während eines Geſchäftsauf⸗ 
ſichtsberfahrens eine Ausnahme von der Rechtswirkung des $ 25 J 
HGB. zu machen. 

(OLG. Stettin, 2. ZivSen., Urt. v. 16. Juni 1929, 2 U 153/29.) 


Mitgeteilt von RA. Schaefer, Stettin. 


Berlin. b) Strafſachen. 


18. 52 Arm Anw. v. 6. Febr. 1923 (RG Bl. 103) und 
v. 20. Dez. 1928 (RG Bl. 411); SS 64, 65 RA Gebo. Der dem 
Nebenkläger beigeordnete Armenanwalt hat die Gebühren— 
erhöhung nach $ 64 Abſ. 1, dagegen nicht diejenige nach 
§ 65 RA Gebo zu beanſpruchen. }) 

Das nach Art. III des Geſ. v. 20. Dez. 1928 für den vorl. 
Fall maßgebliche Geſ. v. 6. Febr. 1923 beſtimmt im 8 1, daß in 
bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten dem für die arme Partei be⸗ 
ſtellten RA. die Gebühren und Auslagen nach Maßgabe der RA⸗ 
Gebo. und der fie ergänzenden Vorſchriften von der Staatskaſſe 
erſetzt werden. $ 2 desſ. Gef. ſchreibt die entſprechende Anwendung 
des 8 1 im Verfahren auf erhobene Privatklage vor. Da der 


So erfolgten etwas ſpäter die Eintragungen. Iſt das die Fortfüh⸗ 
rung des fraglichen Handelsgeſchäfts unter der bisherigen Firma mit 
Beifügung eines das Nachfolgeverhältnis andeutenden Zuſaßes? (8 25 
HGB.). Gemeint iſt mit dieſer Beſtimmung doch wohl die ununter⸗ 
brochene Fortführung, ohne daß eine Veränderung gegenüber den 
Gläubigern hervortritt. Läßt der bisherige Inhaber ſeine Firma 
löſchen und läßt der Übernehmer des Geſchäfts ſeine Firma neu 
eintragen, fo iſt das nicht mehr die bisherige Firma j. S. 8 25. 
Die Parteien haben durch Vermittlung des Handelsregiſters deutlich 
zu erkennen gegeben, daß ein Abſchnitt eintreten ſollte. Dieſen 
haben ſie Auch durch den wenigſtens auf den erſten Blick völlig 
veränderten Wortlaut der Firma zum Ausdruck gebracht. Kann 
man überhaupt ſagen, daß „Feinkoſthaus J. B., vormals G. M.“ 
die gleiche Firma iſt wie „G. M.“, nur mit einem das Nachfolge⸗ 
verhältnis andeutenden Zuſatz? Handelt es ſich nicht vielmehr um 
eine neue Firma mit einem Hinweis auf den Vorgänger? OLG. 
meint, B. möge der Anſicht geweſen ſein, daß er eine neue Firma 
anmelde, da gleichzeitig die bisherige Firma des G. zur Löſchung 
kam. Es belehrt ihn aber auf Grund 88 18, 22 HGB. eines 
Beſſeren. Bei uns herrſcht die Neigung, die klaren Abſichten und 
Erklärungen der Parteien in etwas umzudeuten, was die Parteien 
weder gewollt noch erklärt haben. Jeder Laie würde fagen, es 
handelt ſich um eine neue Firma, und der neue Inhaber haftet nicht 
für die alten Verbindlichkeiten. Es beſtand für das OLG. kein 
Zwang, den Weg dieſer natürlichen Auslegung zu verlaſſen, um 
dann durch eine rechtlich nicht haltbare Konſtruktion auf anderem 
Wege zu dem gewünſchten Ergebnis zu gelangen. 
RA. Dr. Ernſt Kaufmann, Hamburg. 


Zu 18. Gegen die Erſtattung von Gebühren an den Armen⸗ 
anwalt des Nebenkl. hat die Rſpr. ſich lange, aber im Enderfolge 
vergebens geſträubt — ſo wie gleiches immer zu beobachten geweſen 
iſt, wenn es ſich darum handelte, ob Anwaltsgebührenvorſchriften 
reſtriktiv, oder ob ſie ſinngemäß anzuwenden ſind. Die Tendenz, 
die regelmäßig zunächſt auf Abſprechung von Gebühren geht, 
pflegt auf die Dauer nicht ſtandzuhalten, allerdings 15 nachdem 
ſie eine Zeitlang Befremden und unnötiges Schreibwerk ver⸗ 
urſacht hat. 

Wenn 8 2 des Geſ. über Armenrechtsgebühren in feiner 
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Nebenkl. gen. § 397 SHBO. nach dem Anſchluß die rechtliche 
Stellung des Privaikl. und demzufolge auch einen Anſpruch auf 
Beiordnung eines Armenanwalts nach den gleichen Grundſätzen 
wie der Privatkl. hat (§ 379 III StPO.), fo muß § 2 des Gel. 
v. 6. Febr. 1923 feinem Sinn und Zwecke nach auch auf den 
Armenanwalt des Nebenkl. entſprechend angewandt werden. Dieſer 
auch von dem OLG. Celle in der Entſch. v. 15. Juni 1928 (Büro⸗ 
Bl. 1928, 195) vertretene Standpunkt hat jetzt im § 2 des Gef. 
v. 20. Dez. 1928 auch wörtlichen Ausdruck gefunden. Der vom 
Beſchw. irrtümlich für feinen Standpunkt angeführten Entſch. 
des OLG. Hamm v. 22. Sept. 1928 (JW. 1928, 301421), die 
einen Anſpruch auf Gebühren für den Armenanwalt des Nebenkl. 
überhaupt verneint, kann daher nicht beigetreten werden. 

Iſt nun aber davon auszugehen, daß dem Armenanwalt des 
Nebenkl. ſeine Geb. in gleicher Weiſe wie dem des Privathl. 
zu erſtatten ſind, ſo folgt daraus nicht etwa, daß die Geb. für 
die Vertretung des Nebenkl. ſtets nach den gleichen Sätzen zu 
berechnen ſind wie die Geb. für die Vertretung des Privatkl. 
Vielmehr kann daraus nur der Schluß gezogen werden, daß die 
Vorſchrift des 8 1 ebenſo wie für die Vertretung des Privatkl. 
im Privatklageverfahren auch für die Vertretung des Nebenkl. 
im Offtzialverfahren Anwendung zu finden hat, d. h. aber, daß 
die Geb. in gleicher Höhe zu erſtatten ſind, wie ſie ein gewählter 
Vertreter nach der ANGELO. zu beanſpruchen hat. Etwas anderes 
läßt ſich auch nicht aus der angef. Entſch. des OSG. Celle heraus⸗ 
leſen. Wenn dort geſagt wird, daß auch dem Armenanwalt des 
Nebenkl. Geb. und Auslagen aus der Staatskaſſe genau ſo wie 
dem des Privatkl. zu erſtatten find, fo iſt offenſichtlich damit auch 
nur gemeint, daß der allgemeine Grundſatz des § 1, daß die Geb. 
und Auslagen nach den Vorſchriften der RAGebO. zu erſtatten 
ſind, genau ſo, wie für den Armenanwalt des Privatkl., auch 
für den Armenanwalt des Nebenkl. Geltung haben muß. Nach 
8 73 RAcebo. kommen nun in Anſehung der Geb. für Ver⸗ 
tretung eines Nebenkl. die Beſtimmungen über die Geb. für die 
Verteidigung zur entſprechenden Anwendung. Dieſe enthalten aber 
im 8 64 die Vorſchrift, daß, wenn ſich die Verhandlung auf 
mehrere Tage erſtreckt, ſich die im § 63 beſtimmten Geb. für 
jeden weiteren Tag der Verteidigung um den vollen Betrag er⸗ 
höhen. Eine Ausnahme von dieſer Regelung iſt im 864 Abſ. 2 
nur für den Fall getroffen, daß es ſich um eine Verteidigung im 
Verfahren auf erhobene Priwatklage handelt. Da es eine Neben⸗ 
klage und damit auch eine Vertretung des Nebenkl. im Privat⸗ 
Klageverfahren nicht gibt, ſteht dem Vertreter des Nebenkl. bei 
mehrtägigen Verhandlungen ſtets auch der Anſpruch auf die Ge⸗ 
bührenerhöhung nach $ 64 RUGEbD. zu. § 65 kann überhaupt 
nicht zur Anwendung gelangen, da er nur die auf Privatklage ver⸗ 
handelten Sachen betrifft (vgl. Friedlaender, NAGED., An⸗ 
merkung I 2 zu 8 73). In entſprechender Anwendung dieſer Grund⸗ 
ſätze iſt hiernach dem Beſchw§. als Armenanwalt des Nebenkl. 
die Gebührenerhöhung nach 8 64 RUGEbD. zuzubilligen. 

GG., 2. StrSen., Beſchl. v. 15. Juni 1929, 2 W 263/29.) 


Mitgeteilt von KR. Körner, Charlottenburg. 


früheren Faſſung nur den Armenanwalt des Privatkl., aber nicht 
den des Nebenkl. als gebührenberechtigt erwähnte, ſo wollte das 
Geſetz ſelbſtverſtändlich nicht damit ſagen, daß der eine Armen⸗ 
anwalt Gebühren, der andere keine Gebühren erhalten ſollte; die 
Nichterwähnung der Nebenklage war nur eine offenbare redak⸗ 
tionelle Lücke. Trotzdem fträubte ein Teil der Rſpr. ſich gegen die 
Gebührenberechtigung des nebenklägeriſchen Armenanwaltes fo 
lange, bis das Geſetz in ſeiner neuen Faſſung v. 20. Dez. 1928 ſich 
notgedrungen ſelber authentiſch interpretierte 


Was den Beſtand des Gebührenanſpruchs des neben⸗ 
klägeriſchen Armenanwaltes anlangt, war mithin ſchon vorher eine 
Analogie von der Privatklage auf die Nebenklage gerechtfertigt 
geweſen. Kein Raum beſteht dagegen für eine ſolche Analogie hin⸗ 
ſichtlich der Gebühren ſäß e: denn die Gebührenſätze bei der Neben⸗ 
klage und bei der Privatklage ſind nach der RAGebd. teilweiſe 
verſchiedene. 


Es gilt für den Wahlanwalt des Nebenkl. nur die fürs 
Offizialverfahren beſtimmte Erhöhung des 8 64 (Erhöhung der 
Inſtanzgebühr um den vollen Betrag für jeden weiteren Tag der 
Hauptverhandlung), dagegen für den Wahlanwalt des Privatkl. 
nur die fürs Privatklageverfahren beſtimmte Erhöhung des 8 65 
(Erhöhung der Inſtanzgebühr um Yı, wenn Beweisaufnahme fiatt- 
findet). Daß der im Offizialverfahren tätige Wahlanwalt des 
Nebenkl. etwa vergütet werden ſolle nicht nach den fürs Offizial⸗ 
verfahren, ſondern nach den fürs Privatklageverfahren geltenden 
Sätzen (daß er alſo anders zu vergüten ſei als der in demſelben 
Offizialverfahren tätige Verteidiger des Angel.), dieſe abwegige 
Anſicht war bisher wohl niemals aufgetreten. Ebendieſelben Ge⸗ 
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19. 5 329 StPO. ift auch dann unanwendbar, wenn 
die Strafkammer den Fall ſchon einmal abgeurteilt hatte 
und das Reviſionsgericht ihr Urteil in vollem Umfange 
aufgehoben und die Sache zur anderweitigen Verhandlung 
an die Strafkammer zurückverwieſen hatte. A. M. Löwe⸗ 
Roſenberg, 18. Aufl. Anm. 1 f zu 8 329 SPD. S. 786. f) 


Der Rev. des Angekl. konnte der Erfolg nicht verſagt bleiben. 
Er rügt zu Recht die auf 8 329 StPO. geſtützte ſofortige Ver⸗ 
werfung ſeiner Berufung durch das LG. Der Senat iſt in Überein⸗ 
ſtimmung mit dem RG. (RGSt. 61, 278; 63, 10) und dem 4. Str⸗ 
Sen. des KG. (Urt. v. 7. Juni 1928, 48 87/8) der Anſicht, daß 
die ſtrenge Ausnahmevorſchrift des § 329 StPO. auf das engſte aus⸗ 
zulegen, daher nur auf den Beginn des Verfahrens vor dent erk. 
Ger. zu beziehen, alſo unanwendbar iſt, wenn eine in Anwefenheit des 
Angekl. begonnene Hauptverhandlung unterbrochen oder ausgeſetzt 
worden iſt und der Angekl. in der fortgeſetzten oder neu anbe⸗ 
raumten Hauptverhandlung ausbleibt, oder wenn auf Grund einer 
in ſeiner Anweſenheit durchgeführten Hauptverhandlung ein Urt. ge⸗ 
fällt, dieſes vom Revger. aufgehoben und die Sache zur neuen Ver⸗ 
handlung an das Ber. zurückverwieſen worden iſt. Dabei kann 
es keinen Unterſchied machen, ob das RevGer. das Urt. der Strat. 
in vollem Umfange oder nur im Strafmaß aufgehoben hatte. Dieſe 
entgegengeſetzte Meinung findet ſich allerdings in der Anm. 1 f der 
18. Aufl. von Löwe⸗Roſenberg zu 8329 StPO. vertreten. 
Schon Fürſt (83.1926, 909/910) hatte ausgeführt, es beſtehe kein 
Zweifel darüber, daß § 329 auch dann anzuwenden ſei, wenn die 
Strͤ. den Falk bereits einmal abgeurteilt hatte, ihr Urt. in der 
Rev Inſt. in vollem Umfange aufgehoben wurde und die Sache nun 
zur erneuten Verhandlung an die Str. zurückverwieſen iſt, in 
dieſem Falle ſei ein gültiges Strict. überhaupt nicht vorhanden 
und die Lage ſei die gleiche, als ob die Stra. zum erſtenmal über 
die Berufung zu urteilen hätte. Im Anſchluß an Fürſt nimmt 
der Komm. von Löwe⸗Roſenberg an, 8329 ſei auch anwend⸗ 
bar, wenn die Streit. den Fall bereits einmal abgeurteilt hat, ihr 
Urt. aber in der Rev Inſt. in vollem Umfange aufgehoben und die 
Sache zur erneuten Verhandlung an die Str. zurückverwieſen iſt, 
die Anwendung des $ 329 ſei dagegen ausgeſchloſſen, wenn das Urt. 
der Strat. von der Rev Inſt. nicht in vollem Umfange, ſondern nur 
im Strafmaß aufgehoben iſt. Er ſtützt ſich dabei auf das ſchon 
genannte Urt. des RO. v. 5. April 1927 (RGSt. 61, 278; JW. 
1927, 2042 68). Dieſe Ausführungen find aber Bart, den erk. 
Sen. von ſeiner — bereits in dem Urt. v. 20. März 1929, 28 
111/29, vertretenen — Anſicht abzubringen. Jenen Unterſchied zu 
machen, fehlt es an jedem inneren Grunde. Mag auch nach einer 
Aufhebung in vollem Umfange die Lage für das LG. die gleiche ſein, 
als ob es zum erſtenmal über die Berufung zu urteilen hatte, 
ſo ändert dies doch nichts daran, daß es eben an der Vorausfetzung 
für die Anwendbarkeit des § 329 fehlt, daß der Angehl. zu Beginn 
der erſten Hauptverhandlung vor dem BG. nicht erſchienen iſt; 
dem 8 329 gilt nur für den Beginn des Verfahrens vor dem er⸗ 
kennenden Gericht, nicht über für ſpätere Abſchnitte des Verfahrens 
in der Ber Inſt. Um einen ſolchen handelt es ſich aber, wenn 
nach der Zurückverweiſung wiederum Hauptverhandlungstermin 
vor dem BG. anſteht. Der Hinweis auf RSt. 61, 278 vermag die 
Anſicht von Löwe⸗Roſenberg nicht zu ſtützen. Gewiß be 
handelt das Urt. des RG. v. 5. April 1927 einen Fall, wo das 


bührenſätze wie für den Wahlanwalt gelten aber unverandert für den 
Armen anwalt in Strafſachen. 


RA. Dr. Fritz Dehnow, Hamburg. 


Zu 19. Es iſt zu begrüßen, daß allen weiteren formaliſti⸗ 
ſchen Erörterungen über den Begriff des Beginns der Hauptver⸗ 
handlung eine gewiſſe Schranke zugunſten des Angekl. gezogen 
wurde. Wie ſchon Alsberg: JW. 1926, 1105 eine Anzahl Bei⸗ 
ſpiele herausgegriffen hat für die unabweisbaren Unzuträglichkeiten, 
zu welchen die formelle Verwerfung der Berufung führen kann, 
hat auch Fürſt die Gefahren eines ſolchen Verfahrens in Betracht 
gezogen, will aber trotzdem § 329 StPO. inſoweit wirkſam wiſſen, 
als das Urteil der Strͤ. im vollen Umfange durch die Rev Inſt. 
aufgehoben und zur erneuten Verhandlung an das Beg. zurückz⸗ 
berwieſen worden iſt, während Löwe dieſe Auffaſſung auch für 
die Zurückverweiſung lediglich wegen des Strafmaßes vertritt. 
Zwiſchen dieſen beiden Fallen mit Rückſicht auf die Beſtimmungen 
des $ 329 StPO. eine klare Trennung vorzunehmen, erſcheint jedoch 
nicht begründet, denn auch die von Fürſt vorgebrachte Auffaſſung, 
daß eben bei einer Aufhebung vollen Umfanges ein nicht gültiges 
Urteil der Strafkammer vorlage, kann nicht die Tatſache aus der 
Welt ſchaffen, daß das Verfahren bereits im zweiten Rechtszuge bei 
Anweſenheit des Angekl. anhängig geweſen iſt und daher nur von 
einer Wiederholung der Eingangsverhandlungen geſprochen werden 
kann, deren Formalitäten nach dem reinen Begriff „Beginn“ i. S. 
8 243 SPD. der Angekl. bereits über ſich hat ergehen laſſen. 
Mag infolge der Aufhebung vollen Umfanges im rechtlichen Sinne 
auch in ganz neuer Richtung verhandelt werden, oder auch nur — 
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Repcz. das Urt. der Strͤ. nur im Strafausſpruch aufgehoben hatte 
(RGSSt. 61, 278 Zeile 1/2 v. u.). Es zieht daraus aber keine be⸗ 
ſonderen Folgerungen für die Frage der Anwendbarkeit des § 329 
StrcßO., ſondern nimmt S. 280 unter Ziff. II ganz allgemein — 
ohne zwiſchen einer Aufhebung in vollem Umfange und im Strafmaß 
zu unterſcheiden — an, daß § 329 unanwendbar iſt, wenn auf Grund 
einer in Anweſenheit des Angekl. durchgeführten Hauptverhandlung 
ein Urt. gefällt, dieſes vom Nev®. aufgehoben und die Sache zur 
neuen Verhandlung an das BG. zurückverwieſen worden iſt. Dieſe 
Vorausſetzung iſt gegeben, mag nun durch das frühere Rev Urt. der 
Schuld⸗ oder der Strafausſpruch aufgehoben worden ſein. 

(KG., 2. Str Sen., Urt. v. 22. Juni 1929, 2 8 306/29.) 


Mitgeteilt von KGR. Körner, Charlottenburg. 
* 


20. 811 PreßG. Die Berichtigung muß von dem „Be⸗ 
teiligten“ ſelbſt unterzeichnet fein. f) 
(KG., 4. StrSen., Urt. v. 12. Juli 1928, 4 8 115/28), 
Abgedr. SW. 1929, 1258, 


wie Fürſt ausführt — bei erneuter Verhandlung lediglich über das 
Strafmaß auf der Grundlage der erſten Verhandlung aufgebaut 
werden, ſo bleibt doch die Tatſache beſtehen, daß die gerichtliche 
Verhandlung über denſelben Fall in derſelben Inſtanz ihren Fort⸗ 


gang nimmt. — 
RA. Dr. Kurt Ertel, Hamburg. 
Zu 20. A. Anm. Prof. Mannheim, ebenda. 


B. Der Antrag auf Berichtigung nach § 11 PreßGG. enthält 
üblicherweiſe das an die Schriftleitung gerichtete Erſuchen und außer⸗ 
dem den druckfertigen Wortlaut der gewünſchten Berichtigung. Das 
Erſuchen kann wie jeder andere Brief unterzeichnet werden, alſo, falls 
bon einem Bevollmächtigten verfaßt, durch dieſen. Der Text da⸗ 
gegen, der nach 811 vom Einſender unterſchrieben fein muß, ſoll 
nach einer Anſicht, der ſich hier leider auch das KG. anſchließt, vom 
Beteiligten perſönlich zu unterzeichnen ſein. Wenn alſo der Text gleich 
in das Erſuchen hineingenommen wird, was zuläſſig iſt, muß nach 
dieſer Anſicht das einheitliche Schriftſtück vom Beteiligten ſelbſt 
unterſchrieben werden. 

Die Formalien der Berichtigung bergen allerlei Fallſtricke, und 

der kleinſte Formfehler berechtigt die Schriftleitung, die ganze Be⸗ 
richtigung zurückzuweiſen. Von dieſer Möglichkeit wird bei der be⸗ 
greiflichen Abneigung gegen den weitgehenden Zwang des 8 11 und 
bet den chrontiſchen Platzſchwierigkeiten vieler Blätter nur zu gern 
Gebrauch gemacht. Der Laie handelt daher durchaus ſachgemäß, wenn 
er mit dem Berichtigungsverfahren einen Anwalt betraut. Der un⸗ 
befangene Beurteiler wird es nun nicht verſtehen können, weshalb 
eigentlich der durch Vollmacht ausgewieſene Beauftragte nicht in 
allem Umfang ſelbſt die Berichtigung ſoll durchführen können und 
aus welchem Grunde gerade dieſer Rechtsbehelf, im Gegenſatz zu 
jedem andern, die höchſtperſönliche Unterſchrift des Vollmachtgebers 
erfordern ſoll. Daß zwar nicht Zeichnung in Vollmacht des Beteiligten, 
wohl aber Zeichnung mit dem Namen des Beteiligten zuläſſig ſein 
ſollte, iſt in Übereinſtimmung mit Mannheim noch weniger zu 
verſtehen. 
Diurchſchlagende Beweisgründe für das Erfordernis der perſön⸗ 
lichen Unterſchrift ſind bei den Vertretern dieſer Anſicht nicht zu 
finden. Auch das KG. begründet feine Stellungnahme nur mit dem 
einen Satz „Richtet ein RA. namens ſeines Auftraggebers an den 
Schriftleiter die Aufforderung, eine dem Schreiben beigefügte Be⸗ 
richtigung zu veröffentlichen, ſo beſteht dafür, daß die Berichtigung 
von dem RA. in dieſer Form gewollt ift, nicht deshalb eine ſtärkere 
drermutung, weil er auch die Berichtigung unterzeichnet hat“. Dies 
Argument ſtimmt nicht; denn durch ſeine Unterſchrift Kennzeichnet 
ver Anwalt die beigefügte Berichtigung als von ihm herrührend, 
während eine nicht von ihm unterzeichnete Anlage von irgendwoher 
ſtammen kann. 

Der vom RG. übernommene Standpunkt iſt auch höchſt unzwech⸗ 
Saß. 8 11 erkennt authentiſch das Intereſſe des Beteiligten an 

chleunigkeit der Berichtigung an, indem der Abdruck in der nächſten 
„ummer dem Blatt zur Pflicht gemacht wird. Soll aber erſt der Text 
kolben Bevollmächtigtem und Beteiligtem hin⸗ und herreiſen, ſo geht 
ſtbare Zeit verloren. Unlängſt wurde auch der folgende, nicht 
außergewöhnliche Fall praktiſch. Eine Zeitung brachte über einen 
Verkehrsunfall eine Darſtellung, durch die einem Beteiligten alle 

b zugeſchoben wurde. Dieſer Beteiligte, für den dringendftes 
Fmtereſſe an einer Berichtigung beſtand, lag infolge des Unfalls 
rank und geiſtesabweſend darnieder. Sein Bevollmächtigter arbeitete 
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Dresden. 

21. 8 35 Abſ. 1 StPO.; 88 71, 76, 80 GK G. Die einem 
freigeſprochenen Angeklagten auf Antrag erteilte Urteils- 
abſchrift iſt koſtenpflichtig. }) 

Die Frage, ob einem freigeſprochenen Angekl. die Abſchrift des 
Urteils, auf die er gem. § 35 Abſ. 1 Satz 2 StPO. auf Verlangen 
einen Rechtsanſpruch hat, koſtenfrei zu erteilen iſt, iſt beſtritten. 
Sie wird bejaht von Löwe⸗Roſenberg, SPD, 17. Aufl., 
$35 N. 10 ſowie KG. v. 25. Juni 1891: Goltd Arch. 39, 357 und 
v. 30. Dez. 1920: DStrg. 8, 179; verneint vom OL. Dresden 
b. 21. Juni 1928 (1 OStReg 182/28). Der jetzt beſchließende Senat 
ſchließt ſich der zuletzt erwähnten Rechtsanſicht an: 

Durch § 35 Abſ. 1 Satz 2 StPO. wird lediglich beſtimmt, daß 
von Entſcheidungen, die in Anweſenheit der davon betroffenen Perſon 
ergehen, dieſer auf Verlangen eine Abſchrift zu erteilen iſt. Dieſe 
Mußvorſchrift ſchließt die Möglichkeit aus, daß ein diesbezüglicher 
Antrag abgelehnt wird. Der Geſetzgeber wollte durch dieſe Vorſchrift 
das berechtigte Intereſſe, das die von der Entſcheidung betroffene 
Perſon an der Erteilung einer Abſchrift hat, ſichern. 


Eine ganz andere Frage iſt es dagegen, ob dem Antragſteller 
für die Erteilung der beantragten Abſchrift Koſten abgefordert werden 
können. Sie wird nicht durch die StPO., ſondern durch das Gch. 
geregelt. Nach 8 1 dieſes Gef. i. d. Faſſ. v. 5. Juli 1927 werden in 
den vor die ordentlichen Gerichte gehörigen Rechtsſachen, auf welche 
insbeſ. auch die StpO. Anwendung findet, Gebühren und Auslagen 
der Gerichte nach Maßgabe dieſes Geſetzes erhoben. Als eine ſolche 
Auslage des Gerichts kommen insbeſ. die Schreibgebühren in Betracht, 
die nach 8 71 GKG. für ſolche Abſchriften erhoben werden, die — wie 
die hier in Frage kommende — nur auf Antrag erteilt werden. 

Der Antrag auf Erteilung einer koſtenloſen Abſchrift kann aller⸗ 
dings nicht, wie dies im angefochtenen Beſchluß geſchehen iſt, um 
deswillen abgelehnt werden, weil notwendige Auslagen des frei⸗ 
geſprochenen Angekl. von der Staatskaſſe nur dann zu tragen ſind, 
wenn im freiſprechenden Urteile auf Grund von 8 467 Abſ. 2 StPO. 
die dem Angeſchuldigten erwachſenen notwendigen Auslagen der Staats⸗ 
kaſſe auferlegt find, und weil es im vorl. Falle an dieſer Voraus- 
ſetzung fehlt. Denn der BeſchwF. verlangt mit feinem Antrage nicht 
Erſtattung von Auslagen, die ihm bereits erwachſen ſind. Er will mit 


eine Berichtigung aus, aber wer ſollte fie unterschreiben? Sollte erſt 
eine Pflegſchaft ad hoc beantragt werden, und wäre die Unterſchrift 
des Pflegers als rechtswirkſam anerkannt worden? 

Die Stellungnahme des KG. veranlaßt jedenfalls erneut den 
vorſichtigen Anwalt, bis auf weiteres den umſtändlicheren Weg der 
Parteiunterſchrift einzuhalten. 

RA. Dr. E. Lion, Hamburg. 


Zu 21. Der Beſchluß betrifft eine für den freigeſprochenen 
Angekl. u. U. wichtige Angelegenheit: er braucht, oft noch nötiger als 
der Verurteilte, eine Abſchrift des freiſprechenden Urteils mit voll⸗ 
ſtändiger Begründung. Man denke z. B. an den möglicherweiſe dem 
obigen Beſchluß zugrunde liegenden Fall, daß ein Rundfunkhörer 
wegen „Schwarzhörens“ angeklagt und freigeſprochen wird. Er wird 
ſich durch die Urteilsausfertigung von dem infamierenden Vorwurf 
gegenüber der Poſt und anderen Beteiligten befreien wollen; oder: 
ein Angeſtellter gerät in Konflikt mit den Strafbehörden und braucht 
das freiſprechende Urteil für ſein ſpäteres Fortkommen. Bei längeren 
Entſcheidungen ſind die Koſten einer Ausfertigung (je Seite 30 Pf.) 
für den Minderbemittelten oft ſchwer tragbar. Deshalb kann man den 
beiden oben angeführten Beſchlüſſen des KG. vom rechtspolitiſchen 
Standpunkt beipflichten und mit dem OLG. Dresden bedauern, daß 
§ 71 GKG. nicht auch dieſe Ausfertigungen unter die gebührenfreien 
Schriftſtücke aufgenommen hat. Doch kann man dies wiederum ver⸗ 
ſtehen, da die Gebührenfreiheit nur für offenſichtlich oder erfahrungs⸗ 
gemäß kurze Schriftſtücke gewährt wird und das Schreibwerk bei 
Strafurteilen durchweg nicht gering iſt. Die im Gegenſatz zum RG. 
ſtehende Auffaſſung des OLG. Dresden entſpricht dem Geſetz, und die 
Praxis z. B. Hamburgs deckt ſich damit. Der Beſchl. des RG. v. 
30. Dez. 1920 verwirft ebenſo wie der obige Beſchluß des OLG. 
Dresden die in beiden Fällen von der erſten Inſtanz für die Ab⸗ 
lehnung der Koſtenfreiheit gewählte Begründung: der Fall d des 
8467 (früher 8499) Abſ. 2 StPO. liege nicht vor. Mit Recht, denn 
in der Tat iſt der Antrag auf Übernahme notwendiger Auslagen 
durch die Staatskaſſe von dem Antrag auf koſtenfreie Erteilung einer 
Ausfertigung grundſätzlich verſchieden. In der weiteren Begründung 
weichen aber die beiden Oberlandesgerichte voneinander ab, denn Berlin 
bringt die Schreibgebühren unter den Begriff „der Koſten“ des 
8467 Abſ. 1, während Dresden fie unter Bezugnahme auf 871 ORG. 
von dieſem Begriff ausſchließt. Das KG. vermag — ebenſowenig wie 
Löwe⸗Roſenberg noch in feiner neueſten (18.) Aufl. — eine über⸗ 
zeugende Begründung für die Subſumierung der Schreibgebühren 
unter den Koſtenbegriff zu geben. Der Komm. (Anm. 6 zu 8467) 
führt aus, daß die Gebühr für das Rechtskraftatteſt als „Auslage“ 
anzuſehen ſei, deren Erſtattung nach § 467 Abſ. 2 im Ermeſſen des 
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ihm vielmehr nur vermeiden, daß ihm ſolche entſtehen werden. Dieſes 
Begehren ift aber nach 88 71, 76, 80 GKG. unberechtigt. 

Für Abſchriften, die, wie die hier in Frage kommende, nur auf 
Antrag erteilt werden, ſind Schreibgebühren gem. 8 71 Abſ. 1 u. 4 
GKG. zu erheben. Dieſe werden nach 876 GKG. ſofort nach Aus⸗ 
händigung oder Abſendung der Schriftſtücke fällig; auch kann die 
Anfertigung von der vorherigen Zahlung eines die Koſten deckenden 
Betrags abhängig gemacht werden. Schuldner dieſer Schreibgebühren 
iſt nach 8 80 GKG. der Antragſteller. 

Angeſichts dieſer Beſtimmungen kann die Erteilung einer auch 
nur vorlaufig Koftenfreien Abſchrift auch nicht um deswillen ge⸗ 
fordert werden, weil die Schreibgebühren des 8 71 GK. gerichtliche 
Auslagen darſtellen, die einen Teil der Koſten des Verfahrens bilden, 
und weil der Antragſteller zu deren Tragung nicht verurteilt iſt. 


Daß die Schreibgebühren des 8 71 GKG. bei Erteilung von Ab⸗ 
ſchriften, die auf Grund von 8 35 StPO. beantragt werden, nicht 
außer Anſatz zu bleiben haben, folgt deutlich daraus, daß dieſer Fall 
in 8 71 Abſ. 2 Ziff. 1 nicht mit aufgeführt iſt. Dieſer Umſtand mag 
in manchen Fällen bedauerlich erſcheinen. Er kann es aber nicht recht⸗ 
fertigen, an den genannten Beſtimmungen des GKG. vorbeizugehen, 
wie dies in den bei Löwe⸗Roſenberg, StPO, 17. Aufl., 
§ 35 N. 10 angeführten Beſchlüſſen des RG. geſchehen iſt. 

Der in der Beſchwerdebegründung erwähnte Umſtand, daß die 
Ladung und Vernehmung der vom Angekl. benannten Zeugen nicht 
von Bezahlung der dadurch entſtehenden Koſten abhängig gemacht 
werden kann, iſt durch 8 84 GK. begründet, durch den die Be⸗ 
ſtimmungen der 88 71, 76, 80 Ge. aber nicht berührt werden. 

(OLG. Dresden, Beſchl. v. 28. Mai 1929, 2 OStReg 226/29.) 
Mitgeteilt von OStA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 
* 


22. 8 360 Ziff. 11 StGB. Kein grober Unfug, wenn 
infolge der Warnung vor einer Autofalle der vorſchrifts⸗ 
widrige Verkehr in einen ordnungsmäßigen verwandelt 
wird. +) 


Am 21. Okt. 1928 fuhren nach Beendigung eines Kraftrad⸗ 
rennens eine große Anzahl von Kraftwagen, Krafträdern und Radlern 
durch H. auf der Staatsſtraße in der Richtung D. Die Staatsſtraße 
beſchreibt am Eingang und am Ausgang des Ortes ſowie im Ort 
am Gaſthof erhebliche und teilweiſe unüberſichtliche Kurven. Viele 
Fahrer überholten einander auch in den Kurven; manche fuhren dabei 
ſchnell, ſo daß der Verkehr auf der Straße unſicher war und Ge⸗ 
fahrenmöglichkeiten beſtanden. Ein Polizeibeamter, der in der Nähe 
des Gaſthofs ſtand, beſchränkte ſich darauf, die Nummern der Kraft⸗ 
fahrzeuge aufzuſchreiben, die verbotswidrig überholten und zu ſchnell 
fuhren. Der Angekl., der dies beobachtet hatte, ſtellte ſich am Aus⸗ 
gange der erſten Kurve auf der Seite der Straße mit einem Schild 
auf, auf das er mit Buntſtift geſchrieben hatte: „Achtung! Autofalle!“ 
Die nach D. zu Fahrenden konnten das Schild ſehen, ſobald ſie die 
Kurve durchfahren hatten. Infolgedeſſen hörte allmählich das Über⸗ 
holen in der mittleren Kurve und das Schnellfahren auf. Die Fahr⸗ 
zeuge fuhren nunmehr ordnungsmäßig und langſam hintereinander. 


Auf Grund dieſer Feſtſtellungen kommt der AR. zu dem Er⸗ 


Gerichts liege. Was für das Rechtskraftatteſt gilt, muß noch mehr 
für die im Auftrag des Freigeſprochenen hergeſtellte Ausfertigung des 
Urteils gelten. Die Hamburger Praxis erhebt trotz 8 76 GKG. die 
Ausfertigungsgebühr dann nicht, wenn das Gericht in Anwendung von 
§ 467 Abſ. 2 StPO. die notwendigen Auslagen auf die Staatskaſſe 
übernommen hat. Im übrigen vertritt fie mit dem OSG. Dresden 
den Standpunkt, daß es ſich vorliegend um eine aus dem GRE. und 
nicht aus der SPD. zu entſcheidende Frage handelt. 


Richter Friedr. Dencker, Hamburg. 


Zu 22. Mit dem Urteil folgt das OLG. Dresden der Recht⸗ 
ſprechung des OLG. Köln, Urt. v. 20. Jan. 1928, S 463/27: JW. 
1928, 1073. Die Zuſtimmung, die das Kölner Urteil gefunden hat 
(vgl. JW. 1928, 1073 Anm. Landsber g) wird auch dieſem Urteil 
zuteil werden, wahrſcheinlich in noch erhöhtem Maße, da der Tat⸗ 
beſtand des Dresdener Falles noch klarer zeigt, daß der Angekl. mit 
ſeiner Warnung die Aufgabe erfüllt hat, die in erſter Linie die 
Polizei zu erfüllen gehabt hätte, nämlich unmittelbar den Ver⸗ 
kehr in der unüberſichtlichen Kurve in ordnungsgemäße Bahnen zu 
lenken. Mit der Autofalle, die ja den Schuldigen faſt immer erſt dann 
bekannt wird, wenn nach Wochen die polizeilichen Ermittelungen be⸗ 
ginnen, werden die der Öffentlichkeit unmittelbar drohenden Gefahren 
nicht beſeitigt; und ob mittelbar auf dem Umweg über die all⸗ 
gemeine oder beſondere Abſchreckungstheorie die ſpäter verhängten 
Strafen das von der Polizei im verkehrsreichen Augenblick Verſäumte 
auch nur zum Teil einholen können, wird gerade bei ſolchen Über⸗ 
tretungen ſehr zu bezweifeln ſein. 

Neuartig und zweckmäßig iſt im Dresdener Fall die beſchriftete 


gebnis, daß durch die grobungebührliche Handlung des Angekf. das 
Publikum unmittelbar gefährdet worden und dadurch zugleich eine 
Gefährdung des äußeren Beſtandes der öffentlichen Ordnung zur 
Erſcheinung gekommen ſei. 

Dieſe rechtliche Schlußfolgerung wird indes durch die tat⸗ 
ſächlichen Feſtſtellungen nicht getragen. Mit Recht weiſt die Rev. 
darauf hin, daß durch das Verhalten des Angekl. der vorſchriftswidrige 
Verkehr in einen ordnungsmäßigen verwandelt worden iſt. Der 
Angekl. hat durch feine Warnung mit dem Schild nicht den äußeren 
Beſtand der öffentlichen Ordnung geſtört oder gefährdet, ſondern 
im Gegenteil gefördert, indem er weſentlich zur Beſeitigung der durch 
das vorſchriftswidrige Fahren vieler Kraftfahrzeugführer entſtandenen 
Störung der öffentlichen Ordnung beitrug. Fehl geht auch die vom 
Vorderrichter zur Stützung ſeiner Rechtsauffaſſung verwendete Er⸗ 
wägung, dadurch, daß das Schild die Fahrer ſtutzig machen mußte 
und ſo zum mehr oder weniger langſamen Fahren veranlaſſen konnte, 
habe der Angekl. die Gefahr heraufbeſchworen, daß die Nachfahrenden 
auf den plötzlich langſamer fahrenden Vorfahrer auffuhren oder 
ſonſtwie unſicher wurden. Mit einer Verlangſamung der Fahrt oder 
gar mit einem plötzlichen Halten des Vormannes muß der ihm folgende 
Kraftfahrzeugführer namentlich an unüberſichtlichen Stellen ſtets 
rechnen und ſeine Fahrtgeſchwindigkeit danach einrichten. Übrigens 
iſt auch nicht anzunehmen, daß das Erblicken des Schildes geeignet 
war, die Aufmerkſamkeit der Fahrzeugführer von ihrem eigentlichen 
Gegenſtand, der Führung des Kraftfahrzeugs, in gefahrdrohender 
Weiſe abzulenken. Dagegen ſprechen ſchon die Feſtſtellungen im an⸗ 
gefochtenen Urteile über die tatſächlich eingetretene Wirkung des 
Schildes. 


Eine tatſächliche Feſtſtellung, daß das Publikum in ſeiner All⸗ 
gemeinheit, Fahrer oder Fußgänger, durch die Handlung des Angekt. 
in erheblichem Maße unmittelbar beläftigt worden iſt, fehlt in dem 
angefochtenen Urteil. Es iſt auch nicht erſichtlich, wie ſie angeſichts 
der übrigen Beweisergebniſſe hätte getroffen werden Können. Es 
fehlt an jedem Anhalt für die Annahme, daß das Publikum in dem 
Gefühl feiner Sicherheit durch das Verhalten des Angekt. beeinträchtigt 
worden ſei. 

(OLG. Dresden, Urt. v. 14. Mai 1929, 2 OSta 37/29.) 


* 
Karlsruhe. 


23. Durch eine Polizeiverordnung kann eine den 
Richter bindende Beſtimmung des Begriffs „verkehrs⸗ 
hindernd“ i. S. von 828 KraftfVerkVoO. nicht getroffen 
werden. Sie kann aber ein wirkſames Verbot der Auf⸗ 
ſtellung von Kraftfahrzeugen, alſo eine polizeiliche Anord⸗ 
nung i. S. von 8 21 KraftfG. ſein (8 30 Abſ. 1 Kraftf Verk.). 
Die Eignung zur Verkehrshinderung iſt ſchon verkehr s“ 
hindernd i. S. von § 28 KraftfVerk VO. ) 

Gegen den Angekl. iſt vom Bezul. F. wegen Übertretung von 
§ 21 Kraftf®. i. Verb. m. § 28 Abſ. 1 KraftfVerkVo. eine Geldſtrafe 
verhängt worden, weil er ſeinen Perſonenkraftwagen auf der Kaiſer⸗ 
ſtraße in F. in verkehrſtörender Weiſe aufgeſtellt habe. Das AG. F. 
hat ihn von der Beſchuldigung freigeſprochen. 


Tafel als Zeichen des Warners für die Kraftfahrer. Die zutreffenden 
Erwägungen des Urteils, daß gerade dieſes Mittel am wenigſten 
geeignet war, die Öffentlichkeit unmittelbar zu gefährden, ſchützt 
das Urteil vor mißverſtandener Verallgemeinerung. 

So hat beiſpielsweiſe der gleiche Strafſenat, von dem das 
angezogene Urteil in JW. 1928, 1073 ſtammt, unter beſtimmten 
Umftänden ein Hochheben der Hand des mitten auf der Fahrbahn 
ſtehenden Warners als groben Unfug i. S. 8360 Nr. 11 StGB. (DRG, 
Köln v. 30. Nov. 1928, S 428/28; Recht des Kraftfahrers 1929, 16 
und Kartei des Autorechts „Autofalle“ I B 1 lfd. Nr. 233) an⸗ 
geſehen. Ob gegen die Rechtſprechung, die zwar den Zweck für erlaubt 
hält, dann aber in den Mitteln der Kundgabe unter Umjtänden groben 
Unfug erblickt, Bedenken wegen Fehlens des inneren Tatbeſtandes 
und wegen Fehlens einer unmittelbaren Gefährdung beſtehen, 
ſoll hier unerörtert bleiben. 

RA. Dr. Richard Alexander, Hamburg. 


Zu 23. Das Urteil des ORG. Karlsruhe iſt inſoweit zu be⸗ 
grüßen, als im Gegenſatz zur Entſch. des OLG. Hamburg (JW. 1927, 
2069) einer Pol VO. eine richterlich bindende Wirkung für die 
Feſtſtellung der Verkehrsbehinderung i. S. des 8 28 KraftfVerkVO. 
abgeſprochen wird. 

Selbſt wenn man mit der herrſchenden Meinung davon ausgeht, 
daß eine objektive Behinderung nicht feſtgeſtellt werden braucht, ſon⸗ 
dern eine Eignung zur Verkehrsbehinderung genügt, ſo muß doch in 
jedem Einzelfall individuell feſtgeſtellt werden, ob die fragliche Auf⸗ 
ftellung des Kraftfahrzeuges nach Ort und Zeit den Verkehr be⸗ 
hindern konnte. Dieſe Frage wird häufig grundverſchieden zu be⸗ 
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Die Rev. der StA. iſt begründet. Dem AG. F. iſt zwar darin 
zuzuſtimmen, daß die Bek. der Pol Dir. F. v. 4. Aug. 1927 das 
Gericht nicht zwingen kann, ohne eigene Prüfung das Aufſtellen eines 
Kraftwagens in der Kaiſerſtraße in F. als verkehrshindernd i. S. 
bon 8 28 KraftfVerkVO. zu erachten. Im Gegenſatz zu der Entſch. 
des OLG. Hamburg: IW. 1927, 2069 ift der Reviſionsſenat mit 
Bezold (vgl. ebenda; vgl. auch Müller, Automobil., 4. Aufl., 
Anm. 1a zu 8 28 KraftfVerkVO. S. 604) der Anſicht, daß eine 
den Richter bindende Beſtimmung des Begriffs „verkehrshindernd“ 
durch eine polizeiliche VO. nicht zuläſſig iſt. Denn der Geſetzgeber 
hat in 8 28 KraftfVerkVO. ſelbſt — wenn auch nicht mit erſchöpfen⸗ 
der Aufzählung — ausgeſprochen, was unter dem Geſichtspunkt der 
Verkehrsbehinderung verboten fein ſoll; er will dies ſelbſt beſtimmen, 
und auf der Grundlage dieſer Beſtimmung ſollen die Gerichte im 
Einzelfall nach freiem richterlichen Ermeſſen entſcheiden. Es findet 
ſich in der KraftfVerkVO. oder im Kraftf®. auch nirgends eine 
Delegation an eine andere Behörde, durch polizeiliche VO. bindend 
feſtzulegen, was nach 8 28 Abſ. 1 KraftfVerkVoO. als verkehrshindernd 
anzuſehen iſt. Inſoweit die Bek. v. 4. Aug. 1927 alſo die Bedeutung 
einer bindenden Auslegung des Begriffs verkehrshindernd i. S. von 
828 Abf. 1 KraftfVerk VO. beanſpruchen ſollte, iſt fie, wie das AG. 
mit Recht ausgeführt hat, rechtsunwirkſam. 

Von dieſer richtigen Auffaſſung des AG. und ſeinen Aus⸗ 
führungen und tatſächlichen Feſtſtellungen zu der Frage, ob die Auf⸗ 
ſtellung des Kraftwagens im gegebenen Fall verkehrshindernd war, 
wird aber die Freiſprechung nicht getragen. In rechtlicher Hinſicht geht 
der Senat mit der herrſchenden Rſpr. (angeführt bei Müller a. a. O. 
[der ſelbſt anderer Anſicht ift]; ferner DRZ. Rſpr. 1928, 349 Nr. 755 
und 308 Nr. 664; vgl. auch Frank, Anm. IX zu 8366 Ziff. 9 
SGB. und LpzKomm. Anm. IX 6 zu 8 366 Ziff. 9 StGB.) von 
der Anſicht aus, daß eine verkehrshindernde Aufſtellung i. S. von 
8 28 Abſ. 1 KraftfVerkVO. ſchon dann vorliegt, wenn die Art der 
Aufſtellung des Kraftwagens geeignet ſein konnte, den Verkehr 
zu behindern, daß alſo die Feſtſtellung einer tatſächlichen Be⸗ 
hinderung nicht erforderlich iſt. Das amtsgerichtliche Urteil läßt aber 
ausreichende Feſtſtellungen über die Umſtände des Einzelfalls in tat⸗ 
ſächlicher Hinſicht vermiſſen. 

Zur gebotenen Aufhebung führt aber auch eine weitere Er⸗ 
wägung: Wenn die Bek. der Pol Dir. F. v. 4. Aug. 1927 auch, wie 
oben ausgeführt, keine unmittelbare Rechtswirkſamkeit für die Aus⸗ 
legung von 828 Abſ. 1 KraftfVerk VO. haben kann, fo konnte fie 
doch unter Umſtänden von einem anderen Geſichtspunkt aus wirkſam 
fein und zur Verurteilung des Angekl. führen, wenn fie nämlich, 
ſoweit ſie ein Verbot der Aufſtellung von Kraftfahrzeugen an der 
fraglichen Stelle ausspricht, als eine rechtswirkſame, unter den Straf⸗ 
ſchutz von 8 21 KraftfGG. fallende polizeiliche Anordnung anzuſehen iſt. 
Dieſe Frage hätte das AG., wenn es ſchon auf Grund von 828 Abſ. 1 
KraftfVerkV”O. nicht zur Verurteilung kam, prüfen müſſen. Da Feſt⸗ 
ſtellungen in dieſer Hinſicht fehlen, iſt nicht ohne weiteres erſichtlich, 
ob die Bekanntmachung unter dieſem Geſichtspunkt rechtswirkſam iſt 
oder nicht. Die Zuläſſigkeit einer ſolchen polizeilichen Regelung für 
ſtillſtehende, jedoch nicht aus dem Verkehr gezogene Sraftfahr- 


urteilen ſein, namentlich bezüglich des Ortes und der Zeit der 
Aufſtellung. 

Eine Aufſtellung bei Tage in Straßenzügen, die mit Straßen⸗ 
bahnen oder Autobuſſen befahren werden, kann namentlich in der 
Nähe von Halteftellen im Regelfall zu den normalen Verkehrszeiten 
ſehr ſtörend ſein, während in den Nachtzeiten, wo der Dienſt der 
Straßenbahnen und Autobuſſe eingeſtellt iſt, unmöglich von einer 

ignung zur Verkehrsbehinderung geſprochen werden kann. 

Wenn alſo eine Pol VO. generell und unbegrenzt eine Auf⸗ 
ſtellung von Kraftfahrzeugen in beſtimmten Straßenzügen, die in 
normalen Verkehrszeiten einen lebhaften Verkehr auſweiſen, verbietet, 
ſo könnte das niemals ein tatſächlicher Anhaltspunkt dafür ſein, 
daß objektiv eine Eignung zur Verkehrsbehinderung in jedem Fall 
vorliegt. Deshalb wird der Tatrichter alle Umſtände zur Feſtſtellung 
der Eignung der Aufſtellung zur Verkehrsbehinderung zu prüfen haben. 
Era z Die Ausführungen des obigen Urteils bedürfen aber ferner einer 
üb änzung, ſoweit der Erlaß einer PolVO. gem. 8 30 KraftfVerk VO. 
oll Zuſammenhang mit 8 21 KraftfGG. zu einer Beſtrafung führen 
— Das Vorhandenſein eines einſchlägigen Polizeiverbots kann ſchon 
lich des objektiven Tatbeſtandes nicht ohne weiteres zur Be⸗ 
Berſung führen. Vielmehr wird der Tatrichter die Kompetenz der die 
a fügung erlaſſenden Behörde in formeller und materieller Beziehung 
Verb üfen haben, und zwar unter Berüchſichtigung des g 30 Kraftf⸗ 
de O. Hierbei iſt beſonders wichtig, daß die materielle Kompetenz 
1 Verwaltungsbehörde zum Erlaß allgemeiner Polizeivorſchriften 
Anord des § 30 KraftfVerkVO. dadurch begrenzt iſt, daß ſie ſolche 
Verfugen nur treffen kann, „ſoweit .. die Eigenart des 

erkehrs dies erfordert“. 
bie Ter die Verkehrsverhältniſſe ſich aber gerade mit Rückſicht auf 
15 erſchiedenartigkeit des Verkehrs bei Tag und Nacht durchaus 
nterſchiedlich zu geſtalten pflegen, würde eine Pol VO, die hierauf 
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zeuge ergibt ſich nach Anſicht des Senats aus 8 30 Abſ. 1 Kraftf⸗ 
VerkVO., der mit dem KG. im Gegenſatz zu Müller, 4. Aufl., 
S. 624/25, Anm. 1a zu 8 30 KraftfVerkVO. als rechtsgültig an⸗ 
zuſehen iſt. Die Zuſtändigkeit zur Erlaſſung einer ſolchen polizeilichen 
Vorſchrift ift in 8 30 KraftſVerkVoO. und den AusfBeſt. für Baden, 
zuletzt durch die VO. des Min. des Innern v. 9. Febr. 1926 
(GVBl. 1926, 29) geregelt. Es bedurfte alſo der Feſtſtellung, ob dieſe 
Zuſtändigkeitsbeſtimmungen bei Erlaß der Bek. v. 4. Aug. 1927 ein⸗ 
gehalten worden ſind, und ob dieſe ordnungsmäßig bekanntgemacht 
worden iſt. Die Regelung war möglicherweiſe nicht durch eine orts⸗ 
polizeiliche Vorſchrift, ſondern durch eine Anordnung der höheren Ver⸗ 
waltungsbehörde zu treffen, der dieſe Regelung, ſoweit eine dem 
Durchgangsverkehr dienende Wegſtrecke in Betracht kommt, durch 
Delegation ſeitens der oberſten Landesbehörde übertragen iſt. Daß 
als Grundlage der Bekanntmachung unrichtigerweiſe 8 21g (jebt 
8 28) KraftfVerk VO. anftatt § 23 (jetzt 8 30) angezogen iſt, ſchadet 
an ſich der Gültigkeit der Anordnung nichts (vgl. Thoma, Polizei⸗ 
befehl S. 436). Wenn weitere Prüfung dazu führt, daß das Verbot 
der Bek. v. 4. Aug. 1927 an ſich rechtswirkſam iſt, ſo wäre ihre 
Anwendung auf den vorliegenden Fall weiter davon abhängig, ob 
die in § 30 Abſ. 3 KraftfVerkVO. vorgeſchriebenen Warnungstafeln 
in der erforderlichen Weiſe angebracht waren, worüber das amtsgericht⸗ 
liche Urteil gleichfalls keine Feſtſtellungen enthält. Wenn dies nicht 
der Fall war und der Angekl. das Verbot v. 4. Aug. 1927 nicht ſonſt 
kannte, dann fehlt der Tat des Angekl. eine notwendige Bedingung 
der Strafbarkeit. Der Senat ſchließt ſich in dieſer Auffaſſung von 
830 Abſ. 3 KraftfVerkVO. den Ausführungen von Müller, 
4. Aufl., Aum. 300 zu § 30 S. 637 und der dort erwähnten in 
gleicher Richtung gehenden Rſpr. an; denn es kann, wenn ſchon 
830 KraftfVerkVoO. auch Verbote gegen das Stehenlaſſen von Kraft» 
fahrzeugen an beſtimmten Orten einbegreift (vgl. Müller a. a. O. 
S. 625), ebenſo wie z. B. bei der Erklärung von beſtimmten Straßen 
zu Einbahnſtraßen, Ortsfremden nicht zugemutet werden, dieſe Ver⸗ 
bote ſämtlich zu kennen, ohne daß fie durch Warnungstafeln erſichtlich 
gemacht ſind. 


(Os. Karlsruhe, StrSen., Urt. v. 23. Mai 1929, SR 82/29.) 
Mitgeteilt von SenPräſ. Buzengeiger, Karlsruhe. 


Berlin. Landgerichte. 


1. Schickſal der gemeinſchaftlichen ehelichen Woh- 
nung nach rechtskräftiger Eheſcheidung. f) 


Durch Mietvertrag v. 12. Juli 1914 hat der Bekl. zu 1 als 
Hauseigentümer „an die Sp.ſchen Eheleute, nämlich Herrn F. Sp.“ 
— den Bekl. zu 2 — „und ſeine Ehefrau M. geb. G.“ — die 
Kl. — eine aus zwei Zimmern und Zubehör beſtehende Wohnung 
vermietet. Die Ehe der Kl. und des Behl. zu 2 iſt rechtskräftig 


keine Rückſicht nimmt, ſondern Verbote erläßt, die dieſe unterſchied⸗ 
lichen Erforderniſſe nicht berückſichtigt, materiell die Grenzen des 
830 KraftfVerkVoO. überſchreiten und deshalb, ſoweit ſie darauf ge⸗ 
ſtützt iſt, ungültig ſein, und zwar ihrem ganzen Inhalt nach. Inſoweit 
wird der Tatrichter auch den Inhalt der Pol VO. nachzuprüfen haben 
unter Berückſichtigung der Grenzen des 8 30 KraftfVerkVO. 


Daß für den ſubjektiven Tatbeſtand die Erkennbarkeit des Ver⸗ 
botes durch Warnungstafeln gefordert werden muß, iſt unbedingt 
richtig. RA. Dr. Curt Engels, Hamburg. 


Zu 1. Das Urteil beſchäftigt ſich in grundlegender Weiſe mit 
der ſchon oft erörterten Frage des Schickſals der gemeinſamen ehe⸗ 
lichen Wohnung nach rechtskräftiger Eheſcheidung. Das geſamte 
vorhandene Material in Rſpr. und Schrifttum wird eingehend ge⸗ 
würdigt. Da das LG. Berlin wiederholt auf die Hamburger Praxis 
Bezug nimmt und in verſchiedenen Punkten ſich an die Hamburger 
Praxis anlehnt, ſei es geſtattet, mit einigen Worten die Grund⸗ 
züge der Hamburger Praxis darzulegen. 


Es muß unterſchieden werden zwiſchen den Prozeſſen, die in 
erſter Inſtanz vor dem LG. anhängig gemacht werden und ſomit 
in zweiter Inſtanz vom OLG. entſchieden werden und denjenigen 
Prozeſſen, die in erſter Inſtanz vor dem AG. anhängig gemacht 
werden. Während die erſteren Prozeſſe in den verſchiedenen Senaten 
des OLG. (die Geſchäftsverteilung richtet ſich nach dem Anfangs⸗ 
buchſtaben des Bell.) entſchieden werden, kommen in zweiter In⸗ 
ſtanz ſämtliche vor dem AG. anhängig gemachten Prozeſſe vor 
die Mieteberufungskammer des LG. Hamburg unter dem Vorſitz 
von dem LGdir. Hadanıczik. Eine einheitliche oberlandes⸗ 
gerichtliche Rſpr. über das Schickſal der ehelichen Wohnung nach 
rechtskräftiger Scheidung gibt es nun nicht. Im Gegenſatz zu den 
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geſchieden. Beide Ehegatten find für ſchuldig erklärt worden. Im 
Verlaufe des Eheſcheidungsprozeſſes iſt der Kl. für deſſen Dauer 
durch Beſchl. v. 19. Sept. 1924 das Getrenntleben von ihrem 
Ehemann geſtattet worden. Sie verließ infolgedeſſen die Wohnung. 
Miete hat ſtets der Bekl. zu 2 gezahlt. J. J. 1925 wollte die 
Kl. wieder in die Wohnung zurückkehren; da der Bekl. zu 2 dies 
nicht duldete, beantragte ſie den Erlaß einer EinſtwVerf. gegen ihn 
auf Einräumung eines Zimmers der Wohnung und Geſtattung 
der Küchenbenuzung. Dieſer Antrag wurde rechtskräftig zurück⸗ 
gewieſen. “ 

Im Februar 1928 hat die Kl. nun die vorliegende, am 
2. März zugeſtellte Klage gegen den Hauseigentümer und ihren 
früheren Ehemann eingereicht. Sie will wieder in die Wohnung 
einziehen. 

Sie beantragt die Bekl. als Geſamtſchuldner zu verurteilen, 
der Kl. den Mietbeſitz an der genannten Wohnung einzuräumen. 

Der Bekl. zu 2 hat auch Widerklage erhoben mit dem An⸗ 
trage, die Kl. zu verurteilen, darein zu willigen, daß die Gemein⸗ 
ſchaft zwiſchen der Kl. und dem Bekl. zu 2 an den Rechten aus 
dem Mietvertrag v. 2. Aug. 1914 hinſichtlich der genannten Woh⸗ 
nung aufgehoben und in der Weiſe geteilt wird, daß der Bekl. die 
geſamte Wohnung als Alleinmieter behält. 

Hilfsweiſe hat er beantragt, daß die Kl. in gleicher Weiſe 
verurteilt wird, in die Aufhebung der Gemeinſchaft ſowie darein 
zu willigen, daß die gemeinſchaftlichen Rechte unter der Kl. und 
dem Bekl. zu 2 durch einen vom Bekl. zu 2 zu beauftragenden 
Gerichtsvollzieher verſteigert werden. 

Das LG. hat für Recht erkannt. 

1. Die Kl. wird mit der Klage abgewieſen. 

2. Auf die Widerklage des Bekl. F. Sp. wird die Kl. ver⸗ 
urteilt, darein zu willigen, daß die Gemeinſchaft zwiſchen der 
Kl. und dem Bekl. F. Sp. an den Rechten aus dem Mietvertrage 
v. 2. Aug. 1914 hinſichtlich der Wohnung B., St.⸗Allee 23, aufge⸗ 
hoben und in folgender Weiſe geteilt wird: Der Bekl. F. Sp. be- 
hält die geſamte Wohnung als Alleinmieter und zahlt dafür an 
die Kl. den Betrag von 1000 % —eintaufend Reichsmark — 
nebſt 8% Zinſen ſeit dem 3. Juli 1929. 

Durch den von beiden Eheleuten Sp. unterſchriebenen Miet⸗ 
vertrag iſt die Wohnung an beide Eheleute als Geſamtſchuldner 
vermietet worden. Dadurch iſt ein Mietrecht der Kl. an der Woh⸗ 
nung entſtanden. Für die Auffaſſung, daß nur der Ehemann 
Mieter geworden iſt, daß dagegen für die Ehefrau kein ſelb⸗ 
ſtändiges Mietrecht entſtehen ſollte, fehlt es im vorliegen⸗ 
den Falle an jedem Anhalt. Es iſt auch unerheblich, ob die 
Kl. jemals vom Vermieter wegen des Mietzinſes ſelbſt in An⸗ 
ſpruch genommen worden iſt. Jedenfalls beſtand hierzu auf Grund 
des Mietvertrages die Möglichkeit. Ebenſo beſtand die Möglichkeit 
einer Geltendmachung des Vermieterpfandrechts an den einge⸗ 
brachten Sachen, auch ſoweit ſie ihr gehörten. Den Verpflichtungen 
der Ehefrau aus dem Mietvertrage ſteht ein ſubjektives Miet⸗ 
recht gegenüber. Da niemals von vornherein abzuſehen iſt, ob der 
Ehemann allein die Laſten der Wohnung tragen wird, erſcheint es 
nicht angängig, die Ehefrau nur nach außen hin als Mieterin an⸗ 
zuſehen, ihr aber im Innenverhältnis zu dem regelmäßig für 
die Miete aufkommenden Ehemann nur die Stellung „einer Art 
Treuhänderin des Mannes“ anzuweiſen (jo Kipp: Mieter. 


im vorſtehenden Urteil erwähnten Urteilen des Hanſd Lc. beſteht 
eine Entſch. des 5. BivSen. des OLG. v. 20. April 1928: Hanſ⸗ 
Rg. 1928, 616, in der in dürren Worten geſagt wird, der Richter 
ſei nicht in der Lage, eine Lücke im Geſetz auszufüllen, das Ge⸗ 
richt könne den Parteien nicht helfen. 

Demgegenüber hat nun die Mieteberufungskammer im An⸗ 
ſchluß an die Ausführungen von Hadamezik (Mieterecht 1927, 
125) einheitliche und m. E. ſehr anerkennenswerte Grundſätze 
ausgearbeitet, nach denen die offenſichtliche Lücke des Geſetzes für 
dieſen typiſchen Fall ausgefüllt wird. Dieſe Grundſätze ſind nieder⸗ 
gelegt in der von Hadamczik unter Mitwirkung ſeiner Bei⸗ 
ſitzer herausgegebenen Mieterechtskartei in der Nummer vom Juni 
1928 und zuſammengeſtellt von Braun. Dieſe Grundſätze laufen 
im weſentlichen auf Folgendes hinaus: Iſt nur ein Eheteil Mieter 
der Wohnung, ſteht ihm die Wohnung zu. Hierbei iſt allerdings 
zu prüfen, ob nicht der nachträglich in die Wohnung eingezogene 
Ehemann in den Vertrag als Mitmieter aufgenommen iſt. Sind 
beide Ehegatten Mieter, wozu ohne weiteres die Unterſchrift des 
Vertrags durch die Frau genügt (die Auffaſſung, die Frau ſei 
grundſätzlich eine Bürgin, wird abgelehnt), kommt es auf das Ver⸗ 
ſchulden im Eheſcheidungsprozeß an, das nicht nachgeprüft wird. 
Der allein ſchuldig Erklärte muß weichen, der Unſchuldige kann 
die Wohnung behalten. Sind beide für ſchuldig erklärt, ſo muß 
abgewogen werden, bei wem das größere Intereſſe liegt. Häufig 
wird es bei der Frau liegen, die für die kleinen Kinder zu ſorgen 
hat und daher auf eine Unterkunft notwendig angewieſen iſt. Der⸗ 
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1927, 142; ähnlich Wieluner: Lg. 1924, 721 ff.; Urt. des 
LG. III Berlin v. 7. Mai 1927: JW. 1927, 1956, und vielfach 
in der Rſpr. und Rechtslehre). Die Hamburger Rſpr. geht übrigens 
auf der anderen Seite ſogar ſo weit, der Ehefrau ein zur Aus⸗ 
einanderſetzung führendes Recht an der Ehewohnung auch dann 
zuzuſprechen, wenn der Ehemann nach dem Wortlaut des Miet- 
vertrages alleiniger Mieter der Wohnung iſt (ſ. Urt. des Hanſ⸗ 
OL. v. 11. April 1929: GW. 1929, 206). 


Iſt hiernach zwiſchen dem Bekl. zu 1 und der Kl. ein Miet⸗ 
verhältnis begründet worden, ſo hat dies auch nicht durch ſchlüſſige 
Handlungen der Parteien ein Ende gefunden. Daß die Kl. auf 
Grund des Rechts zum Getrenntleben während der Dauer des 
Scheidungsprozeſſes die Wohnung verlaſſen hat, würde nur dann 
als Verzicht auf das Mietrecht zu deuten ſein, wenn ſie nach 
rechtskräftiger Scheidung dies Recht nicht innerhalb einer ange⸗ 
meſſenen Zeit geltend gemacht hätte. Sie hat aber ſogar vor Be⸗ 
endigung des Scheidungsprozeſſes einmal in die Wohnung zurück⸗ 
zukehren verſucht, es iſt ihr aus eherechtlichen Gründen miß⸗ 
lungen, daher war ihr nicht zuzumuten, ihr Mietrecht noch einmal 
vor Rechtskraft des Scheidungsurteils geltend zu machen. Nach 
Erlaß des RGurt. hat fie es alsbald getan. Es trifft alſo nicht 
zu, daß ſie ihres Mietrechts verluſtig gegangen ſei. 


Auf Grund dieſes Mietrechts würde die Kl. gegen die beiden 
Bekl. die ihr vom AG. zugeſprochenen Anſprüche haben, wenn 
nicht der Bekl. zu 2, dem die Mietvertragsrechte gemeinſchaftlich 
mit ihr zuſtehen, gleichzeitig durch die Widerklage von ſeiner Be⸗ 
fugnis Gebrauch machen würde, die Aufhebung der Gemeinſchaft 
zu verlangen. In der Beränft. hat die Kl. ſich dieſem Verlangen 
angeſchloſſen, fo daß der Streit zwiſchen der Kl. und dem Bekl. 
zu 2 nur noch darum geht, auf welche Weiſe die Aufhebung der 
Gemeinſchaft erfolgen ſoll. Indem die Kammer dieſen Streit grund⸗ 
ſatzlich dahin entſcheidet, daß dem Bekl. zu 2 die Wohnung ver⸗ 
bleibt, wird auch dem auf Einräumung des Mietbeſitzes ge⸗ 
richteten Anſpruch der Kl. gegen den Hauseigentümer der Boden 
entzogen. 

Die Frage, in welcher Weiſe eine Auseinanderſetzung ge⸗ 
ſchiedener Ehegatten hinſichtlich der Ehewohnung ſtattzufinden hat, 
iſt außerordentlich umſtritten (vgl. im allgemeinen Krüger⸗Her⸗ 
bot, 1928, S. 225—227; Meyerowitz, 1929, S. 456468; 
Hadamczik: MietGer. 1927, 125 ff.; Kipp ebenda S. 141; 
Lilienthal ebenda S. 142; Wieluner: Lg. 1924, S. 721 ff.; 
Koehne: JW. 1925, 2103 ff. und die bei dieſen Schriftſtellern 
angeführte Rſpr.). Soweit der geſchiedenen Ehefrau nicht dem Ehe⸗ 
mann gegenüber ein Recht an der Wohnung überhaupt abgeſprochen 
wird, ſei es auf Grund der oben abgelehnten Auffaſſung, daß ſie 
im Verhältnis zu ihm nur eine Art Treuhänderin ſei, ſei es in 
dem hier nicht vorliegenden Fall ihrer alleinigen Schuld an der 
Scheidung, wird faſt durchgängig zutreffend angenommen, daß 
zwiſchen den geſchiedenen Eheleuten eine Gemeinſchaft beſteht, und 
zwar nach herrſchender un an der Geſamtheit der Rechte 
aus dem Mietvertrage, nach der Meinung Hadameziks an dem 
ihnen an der Wohnung zuſtehenden Beſitzrecht. Die Kammer iſt der 
Auffaſſung, und zwar in Übereinſtimmung mit den Parteien, wie 
ihre Anträge ergeben, daß eine Gemeinſchaft an den Mietvertrags 
rechten beſteht. Sie ſtimmt aber mit der in der Rechtslehre 
namentlich von Hadamcezik vertretenen und inſoweit auch von 
Kipp gebilligten Hamburger Rſpr. darin überein, daß eine ſtrikte 


jenige Teil, der die Wohnung erhält, muß dem anderen eine ge⸗ 
wiſſe Abfindungsſumme zahlen, die den Umſtänden nach in an⸗ 
gemeſſener Höhe vom Gericht feſtgeſetzt wird. Der auf Räumung 
klagende Teil kann in dieſem Falle mit ſeiner Klage nur durch⸗ 
dringen, wenn er ſich bereit erklärt, dieſen Betrag zu zahlen. 
In der Formel des Urteils wird die Zwangsvollſtreckung aus 
dem Urteil ausdrücklich davon abhängig gemacht, daß der klagende 
Teil dem anderen die vorſtehend genannte Entſchädigung bezahlt. 
über die Höhe der Entſchädigung beſtehen keine feſten Ziffern. 
Immerhin ſind dieſe Ziffern hier in Hamburg erheblich niedriger, 
denn in dieſen Richtlinien wird ein Betrag von 200 , für eine 
Zweizimmerwohnung, 2300 RN für eine Dreizimmerwohnung und 
3— 400 RM für eine Vierzimmerwohnung eingeſetzt. 

Dieſe vorſtehend genannten Grundſätze ſind wiederholt be⸗ 
kämpft worden, insbeſ. hat die obenerwähnte Entſch. des Hanf» 
OLG. Veranlaſſung gegeben, dieſe Frage erneut vor der Miete 
berufungskammer durchzufechten. In einem Urt. v. 31. Jan. 1929 
hat das LG. aber ausdrücklich ſeine den Richtlinien entſprechende 
Praxis aufrechterhalten und es abgelehnt, ſich der Entſch. des 
5. Sen. des OLG. anzuſchließen. 

Die Praxis der Hamburger Mieteberufungs⸗ 
kammer verdient m. E. den Vorzug vor der kon⸗ 
ſtruktiv etwas ſchwierigen Löſung des Berliner 
26. Schon in der Form des Klageantrages iſt die Hamburger 
Praxis viel einfacher, indem ſie eine Klage auf Räumung zuläßt 
und das Problem der Aufhebung der Gemeinſchaft im Antrage 
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Anwendung der Vorſchriften des BB. über die Auflöſung der 
Gemeinſchaft nicht angängig iſt. Die gemeinſchaftliche Ermietung 
der Ehewohnung iſt nicht auf Grund einer ſchuldrechtlichen, ſondern 
auf Grund der familienrechtlichen Beziehung der Eheleute erfolgt. 
Die Vorſchriften des BGB. über die Auflöſung der Gemeinfchaft 
ſind erſichtlich auf den Fall zugeſchnitten, daß die Gemeinſchaft 
eine ſchuldrechtliche Grundlage hat; fie führen daher in vielen 
Preuß einer Auflöſung der Gemeinſchaft an einer Ehewohnung, 
o auch im vorliegenden Falle, zu keiner befriedigenden Löſung. 
In erſter Reihe ſieht das BOB. in 8 752 eine Teilung in 
Natur vor, wie die Kl. ſie verlangt. Eine ſolche iſt zwar nach Auf⸗ 
faſſung der Kammer nicht in allen Fällen einer derartigen Ge⸗ 
meinſchaft unmöglich. Sie wird ſich durchführen laſſen, wenn der 
Gegenstand (das „Subſtrat“) des gemeinſchaftlichen Rechts, nämlich 
die Wohnung ſelbſt, ohne beſondere Schwierigkeiten geteilt werden 
kann — ſo ohne weiteres bei einer durch Zuſammenlegung zweier 
Einzelwohnungen entſtandenen Geſamtwohnung mit zwei Küchen — 
und dem mikverklagten Hauseigentümer dieſe Teilung und die 
Teilung der Vertragsrechte und pflichten den Umſtänden nach zu⸗ 
zumuten iſt. Im vorliegenden Falle ſcheitert die wirkliche Teilung 
ſchon daran, daß fie ſich nicht durchführen läßt, ohne daß eine ge⸗ 
meinſchaftliche Benutzung beſtimmter Räume (Korridor, Küche, 
Kloſett) vermieden werden könnte. Ein Verkauf des gemeinſchaft⸗ 
lichen Gegenſtandes an Dritte iſt ausgeſchloſſen, ſoweit und ſo⸗ 
en die Wohnungszwangswirtſchaft beſteht. Die vom Bekl. zu 2 
verlangte Verſteigerung der Vertragsrechte zwiſchen den Teilhabern 
(8 753 Abſ. 1 Satz 2 BGB.) erſcheint nicht angängig, ſelbſt wenn 
fie ſtatthaft fein ſollte (dagegen vgl. Urt. des LG. II Berlin v. 
22. Dez. 1924: JW. 1925, 392). „Im Ergebnis würde dann die 
Wohnung dem kapitalskräftigeren der geſchiedenen Ehegatten zu⸗ 
fallen, ein Ergebnis, gegen das vom Standpunkt rein obligations⸗ 
rechtlicher Betrachtungsweiſe nichts einzuwenden iſt, das aber bei 
Einſchaltung familienrechtlicher Momente nicht immer befriedigen 
wird“ (fo mit vollem Recht Hadamezik a. a. O., vgl. auch 
Wieluner a. a. O.). Man muß hinzufügen: Wenn ein Teil 
völlig unbemittelt, alſo mitzubieten außerſtande iſt, ſo würde die 
Wohnung dem anderen Teil überdies für ein geringes Gebot zu⸗ 
geſprochen werden, ſo daß der unbemittelte Teil obendrein für die 
ufgabe feiner Rechte fo gut wie keine Entſchädigung erhalten 
würde. Gerade im vorliegenden Fall beſteht dieſe Gefahr. 


Andere Möglichkeiten der Auseinanderſetzung kennt das BGB. 
nicht. „Es iſt eine echte Geſetzlücke vorhanden, die erſt fühlbar 
geworden iſt, als Wohnungsnot und Wohnungszwangswirtſchaft 
eine praktiſche Löſung auftretender Intereſſengegenſätze unmöglich 
machten. Dieſe Geſetzeslücke hat der Richter auszufüllen“ (Ha⸗ 
damcezik a. a. O.). Der Richter kann dieſe Lücke nicht, wie man 
häufig jagt, i. S. des Geſetzgebers ausfüllen, denn das Geſetz iſt 
nicht ſtarr, ſondern entwickelt ſeinen Sinn in der ſich wandelnden 
Zeit immer neu. Daher muß der Richter, wie auch das Schweiz. 
30 B. vorſchreibt, die Lücke jo ausfüllen, als ob er ſelbſt Geſetz⸗ 
geber wäre. Dabei bietet ſich die Löſung, daß dem einen Teil die 
Wohnung mit allen Rechten und Pflichten aus dem Miet⸗ 
vertrage gegen eine angemeſſene Abfindung des anderen Teils be⸗ 
laſſen wird. Die Kammer folgt mit dieſer Entſch. in gewiſſem 

mfang der Hamburger Rſpr. (vgl. Hadamezik a. a. O. und 
die dort angeführte Praxis). 

Die Möglichkeit, fo zu entſcheiden, bietet der in der Bergnſt. 
geſtellte Hilfsantrag des Bekl. zu 2. Sein Hauptantrag läuft dar⸗ 
auf hinaus, daß ihm die Wohnung ohne Entſchädigung zugeſprochen 


— 


völlig unberückſichtigt läßt. Es wäre in Hamburg vielmehr auf 
Räumung der Wohnung Zug um Zug gegen Zahlung von 1000 AH 
erkannt worden. 

Mit Recht kann aber die ge aufgeworfen werden, ob nicht 
die Abfindungsſumme eine gewiſſe Zeit vor dem Räumungstage 
zem anderen Teil zur Verfügung geſtellt werden muß, damit er 
in der Lage ift, mit der Abfindungsſumme eine andere Unterkunft 
906 beſchaffen. In dieſer Richtung wird häufig die Formel der 

äumungsurteile etwa wie folgt gefaßt: 


„Der Bekl. wird verurteilt, die Wohnung. 
herauszugeben. 
ha ‚Die Zwangsvollſtreckung aus dem Urteil wird davon ab- 
5 gig gemacht, daß die Kl. dem Bekl. mindeſtens einen Monat 
zahlt abſichtigter Vollſtreckung eine Entſchädigung von . N. 
Die $ axis F di 
Hamburger Praxis erſpart auf dieſem Wege den neuen 
5 über die Abfindungsſumme, der nach dem Berliner Urteil 
INGE erforderlich wird. 
en: » Wäre wünſchenswert, wenn dieſe Frage, die naturgemäß 
enfſſrultid gar nicht endgültig zu löſen iſt, in ganz Deutſchland in 
0 ſprechender Art geregelt würde, wie ſie von der Mieteberufungs⸗ 
Romer, gelöſt iſt. Es ift bedauerlich, daß eine fo häufig vor⸗ 
mende Streitfrage überall verſchieden behandelt wird. Als 


an die Kl. 
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werden ſoll, lediglich gegen Verzicht auf Erſtattungsanſprüche aus 
einem Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß und auf Grund ſeiner Auslagen 
an Miete. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob dem Bekl. zu 2 gegen 
die Kl. ein Anſpruch auf Erſtattung der Hälfte des ſeit ihrem 
Fortzug entrichteten Mietzinſes zuſteht, oder ob dieſe Forderung 
nicht unter anderem ſchon daran ſcheitert, daß er allein den Genuß 
der Wohnung gehabt hat. Im vorliegenden Rechtsſtreit kommt 
es darauf nicht an. Es würde dem Sinn der Entſch. zuwider⸗ 
laufen, wenn man eine Aufrechnung gegen die Entſchädigung zu⸗ 
laſſen wollte, die der Kl. für den Verluſt ihres Mietrechts an der 
Chewohnung zukommen ſoll. Dieſe Entſchädigung ſoll nicht allein 
den Vorteil ausgleichen, der dem Bekl. zu 2 durch Überlaſſung 
der alleinigen Mietrechte erwächſt, ſie ſoll die Kl. auch in den 
Stand ſetzen, ſich eine eigene, ihrem bisherigen Mitmietrecht ent⸗ 
ſprechende Wohnung zu beſchaffen. In dieſem Sinn iſt das vom 
Bekl. zu 2 an ſie zu entrichtende Kapital an einen Zweck gebunden. 
Die Zweckgebundenheit der Entſchädigung ſchließt eine Aufrechnung 
mit etwaigen Forderungen des Bekl. zu 2 aus. 


Bei Bemeſſung der Entſchädigung kann freilich nicht allein 
darauf geſehen werden, daß ſie zur Beſchaffung eines angemeſſenen 
Erſatzraumes genügt, denn auf der anderen Seite ſoll der dem 
Behl. zu 2 erwachſende Vorteil nicht von ihm überzahlt werden. 
Ein gerechter Ausgleich läßt ſich nur dadurch erreichen, daß die 
Summe für den Zweck der Beſchaffung einer eigenen kleinen 
Wohnung verhältnismäßig niedrig, für den Vorteilsausgleich ver⸗ 
hältnismäßig hoch angeſetzt wurde. Einerſeits nämlich iſt die Be⸗ 
ſchaffung einer Wohnung gegenwärtig immer mit ziemlich hohen 
Koſten verbunden, andererſeits beträgt der jährliche Friedens⸗ 
mietwert der Ehewohnung nur 336 /. Mit Rückſicht hierauf muß 
die Kl. ſich nit einer beſcheidenen Erſatzwohnung begnügen. Sie 
wird ſich auch möglicherweiſe um eine ſolche erſt längere Zeit be⸗ 
mühen müſſen. Der Bekl. zu 2 dagegen muß das Mehrfache des 
genannten Jahrwerts als Entſchädigung zahlen. Ein Betrag von 
1000 „ erſchien hiernach angemeſſen. 


(LG. J Berlin, Urt. v. 3. Juli 1929, 81 8 328/28.) 
* 


2. 8 1960 Abſ. 2 BGB. Der Nachlaßpfleger iſt geſetz⸗ 
licher Vertreter der Erben. Er iſt nicht berechtigt, ſeine 
nach der Gebührenordnung berechneten Koſten der Nach⸗ 
laßmaſſe in Rechnung zu ſtellen, wenn er als Armen⸗ 
anwalt beigeordnet war. ß) 

NA. Ne. war als Pfleger für den Nachlaß der verſtorbenen Frau 
S. beſtellt. Der Kl. hat den Anſpruch des Erben der Frau S. gegen 
den Pfleger auf Auszahlung des überſchuſſes der Einnahmen der 
Nachlaßverwaltung über deren Ausgaben pfänden und ſich zur Ein⸗ 
ziehung überweiſen laſſen und verlangt vom Pfleger mit der Klage 
Zahlung von 221,91 /. Bekl. wendet ein, ein Einnahmeüberſchuß ſei 
nicht vorhanden. Die Einnahmen betrugen unſtreitig 311,17 /. Als 
Ausgaben bringt der Bell. verſchiedene Poſten im Geſamtbetrage von 
538,36 Ib in Anrechnung, unter welchen ſich auch ein Poſten von 
192,50 % Anwaltsgebühren und Auslagen befindet, welche in einem 
Prozeß der Nachlaßmaſſe erwachſen find, in welchem der Bekl. als 
Armenanwalt beigeordnet war. 


Das AG. hat die Klage abgewieſen. Das BG. hat dem Behl. das 
Recht beſtritten, die 192,50 % Anwaltsgebühren und Auslagen dem 
Nachlaß in Rechnung zu ſtellen und hat unter Berückſichtigung 


Hamburger begrüße ich es daher beſonders, daß die von mir als 
in jeder Weiſe zweckentſprechend anerkannte Rſpr. der hieſigen Be⸗ 
rufungskammer auch von dem Berliner Gericht als grundſätzlich 
richtige Löſung des Problems angeſehen wird. Es iſt zu hoffen, daß 
ſich auch weitere Gerichte der hieſigen Praxis anſchließen. 

RA. Dr. Kurt Mittelſtein, Hamburg. 


Zu 2. Die Entſch. hält der Kritik nicht ſtand. 


Für das Recht des Behl., feine nach der Gebührenordnung bes 
rechneten Gebühren und Auslagen der Nachlaßmaſſe in Rechnung zu 
ſtellen, iſt die Tatſache, daß er als Armenanwalt beigeordnet war, 
gleichgültig. Gleichgültig iſt auch, ob die Armut der Nachlaßmaſſe trotz 
ſpäterer Geldeingänge fortbeſtand. Denn Bell. war nicht geſetzlicher 
Vertreter der Nachlaßmaſſe, ſondern geſetzlicher Vertreter der Perſon 
des Erben. Das Armenrecht iſt auch nicht der Nachlaßmaſſe erteilt, 
ſondern dem Erben. Der Nachlaßmaſſe konnte dasſelbe auch gar nicht 
erteilt werden (RG. 50, 394; 81, 292). Im Verhältnis zur Nachlaß⸗ 
maſſe war der Behl. lediglich prozeßbevollmächtigter RA., der als 
ſolcher ſeine vollen Gebühren zu fordern berechtigt war, ohne auf die 
Vermögensverhältniſſe des Erben, dem der Nachlaß ſpäter einmal 
auszukehren fein würde, Rückſicht nehmen zu müſſen, wenn er auch 
deſſen Intereſſen zu wahren hatte. Eine Rückſichtnahme auf die 
Vermögensverhältniſſe des Erben kann auch ſchon deshalb nicht in 
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weiterer Ausgabenpoſten den Bekl. zur Zahlung von 178,61 4 
verurteilt. 

Außer dieſen beiden Beträgen ſind jedoch auch die Gebühren 
und Auslagen des Bekl. aus dem Rechtsſtreit S. gegen F. von 
192,50 AM abzuſetzen. Der Bekl. war dort im Armenrecht bei⸗ 
geordnet. Als Nachlaßpfleger hatte er zwar neben ſeinem allgemeinen 
Anſpruch auf eine vom Vormundſchaftsgericht gem. 81836 BGB. 
bewilligte Vergütung, ferner auch für ſeine beſondere Tätigkeit als 
Anwalt an dem Nachlaß einen Anſpruch auf die Anwaltsgebühren und 
auf Erſatz ſeiner Auslagen als Anwalt. Er hatte jedoch auch inſoweit 
in erſter Linie das Intereſſe des Erben wahrzunehmen und war daher, 
zumal der Nachlaß auch nach den ſpäteren Geldeingängen fo gering⸗ 
fügig blieb, daß deſſen Armut fortbeſtand, verpflichtet, ſich ſeine 
Gebühren und Auslagen vom Prozeßgericht erſtatten zu laſſen und 
En ſich wegen dieſer Gebühren und Auslagen nicht an den Nachlaß 
halten. 

Hiernach ſtehen den Einnahmen von insgeſamt 311,17 N., ton 
der Nachlaßmaſſe zu tragende Ausgaben von insgeſamt 132,56 AM 
gegenüber. Es ergibt ſich daher ein Einnahmenüberſchuß von 
178,61 AM, der durch den Beſchl. v. 4. Dez. 1926 zugunſten des 
Kl. gepfändet iſt. 

Der Bekl. kann ſich gegenüber dem Kl. auch nicht auf die ihm 
von dem Erben erteilte Entlaſtung berufen. Dieſe Entlaſtung ſtellt eine 
Verfügung über die gepfändete Forderung dar und iſt im Hinblick 
auf das im Pfändungs⸗ und überweiſungsbeſchluß enthaltene Ver⸗ 
fügungsverbot dem Kl. gegenüber nach den 88136, 135 BGB. 
unwirkſam. 

Des weiteren wäre die Aufrechnung mit dem dem Bekl. vom 
Nachlaßgericht zugebilligten Honorar unſtatthaft, da der Anſpruch auf 
dieſes Honorar nach dem Inhalt des 81836 BGB. erſt mit deſſen 
Feſtſetzung durch das Nachlaßgericht und mithin zu einer Zeit ent⸗ 
ſtanden iſt, zu der der Pfändungs⸗ und Überweiſungsbeſchluß bereits 
zugeſtellt war, fo daß eine Aufrechnung nicht zuläſſig wäre. 

(EG. DI Berlin, 24. 8K., Urt. v. 20. April 1929, 28 8 240/28.) 


Dortmund. 

3. 88 2, 5 ArbGG.; 88 84 ff. HGB. Für Streitigkeiten 
aus den Rechtsbeziehungen eines freien Agenten und ſeines 
Geſchäftsherrn ſind die ordentlichen Gerichte zuſtändig. f) 

(26. Dortmund, 1. Z8., Urt. v. 29. Jan. 1929, 1 8 60/(29.) 


Abgedr. JW. 1929, 21728, 


Frage kommen, weil ſolche nicht bekannt ſind. übrigens hat, wie 
die Entſch. ergibt, der Erbe dem Vell. Entlaſtung erteilt, die Ge⸗ 
bührenrechnung alſo anerkannt. Die Streichung der 192,50 % iſt 
daher unberechtigt. 

Die Berufung gegen das die Klage abweiſende erſtinſtanzliche 
Urteil mußte zurüdigewiejen werden. 

Das BG. hat dem Bekl. ſein verdientes Anwaltshonorar zu 
Unrecht abgeſprochen. Im übrigen iſt nach der Rechtſprechung (OLG. 
18, 293) nicht zu beanſtanden, daß das BG. für das Verwalterhonorar 
des Pflegers den 8 1836 BGB. zur Anwendung bringt und erklärt, 
daß ein (klagbarer) Anſpruch auf ſolches Honorar erſt mit der Feſt⸗ 


ſetzung desſelben entſteht. 
RA. Dr. Segalla, Hamburg. 


Zu 3. A. Das Urteil iſt geeignet, Mißverſtändniſſe hervor⸗ 
zurufen, da es den Begriff des Agenten ganz verflüchtigt. Es gibt 
keine „freien Agenten“: Handlungsagent iſt, wer ſtändig damit 
betraut iſt, für den anderen Geſchäſte zu vermitteln oder abzuſchließen 
(834 HGB.). Es genügt nicht, daß die Vermittelung einer Mehrzahl 
von Verträgen innerhalb einer nicht feſt beſtimmten Friſt in Ausſicht 
genommen iſt; vielmehr iſt erforderlich ein auf die Dauer berechnetes 
Verhältnis zu dem Geſchäftsherrn, auf Grund deſſen der Agent ver⸗ 
pflichtet iſt, in deſſen Intereſſe für den Abſchluß von Geſchäften als 
Vermittler tätig zu ſein. Der Agent ſteht zum Geſchäftsherrn im 
Verhältnis des Dienſtverpflichteten zum Dienſtberechtigten, obwohl er 
nicht als Handlungsgehilfe angeſtellt, ſondern als ſelbſtändiger Ge⸗ 
werbetreibender tätig iſt (NG. 95, 135). — Das genaue Gegenteil 
hiervon lag dem LG. vor: der Bekl. „konnte für den Kl. arbeiten, 
war aber dazu nicht verpflichtet; er durfte auch für andere Firmen 
tätig ſein“, heißt es in dem Urteil. Dann war er aber nicht Agent, 
nicht Arbeitnehmer, ſtand auch zum Kl. nicht in einem arbeitnehmer⸗ 
ähnlichen Verhältnis, ſondern er war Handlungs makler (8 93 HGB.), 
vermittelte in völlig freier Stellung; er konnte von jedermann Auf⸗ 
träge entgegennehmen und die ſich ihm bietenden Geſchäfte bei den 
verſchiedenſten Gewerbetreibenden unterbringen; er konnte den ihn 
Angehenden die Vorteile der Konkurrenz im Handelsverkehr zu⸗ 
wenden (vgl. über den Unterſchied Gie e, Handwörterb. der Arbeits⸗ 
wiſſenſch. 56). — Dagegen iſt der Agent tätig nur im Intereſſe eines 
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Hamburg. 

4. 88 3, 9 ZPO. Bei vorübergehend wiederkehren⸗ 
den Leiſtungen findet die Streitwertfeſtſetzung nach 83, 
nicht 89 ZPO. ſtatt. 

Mit der abgewieſenen Klage wurden wiederkehrende Leiſtungen 
(monatlich 30 RA) für die Dauer der am 7. Aug. 1928 begonnenen 
Heimpflege der Bekl. in der Lungenheilſtätte E. gefordert. Dieſer 
Aufenthalt hat keinen dauernden Charakter, fondern iſt vorübergehen⸗ 
der Natur. Es iſt mit an Sicherheit grenzender Wahrſcheinlichkeit 
anzunehmen, daß das beanſpruchte Recht, wenn es der Kl. zu⸗ 
geſprochen worden wäre, vor Ablauf von 12½ Jahren in Wegfall 
gekommen ſein würde. Deshalb iſt der Streitgegenſtandswert nicht 
nach 89, ſondern gemäß § 3 38 O. nach freiem richterlichen Er⸗ 
meſſen feſtzuſezen Walter⸗Joachim⸗Friedlaender, RAcgebO., 
7. Aufl., 8 10 Anm. 162; Rittmann, Wert des Streitgegen⸗ 
ſtandes [1913] 8 143 S. 289; RG. 24, 375 und 37, 382). 


Da der Heilſtättenaufenthalt, für deſſen Dauer wiederkehrende 
Leiſtungen klagend gefordert wurden, bei Abſchluß des Verfahrens 
bereits fünf Monate andauerte und auch jetzt noch nicht ab⸗ 
geſchloſſen iſt, erſcheint der zehnfache Monatsbetrag als Streitgegen⸗ 
ſtandswert angemeſſen. Die mit der Beſchwerde geforderte Herab⸗ 
ſetzung auf den dreifachen Monatsbetrag würde der Sachlage nicht 
entſprechen, weil allein vier Monatsbeträge für die vor der Klag⸗ 
erhebung liegende Zeit beanſprucht wurden. 


(EG. Hamburg, 13.3 k., Beſchl. v. 19. April 1929, 2 Bs XIII 399/29.) 
Mitgeteilt von JuſtInſp. Brüning, Hamburg. 


* 


5. 58 103 Abſ. 2, 104 A bſ. 2 880. Glaubhaftmachung 
von Rechtsanwaltsauslagen. 


(Siehe auch die Ausführungen JW. 1926, 783.) 
Der Urkundsbeamte der Geſchäftsſtelle erließ folgenden Beſchluß: 


Der Poſten 6 (1,30) war abzuſetzen, weil er nicht mit genügender 
Klarheit glaubhaft gemacht iſt. Die Faſſung der Erläuterung „Porto, 
Telephonſpeſen e te.“ ſchließt nicht aus, daß in dieſem Poſten auch 
andere Auslagen als Poſt⸗, Telegraphen⸗ und Fernſprechgebühren 
berechnet find. Andere Auslagen würden aber nach § 103 ZPO. durch 
Belege glaubhaft zu machen ſein. Glaubhaftmachung durch „Ver⸗ 
ſicherung“ iſt nach 8 104 ZPO. nur für Poſt⸗, Telegraphen⸗ und 
Fernſprechgebühren zugelaſſen, die der RA. ſelbſt aufgewendet hat. 
Da dieſe Auslagen der Höhe nach nicht beziffert ſind, mußte der 
ganze Poſten abgeſetzt werden. 


beſtimmten Arbeitsgebers, von dem er angeſtellt iſt und dem er die 
ſich bietenden Geſchäfte zuzuführen verpflichtet iſt. Nach Wortlaut und 
Zweck des 8 5 wird vorausgeſetzt, daß Arbeiten von einer gewiſſen 
Dauer und Regelmäßigkeit einem beſtimmten Auftraggeber (nicht 
einer unbeſtimmt wechſelnden Zahl von Arbeitgebern) geleiſtet werden. 
Das trifft bei demjenigen, den das LG. als „freien Agenten“ be⸗ 
zeichnet, nicht zu. über die Unbrauchbarkeit des vom LG. verwerteten 
Begriffs einer wirtſchaftlichen und perſönlichen Abhängigkeit des 
Agenten vom Arbeitgeber ſiehe Joſef: JW. 1928, 2650. 
RA. Dr. Eugen Joſef, Freiburg i. Br. 


B. Dem Endergebnis des Urteils iſt beizuſtimmen. Die Be 
gründung ſtügt ſich auf das Urteil des LArbGG. Frankfurt a. M.: 
BenshSamml. RArbG. 2, 143, welches bereits SW. 1928, 1680 25 
Anm. von Oppermann trefſend widerlegt iſt. 

Maßgeblich iſt lediglich die wirtſchaftliche und perſönliche Selb⸗ 
ſtändigkeit des Agenten. Sind dieſe Vorausſetzungen gegeben, kann 
von einem arbeitnehmerähnlichen Verhältnis nicht die Rede ſein. 

Der Begriff eines „freien Agenten“ exiſtiert in der Literatur 
nicht, iſt auch in den Gründen des Urteils, wie Joſef vermeint, 
nicht enthalten. Der Bekl. war nicht Handlungsagent i. S. der 
88 84 ff. HGB. Er war auch nicht Handelsmaller (8 93 HGB.), wie 
Joſef annimmt, ſondern er war Gelegenheitsagent. 

In der Reichstagskommiſſion war ein Antrag eingebracht worden, 
die Gelegenheitsagenten dem „Agentenrecht“ durch eine ausdrückliche 
geſetzliche Beſtimmung (8 Ma) zu unterſtellen. Dieſer Antrag wurde 
abgelehnt. Nach der Anſicht der Kommiſſion find die Geſchäfte der 
Gelegenheitsagenten nach dem BGB. oder nach 8 346 HGB. zu bes 
urteilen. Ausdrücklich wurde ausgeſprochen, daß die Vorſchriften über 
Handelsmakler auf keinen Fall Anwendung finden. 

Das Vertragsverhältnis zwiſchen dem Geſchäft herrn und dem 
„Gelegenheitsagenten“ iſt nach den Vorſchriften über „Geſchäſts⸗ 
beſorgungsperträge“ zu beurteilen 8 675 BGB.), ſiehe Albrecht⸗ 
Tentler, Das Recht der Agenten, zu 8 84 S. 18 ff. Der Gelegen⸗ 
heitsagent unterſteht aber niemals der Zuſtändigkeit des ArbG. gem. 
§ 5 Arb6®. in feinem Verhältnis zum Geſchäftsherrn. 

RA. Dr. Tentler, Hamburg. 


58. Jahrg. 1929 Heft 37/38] 
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ne Erinnerung wurde durch folgenden Gerichtsbeſchluß ſtatt⸗ 
gegeben: e 
An ſich iſt der Begründung des angefochtenen Beſchluſſes, nach 
der die 1,30 Kell für Porto, Telephonſpeſen etc. abgeſetzt find, bei⸗ 
zutreten. Nachdem nun aber in der Erinnerungsſchrift verſichert 
worden iſt, daß die 1,30 RM lediglich Porto⸗ und Telephonſpeſen be⸗ 
treffen und dadurch die Vorausſetzung für die Erſtattungsfähigkeit der 
1,30 Kl geſchaffen worden iſt, war demgemäß zu beſchließen, wie 
geſchehen. 
(86. Hamburg, 13 ZR., Beſchl. v. 5. Juli 1929, Z XIII 86/29.) 
Mitgeteilt von Juſtizinſpektor Brüning, Hamburg. 


* 


Lübeck. 


6. § 2 Ziff. 3 Lübeck. Stempd. vom 6. Mai 1922. 
Der für die Vollmacht des Vertreters der Gläubigerin vor⸗ 
genommene Anſatz einer Stempelſteuergebühr von 2 AM 
iſt ungerechtfertigt. 

Nach 82 Ziff. 3 Lübeck. StempO. v. 6. Mai 1922 unterliegen 
auswärts ausgeſtellte Vollmachten der Stempelabgabe, wenn ſie vor 
lübeck. Behörden oder Gerichten vor Reichsbehörden im lübeck. 
Staatsgebiet oder vor lübeck. Notoren gebraucht werden. 

Dieſe Beſtimmung erfährt, wie auch aus dent Tarif zur StempoO. 
hervorgeht, eine Einſchränkung durch 8 2 Abſ. 1 u. 2 GKG., wo⸗ 
nach eine Erhebung von Stempeln und anderen Abgaben neben den 
Gebühren nicht ſtattfindet, und wonach Urkunden, von denen im 
Verfahren Gebrauch gemacht wird, nur inſoweit einem Stempel 
oder einer anderen Abgabe unterworfen ſind, als ſie es ohne dieſen 
Gebrauch ſein würden. 

Prozeßvollmachten, die nicht über den Rahmen des 8 81 3PO. 
herausgehen, haben demnach gebührenfrei zu bleiben, und zwar 
ohne Rückſicht darauf, ob ſie im Stempelinland oder im Stempel⸗ 
ausland errichtet worden ſind. Die Einführung einer ſolchen Voll⸗ 
macht im Stempelinland kann gleicherweiſe wie der Gebrauch vor 
Gericht nicht für die Erhebung einer Stempelſteuer zum Anlaß ge⸗ 
nommen werden. 

Die Urkundenbeſteuerung hat zwei Momente zur Vorausſetzung. 
Es muß ein für die Beſteuerung rechtserheblicher Inhalt der Ur⸗ 
Runde hinzukommen, der die Urkunde in Beziehung zum Verkehrs⸗ 
leben ſetzt (Errichtung, Gebrauch, Einführung ins Stempelinland). 
82 GKG. beſtimmt, daß Prozeßvollmachten ſtempelfrei zu bleiben 
haben. Damit iſt der Inhalt dieſer Urkunden als Grundlage für die 
Beſteuerung ausgeſchloſſen erklärt, und es fehlt damit an dem 
erſten für die Beſteuerung notwendigen Moment. Das Landesrecht 
darf die Stempelpflicht aber nicht lediglich an den äußeren Vor⸗ 
gang knüpfen (vgl. RF. 24, 222, 223). 

Im vorliegenden Falle geht die Vollmacht des BeſchwF. inſo⸗ 
fern über den Umfang einer Vollmacht des $ 81 ZPO. hinaus, als 
ſie zur Empfangnahme von Geld und Gegenſtänden legitimiert. 

Eine ſolche Vollmacht kann nach § 2 II GKG. verſtempelt wer⸗ 
dene ſoweit fie auch ohne Gebrauch vor Gericht ſtempelpflichtig ſein 

ürde. 

Nach 8 2 Ziff. 2 u. 3 Lübeck. Stempd. find im Stempelausland 
ausgeſtellte Vollmachten und ſonſtige Urkunden, die im Tarif zur 
Stempd. genannt find, an ſich ſtempelpflichtig, wenn fie in Lübeck 
gebraucht werden. 

Da der Gebrauch vor Gericht ausſcheidet, würde die Vollmacht 
des Vertreters der Beſchw§. nur ſtempelpflichtig werden, wenn ſie 
ſonſt irgendwie zum Gebrauch vorgelegt würde. Ein anderer äußerer 
Vorgang, durch den dieſe Vollmacht bereits ſtempelpflichtig geworden 
ſein könnte (ſo z. B. durch bloße Einführung der Vollmacht ins 
Stempelinland), findet ſich in der Lübeck. StempO. nicht. Die Voll⸗ 
macht würde daher erſt ſteuerpflichtig werden, wenn der Vertreter 
der Kl. ſie vorlegen würde, um Geld oder Sachen in Empfang zu 
nehmen. 

(LE. Lübeck, Beſchl. v. 18. April 1929, L I Z B 63/29.) 


Mitgeteilt von RA. Hans Seidl, Hamburg. 


— 


in. „Zu 1. Die Entſch., die für die deutſchen Kreditinſtitute wichtig 
erſcheint mir zutreffend. 
Au Sie wird getragen von der Erwägung, daß das ganze deutſche 
nach daungsrecht anzuwenden iſt, wenn der Schuldner Aufwertung 
Hypot eutſchem Rechte fordert; daraus wird richtig gefolgert, daß die 
getra heken auf Goldmark aufgewertet ſind und in Goldmark ein⸗ 
Geſ. gen werden können. Mit Recht wird auch die Anwendung des 
beſonder ; Juni 1923 abgelehnt. Das ſpätere die Aufwertung regelnde 
wenn bie Geſetz müßte dem früheren allgemeinen Geſetze vorangehen, 
Golan überhaupt in Frage käme. Dies ift aber nicht der Fall. 
Gold, aß it keine Währung, ſondern ein Preis für eine Menge 
Hppotſ do eine Ware: es liegt hier ähnlich wie bei Roggen⸗ uſw. 
ur deren. Wie der Preis gezahlt wird, darüber befagt die Ein⸗ 
"run in Goldmark oder Roggen nichts; es ergibt ſich daraus alſo 
auch nicht, daß die Schuld in anderer als inländiſcher Währung ge⸗ 


Landgericht Danzig. 


1. 5 11 Danziger Geſetz über den Ausgleich der Geld⸗ 
entwertung. Wählt ein Danziger Schuldner deutſches Auf⸗ 
wertungsrecht, fo findet dieſes in ſeiner Geſamtheit An⸗ 
wendung, und der Aufwertungsbetrag iſt in „Goldmark“ 
im Grundbuch einzutragen. f) 

Die BeſchwF. hatte beantragt, die Aufwertung ihrer Hypothek 
mit 6000 GM. im Grundbuch einzutragen und dies damit begründet, 
daß der Schuldner Aufwertung nach deutſchem Recht beanſpruchte. 
Das GBA. lehnte ab, da die Goldmark keine beſtehende Währung 
ſei und eine Umwertung in fremde Währung, etwa in Reichsmark, 
der Genehmigung des Senats bedürfe. Gegen die Verfügung wurde 
Beſchwerde eingelegt, und das LG. hat die Eintragung des Goldmark⸗ 
betrages angeordnet. 

Das Danziger Geſetz über den Ausgleich der Geldentwertung 
läßt in $ 11 auf Antrag des Schuldners eine Aufwertung nach aus⸗ 
ländiſchem Recht zu. Wenn der Schuldner die Anwendung aus⸗ 
ländiſchen Rechts, alſo wie im vorl. Falle des deutſchen Rechts, 
gewählt hat, iſt dieſes in ſeiner Geſamtheit anzuwenden. Die für 
die Gläubigerin eingetragene Hypothek von 24 000 % iſt alfo auf 
6000 GM. aufzuwerten, und bei der Eintragung der Aufwertung im 
Grundbuch iſt der Aufwertungsbetrag in „Goldmark“ einzutragen. 
Das gleiche gilt für die Danziger Grundbuchrichter. Die Frage, ob zur 
Eintragung des Goldmarkbetrages auf Grund des Danziger Geſetzes 
über die Eintragung von Hypotheken in ausländiſcher Währung v. 
27. Juni 1923 die Einwilligung des Senats der freien Stadt Danzig 
erforderlich iſt, hat das BeſchwG. verneint. Zwar iſt die Einwilligung 
auch zur Umwandlung einer bereits eingetragenen Hypothek in eine 
Hypothek mit ausländiſcher Währung erforderlich, ſo daß das 
Gel. v. 27. Juni 1923 Anwendung finden würde, falls es ſich bei 
der Eintragung der Goldmark um eine ausländiſche Währung han⸗ 
delte. Dies iſt aber nicht der Fall, denn die Goldmark iſt keine aus⸗ 
ländiſche Währung, ſondern durch ſie wird lediglich der Aufwertungs⸗ 
betrag rechneriſch feſtgelegt. Selbſt wenn man ſich aber auf den 
Standpunkt ſtellen wollte, daß die Goldmark i. S. des Geſ. v. 
27. Juni 1923 „ausländiſche Währung“ iſt, ſo iſt die Einwilligung 
des Senats um deswillen nicht erforderlich, weil durch 8 11 des 
Danz AufwG. das Gef. v. 27. Juni 1923 inſoweit nach dem all⸗ 
gemeinen Rechtsſatz lex posterior derogat legi priori außer Kraft 
ſetzt. Wenn der Geſetzgeber nach 8 11 des DanzAufwG., alſo nach 
ausländiſchem Recht aufzuwertende Hypotheken, für genehmigungs⸗ 
pflichtig gehalten hätte, wäre es erforderlich geweſen, dies durch 
einen entſprechenden Zuſatz zu 8 11 des AufwG. zum Ausdruck zu 
bringen. 

(LG. Danzig, 1. BR, Beſchl. v. 13. Juli 1929, AIT 47/29.) 
Mitgeteilt von Prok. Labbé, Frankfurt a. M. 


B. Arbeitsgerichte. 5 
Keichsarbeitsgericht. 


Berichtet von Rechtsanwalt Abel, Eſſen, Rechtsanwalt und 
Dozent Dr. Georg Baum, Berlin und Rechtsanwalt 
Dr. W. Oppermann, Dresden. 


1. 8615 BGB. iſt nachgiebiges Recht. Der Arbeit- 
geber haftet dem Arbeiter für ungehinderten Zugang zur 
Arbeitsſtätte. Der Lohnanſpruch des am Betreten der 
Bauſtelle verhinderten Arbeitnehmers wird durch § 5 RTar. 
für das Baugewerbe nicht ausgeſchlofſen. 5) 

Dem L Arb. iſt zwar entgegen der Annahme der Reviſion 
darin beizutreten, daß § 615 BGB. nachgiebiges Recht enthält 
und durch Parteiabreden in Tarif⸗ oder Einzelarbeitsverträgen ab⸗ 
geändert werden kann. Die Unabdingbarkeit einer die vertraglichen 
Beziehungen zweier Parteien regelnden Geſetzesbeſtimmung ſtellt eine 
Ausnahme von dem das ganze bürgerliche Recht beherrſchenden 
Grundſatze der Vertragsfreiheit dar und muß daher aus deren 


zahlt werden ſoll. — Die inländiſche Währung wird alſo auch durch 
derartige Eintragungen nicht notwendig berührt. Das obige Geſetz 
trifft alſo weder dem Wortlaut noch dem Sinne nach zu. — 
Würde die Eintragung in Goldmark nicht durch die Verweiſung 
auf deutſches Recht gerechtfertigt ſein, ſo würde ſie nur dann möglich 
ſein, wenn ſie durch geſetzliche Vorſchrift ausdrücklich zugelaſſen 
wäre; eine Genehmigung des Senats auf Grund des Geſ. v. 27. Juni 
1923 würde eine an ſich unzuläſſige Eintragung nicht gültig 


machen. 
LG Dir. Dr. Uhde, Hamburg. 


Zu 1. Eine längere Note zu dem vorſtehenden Urteil des 
R ArbG. zu bringen, erübrigt ſich angeſichts der ausführlichen Dar⸗ 
ſtellung der Urteilsgründe. Es genügt, auf das Urteil aufmerkſam 
zu machen als eines in der Reihe derjenigen Urteile des RArbGb., 
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Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Wortlaut und Zweck klar und unzweideutig hervorgehen. Der Ge⸗ 
ſetzgeber hat nun in $ 619 BGB. eine vertragliche Aufhebung 
oder Beſchränkung nur der in den 88 617 und 618 daſ. den 
Dienſtberechtigten auferlegten Verpflichtungen unterſagt. Daraus 
folgt zwingend, daß er ein gleiches Verbot hinſichtlich des Inhalts 
des § 615 a. a. O. nicht ausſprechen wollte und nicht ausge⸗ 
ſprochen hat. 

Die Abdingbarkeit des § 615 a. a. O. rechtfertigt aber die 
Auslegung, die das BG. dem erſten Satze des § 5 Nr. 11 RTar⸗ 
Vertr. gegeben hat, und ſeine Anwendung auf den vorliegenden 
Fall nicht. Er iſt überhaupt nicht einſeitig aus dem Inhalt des 
8. 615 oder des 8 323 B B., d. h. aus den Geſichtspunkten des 
Annahmeverzugs oder der Leiſtungsunmöglichkeit, zu entſcheiden. 
Denn ſeit dem Inkrafttreten des BGB. find, wie ſchon in dem 
Urteil des 3. ZivSen. v. 6. Febr. 1923 (NG. 106, 272 ff. 1)) her⸗ 
vorgehoben iſt, gerade auf dem Gebiete des Arbeitsrechts ent⸗ 
ſprechend dem ſozialen Auf⸗ und Ausbau des Wirtſchaftslebens 
im allgemeinen und der Einzelbetriebe im beſonderen neue Rechts⸗ 
gedanken zur Anerkennung gelangt, die über den Geltungsbereich 
der Geſetze, in denen ſie ihren Niederſchlag gefunden haben, hinaus 
das Arbeitsvertragsrecht in erheblichem Maße beeinfluſſen. Der 
Betrieb iſt ein lebendiger Organismus, deſſen Glieder der Unter⸗ 
nehmer und die Arbelterſchaft find. Ihre Betriebsverbundenheit 
und die trotz dieſer Verbundenheit vorhandene Verſchiedenheit ihrer 
wirtſchaftlichen und rechtlichen Stellung innerhalb des Betriebes 
bilden, ſoweit nicht Vertragsabreden oder ein Verſchulden auf 
ſeiten des Arbeitgebers oder der Arbeitnehmer in Betracht kommen, 
den Ausgangspunkt, von welchem aus die Frage, welches der bei⸗ 
den Glieder das Betriebsriſiko, d. h. alſo die Gefahr unverſchul⸗ 
deter Betriebsſtörungen und Arbeitsunterbrechungen, zu tragen hat, 
einer befriedigenden Löſung zuzuführen iſt. Von ihm aus wird 
das Betriebsriſiko in der Regel demjenigen Teile aufzubürden 
ſein, der (auch ohne Verſchulden) nach Lage des Einzelfalles unter 
Berückſichtigung der Grundſätze von Treu und Glauben die Urſache 
der Störung dem anderen Teile gegenüber zu vertreten hat (vgl. 
dazu das zum Abdruck beſtimmte Urteil des NAHE. v. 20. Juni 
1928, RAG 72/28). 

Wendet man dieſen Grundſatz auf den vorliegenden Fall an, 
und läßt man zunächſt den RTarVertr. für das Baugewerbe außer 
Betracht, ſo liegt es naturgemäß jedem Arbeitgeber ob, ſeinen Ar⸗ 
beitern, wenn er ihre Arbeitskraft und ihre Tätigkeit für den 
Betrieb nutzbar machen will, den Zugang zur Arbeitsſtatte, gleich⸗ 
viel, ob ſie auf ſeinem oder auf fremden Grund und Boden liegt, 
zu ermöglichen. Daß er dazu imſtande iſt, dafür hat er den Arbeit⸗ 
nehmern einzuſtehen. Erfüllt er dieſe im Prozeßwege freilich nicht 
erzwingbare Verpflichtung aus irgendeinem, wenn auch kein Ver⸗ 
ſchulden darſtellenden Grunde nicht, fo wird er es wenigſtens in 
der Regel den Arbeitern gegenüber zu vertreten haben, daß ſie ihre 
Arbeitskraft brach liegen zu lafen und zu feiern genötigt ſind. 

o liegt der Fall auch hier. In ihrem Verhältnis zu den Kl. 
war es Sache der Bekl, ihnen den Zutritt zur Bauſtelle zu ver⸗ 
ſchaffen. Sie mag auch nach dieſer Richtung Bemühungen, zu 
denen ſie nach Sinn und Zweck der mit den Kl. geſchloſſenen 
Arbeitsverträge verpflichtet war, angeſtellt haben. Selbſt wenn 
dieſe aber an dem ſtärkeren Hausrecht der Grundeigentümerin 
geſcheitert ſein ſollten, würde die Bekl. den Kl. gegenüber von 
der Entlohnungspflicht nicht entbunden ſein. Die nachteiligen Folgen 
der auf einem freien Willensakte ihrer Bauvertragsgegnerin be⸗ 
ruhende Abſperrung der Bauſtelle und des damit für ihren, der 
Bekl., Betrieb verbundenen Verluſtes der klägeriſchen Dienſtleiſtun⸗ 
gen muß die Bekl. im Verhältnis zu den Kl. ebenſo auf ſich 
nehmen, als hätte ſie ſelbſt die Arbeitsruhe angeordnet. Ob ſie 
das, was ſie den Kl. ohne Gegenleiſtung zahlen muß, von der 
Sch.⸗Brauerei erſetzt verlangen kann, ſteht hier nicht zur Entſch. 
Keinesfalls dürfen die Arbeiter der Bekl. darunter leiden, daß 
deren Bauvertragsgegnerin, die Sch.⸗Brauerei, aus Furcht vor 
Sabotageakten in den Baubetrieb der Bekl. und die von dieſer 
ur Durchführung des Bauvertrags geſchloſſenen Arbeitsverträge 
ſtörend eingriff. Dieſer Eingriff gehört zu dem die Bekl. allein 
treffenden Teile des Betriebsriſikos. Seine Abwälzung auf die 


die wegweiſend für die erſtehende Syſtematik des deutſchen Arbeits⸗ 
rechts find. Das RArbGg. entwickelt den Begriff des Betriebes in 
dieſer Entſcheidung auf dem auch ſonſt ſchon eingeſchlagenen Wege 
fort. Der Betrieb iſt allen perſönlich daran Beteiligten ebenſo wie 
dem die Lebensformen kritiſch beurteilenden Juriſten und Geſetz⸗ 
geber eine bekannte Funktion des Wirtſchaftslebens. Dieſe Funktion 
hat bisher, mit einigen ganz wenigen Ausnahmen, etwa im Betr., 
noch keinen geſetzgeberiſchen Niederſchlag gefunden. Es iſt im weſent⸗ 
lichen vorerſt die Aufgabe der Rechtſprechung allein, die für dieſe 
Funktion entſcheidenden Rechtsſätze zu finden und auszubilden. Es 
darf darauf hingewieſen werden, daß die Folgerungen, die die vom 
AAO. feſtgeſtellte Betriebsverbundenheit für die davon Betroffenen 
hat, keineswegs einſeitig etwa zugunſten der Arbeitgeber oder zu⸗ 
gunſten der Arbeitnehmer gezogen werden können und dürfen. Die 


1) JW. 1923, 831. 


Kl. würde mit der Stellung, die ſie im Betriebe einnimmt, und 
mit den Grundſätzen von Treu und Glauben nicht vereinbar ſein. 
Zu ihrer Verletzung wollten aber auch der Satz „Lohn wird nur 
für die wirklich geleiſtete Arbeitszeit gezahlt“ und die Nr. 12 des 
85 RTarVertr. die Arbeitgeber nicht ermächtigen. Sie würden 
ſonſt einen Freibrief für Härten und Unbilligkeiten darſtellen, deren 
Vermeidung oder doch möglichite Ausgleichung gerade Aufgabe der 
TarVertr. iſt. Hätten fie, abgeſehen von den im NTarNertr. ſolbſt 
hervorgehobenen Ausnahmen, ſchlechthin für alle Fälle einer Ar⸗ 
beitsunterbrechung Vergütungsanfprüche der Dienſtverpflichteten be⸗ 
ſeitigen ſollen, ſo wäre der Arbeitgeber beiſpielsweiſe in der Lage, 
ohne zwingenden Anlaß nach freiem Belieben Feierſchichten ein⸗ 
zulegen und ſo den Arbeitnehmern den ausbedungenen Tages⸗ oder 
Wochenlohn, auf den ſie bei Aufſtellung ihres Wirtſchaftsplanes 
rechneten und nach ihren Arbeitsverträgen auch rechnen durften, 
im eigenen Intereſſe zu kürzen. Eine ſolche Abrede, die eine Ent⸗ 
rechtung der Arbeitnehmer bedeuten würde, könnte als dem Willen 
der Tarifvertragsparteien entſprechend nur dann feſtgeſtellt wer⸗ 
den, wenn ihr Wortlaut nach dieſer Richtung keinen Zweifel zu⸗ 
ließe. Das trifft aber im gegebenen Falle nicht zu. Im Gegenteil. 
Inhalt, Sinn und Zweck der Nr. 11 a. a. O. zeigen klar, daß ſie 
mit dem Satze: „Lohn wird nur für wirklich geleiſtete Arbeits⸗ 
zeit bezahlt“ lediglich eine Entlohnung von Arbeitsverſäumnis, 
deren Anlaß in der Perſon des Arbeitnehmers liegt, ausſchließen 
will und im Anſchluſſe daran aus ſozialen Rückſichten einzelne 
Ausnahmen zuläßt. Mit Nr. 12 a. a. O. ſteht aber der Satz: „Lohn 
wird nur für wirklich geleiſtete Arbeitszeit gezahlt“ in keiner 
organiſchen Verbindung. Unabhängig von ihm regelt ſie einzelne 
Fälle des Betriebsriſikos und läßt Arbeitsſtockungen infolge Ma⸗ 
terialmangels oder infolge von Betriebsſtörungen zu Laſten beider 
Teile, des Arbeitgebers und der Arbeitnehmer gehen. Unter Be⸗ 
triebsſtörungen i. S. der Nr. 12 a. a. O. haben die Tarifvertrags⸗ 
parteien aber nicht ſchlechthin jede durch äußere Ereigniſſe er⸗ 
zwungene Arbeitsunterbrechung, insbeſ. nicht Fälle der vorliegen⸗ 
den Art, ſondern lediglich Störungen betriebstechniſcher Natur 
verſtanden, mit denen, wie z. B. bei Gerüſtfehlern, beim Ver⸗ 
ſagen von Maſchinen oder aus ähnlichen Anläſſen im Baugewerbe 
regelmäßig gerechnet werden muß. Das folgt insbeſ. daraus, daß 
in früheren TarVertr., nicht nur bei „Betriebsſtörungen“, ſondern 
daneben auch bei Arbeitsunterbrechungen infolge von Witterungs⸗ 
einflüſſen eine Pflicht des Arbeitgebers zur Entlohnung von taͤg⸗ 
lich zwei Arbeitsſtunden vorgeſehen war, und daß dieſe letztere 
Beſtimmung ſpäter nicht etwa als überflüſſig, ſondern zur Ent⸗ 
laſtung der Arbeitgeber geſtrichen worden iſt. Die Tarifvertrags⸗ 
parteien haben alfo Arbeitsunterbrechungen als Folge ungünſtiger 
Witterung nicht als unter Betriebsſtörungen i. S. der Nr. 12 a. a. O. 
fallend angeſehen, ſondern dieſen, wie oben gezeigt, eine viel 
engere Bedeutung beigelegt. Dieſer Umſtand ſchließt auch eine 
ſinngemäße Anwendung der Nr. 12 a. a. O. auf den vorliegenden 
Fall aus. Da er ſomit im RTarVertr. für das Baugewerbe keine 
Regelung gefunden hat, muß er nach den obenerörterten Grund⸗ 
ſäten zugunſten der Kl. entſchieden worden. Es war daher unter 
Aufhebung des angefochtenen Urteils, wie geſchehen, zu erkennen. 
(RUSS, Urt. v. 4. Juli 1928, RAG. 49/28. Berlin.) B.] 
* 


2. 88 616, 629 BGB. Der Arbeitnehmer hat An- 
ſpruch auf Bezahlung der ihm zum Zwecke der Aufſuchung 
anderer Arbeit gewährten Freizeit, auch wenn ihm in⸗ 
folge Ausſperrung gekündigt iſt. f) 

Die Parteien ſtreiten darüber, ob ein Arbeitnehmer, beffen 
Arbeitsverhältnis infolge eines Ausſperrungsbeſchluſſes durch den 
Arbeitgeber gekündigt worden iſt, für die ihm vom Arbeitgeber 
während der Kündigungsfriſt zum Aufſuchen anderer Arbeit bewilligte 
Freizeit einen Anſpruch auf Vergütung dieſer Zeit hat. 

Das BG. geht bei Prüfung der zu entſcheidenden Frage davon 
aus, daß nach der zwingenden Vorſchrift des § 629 B., beſtätigt 
durch § 14 Abf. III d der hier fraglichen ArbD., der Arbeitnehmer auch 
im Falle der Kündigung während eines Wirtſchaftskampfes die Ge⸗ 
währung von Freizeit zum Aufſuchen anderer Arbeit beanſpruchen 


ſoziale Bedeutung des Betriebes iſt der übergeordnete Wert, dem 
ſich die Einzelintereſſen der Beteiligten mit gegenſeitiger Rückſicht 
auf den Wert ihrer Geltung unterzuordnen haben. Wer eine Fortbildung 
unſeres bisherigen, rein individualrechtlich orientierten Rechtsſyſtems 
i. S. ſozialrechtlicher und genoſſenſchaftlicher Gedanken wünſcht, wird 
das Urteil begrüßen. Mit den überkommenen Kategorien der legis 
latae läßt ſich über dieſe Entſcheidung nicht ſtreiten. 

Der Vollſtändigkeit halber ſei bemerkt, daß Hueck: Bensh- 
Samml. 3, 183 dem Urteil zuſtimmt. 

NA. Dr. Ruſcheweyh, Hamburg. 


Zu 2 u. 4. Beide Urteile befaſſen ſich mit der Auslegung 
einer unzweifelhaft an zahlreichen Stellen des geſetzlichen und des 
rechtsvereinbarten Arbeitsrechts ſpürbaren Norm etwa des In⸗ 
halts: daß bei Arbeitskämpfen die Wirkung der ſozialpolitiſchen 
Schutzbeſtimmungen ſuſpendiert werde, ſoweit fie einer Partei nützen 
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könne und ihm aus biefem Geſichtspunkt die Bezahlung des Lohns 
für die Freizeit nicht verweigert werden dürfe. Im Anſchluß daran 
lehnt es den von der Bekl. gegen ihre Zahlungspflicht gemachten 
Einwand ab, daß es ſich, wie der Wortlaut des diesbezüglichen An⸗ 
ſchlages erkennen laſſe, bei der Kündigung des Kl. nicht um eine 
„echte“ Kündigung mit dem Ziele der Auflöſung des Arbeitsverhält⸗ 
niſſes, ſondern um eine „unechte“ Kündigung gehandelt habe, um die 
Arbeitnehmerorganiſationen zur Rücknahme ihrer Kampfmaßnahmen 
zu veranlaſſen. Es zieht dann den 8616 BGB. heran, der in 
zuläſſiger Weiſe durch die von den hierfür zuſtändigen Organiſationen 
vereinbarte ArbD. erſetzt fei, und meint im Zuſammenhang damit, 
der erhobene Anſpruch ſei nur dann begründet, wenn er ſich auf 
8.14 Abf. III d ſtützen könne, verneint ſchließlich aber im Wege der 
Auslegung dieſer Vorſchrift die Berechtigung der Klageforderung, 
da bei Schaffung des 8 14 III d a. a. O. beide Vertragsteile nur an 
die Fälle der Kündigung außerhalb des Wirtſchaftskampfes gedacht 
hätten und ihn nicht auf die Fälle der Kündigung während des Wirk⸗ 
ſchaftskampfes ausdehnen wollen. Dies wird näher ausgeführt. 

Die Rev. rügt Verletzung der 88 629, 616 BGB. und des 8 14 
der oben bezeichneten ArbO.; ihr iſt ein Erfolg nicht zu verſagen. 
5 Die „Arbd.“, um die es ſich hier handelt, tft nicht eine ArbD. 
in dem üblichen, einer Betriebsvereinbarung gleichzuſtellenden Sinn, 
welche nur die beſonderen Arbeitsbedingungen in einem einzelnen 
Betriebe oder einer Betriebsabteilung regelt und zwiſchen Betriebs⸗ 
leitung und Betriebsvertretung abgeſchloſſen wird, vielmehr ſtellt 
ſie ſich, da ſie zwiſchen den maßgebenden Arbeitgeber⸗ und Arbeit⸗ 
nehmerorganiſationen der Metallindustrie eines beſtimmten Kreiſes 
mit Geltung für die daran beteiligten Betriebe vereinbart iſt und in 
ihr Bedingungen für den Abſchluß von Arbeitsverträgen in der 
Metallindustrie dieſes Bezirks geregelt find, als ein (Bezirks⸗ 
Tarifvertrag dar. Insbeſ. handelt es ſich bei dem für den vorliegenden 
Streitfall in Frage kommenden 8 14 ArbD. um eine die Regelung der 
einzelnen Arbeitsverträge betreffenden Beſtimmung. Ob ſie von dem 
BG. richtig oder unrichtig angewendet worden iſt, unterliegt der Nach⸗ 
prüfung in der RevInſt. (873 Abſ. 1 ArbcGG.; R ArbG. 1, 129). 
. Bei dieſer Nachprüfung iſt zunächſt feſtzuſtellen, daß das BU. 
im Eingang der Entſcheidungsgründe den Anſpruch auf Gewährung 
freier Zeit zum Aufſuchen anderer Arbeit auch im Falle der Kün⸗ 
digung während eines Wirtſchaftskampfes auf Grund des 8 629 
BGB., welcher durch 8 14 Abſ. III d ArbO. beſtätigt ſei, bejaht, 
mit dem Hinzufügen, „daß aus dieſem Geſichtspunkte die Bezahlung 
des Lohnes nicht verweigert werden“ könne. Am Schluß der Ent⸗ 
ſcheidungsgründe wird dagegen in Auslegung desſelben § 14 Abſ. III d 
der Anſpruch auf Bezahlung des Lohnes für die gewährte Freizeit ab⸗ 
gelehnt. Ob und inwieweit hierin ein Widerſpruch liegt, kann dahin⸗ 
geſtellt bleiben, denn die Ablehnung entbehrt in jedem Falle der Be⸗ 
rechtigung. Ihr ſteht einerſeits der klare Wortlaut dieſer tarifvertrag⸗ 
lichen Beſtimmung entgegen, welcher in unmißverſtändlicher Weiſe 
zum Ausdruck bringt, daß verſäumte Arbeitszeit bei Kündigung durch 
den Arbeitgeber zur Auffuchung neuer Arbeit zweimal vier Stunden 
bezahlt wird. Für eine Auslegung iſt daher an ſich überhaupt kein 
Raum (vgl. RG. 95, 126). Sie iſt insbeſ. nicht durch die vom BG. 
mit Recht als „dem Geſetz fremd“ und „für den einzelnen Arbeit⸗ 
. 
oder ſchaden können und es allein auf die eigene Kraft der Ve⸗ 
teiligten ankommen dürfe. 

Es handelt ſich darum, ob bei einer Maſſenkündigung anläßlich 
geplanter Ausſperrung den Arbeitnehmern nach 8 629 BGB. Zeit 
zum Aufſuchen anderer Arbeit ohne Lohnabzug zu gewähren iſt und 
ob die Betriebsvertretung ihren Kündigungsſchutz behält. 

, Beide Fragen bejaht das RArbGf. mit Recht, denn in beiden 
Fällen handelt es ſich um echte Kündigungen, die ernſt ge 
meint ſind. Der Arbeitgeber will vertragsfrei werden. Andererſeits 
iſt wirtſchaftlich die Stillegung nicht ernſt gemeint, d. h. der Arbeit⸗ 
geber ſtellt die Warenerzeugung nicht in der ernſtlichen Abſicht ein, 
auf die Weiterverfolgung des bisherigen gemeinſamen Betriebs⸗ 
wſesdes dauernd oder zu einem ſeiner Dauer nach unbeſtimmten, 
Kheſchaftlich nicht unbedeutenden Zeitraum zu verzichten. Ob eine 
hi die gung ſpäter durch ſchlüſſiges Verhalten oder eine ausdrück⸗ 
ee Friedensklauſel, etwa: daß „Arbeitsverhältnis gilt als nicht 
teicerbrochen“ als eine unechte erſcheinen kann, d. h. ob die Par⸗ 
unter das Verhältnis ſo betrachten wollen „als ob“ es nicht 
durch Bozen wäre, iſt eine Sache der Dispoſition der freien oder 
geben ollektive Vorgänge entſtandenen Vertragswillen. Den Arbeit⸗ 
trieben deden der Frage der Entlaſſung der Mitglieder der Be⸗ 
halte kartretung auf den Weg des 897 BetrRch. zu verweiſen, 
form allerdings für ſachlich nicht unbedenklich, obwohl der Weg 
auf Erszſen ſteht. Denn bei der Entſcheidung über den Antrag 
Zwang berg der Zuſtimmung wird das ArbGG. geradezu in den 
bilden wenſebt, ſich ein Urteil über den Arbeitskampf ſelbſt zu 
ſache der Ae — was eben abgelehnt werden muß — die Tat⸗ 
geben ſoll usſperrung als ſolche den Grund zur Zuſtimmung 


Vielmehr R f ; 

kann nur der 8 96 Ziff. 2 helfen. Wird aus der 

Snöfperrung eine echte Stillegung, fo tritt der Schutz außer Kraft. 
nge aber noch kein ernſtlicher Wille zur Stillegung wirtſchaft⸗ 


nehmer belanglos“ gekennzeichnete Unterſcheidung zwiſchen „echter“ 
und „unechter“ Kündigung veranlaßt. Andererſeits ſteht, auch wenn 
man den 814 Abf. IId Arb. für auslegungsfähig hält, die ihm 
vom BG. gegebene Auslegung mit den geſetzlichen Auslegungsregeln 
der §8 133, 157 BGB. inſofern nicht im Einklang, als ſie die 
Entſcheidung darüber, ob der Klageanſpruch durch dieſe Beſtimmung 
getragen wird, lediglich darauf abſtellt, daß die Vertragſchließenden bei 
ihrer Schaffung nur an die Fälle der Kündigung außerhalb des Wirt⸗ 
ſchaftskampfes gedacht hätten, ſie aber nicht auch auf die Fälle der 
Kündigung während des Wirtſchaftskampfes hätten ausdehnen wollen. 
Wie das RG. in ſtändiger Rſpr. erkannt hat, iſt nicht der innere Wille 
des Erklärenden, ſein Beweggrund, ausſchlaggebend, ſondern der er⸗ 
klärte Wille, und bei ſeiner Auslegung unter Berücksichtigung 
des ganzen Zuſammenhangs, insbeſ. des Geſamtverhaltens der Par⸗ 
teien und des wirtſchaftlichen Zwecks des Rechtsgeſchäfts zu ermitteln, 
wie die Beteiligten ihre Erklärungen nach allgemeinen, im Verkehr 
zwiſchen billig denkenden Menſchen herrſchenden Anſchauungen zu ver⸗ 
ſtehen berechtigt find (vgl. u. a. RG. 119, 25). Dieſen Erforderniſſen 
einer ſachgemäßen Auslegung, welche auch das RArbG. für notwendig 
erachtet, wird durch die vom BG. vorgenommene bloße Feſtſtellung 
allgemeiner Erfahrungstatſachen, die überdies keineswegs zweifels⸗ 
frei erſcheinen, nicht genügt. Ein Nachweis über das Verhalten der 
Vertragſchließenden bei dem Zuſtandekommen des 814 Abſ. III d 
ArbO. fehlt. Dazu kommt, daß dieſe Beſtimmung, wenn fie die ihr 
vom BG. gegebene beſchränkte Tragweite hätte, ungültig wäre. Denn 
ihr ſtände die zwingende Vorſchrift des 8629 BGB. i. Verb. m. der 
— für ſich allein betrachtet, allerdings durch Parteivereinbarung ab⸗ 
änderlichen — Vorſchrift des 8616 BGB. entgegen, wonach der zur 
Dienſtleiſtung verpflichtete des Anſpruchs auf die Vergütung nicht 
verluſtig geht, wenn er — wie hier — für eine verhältnismäßig nicht 
erhebliche Zeit durch einen in ſeiner Perſon liegenden Grund ohne ſein 
Verſchulden an der Dienſtleiſtung verhindert wird. Es wäre mit Treu 
und Glauben im Verkehr nicht zu vereinbaren, dem zur Beſchaffung 
des Lebensunterhalts auf ſeine Arbeitskraft angewieſenen Arbeits 
nehmer, nachdem ihm in 8629 BGB. ein Recht auf Urlaub zum Auf⸗ 
ſuchen anderer Arbeit ohne Rückſicht darauf gewährleiſtet iſt, ob er 
oder der Arbeitgeber gekündigt hat, den Anſpruch auf Vergütung gem. 
8 616 a. a. O. gerade dann zu verſagen, wenn die ohne ſein Ver⸗ 
ſchulden vom Arbeitgeber ausgeſprochene Kündigung ihn zwingt, von 
dem geſetzlichen Urlaubsrecht Gebrauch zu machen, um nicht arbeitslos 
zu werden. Darauf aber läuft die Auslegung des BerR. hinaus; ſie 
entſpricht mithin nicht einmal der Billigkeit. 
(NRArbG., Urt. v. 2. Mai 1928, RAG 4/28. — Elberfeld.) [B. 
* 


3. 5835 BetrRG. Für die durch Betriebsratsge-⸗ 
ſchäfte verſäumte Zeit kann das Betriebsratsmitglied 
nicht nur den Stundenlohn, ſondern den Akkordlohn bee 
anſpruchen, den er in dieſer Zeit vor ausſichtlich verdient 
haben würde. f) 

Unter den Parteien iſt lediglich ſtreitig, ob der Kl. für die 
durch ſeine Tätigkeit als Betriebsratsmitglied verſäumte Arbeits⸗ 
zeit am 14. Okt. 1927 Zahlung desjenigen Akkordlohnes ver⸗ 


lich gegeben iſt, d. h. ſolange der Arbeitgeber die Warenerzeugung 
unterbrechen, aber nicht einſtellen will, ſoll der Betriebsrat im 
Amt bleiben. Gerade dann wird er beſonders nützlich i. S. von 
866 Ziff. 3 Betr. wirken können, wovon bei normalen Der» 
hältniſſen gerade auch der Arbeitgeber in Verfolg der Verhand⸗ 
lungen über das Aufhören der Unterbrechung Nutzen ziehen wird. 
Die ihm daraus entſtehenden Laſten ſind in aller Regel auch ganz 
unbedeutend im Verhältnis zu den ſonſt von ihm aufgewendeten 
Koſten für die Durchführung des Arbeitskampfes. 

Was das Urteil R 18 anlangt, ſo iſt in zutreffender Weiſe 
das Recht aus 8 629 als ein abſolutes, nicht von irgendwelchen 
Beſonderheiten der Wirtſchaftslage abhängiges Recht des Arbeit⸗ 
nehmers feſtgeſtellt, das zu den Gegenwerten gehört, die ihm der 
Arbeitgeber für ſeine Arbeitsleiſtung ſchuldet. 

Der Fall liegt ganz ähnlich wie die vom RG. am 13. Aug. 
1929 (RSP. 1929, 192) entſchiedene Frage, daß dem Arbeitnehmer 
der Urlaub zuſteht, auch wenn er ſelbſt kündigt oder wegen Ver⸗ 
fehlungen friſtlos entlaſſen wird. 

Die Fragen ſind beide unter allen Umſtänden zu bejahen. 
Es ſpukt immer noch das Gefühl, daß dieſe „Vergünſtigungen“ 
irgendwelchen charitativen Charakter hätten und alſo vom „Wohl⸗ 
verhalten“ des Arbeiters abhängig wären. 

„Methodiſch intereſſant iſt in dem Urteil noch folgendes: Die 
Rebiſibilität der Tarifnormen iſt aus ihrem Geſetzescharakter 
abgeleitet. Für die Auslegung werden erneut die Vorſchriften der 
88 133, 157 BGB. für Verträge feſtgeſtellt. Auf dieſe Beſonder⸗ 
heiten kann gerade gegenüber nicht ſpezial im Arbeitsrecht tätigen 
Juriſten nicht nachdrücklich genug hingewieſen werden. 

ArbG Dir. Dr. Hannes Kaufmann, Hamburg. 


Zu 3. 835 BetrNG. will die reibungsloſe Durchführung des 
Betrag. ſichern. Um die Unparteilichkeit und Unabhängigkeit der 
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langen kann, der an dieſem Tage für die verſäumte Arbeitszeit 
im Durchſchnitt auf jeden Mann feiner Akkordgruppe entfallen 
iſt oder ob er ſich mit dem geringeren Zeitfacharbeiterſtundenlohn 
begnügen muß. Das BG. hat, von der Beſtimmung des 8 35 
Satz 2 Betr. ausgehend, daß notwendige Verſäumnis von Ar⸗ 
beitszeit eine Minderung der Entlohnung nicht zur Folge haben 
dürfe, und in der Erwägung, daß der Kl., wenn er an der 
Arbeit teilgenommen hätte, vorausſichtlich denjenigen Betrag ver⸗ 
dient haben würde, der an dem in Frage kommenden Tage auf 
jeden Mann ſeiner Akkordgruppe entfallen iſt, angenommen, daß 
der Kl. für die verſäumte Arbeitszeit Anſpruch auf den Akkord⸗ 
lohn hat. Dieſe Auffaſſung wird von der Reviſion zu Unrecht als 
rechtsirrig bekämpft. Nach 8 35 Betrag. ſoll das Betriebsrats⸗ 
mitglied, da es ſeine Pflichten ehrenamtlich erfüllt, auf der einen 
Seite keinen Vorteil durch die Ausübung dieſer Tätigkeit haben, 
auf der anderen Seite aber auch keinen Nachteil dadurch erleiden, 
vielmehr den Anſpruch auf den gleichen Arbeitslohn haben, den 
es gehabt haben würde, wenn es während der in Frage kommen⸗ 
den Zeit gearbeitet hätte. Mit abſoluter Genauigkeit wird ſich die 
Höhe des Lohnes, den der Kl. verdient haben würde, naturgemäß 
nicht errechnen laſſen. Man wird aber der Wirklichkeit am näch⸗ 
ſten kommen, wenn man entweder den Verdienſt am Vortage zu⸗ 
grunde legt, ſofern die Verhältniſſe, unter denen das Betriebsrats⸗ 
mitglied an dem in Frage kommenden Tage gearbeitet haben 
würde, die gleichen geblieben ſind, oder wenn man den Verdienſt 
der Akkordgruppe an dem in Frage kommenden Tag ſelbſt zu⸗ 
grunde legt oder unter Umſtänden beide Maßſtäbe miteinander 
verbindet. Im vorliegenden Falle hat das LArbG. den Verdienſt 
zugrunde gelegt, den die Akkordgruppe an dem in Frage kommen⸗ 
den Tag gehabt hat, und angenommen, daß der Kl. an dieſem 
Tage den gleichen Verdienſt gehabt haben würde, wenn er in der 
Kolonne mitgearbeitet haben würde. Die Bekl. hat auch ſelbſt 
nicht geltend gemacht, daß etwa infolge des Ausfalles des Kl. 
an dieſem Tage entweder ohne Zuziehung eines Erſatzmannes die 
Leiſtung der Arbeitskolonne beſonders hoch geweſen ſei oder daß 
infolge der Zuziehung eines Erſatzmannes die Leiſtung eine höhere 
geworden ſei, als wenn der Kl. mitgearbeitet hätte. Die Zahlung 
des reinen Zeitlohnes, wie ſie von der Reviſion erſtrebt wird, 
würde vorliegend zu einer nach § 35 Betr. unzuläſſigen Be⸗ 
nachteiligung des Kl. führen. Denn unbeſtritten betrug der Zeit⸗ 
lohn nur 0,65 AN für die Stunde, während auf die der Akkord⸗ 
gruppe des Kl. angehörigen Arbeiter an dem in Frage kommen⸗ 
den Tage ein Akkordlohn von 1,25 RN für die Stunde entfallen 
iſt und nach der einwandfrei getroffenen tatſächlichen Feſtſtellung 
des LArbGZ. auch der Kl. dieſen Lohn verdient haben würde. Es 
kommt nicht, wie die Reviſion meint, darauf an, einen allge⸗ 
meinen Wertmeſſer zugrunde zu legen, um ein Entgelt zu finden, 
damit eine Minderung der Entlohnung i. S. des § 35 Bet rg. 
nicht ſtattfinde. Es hängt vielmehr, wie das BG. mit Recht ange⸗ 
nommen hat, von der Lage des Einzelfalles ab, ob und in welcher 
Höhe die Entlohnung des Betriebsratsmitgliedes zu bemeſſen iſt, 
ſo daß eine Benachteiligung nicht ſtattfindet. Es mag ſein, daß 
dieſe Bemeſſung unter Umſtänden im Einzelfalle auf Schwierig⸗ 
keiten ſtoßen wird; indeſſen ſind dieſe Schwierigkeiten nicht un⸗ 
überwindlich, insbeſ. geben die Arbeitsverhältniſſe beim Gruppen⸗ 
akkord genügend Anhaltspunkte, um der Lage des Einzelfalles 


Betriebsratsmitglieder zu gewährleiſten, ſollen dieſe ihr Amt unent⸗ 
geltlich als Ehrenamt verwalten. Vorteile irgendwelcher Art dürfen 
ihnen durch ihr Amt nicht erwachſen, jedoch ſollen ſie dadurch auch 
nicht irgendwie benachteiligt werden. Daher darf notwendige Ver⸗ 
ſäumnis von Arbeitszeit nicht zur Minderung der Entlohnung oder 
Gehaltszahlung führen. Nur ſo iſt gewährleiſtet, daß für die 
Zwecke des Betrag. alle Arbeitnehmer, alſo auch die, die einen 
E nicht tragen können und wollen, zur Verfügung 
tehen. 

Wenn aber ein Betriebsratsmitglied, das durch die Aus⸗ 
übung ſeines Amtes Arbeit hat verſäumen müſſen, gehaltlich ſo 
geſtellt werden muß, als wenn es gearbeitet hätte, ſo iſt es nur 
folgerichtig, daß das RArbc g. dem Betriebsratsmitglied, das in 
Akkord arbeitet, für die Zeit der notwendigen Arbeitsverſäumnis 
nicht den Stundenlohn, ſondern den Akkordlohn zubilligt, den es 
in dieſer Zeit vorausſichtlich verdient haben würde (ebenſo Fla⸗ 
tow, Anm. 6 zu 8 35 Betrgich.). Zwar ſchwankt dieſer von Fall 
zu Fall, jedoch kann das zu Bedenken keinen Anlaß geben. Die 
Ermittlung des vorausſichtlich verdienten Lohns wird in der Praxis 
nur in den ſeltenſten Fällen auf Schwierigkeiten ſtoßen. Jedenfalls 
wird die Vereinbarung einer in jedem Fall gleichbleibenden Ver⸗ 
gütung, die allein dieſe praktiſchen Schwierigkeiten aus dem Wege 
räumen könnte, in Übereinſtimmung mit der Rſpr. des R ArbG. 
(RArbG. v. 8. Febr. 1928: ZW. 1928, 1613) als nichtig angeſehen 
werden müſſen (8 33 Abſ. 3 Betrgich.). Es bleibt alſo kein anderer 
Weg, als von Fall zu Fall die Höhe des Verdienſtes, den das Be⸗ 
e durch notwendige Arbeitsverſäumnis einbüßt, feſt⸗ 
zuſtellen. 

Richter Dr. Hans Romeiß, Hamburg. 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Rechnung tragende tatſächliche Feſtſtellungen zu treffen, wie dies 
durch das BG. in rechtlich nicht zu beanſtandender Weiſe ge⸗ 
ſchehen iſt. 
(RArbGg., Urt. v. 10. Aug. 1928, RAG. 76/28. Elberfeld.) [B.] 
* 


** 4. 896 BetrN®. Die „Verſetzung in einen anderen 
Betrieb“ i. S. 8 96 iſt eine ſolche, die nach dem Arbeitsver⸗ 
trage ohne Kündigung erfolgen kann. Die Anwendung des 
896 tft nicht grundſätzlich bei Geſamtkündigung der Beleg⸗ 
ſchaft zu Zwecken des Wirtſchaftskampfes ausgeſchaltet. 
Erſt mit dem Eintritt der Stillegung kann ebenfalls die 
bis dahin unwirkſame Kündigung die Kündigungsfriſt in 
Lauf ſetzen. 5) 

Das Werk der Bekl. hat drei Abteilungen. In der erſten 
werden Schrauben hergeſtellt, in der zweiten Sohlenſchoner, in der 
dritten ſogenannte Teeks. Die dritte Abteilung war bis zu den 
ſtreitigen Vorgängen die Hauptabteilung des Betriebs. In ihr 
arbeiteten die Kl., die Mitglieder des Betriebsrats der Bekl. 
waren. Die Kl., ebenſo wie die übrige Arbeiterbelegſchaft aller drei 
Abteilungen, hatten 14 tägige Kündigung. Am 9. Juli 1927 ſchlug 
die Bekl. am ſchwarzen Brett eine Bekanntmachung folgenden 
Wortlauts an: 

„Wir kündigen hiermit der geſamten Belegſchaft zu Samstag, 
den 23. Juli 1927. 

Es handelt ſich bei der Kündigung nur um eine Formſache in 
der Abſicht, ein anderes Arbeitsverhältnis bezüglich der Kündigung 
nach Ablauf der obigen Friſt herzuſtellen. Wir werden dieſerhalb 
im Lauf der nächſten Woche mit dem Betriebsrat bzw. Obmann 
desſelben verhandeln.“ 

Solche Verhandlungen fanden am 23. Juli ſtatt, ſie waren 
aber ergebnislos. Am 24. Juli ſchickte daraufhin die Bekl. der 
geſamten Arbeiterſchaft, auch den Kl., nicht aber den Angeſtellten, 
die Entlaſſungspapiere und ließ ihnen den Reſtlohn auszahlen. 

1. Die Bekl. rügt, daß der Berg. die Zuſtimmung der Be⸗ 
triebsvertretung zur Kündigung der Kl. erfordert habe, obwohl 
die Kündigung nicht zum Zweck der Entlaſſung, ſondern nur mit 
dem Ziele der Vertragsänderung erfolgt ſei. Das NULG. hat 
ſchon in dem Urt. v. 19. Mai 1928, 23/28 (RArbG. 2, 28), dar⸗ 
gelegt, daß dieſe Unterſcheidung i. S. des § 96 Betr RG. grundlos iſt. 


Die Kündigung kann eine andere Wirkung als die der recht⸗ 
lich vollkommenen Löſung des Vertrages nicht haben, weil zur 
FJortſetzung des Arbeitserhältniſſes unter neuen Bedingungen der 
Vertragswille auch des anderen gehört. Daß dieſer im bürgerlichen 
Recht anerkannte Kündigungsbegriff § 96 Betrag. nicht zugrunde 
gelegt, ſondern ein Schutz des Arbeitnehmers nur hinſichtlich ſeines 
„Arbeitsplatzes“ beſtimmt ſei, würde, wie die angeführte Entſch. 
des RArbG. dargelegt hat, mit dem Zweck des § 96 in Wider⸗ 
ſpruch ſtehen. Es iſt insbeſondere nicht haltbar, wenn die Rev. 
daraus, daß § 96 die Zuſtimmung der Betriebsvertretung auch für 
den Fall der Verſetzung in einen anderen Betrieb fordert, entnimmt, 
daß neben der Kündigung zwecks Entlaſſung die Kündigung zwecks 
Verſetzung geſtellt, alſo eine Kündigung mit anderen Zielen als 
dem der Entlaſſung grundſätzlich anerkannt und bis auf den Fall 
der Verſezung der Anwendung des § 96 Betrgch. entzogen ſei. 
Wenn 8 96 die Verſetzung in einen anderen Betrieb (des gleichen 
Arbeitgebers) nennt, ſo ſetzt er voraus, daß dieſe Verſetzung nach 
dem Arbeitsvertrag ohne Kündigung erfolgen darf und verlangt 
die Zuſtimmung der Betriebsvertretung trotzdem, um die für den 
bisherigen Betrieb begründete Amtsſtellung gegen Eingriffe zu 
ſichern. Für Fälle der Kündigung aber iſt die Zuſtimmung der 
Betriebsvertretung durchweg erforderlich, ſoweit nicht ein Fall des 
9 96 Abſ. 2 Betr. vorliegt. 

2 


3. Die Bekl. und Revͤl. hat in der Reviſionsverhandlung 
geltend gemacht, daß ſie den Betrieb zum Zwecke des Wirtſchafts⸗ 
Kampfes ſtillgelegt habe und deshalb weder die Kündigungsbeſchrän⸗ 
kungen der StillegV O. nach 8 6b dort noch das Erfordernis der 
Zuſtimmung nach 8 96 Abſ. 2 Ziff. 2 beſtünden. 

Dieſer Ausführung ſteht entgegen, daß nach der Feſtſtellung 
des Bert. die Bekl. bei der Kündigung v. 8. Juli und in der 
nächſten Folge eine Stillegung des Betriebs nicht beabſichtigt hat. 
Die Anwendung der StillegV O., die die Stillegung als von dem 
Arbeitgeber gewollte Maßnahme ins Auge faßt (RG.: JW. 1928, 
139 RArbG. 1, 257), kommt deshalb weder zu Laſten noch zu 
Gunſten der Bekl. in Anwendung. 

Die Anwendung des 8 96 Betr RG. will die Rev. mit einer in 
Schrifttum und Rſpr. verbreiteten Meinung grundſätzlich aus⸗ 
ſchließen, wenn ſie an die Betriebsvertreter verbunden mit der 
Kündigung an die Geſamtbelegſchaft zu Zwecken des Wirtſchafts⸗ 
kampfes erfolgt. Die von der Nev. hervorgehobenen techniſchen 
Schwierigkeiten der Befragung der Betriebsvertretung, wenn die 
Kündigung alle Mitglieder der Vertretung betriſſt, ſind offenbar 
durch getrennte Abſtimmungen überwindbar und beſtehen nicht 
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minder, wenn ohne Kündigung an die übrige Belegſchaft, gerade 
allen Mitgliedern der Betriebsvertretung gekündigt wird. 

Es kann aber, ohne Erſchütterung der Grundlage des Verb. 
nicht vertreten werden, daß es auch in dieſem Falle der Zuſtimmung 
nach 8 96 BerR®. nicht bedarf. 

Das gleiche gilt für die von der Bekl. in der Reviſions⸗ 
verhandlung betonte Einſtellung der Betriebsvertretung im Falle 
jedes Wirtſchaftskampfes, die eine objektive Prüfung des Antrags 
auf Zuſtimmung erſchwere oder hindere. Schon das Urt. des ArbG. 
in dieſer Sache hat die Bekl. zutreffend auf den Weg des $ 97 
Betrag. hingewieſen, der auch im Falle der Ausſperrung durchaus 
gangbar und dem Arbeitgeber zumutbar iſt. 

Ebenſowenig beſtehen durchgreifende innere Gründe dafür, die 
Geltung des § 96 BetrNG. für den Fall der Ausſperrung aus⸗ 
zuſchalten. 

Soweit die Geſamtkündigung dazu führt, daß der Betrieb 
auf längere Dauer ohne Belegſchaft bleibt, kann ungleich dem 
erörterten Stillegungsbegriff in der StillegVO. dieſe ungewollt 
durch den Wirtſchaftskampf eingetretene Tatſache des Stillegens die 
Vorausſetzung des § 96 Abf. 2 Ziff. 2 Betrag. erfüllen. Aber es 
Kann auch Geſamtentlaſſungen geben, die eine Betriebsſtillegung 
nicht mit ſich bringen, wenn nämlich die Belegſchaft gewechſelt 
wird. Wenn bei ſolchen Maßnahmen des Wirtſchaftskampfes der 
grundſätzlich gegen Kündigung geſicherte Arbeitnehmer das Los der 
übrigen Belegſchaft teilen ſoll, ſo kann das aus dem Geſichtspunkt 
der Einheit der Arbeiterſchaft im Wirtſchaftskampfe (RArbG. 1, 
171 flg.) gelten, wenn der Schutz nur als Individualſchutz der Perſon 
oder wenn er um der entlaſſenen Belegſchaft willen gegeben iſt. 

Den Zwecken des 896 Abſ. 2 Betr. wird das nicht gerecht. 
Das Betriebsratsmitglied iſt in ſeiner Stellung geſchützt, um vom 
Arbeitnehmerſtandpunkt aus, aber auch als Vertreter der „Be⸗ 
triebs⸗ und Produktionsgemeinſchaft“ (RG. 113, 78 — JW. 1928, 
1933) im Intereſſe des Betriebes ſelbſt feine geſetzlichen Vefugniſſe 
des Arbeiterſchutzes, der Mitwirkung bei der Arbeiteinrichtung, des 
Rats in der Betriebsleitung, der Hilfe gegen Betriebsgefahren nach 
Maßgabe der 88 60 ff. Betr NG. auszuüben und (§ s) in der 
Wahrnehmung dieſer Aufgaben das Geſamtintereſſe zu ſchützen. 

Mit dieſem Amtszweck iſt es nicht verträglich, in die Be⸗ 
ſtimmung des 8 96 die in ihm nicht ausgedrückte Bedingung und 
Maßgabe hineinzutragen, daß die Sicherung in allen Fällen ver⸗ 
ſagt, wo die Kündigung alle Arbeiter des Betriebs oder der Be⸗ 
triebsabteilung betrifft. 

4. Wie ſchon hervorgehoben, iſt es eine andere Frage, ob das 
durch den Wirtſchaftskampf etwa eingetretene tatſächliche Stilliegen 
des Betriebs den Tatbeſtand der Ausnahme zu 8 96 Abſ. 2 Ziff. 2 
Ber. erfüllt. 

Der Ber. meint, daß es auch nach dem 23. Juli nicht zu 
einer Betriebsſtillegung, ſondern nur zu einer vorübergehenden Be⸗ 
triebseinſchränkung gekommen ſei, da die Augeſtelltenſchaft nicht 
entlaſſen war, in den Abteilungen für Schrauben und Sohlen⸗ 
ſchoner bis zum 10. Aug. nach und nach 4 bis 5 Leute wieder an⸗ 
genommen worden ſeien und da die Eigenſchaft der Teels⸗Ab⸗ 
teilung als einer ſelbſtändigen Betriebsabteilung nicht genügend 
dargelegt ſei. Wenn, worüber die Schriftſätze und die Verhandlung 
ſich nicht verbreitet hätten, in einem gemeinſchaftlichen Yabrik- 
raum Maſchinen zur Herſtellung verſchiedener Artikel ſtünden und 
dann die Maſchinen zur Herſtellung eines beſtimmten Artikels außer 
Betrieb geſetzt würden, weil dieſer Artikel nicht mehr hergeſtellt 
werden ſolle, ſo ſei das nur Einſchränkung, nicht Stillegung des 
Betriebs, auch wenn gerade dieſer Artikel einen erheblichen Teil 

er Erzeugung ausmache. 

Es iſt der Rev. zuzugeben, daß dieſe Darlegung eine hin⸗ 
reichende Klarheit darin, was der Bert. unter einer ſelbſtändigen 
Betriebsabteilung poſitiv verſteht und weshalb er deren Merkmal 
in dem vorl. Fall verneint, nicht gibt und die Annahme eines 
Rechtsirrtums in dieſem Punkte nahelegt. 

Dennoch zwingt dieſer Mangel der Begründung zu einer Auf⸗ 
hebung des angefochtenen Urt. nicht. 

8 Nach den Feſtſtellungen des Berg. und inſoweit auch nach der 
Zarſtellung der Bekl. iſt eine Stillegung jedenfalls vor dem 
f „Juli nicht unternommen, erſt am 24. Juli haben die Arbeiter 
Ne Entlaſſungspapiere erhalten, noch danach haben Verhandlungen 

70 gefunden, hat die Bekl. Arbeiter wiederzugewinnen und durch 

Arderieren zu werben verſucht und hat allmählich auch einige 
eiter wieder angenommen. 

enn aus dieſen grundlegenden Feſtſtellungen der Vorderrichter 

das unt, daß eine Betriebsſtillegung nicht vorgelegen habe, ſo iſt 

liche Ar die erſte Zeit, in der die Vorgänge ſpielen, eine tatſäch⸗ 

insbef Aiſtellung des Inhalts, daß nach den Umſtänden jener Zeit, 

Dane den damaligen Abſichten der Bekl. mit einer längeren 

r der Arbeitsruhe in ihrem Betrieb nicht zu rechnen war. 
inter it, iſt aber der Zustand des Stillegens, mag auch die für die 
beanſt er eit aus dieſen Vorgängen gezogene Rechtsfolgerung zu 
Kr kate Een fein, für die erfte, bis zum 10. Aug. zu rechnende Zeit 

ſächlicher Begründung, für die Rev. nicht anfechtbar, verneint. 
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5. Erſt mit dem Eintritt der Stillegung konnte aber die bis 
dahin mangels Zuſtimmung der Betriebsvertretung unwirkſame 
Kündigung die 14 tägige Kündigungsfriſt in Lauf ſetzen. 

Es rechtfertigt ſich nicht, auf dieſen Fall die Grundſätze an⸗ 
zuwenden, die für den Fall, daß die Zuſtimmung der Betriebs⸗ 
vertretung der Kündigung nachfolgt oder daß das ArbG. deren Zu⸗ 
ſtimmung erſetzt, überwiegend, und auch in der Rſpr. des RArbch. 
(RArbG. 1, 151flg.) vertreten werden. Denn es handelt ſich im 
Falle des ſpäteren Einſetzens der Stillegung nicht um die bloße 
Ergänzung einer Willenserklärung durch Zuſtimmung, ſondern es 
liegt eine fachliche Anderung der Rechtslage vor, die entweder eine 
erneute Kündigung fordert oder zum mindeſten die Wirkung der 
ausgeſprochenen Kündigung und damit den Lauf der Kündigungs⸗ 
friſt erſt in dieſem Zeitpunkt, dem Beginn der Stillegung, an⸗ 
fangen läßt. 

Es hat deshalb der BerR., im Ergebnis zutreffend, verneint, 
daß den Kl. der noch allein den Gegenſtand des Rechtsſtreits bildende 
Anſpruch auf Lohn für 4 Wochen ſeit dem 23. Juli 1927 durch die 
Kündigung zum 23. Juli verlorengegangen ſei. 

(RArbG., Urt. v. 24. Okt. 1928, RAG 27/28. — Elberfeld.) [A.] 
* 


** 5. 8123 Abſ. 1 Nr. 3 GewO. Zum Begriff ber „be 
harrlichen Weigerung“. Beſteht eine Vereinbarung, wo⸗ 
nachlberſtunden innerhalb zwei Wochen abgefeiert werden 
dürfen, ſo kann der Arbeitnehmer nicht dadurch, daß er 
bis zum vorletzten Tage mit der Geltendmachung wartet, 
den Zeitpunkt des Abfeierns ſelbſt beſtimmen. ) 

Der Kl., der im Betrieb der Bekl. tätig und Mitglied des 
Betriebsrates war, hat am 11. Sept. 1927, einem Sonntage, neun 
Überſtunden geleiſtet. Am 23. Sept. trat er an feinen Meiſter heran 
mit dem Erſuchen, dieſe Überſtunden am 24. Sept. „abfeiern“ zu 
dürfen. Der Meiſter lehnte dies ab. Kl. erſchien trotzdem am 24. Sept. 
nicht zur Arbeit. Er berief ſich auf eine angebliche Betriebsverein⸗ 
barung, wonach über die tarifvertragliche Arbeitszeit von 54 Stunden 
wöchentlich hinaus geleiſtete Arbeitsſtunden in derſelben oder ſpäteſtens 
in der nächſten Woche „abzufeiern“ ſeien. Die Bekl. hat ihn friſtlos 
entlaſſen. 

Das ArbGG. hat angenommen, daß eine Betriebsvereinbarung 
des von dem Kl. behaupteten Inhalts abgeſchloſſen geweſen ſei, 
wonach Überſtunden in derſelben oder ſpäteſtens in der folgenden 
Woche abgefeiert werden wollten. Die am 11. Sept. geleiſteten Über⸗ 
ſtunden habe Kl. ſpäteſtens am 24. Sept. abfeiern können. Seinem 
Erſuchen habe die Bekl., wenn fie nicht vertragswidrig habe handeln 
wollen, ſtattgeben müſſen. Möge auch der Standpunkt der Bekl., daß 
ſie den Zeitpunkt des Abfeierns unter Berückſichtigung der Betriebs⸗ 
verhältniſſe zu beſtimmen habe, richtig ſein, ſo ſei für ihn doch hier 
kein Raum, da der 24. Sept. der letzte Tag für das Abfeiern geweſen 
ſei und Kl. es nach dieſem Zeitpunkt nicht mehr habe beanſpruchen 
können. Zur Wahrung ſeiner Rechte habe Kl. alſo auf den 24. Sept. 
beſtehen müſſen. Habe er aber ein Recht gehabt, ſo ſei er nicht un⸗ 


Zu 5. Der in der Überſchrift zur Entſch. gegebene Grundſatz 
iſt von weittragender Bedeutung. Es iſt zu wünſchen, daß er möglichſt 
bald jedem Arbeitgeber und jedem Arbeitnehmer bekannt wird. Der 
Grundſatz iſt richtig. Ebenſowenig wie es einem Arbeitnehmer zuſteht, 
zu beſtimmen, wann er ſeinen vertraglich zugeſicherten Urlaub an⸗ 
treten will, ebenſowenig kann dies Recht dann gegeben ſein, wenn der 
Arbeitnehmer Überſtunden abfeiern darf. Der einzelne Arbeitnehmer 
kann nicht überſehen, wann ſein Fehlen am wenigſten ſtört, ganz 
abgeſehen davon, daß ein gleichzeitiges Fehlen mehrerer den Betrieb 
lahmlegen kann. Die Betriebsverbundenheit erfordert die Bevorzugung 
des Betriebsintereſſes. Da es ſich um einen Anſpruch des Arbeit⸗ 
nehmers handelt und der Arbeitgeber nicht wiſſen kann, ob der 
Arbeitnehmer abfeiern will, iſt es Sache des letzteren, ſeinen Anſpruch 
rechtzeitig geltend zu machen. Wartet er daher bis zum vorletzten 
Tage, ſo läuft er Gefahr, ſeinen Anſpruch nicht verwirklichen zu 
können. Ob das Ermeſſen des Arbeitgebers überprüfbar iſt, dazu hat 
das RArbG. ohne Veranlaſſung keine Stellung genommen. Dieſe 
Frage wird zu bejahen fein. Praktiſch wird fie allerdings nur bei 
Kleineren Betrieben werden, wo der Arbeitnehmer einen gewiſſen 
Überblick haben kann. 

Im übrigen hält ſich die Entſch. an die bisher zum Begriff 
der beharrlichen Arbeitsverweigerung vom NG. und RArbG. ent⸗ 
wickelten Grundsätze. Schon 1881 (Reger 1, 368) hat ſich das RG. 
auf den Standpunkt geſtellt, daß eine ausdrückliche Weigerung 
nicht erforderlich ſei. Entzieht ſich der Arbeitnehmer der Wiederholung 
des Befehls dadurch, daß er nicht erſcheint, ſo iſt auch dann der Tat⸗ 
beſtand des 8123 Ziff. 3 GewO. erfüllt. Hieran hält das RArbch. 
feſt. Daß es hierbei an Mitglieder des Betriebsrats beſondere An⸗ 
forderungen ſtellt, iſt nur zu billigen. Zu der Frage, ob ein entſchuld⸗ 
barer Irrtum den Tatbeſtand des 8 123 Ziff. 3 ausſchließt, nimmt 
das RAS. nicht Stellung, da es im Gegenſatz zum LArbG. (tat⸗ 
ſächliche Feſtſtellung!) die tatſächlichen Vorausſetzungen verneint. 

RA. Dr. Harmſen, Hamburg. 
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befugt ferngeblieben. Auch wenn die Vereinbarung nicht beſtanden 
habe, ſei für die Auwendung des 8123 RGewoO. kein Raum. Denn 
der Betriebsratsvorſitzende habe ſeinerzeit in der Sitzung des Betriebs⸗ 
rates mitgeteilt, eine ſolche Vereinbarung ſei getroffen worden. Selbſt 
wenn dieſe Mitteilung unzutreffend geweſen ſein ſollte, habe der Kl. 
der Überzeugung fein müſſen, er habe ein Recht, abzufeiern. Dann 
habe ihm aber das Bewußtſein gefehlt, daß er unbefugt von der 
Arbeit fernbleibe. 

Das LArbcg. hält die genannte Vereinbarung durch die Beweis⸗ 
aufnahme nicht für erwieſen. Es ſei aber anzunehmen, daß der Kl. 
auf Grund der Mitteilung des Betriebsratsvorſitzenden ſubjektiv an 
ſein Recht, abzufeiern, geglaubt habe. Bei dem im Vertragsrecht 
herrſchenden Verſchuldungsprinzip könne man nicht den Satz aufitelfen, 
daß der, der ſich objektiv der Arbeitsverweigerung ſchuldig gemacht 
habe, ohne Rückſicht auf ſeine ſubjektive Auffaſſung die Folgen zu 
tragen habe. Es könne aber nicht jeder, ſondern nur ein entſchuldbarer 
Irrtum die friſtloſe Entlaſſung ausſchließen. Hierbei ſei auch noch 
zu fragen, ob die Entſchuldbarkeit dem Arbeitgeber erkennbar ſein 
müſſe. Für den vorliegenden Fall komme es jedoch hierauf nicht an, 
da der Arbeitgeber habe erkennen Können, worauf der Irrtum des 
Kl. beruht habe, und daß das Mißverſtändnis möglich und entſchuld⸗ 
bar geweſen ſei. Bekl. habe alfo nicht ſofort mit der friſtloſen Ent⸗ 
laſſung einzugreifen brauchen, ſie habe den Kl. dieſes eine Mal feiern 
laſſen und im übrigen für die Klarſtellung der Frage Sorge tragen ſollen. 

Der Auffaſſung der Vorinſtanzen konnte das RArbG. nicht bei⸗ 
treten, da ſie der Sachlage nach keiner Richtung hin gerecht werden. 

Die ſofortige Entlaſſung des Kl. iſt auf Grund des 8123 Abſ. 1 
Nr. 3 AGewd. erfolgt, und es war zunächſt zu prüfen, ob der Kl. 
ſich i. S. dieſer Vorſchrift beharrlich geweigert hat, den nach dem 
Arbeitsvertrage ihm obliegenden Verpflichtungen nachzukommen. Dieſe 
Frage iſt zu bejahen. 

Am 23. Sept. trat der Kl. an ſeinen Meiſter heran mit dem 
Erſuchen, die am 11. Sept. verfahrene Überſchicht am folgenden Tage, 
dem 24. Sept., abfeiern zu dürfen. Der hierfür zuftändige Meifter 
lehnte dieſes Anſuchen ab. Damit hielt er ſich in den Grenzen ſeiner 
Zuſtändigkeit, mutete auch dem Kl. nichts zu, wonach er nach dem 
Arbeitsvertrage nicht verpflichtet geweſen wäre. Trotzdem feierte der 
Kl. am folgenden Tage. Damit hat er ſeine Weigerung, den ihm nach 
dem Arbeitsvertrage obliegenden Verpflichtungen, nämlich zur Arbeit 
zu erſcheinen und den Anordnungen der Betriebsleitung Folge zu 
leiſten, klar zum Ausdrucke gebracht. Seine Weigerung war auch als 
eine beharrliche zu erachten, wenngleich es ſich nur um einen ein⸗ 
maligen Vorgang handelte. Denn er iſt entgegen dem ausdrücklichen 
Verbote des Meiſters am nächſten Tage von der Arbeit ferngeblieben 
und hat hiermit ſeine Willensrichtung dahin zu erkennen gegeben, 
daß er auf ſeinem Standpunkte, der Weiſung des Meiſters nicht zu 
folgen, beſtehen bleiben wollte. In einer derartigen Willensäußerung 
und ihrer Durchführung trotz enkſprechender Anordnung des Meiſters 
liegt aber eine beharrliche Weigerung (R ArbG. 1, 35; RG. III 468/25 
v. 19. Okt. 1926). In dieſen Entſch. iſt auch weiter ausgeführt, daß 
der Einzelarbeiter ſich den Weiſungen der Betriebsleitung zu fügen 
hat und daß es mit dem reibungslosen Fortgange eines Betriebes 
nicht zu vereinbaren iſt, daß jeder Arbeitnehmer nach ſeinem Willen 
handelt und ihn gegenüber den gegebenen Anordnungen durchſetzt und 
fo die Disziplin, die nun einmal in einem Betriebe herrſchen muß, 
und mit ihr den Gang des Betriebes in Frage ſtellt. Dieſe an ſich 
ſelbſtverſtändliche Auffaſſung muß vor allem bei einem Mitgliede des 
Betriebsrates vorhanden ſein, zu deſſen Pflichten es mit gehört, ſich 
für einen ordnungsmäßigen Gang des Betriebes einzuſetzen. So war 
es auch im vorliegenden Falle durchaus unzuläſſig, daß der Kl. gegen 
den ausgeſprochenen Widerſpruch des Meiſters ſelbſt beſtimmte, wann 
er abfeiern wolle, und daß er ohne Rückſicht darauf, ob dies den Fort⸗ 
gang des Betriebes ſtörte oder nicht, ſeinen Willen durchſetzte. Ein 
derartiges Verhalten brauchte die Betriebsleitung nicht zu dulden: 
wenn ſie den Kl. daraufhin friſtlos entließ, war ſie hierzu berechtigt. 
Ein Irrtum des Kl. über ſeine Obliegenheiten aus dem Arbeits⸗ 
vertrage, über die Zuſtändigkeit des Meiſters und über feine Verpflich⸗ 
tung, deſſen Anordnung Folge zu leiſten und am nächſten Tage zur 
Arbeit zu erſcheinen, kommt nicht in Frage. Daß ein ſolcher auf 
ſeiner Seite vorliege, hat er nicht einmal behauptet. 

Auf das Beſtehen oder Nichtbeſtehen einer Betriebsvereinbarung 
des von dem Kl. behaupteten Inhaltes und ſeinen Glauben an ihren 
Beſtand kommt es hiernach überhaupt nicht an. Im übrigen be⸗ 
urteilen die Vorinſtanzen auch in dieſer Hinſicht die Sachlage nicht 
richtig. Wenn ſie beſtanden hätte, hätte der Kl. einen Anſpruch darauf 
gehabt, die verfahrene Überſchicht in den auf den 11. Sept. folgenden 
zwei Wochen abzufeiern. Den Tag, an dem er abfeiern ſollte, hatte 
aber nicht er zu beſtimmen, ſondern die Betriebsleitung, ihren An⸗ 
ordnungen war er auch in dieſer Hinſicht unterſtellt. Dann war es 
aber — worauf die Vorinſtanzen in keiner Weiſe eingegangen find — 
ſeine Sache, rechtzeitig ſeinen Anſpruch geltend zu machen, nicht aber 
bis zum vorletzten Tage zu warten und auf dieſe Art zu verſuchen, 
den Tag des Abfeierns ſelbſt zu beſtimmen. Hätte ſich der Kl. recht⸗ 
zeitig mit der Betriebsleitung ins Benehmen geſetzt, ſo hätte ſich 
innerhalb der zweiwöchigen Friſt auch eine Klärung betreffs des Be⸗ 

ſtehens oder Nichtbeſtehens der Betriebsvereinbarung herbeiführen laſſen. 


Wenn er, ohne nach dieſer Richtung einen Schritt zu tun, eigen⸗ 
mächtig vorging, handelte er auf eigene Gefahr und hatte die Folgen 
zu tragen. 
(RArbG., Urk v. 3. Nov. 1928, RAG 161, 162/28. — Hamburg.) 
A.] 


* 


6. § 2 Tar. VO v. 23. Dez. 1918. Auslegung der Allge- 
meinverbindlicherklärung. Räumlicher Geltungsbereich. f) 

Die Parteien ſtreiten darüber, ob die Allgemeinverbindlich⸗ 
erklärung des im Tatbeſtand bezeichneten Tar Vertr. ſich auf G., den Ort 
der Niederlaſſung der Bekl., erſtreckt. Das Arb®. bejaht dies, während 
es das LArbG. verneint. Richtig iſt, daß unter den Ortſchaften, 
welche zur Kennzeichnung des räumlichen Geltungsbereichs der 
Allgemeinverbindlicherklärung in dieſer aufgeführt werden, G. nicht 
erwähnt iſt. Dies allein iſt jedoch für die Beantwortung der ſtrei⸗ 
tigen Frage nicht entſcheidend. Bei der Auslegung der Verbindlich⸗ 
erklärung hat zwar nur der darin zum Ausdruck gelangte und für 
die nicht den Tarifverbänden angehörigen Perſouen, die Außen⸗ 
ſeiter, erkennbare Wille den Ausſchlag zu geben (R ArbGG. 1, 348 
u. 349 )). Allein die Erklärung hebt, bei der Bezeichnung des von 
ihr betroffenen Tar Vertr. ausdrücklich das einen Beſtandteil des 
letzteren bildende Orts klaſſen verzeichnis hervor und weiſt 
damit die Außenſeiter darauf hin, bei der Bildung ihres Urteils über 
die räumliche Tragweite der Erklärung auch dieſes in Erwägung 
zu ziehen. Dem Verzeichnis wohnt nun innerhalb des Tar Vertr. 
die Bedeutung inne, daß es den in § 1 angegebenen Vertrags⸗ 
bereich ergänzt und vervollſtändigt. Der § 1 umſchreibt — ab⸗ 
geſehen von einer hier nicht in Betracht kommenden Abweichung 
— das Geltungsgebiet des TarVertr. in derſelben Weiſe, wie die 
Allgemeinverbindlicherklärung deren Geltungsgebiet abſteckt. Zu 
dem § 1 kommen indeſſen die 88 3 u. 4 Tar Vertr. ergänzend hin⸗ 
zu. Der 8 3 beſtimmt, daß unter Rückſichtnahme auf die Unter⸗ 
ſchiede der wirtſchaftlichen Verhältniſſe innerhalb des räum⸗ 
lichen Geltungsbereichs ſowie auf die ſeitherige gewerbliche 
und induſtrielle Entwicklung fünf Ortsklaſſen zu bilden ſind, die in 
dem zum Beſtandteil des Vertrags erklärten Verzeichnis aufgeführt 
werden ſollen. Der 8 4 beſagt, daß Vor⸗ und Nachbarorte der 
Städte, ſoweit ſie durch die Klaſſeneinteilung nicht erfaßt werden, 
mit in die gleiche Ortsklaſſe fallen. Dieſe Beſtimmungen dienen 
in ihrer Geſamtheit und in ihrem Zuſammenhang der Abgrenzung 
des Wirkungsbereichs des Tar Vertr. Es wäre unverſtändlich, wenn 


Zu 6. Die Entſch. bietet nur in der Methode der Aus⸗ 
legung eines TarVertr. und ſeiner Allgemeinverbindlicherklärung 
durch den RArbM. (Tar VO. v. 23. Dez. 1918 i. d. Faſſ. v. 1. März 
1928, § 2 i. Verb. m. VO. v. 8. Aug. 1927) allgemeineres Inter⸗ 
eſſe. Jeder TarVertr. hat, wie in perſönlicher, zeitlicher und beruf⸗ 
licher, ſo auch in räumlicher Hinſicht ſeinen Geltungsbereich. Da 
die Allgemeinverbindlicherklärung eines TarVertr. nur ſeinen per⸗ 
ſönlichen Geltungsbereich über die Mitglieder der Tarifparteien hin⸗ 
aus auf die nicht organiſierten Berufsangehörigen („Außenſeiter“) 
erſtreckt, ſo iſt insbeſ. der räumliche Geltungsbereich des TarVertr. 
auch für dieſe Außenſeiter maßgebend, fälls er nicht in der Erklärung 
des R Arbe. beſchränkt ift; eine Erweiterung wäre unzuläſſig und 
unwirkſam (allg. M., abw. wohl nur LG. Lübeck: JW. 1924, 
863 51). Hier decken ſich im weſentlichen die räumlichen Geltungs⸗ 
bereiche des TarvVertr. und ſeiner allgemeinen Verbindlichkeit. 
Streitig iſt nur, ob der Ort G. räumlich erfaßt iſt. Mit Recht 
wirft das RArbch. im Einklang mit feiner zitierten früheren Entſch. 
die Frage i. S. § 133 BGB. micht auf, ob die Einbeziehung des 
Ortes G. dem Willen der Tarifkontrahenten und insbeſ. des 
NArbM. entſpricht. Die Allgemein verbindlicherklärung 
iſt ein ſtaatlicher Hoheitsakt des RArbM. Kraft geſetzlicher. Delegation 
(Rechtsd., vgl. Kaskel, ArbR., 3. Aufl., S. 45) und unterliegt 
in ihrer Auslegung den gleichen Grundſätzen wie jede Geſetzesnorm. 
Nur der aus dem Wortlaut erſichtliche, alſo der erklärte, und den 
Adreſſaten (Außenſeitern) aus dem Wortlaut verſtändliche Hoheits⸗ 
wille, im Zweifel der verſtändige, aus Wortlaut, Entſtehung und 
Zweck zu ermittelnde Sinn iſt maßgebend. Nicht anders iſt es 
— wie ich an anderer Stelle (Hafenarbeitsrecht für Hamburg uſw., 
S. 21 ff.) näher ausgeführt habe — bei der (normativen) 
Tarifſatzung. Die Tarifnormen einſchließlich der Beſtimmungen 
über ihren Geltungsbereich dienen nicht unmittelbar den Rechts⸗ 
beziehungen der Tarifkontrahenten, für die ſie nur eine ſekundäre 
(obligatorische) Funktion hinſichtlich der Durchführungs⸗ und Frie⸗ 
denspflicht haben. Sie bilden vielmehr in ihrer tatſächlichen Bedeutung 
eines „Berufsgeſetzes“ eine ſelbſtändige (normative) Rechtsquelle, 
die ebenſo wie die Geſetzesnorm von den Abſichten und Wünſchen 
ihres geiſtigen Urhebers gelöſt, nur durch ſich wirken ſoll, „gehalten 
durch eigene Kraft und Schwere, erfüllt von eigenem Sein“. Der 
nicht ſchriftlich erklärte Wille der Tarifkontrahenten kann alſo für 
die tarifliche Wirkung zumal auf die Außenſeiter niemals ent⸗ 
ſcheiden. — Für die Frage der räumlichen Erfaſſung des Ortes G. 


1) JW. 1928, 1667, 
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die Tarifvertragsparteien in das einen weſentlichen Teil des Ver⸗ 
trags bildende Ortsklaſſenverzeichnis Ortſchaften aufgenommen hätten, 
die nach ihren Vertragsabſichten von dem Geltungsbereich der 
tariflichen Beſtimmungen hätten ausgenommen ſein ſollen. In dem 
Verzeichnis iſt nun an Stelle des in § 1 allein aufgeführten „Sieg⸗ 
burg“ „Siegburg mit Hennef“ genannt. G. liegt aber, wie das 
Abb. feſtſtellt, und wie im Berufungsverfahren auch nicht mehr 
ſtreitig geweſen iſt, ſo nahe bei Hennef, daß beide Orte zuſammen⸗ 
gewachſen erſcheinen. Indem daher die Allgemeinverbindlichkeits⸗ 
erklärung ihren Geltungsbereich in weſentlicher Übereinſtimmung 
mit $1 TarVertr. angibt, zugleich aber auf das Ortsklaſſenver⸗ 
zeichnis und damit wieder auf den mit dieſem zuſammengehörigen 
$ 4 verweiſt, gibt fie in hinreichend deutlicher, für die Außenſeiter 
verſtändlicher Weiſe zu erkennen, daß ſie ihr Geltungsgebiet, über⸗ 
einſtimmend mit dem Geltungsbereich des TarVertr. regeln, alſo 
auch G. in dieſes Gebiet einbeziehen will. 
(RArb ch., Urt. v. 5. Juni 1929, RAG 634/28. — Köln.) O.] 
* 


7. 82. TarBD. Bei der Beſtimmung der „Art ber 
Arbeit“ ift die Art des Betriebes, insbeſondere fein Wirt- 
ſchaftsziel zur Beurteilung heranzuziehen. Dabei iſt die 
Arbeitsleiſtung von Gefangenen, deren Leiſtung Arbeits- 
vertragen nicht zugrunde liegen, nicht zu berückſichtigen. 
Eine inhaltliche Erweiterung des Tarifvertrages ſteht dem 
Reichsarbeitsminiſter nicht zu. f) 

Die Frage, ob das Arbeitsverhältnis der Kl. durch die All⸗ 
gemeinverbindlichkeit des Druckereitarifs auf Grund des 82 
Taro. nach der „Art der Arbeit“ unter den TarVertr. falle, be⸗ 
handelt der BerR. von der Grundlage aus, auf der auch die Entſch. 
des RArbGG. v. 22. Febr. 1928: RArbG. 1, 203; BenshSamml. 
II, 99 aufbaut. Es iſt daran feſtzuhalten, daß bei Beſtimmung der 
Art der Arbeit auch die Art des Betriebes, in dem die Arbeit ge⸗ 
leiſtet wird, insbeſ. fein Wirtſchaftsziel, zur Beurteilung heran- 
zuziehen iſt. Nur dieſe Anſchauung des Arbeitsverhältniſſes von 
beiden Seiten aus kann die Eignung zur gleichen tariflichen Be⸗ 
handlung ſachgemäß würdigen. 

Bei der Allgemeinverbindlichkeitserklärung iſt der Bereich der 
Rechtſetzung des RArbM. die Ausdehnung des Geltungsbreiſes 
von den Tarifbeteiligten auf die Außenſeiter. Eine inhaltliche Er⸗ 
weiterung des TarVertr. ſteht ihm nicht zu. 

In dem Tardertr. für Hilfsarbeiter in Buchdruckbetrieben v. 
30. März 1927 find auch die Buchdruckereiabteilungen der buch⸗ 
druckfremden Betriebe, alſo Nichttarifbeteiligter, dem TarVertr. 
unterworfen worden. y 

Daß die Tarifvereinbarung vor der Erklärung der Allgemein» 
berbindlichkeit inſoweit wirkungslos war, liegt zutage. Für die 
Einwirkung der Allgemeinverbindlichkeitserklärung auf den Rechts⸗ 
ſtand wird aber die erörterte Frage nach dem Begriff „Art der 
Arbeit“ entſcheidend. 

Iſt bei dieſer Beſtimmung auch die Art des Betriebs, in dem 
die Arbeit geleiſtet wird, weſentlich, ſo dienen die Feſtſetzungen der 
Tarifparteien hinſichtlich des Geltungsbereichs (Buchdruckereiabtei⸗ 
lungen fremder Betriebe) gleichzeitig der Umſchreibung der „Art 
der Arbeit“. Tritt zu dieſer Grundlage die Anordnung der All⸗ 
kommt es alſo, da die Allgemeinverbindlicherklärung Keine un⸗ 
mittelbare Antwort gibt, lediglich für die Feſtſtellung des räum⸗ 
lichen Tarifbereichs aus den vorliegenden Beſtimmungen 
des TarVertr. an. Hier fehlt es an Klarheit über den Geſamtinhalt 
des grundlegenden $ 1 Tar Vertr. Wenn dort das Tarifgebiet durch 
einzelne Ortſchaften geſchloſſen abgegrenzt ſein ſollte, ſo könnte dem 
Urteil nicht ohne weiteres beigepflichtet werden. Denn dann will 
8 4 doch offenbar nicht den räumlichen Geltungsbereich erweiternd 
beſtimmen, ſondern nur innerhalb des durch $ 1 gezogenen Tarif⸗ 
gebiets die Ortsklaſſeneinteilung durch gehaltliche Gleichſtellung 
benachbarter, im Verzeichnis nicht ausdrücklich aufgeführter Orte 
1. Pröen. Es hätte dann einer Prüfung bedurft, ob der Ort G. 
a 8 1. TarVertr. wegen feiner „Verwachſung“ mit dem Ort H. 
börich dieſem und ſo gemäß Ortsklaſſenverzeichnis als zu S. ge⸗ 
= ig, alſo als räumlich erfaßt zu erachten wäre. Anſcheinend aber iſt 
ichaft 1 er räumliche Geltungsbereich auf einzeln aufgeführte Ort⸗ 
tariflich gleichſam ſporadiſch erſtreckt — eine nicht gerade übliche 
Rama Maßnahme. Unter dieſer Vorausſetzung iſt allerdings dem 
Ortsklas auch im Ergebnis zuzuſtimmen, da der Ort G. dem im 
er aſſenverzeichnis aufgeführten, alſo tariflich erfaßten Ort H. 
in 8 t und gem. 8 4 tariflich zu H. zu rechnen iſt und daher 
2 räumlichen Geltungsbereich fällt. 

Richter Dr. Jaeriſch, Hamburg. 


„u e die Entſch. bedeutet einen erfreulichen Fortſchritt für 
die Behandlung einer in jedem praktiſchen Einzelfall überaus ſchwierig 
zu ern Frag 
brünglich hat Kaskel (Arbeitsrecht, 86 III A 2b 
u 3. Aufl.. S. 33) für § 2 Abſ. 1 Saß 2 TarVO. eindeutig 
e Anſicht vertreten, „Arbeitsverträge, die nach der Art der 
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5 gemeinverbindlichkeit hinzu, ſo wird das, was der Feſtſetzung bisher 


fehlte, die Befugnis für die verbandsfremden Abteilungen ab⸗ 
zuſchließen, dem Geſetze gemäß erſetzt, und der Fachkreis, den die 
Vereinbarung erfaſſen wollte, aber mangels Verbandsrechts nicht 
konnte, wirkſam feſtgelegt, weil er gleichzeitig die Arbeit, die tarif⸗ 
lich geregelt wird, umſchreibt. 

Die Erſtreckung des TarVertr. v. 30. März 1927 auf die 
Kl. iſt alſo gültig, wenn die Druckereieinrichtung, in der ſie bei 
der Bekl. beſchäftigt waren, als Buchdruckereiabteilung i. S. des 
allgemeinverbindlichen TarVertr. aufzufaſſen iſt. Die Reviſions⸗ 
rüge, daß der Vorderrichter bei ſeiner verneinenden Stellungnahme 
den Begriff der Buchdruckereiabteilung i. S. des TarVertr. vers 
kannt habe, iſt aber unbegründet. Die Ausführungen des BerR., 
daß bei der Vermiſchung der Arbeitsverrichtungen der Tüten⸗ 
fabrikation und der Buchdruckerei nicht davon geſprochen werden 
könne, daß im Betriebe der Bekl. eine geſonderte, ſelbſtändige 
Buchdruckereiabteilung vorliege, befindet ſich durchaus im Einklang 
mit dem Urt. des RArbcch. (RArbc̃. 1, 203). Ein Anlaß, von der 
dort ausgeſprochenen Auffaſſung abzugehen, wird durch die Aus⸗ 
führungen der Rev., daß die Druckereiarbeit im geſamten Betrieb 
im Vergleich zur Tütenfabrikation überwiegend ſei, nicht gegeben. 

Es zwingt aber dieſe Darlegung, ſoweit ſie nicht die Tatſachen⸗ 
feſtſtellung bemängelt und für den RevR. unbeachtlich iſt, zur Nach⸗ 
prüfung, ob der Vorderrichter in zutreffenden Rechtserwägungen 
angenommen hat, daß der Betrieb der Bekl. im Ganzen über⸗ 
wiegend und entſcheidend der Tütenfabrikation diene. Das LArbch. 
hat dieſe Feſtſtellung auf der Grundlage getroffen, daß höchſtens 
10% der Produktion mit Firmenaufdrucken verſehen würde. Da⸗ 
bei iſt zu beachten, daß nach der Feſtſtellung des Bert. von dieſer 
Geſamterzeugung an Tüten der größere Teil durch Gefangenen⸗ 
arbeit außerhalb des Betriebs hergeſtellt wird. 

Auch abgeſehen davon, daß dieſer große Teil der Erzeugung 
dem Betriebe als ſolchem nicht angehört, ſind Bedenken dagegen 
zu erheben, daß bei der Abwägung, welchem Fach ein Betrieb 
tarifrechtlich zuzurechnen iſt, die Arbeitsleiſtung von Gefangenen 
berückſichtigt wird, deren Leiſtung Arbeitsverträge mit der Bekl. 
nicht zugrunde liegen. 

Muß die Gefangenenarbeit deshalb bei der Abwägung aus⸗ 
ſcheiden, ſo könnte zweifelhaft werden, ob bei der Vergleichung der 
maſchinellen Einrichtung für Tütenfabrikation und für Druckerei 
ſowie der bei dieſem und jenem Arbeitsvorgang verwendeten 
Arbeitskräfte und Arbeitszeit das quantitative Übergewicht, das 
der BerR. für entſcheidend hält, wirklich innerhalb des Betriebs 
der Tütenfabrikation zukommt. 

Dennoch iſt das Ergebnis des Vorderrichters zu billigen, weil 
die Bedruckung der Tüten, mag fie auch der größere Arbeits⸗ 
vorgang im Betriebe ſein, doch im Wirtſchaftszweck der Selb⸗ 
ſtändigkeit entbehrt und nur ein Werkgang zur Fertigung des Ge⸗ 
ſamtprodukts des Betriebsganzen, der Tüten und Beutel, it. 

Somit iſt, wenn auch nicht im quantitativen Sinn der Be⸗ 
gründung des Vorderrichters, ſo doch im Wirtſchaftsſinn die Tüten⸗ 
fabrikation das den Betrieb allein beherrſchende und für die 
Frage der Fachlichkeit i. S. von § 2 TarVO. entſcheidende Mo⸗ 
ment; das um fo mehr, als auch die Ausführung des Druckens, 
alſo die Arbeitsverrichtung, nicht den Qualitätsanforderungen des 


Arbeit unter den Ta Vertr. fallen“, ſeien nur ſolche — aber 
auch alle ſolchen —, wo die Tätigkeit des Arbeitnehmers ſachlich 
dieſelbe ſei wie die im tarifierten Gewerbezweig. Jeder Drucker in 
irgendeiner Fabrik hätte danach dem Geltungsbereich des all⸗ 
gemeinverbindlichen Buchdruckertarifs unterlegen — jeder Fabrik⸗ 
maurer dem Baubetrieb uſw. Ahnlich noch (unter zuſtimmender 
Begutachtung durch Hueck) LG. Berlin v. 15. März 1923: JW. 
1924, 10573. Das ANALOG. hat von vornherein die Anſicht ver⸗ 
treten, daß die „Art der Arbeit“ auch durch die Art des Betriebes 
beſtimmt werde. Die vorliegende Entſch. unterbaut dieſe Begriffs⸗ 
beſtimmung wiederum weiter und in dankenswerter Weiſe, indem 
ſie darauf abſtellt, was im „Wirtſchaftsſinn das den Betrieb allein 
beherrſchende ... Moment“ ſei. 

Nur hierauf — d. h. auf die wirtſchaftliche und ſoziologiſche 
Funktion der Arbeit —, nicht auf ihren techniſchen Charakter 
Kommt es alſo an, wenn die „Art der Arbeit“ im Sinne der Tar VO. 
beſtimmt werden ſoll. 

An dieſem Geſichtspunkt wird nunmehr unbedingt feſtzuhalten 
ſein, obſchon es zweifelhaft ſein mag, ob die Auslegung dem ur⸗ 
ſprünglichen Sinn des Geſetzes gerecht wird. 

Nicht recht verſtändlich iſt die ſcharfe Wendung des Urteils 
dagegen, daß Arbeitsleiſtung von Gefangenen bei der Prüfung der 
tarifrechtlichen Zugehörigkeit von Betrieben berückſichtigt werden 
könne. Gerade wenn der wirtſchaftliche Zweck und Sinn des Be⸗ 
triebs feſtgeſtellt werden ſoll, muß es gleichgültig ſein, ob Ge⸗ 
fangene oder freie Arbeiter an den Maſchinen ſtehen. 

Daß die Gefangenen ſelbſt nicht unter Tarif fallen, iſt eine 
andere Frage. Aber gerade die „Fachlichkeit“ des Betriebes bleibt 
hiervon völlig unberührt. 

ArbGDir. Dr. Hannes Kaufmann, Hamburg. 
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Buchdruckens im allgemeinen folgt, ſondern ſich lediglich dem 
Zweck der Tütenfabrikation anpaßt. 

Die Ablehnung des BerR., den Tarertr. für das Hilfs⸗ 
perjonal im Buchdruckgewerbe auf das Rechtsverhältnis der Kl. 
zu erſtrecken, erweiſt ſich deshalb als begründet. 


(Relr b., Urt. v. 19. Sept. 1928, RAG 71/28. — Chemnitz.) [A.] 
x 


S. 8 2 Ziff. 2 ArbGG. Trägerkolonnen im Hafen 
verrichten in der Regel unſelbſtändige Arbeit. Tarif⸗ 
vereinbarungen, die vor dem Inkrafttreten der Tar VO. 
abgeſchloſſen ſind, binden die Mitglieder der Tarif⸗ 
Garteien nur im Rahmen einer von ihnen erteilten Voll- 
macht. Rechtsverhältnis der Träger zu dem Händlerverein 
und feinen Mitgliedern. }) 


Die Kl. ſind Getreideträger im Königsberger Hafen. Die bell. 
Handelsfirma gehört dem eingetragenen Verein der Königsberger 
Handler mit Getreide, Saaten, Futter⸗, Düngemitteln und Mühlen⸗ 
fabrikaten an. Dieſer Verein hat ein „Trägeramt“ Gmbh. errichtet, 
zu deſſen Aufgabe die Bearbeitung der Beziehungen der Königsberger 
Getreidetrager mit den Mitgliedern des genannten Vereins gehört. 

Die bekl. Firma gehört dieſem Getreidehändlerverein aır, 

Die Kl. erheben Anſprüche gegen ſie, weil ſie am 16. Dez. 1927 
aus dem Dampfer „F.“ deſſen Maisladung hat löſchen laſſen, ohne 
Königsberger Träger damit zu beauftragen. 

Da die aus den Kl. beſtehende Arbeitskolonne, wie ſie behaupten, 
unter den Königsberger Trägern an der Reihe geweſen wäre, dieſe 
Entladung zu bearbeiten, verlangten ſie den entgangenen Arbeits⸗ 
verdienſt und haben auf Zahlung von 392 AM Klage erhoben 

Die Vorinſtanzen haben die Klage abgewieſen. Die Rev. der 
Kl. hatte Erſolg. 

Die Kl. gehen nicht von einem Vertrag aus, der auf Arbeits⸗ 
leiſtung gerichtet geweſen iſt, ſondern fie machen die Bell. verant⸗ 
wortlich, weil ſie ihnen vertragswidrig eine Arbeit nicht über⸗ 
tragen habe. Für die Frage der Zuſtändigkeit der ArbG. kann in 
Betracht kommen, ob nach den Behauptungen der Kl. 1. ſie wie alle 
Königsberger Träger in einem beiderſeitig gemeinſchaftlichen Arbeits⸗ 
verhältnis zu den Firmen des Vereins der Königsberger Getreide⸗ 
händler ſtehen, oder ob 2. die Königsberger Getreidehändler entweder 
in ihrer Geſamtheit oder die nach dem Turnus jeweils in den Vorder⸗ 
grund tretende Arbeitskolonne dieſen Getreidefirmen als ſelbſtändige 
Eigengruppen gegenüberſtehen, ſo daß die der Trägerarbeit bedürftige 
Firma die Beladung oder Löſchung durch immer beſonderen Vertrag, 
wenn auch nach typiſchen Bedingungen vergibt. 

Kann für die erſte Annahme das Vorliegen eines Arbeits⸗ 
verhältniſſes als Grund der Klage nicht zweifelhaft ſein, ſo könnte 


Zu 8. Das Urteil iſt rechtlich in mehrfacher Hinſicht und vor 
allem rechtstatſächlich von Intereſſe 

1. In der Zuſtändigkeitsprüfung befolgt das NAHE. 
ſeinen bisher gegen zahlreiche Entſcheidungen der Untergerichte ein⸗ 
gehaltenen Grundſatz (vgl. RArbG. 2, 121; BenshSamml. 2, 113; 
3, 90; 5, 354; 6, 43), daß die Richtigkeit (oder Erweislichkeit) des 
tatſächlichen Klagvorbringens zu unterſtellen und nur die Richtigkeit 
der rechtlichen Würdigung dieſes tatſächlichen Vorbringens im Hinblick 
auf die Zuſtändigkeit zu erörtern iſt. Es iſt dies ein Grundſatz, der 
für die entſprechende Frage der ſachlichen Zuſtändigkeit und Zuläſſig⸗ 
keit des Rechtsweges im ordentlichen Verfahren vom RG. jetzt zwar 
befolgt (vgl. RG. 105, 39; 93, 255 = JW. 1918, 616), von der 
herrſchenden Literatur aber mit guten Gründen abgelehnt wird (vgl. 
Stein- Jonas, ZPO. Vorbem. V vor $12 mit näheren Lit.- und 
Jud.⸗Ang. in Nr. 20 gegen Nr. 19, abw. Sydow⸗Buſch, PO. 
Vorbem. Abs. 7 vor 8 12 i. Verb. m. 8 274 Anm. 3), auch für die 
arbeitsgerichtliche Zuſtändigkeit nicht unſtreitig iſt (ogl. Bau m⸗ 
bach, ArbcßG. $2 Anm. 11 c), jedoch aus dem Sinn des 8 2 Nr. 2 
Arb hG. in verſtändiger Auslegung abzuleiten fein dürfte (ſonſt 
müßte Ronfequent z. B. eine Urlaubsklage wegen Unzuſtändigkeit 
des ArbchG. und nicht zur Sache abgewieſen werden, wenn ein 
Arbeitsverhältnis zu verneinen ift). Somit wird mit Recht zunächſt 
erwogen, ob ein Arbeitsvertrag oder ein ebenfalls für die Arbeits⸗ 
gerichtsbarkeit genügender Arbeits vor vertrag (§ 2 Nr. 2 ArbGGG., 
allg. M.) von den Kl. ſchlüſſig behauptet iſt, gleich ob der Arbeits⸗ 
vorvertrag zwiſchen den Prozeßparteien oder zwiſchen Dritten (den 
geſamten Königsberger Getreideträgern und dem Trägeramt Gmbh.) 
zugunſten der Kl., zu Laſten der Bekl., abgeſchloſſen iſt (vgl. Fla⸗ 
tow⸗Joachim, ArbcßG. 8 2 Anm. 20). Die Zuſtändigkeit wäre 
ſelbſt dann zu bejahen, wenn die Vorvertragsparteien mangels 
Organiſation oder Vollmacht nicht vertragsfähig oder legitimiert wären 
und es ſomit offenſichtlich an einem wirkſamen Arbeitsvorvertrag 
fehlt. Dem RArbG. iſt nun zwar darin beizupflichten, daß es in der 
Trägertätigkeit der Kl. aus 3 Gründen keinen Werkserfolg, ſondern 
eine perſönlich abhängige Arbeitsleiſtung annimmt: laufende Arbeits⸗ 
direktive der Bekl., keine feſte und wirtſchaftlich gegründete Unter⸗ 
nehmerorganiſation der kl. Trägerkolonne, endlich die an ähnlichen 
Arbeitskolonnen erprobte Verkehrsanſchauung. Dieſen letzten Grund 
will das R ArbGG. wohl gemeint wiſſen, ſoll nicht in der Erwägung, 
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für die zweite Möglichkeit in Frage kommen, daß es ſich nicht um 
Vergebung einer Arbeit, ſondern eines Werkserfolgs handelt. 

Man wird aber für dieſen Fall annehmen müſſen, daß nach dem 
Maß der Selbſtändigkeit in der Verrichtung, deren Vorgang der 
Arbeitgeber zeitlich und ſachlich weſentlich mit beſtimmt, bei dem 
Mangel einer feſten und wirtſchaftlich gegründeten Unternehmer⸗ 
organtfation der Gruppe und nach der üblichen Einrichtung ſolcher 
Hafenkolonnen es ſich nur um die Übernahme unſelbſtändiger Arbeit 
mit Gruppenakkord handeln kann. Der Vertrag, der die Übertragung 
und Übernahme ſolcher Arbeit für zukünftige Fälle im voraus regelt, 
hat damit für die Kl. Arbeitsbeſchaffung, für die Arbeitgeber Dienſt⸗ 
beſchaffung und Dienſtbereitſchaft zum Gegenſtand. Es iſt danach ein 
Arbeitsvorvertrag, der nicht weniger, als der endgültige Arbeits⸗ 
vertrag unter die Zuständigkeit der ArbGG. fällt, da 82 Ziff. 2 
ArbGG. auch die Anſprüche aus Verhandlungen über die Eingehung 
eines Arbeitsverhältniſſes ihrer Gerichtsbarkeit zuweiſt (ſ. a. Derſch⸗ 
Volkmar 82 Anm. 14). 

Zur Sache rügt die Rev., daß der BerR. nicht das Vorliegen 
einer Tarifvereinbarung des Sinns bejaht habe, daß die Firmen 
des Händlervereins alle Arbeiten der ſtreitigen Art den Getreide⸗ 
trägern übertragen müßten. 

Aus dieſem Geſichtspunkt der Tariſvereinbarung hat der Bert, 
die Rechtslage auch geprüft. 

Freilich konnte es ſich dabei um einen Tarifvertrag i. S. der 
Tar VO. v. 23. Dez. 1918 nicht handeln, weil die in Frage kom⸗ 
menden Vorgänge von 1908 und 1911 vor der Geltung des neuen 
Tarifrechts liegen, weil in dem ſtreitigen Punkt die ſchriftlichen 
Niederlegungen eine Vereinbarung nicht enthalten und weil auch die 
Verhandlungen v. 14. Nov. 1927 zwiſchen dem Verein der Königs⸗ 
berger Händler und dem Verkehrsbüro der Transportarbeiter zum 
Abſchluß eines ſchriftlichen Tarifvertrags, ſoweit jedenfalls der Streit⸗ 
punkt in Frage kommt, nicht geführt haben. 

Ob dieſe Vereinbarungen, wie der BerR. anſcheinend an⸗ 
nimmt, aus dem Geſichtspunkt des Vertrags zugunſten Dritter zu 
unmittelbaren Anſprüchen auf Übertragung von Arbeit zugunſten der 
jedesmal arbeitsbereiten Kolonne, und zwar gegen jede Firma des 
Vereins, der eine ſolche Arbeit erwächſt, hätten führen können, bedarf 
der Erörterung nicht. Denn der Ber. ſtellt tatſächlich feſt, daß 
bei dieſen Verhandlungen der für die Arbeitgeberſeite aufgetretene 
Kaufmann G. ausdrücklich abgelehnt habe, für alle Mitglieder des 
Vereins eine Verpflichtung einzugehen, ſämtliche Trägerarbeiten den 
Königsberger Getreideträgern zuzuweiſen. 

Die Rüge der Rev., die Arbeitgeber hätten anerkannt, daß es 
ſich um einen richtigen Tarifvertrag gehandelt habe, geht dem⸗ 
gegenüber fehl. Die Ausführung der Rev., wenn es ſich um einen 
Tarifvertrag handele, ſo müßten beide Parteien gebunden, alſo auch 


daß „nach der üblichen Einrichtung ſolcher Hafenkolonnen es ſich nur 
um die Übernahme unſelbſtändiger Arbeit mit Gruppenakkord handeln 
kann“, eine anticipatio probandi liegen. Jedoch iſt jene Frage⸗ 
ſtellung: Werkserfolg oder perſönlich abhängige Arbeit, nicht genau, 
wenn auch hier ohne nachteilige Folgen, da zwiſchen beide Begriffe 
ſich die Dienſtleiſtung (5611 BED.) ſchiebt und die perſönlich ab⸗ 
hängige Arbeit nur ein Unterfall von dieſer iſt; Verneinung des 
Werkserfolgs iſt noch keine Bejahung abhängiger Arbeit. Die „per⸗ 
ſönliche“ Abhängigkeit in der Trägerarbeit ergibt ſich primär aus 
der Verkehrsanſchauung, ſekundär aus den übrigen Gründen. 

2. Ob allerdings ein derartiger Arbeitsvorvertrag anzunehmen 
iſt, iſt eine Frage der Sachentſcheidung. Mit Recht lehnt das RArbG. 
die behauptete mündliche Abmachung als Klaggrund ab, aller⸗ 
dings mit einer Begründung, die ſich m. E nur am Formalen hält und 
den Kernpunkt verkennt. Zwar ſetzt $1 Tar BO. zur normativen Wir⸗ 
kung eines Tarifvertrages Schriftlichkeit voraus, die hier gerade im 
entſcheidenden Punkt fehlt. Und ob überhaupt auf Arbeiterſeite eine 
Tariffähigkeit gegeben wäre, bliebe zweifelhaft. Aber daß die Ver⸗ 
einbarung vor der Geltung des neuen Tarifrechts abgeſchloſſen war, 
iſt belanglos, weil mit dem Inkrafttreten der TarVO. v. 23. Dez. 
1918 (1. März 1928) auch alte Vereinbarungen die geſetzliche Nor⸗ 
mativwirkung erhielten, wenn ſie nur die geſetzlichen Vorausſetzungen 
bereits erfüllten (ſchriftliche Kollektivvereinbarung kariffähiger Parteien 
zwecks Regelung der Arbeitsverhältniſſe). Vielmehr hat — und das 
iſt das Entſcheidende — eine ſelbſt ſchriftliche Vereinbarung des von 
den Kl. behaupteten Inhalts: monopolartige Regelung der künftigen 
Übertragung und Übernahme der Trägerarbeit, keinerlei normative 
Wirkung i. S. des SL Taro. Mit Recht hat das RArbG. bei 
anderer Gelegenheit (Urt. v. 23. Febr. 1929: BenshSamml. 6, 116) 
ausgeführt, daß im allgemeinen nur die „Inhaltsnormen“, jedenfalls 
nicht die „Abſchlußnormen“, d. h. Tarifnormen, die ſich darüber ver⸗ 
halten, ob und mit wem der Arbeitsvertrag zu ſchließen iſt, an der 
Normativfunktion des Tarifvertrages teilnehmen. § 1 TarV O. ſpricht 
die Normativwirkung nur für bereits geſchloſſene und noch zu 
ſchließende Arbeitsverträge aus, läßt den Parteien aber die Freiheit 
zum Abſchluß eines Arbeitsvertrages. Abſchlußnormen binden nur 
die Tarifparteien rein obligatoriſch. Aus einer (mündlichen) Ver⸗ 
einbarung des Trägeramts mit den Königsberger Getreideträgern 
könnten die Kl. nur im Wege der 88 328 ff. BGB. Rechte für ſich 
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die Arbeitgeber zur Beſchäftigung der Arbeitnehmer verpflichtet ſein, 
ſcheint Vertragsbindung und Vertragsinhalt nicht zu unterſcheiden. — 
Die Feſtſtellung des LArbcz. würde den Anſprüchen der Kl. ohne 
weiteres entgegenſtehen, wenn nicht als weitere Grundlage des An⸗ 
ſpruchs die durch das Trägeramt des Händlervereins vermittelten 
ſtändigen Beziehungen zwiſchen Getreideträgern und Getreidefirmen 
in Betracht kämen. 

Hierzu ſtellt der BerR. feſt, daß der Händlerverein vor mehreren 
Jahren das Trägeramt, eine GmbH., geſchaffen habe, das beſtimmt 
ſei, die Invaliditäts⸗ und Krankenkaſſenangelegenheiten der Träger, 
die für die Vereinsmitglieder Arbeiten leiſteten, zu erledigen und 
die Verhandlungen des Vereins mit den Trägern zu führen. Die⸗ 
jenigen Arbeiter, die ſtändig als Träger beſchäftigt ſein wollten, gäben 
ihre Karten und ihr Buch bei dem Trägeramt ab. Dieſes leiſte an 
die Arbeiter die Löhne unter Berückſichtigung der Beträge und lege 
dieſe Beiträge und Unkoſten als Umlagen auf ſeine Geſellſchafter um. 

Das LArbG. würdigt dieſe Umſtände und die Behauptungen 
der Kl., daß für die Heranziehung der Arbeiterkolonne die von dem 
Trägeramt (laufend?) beſtimmte Reihenfolge maßgebend geweſen ſei 
und daß bis zum Jahre 1927 den bei dem Trägeramt eingeſchriebenen 
Trägern ſämtliche Arbeiten übertragen worden ſeien, nicht im Zu⸗ 
ſammenhang. Es zieht nur die Tragung der Unkoſten in Betracht mit 
dem Ergebnis, daß daraus Schlüſſe i. S. der Kl. nicht gezogen werden 
könnten. Daß eine Pflicht der eingeſchriebenen Träger zur Arbeits⸗ 
bereitſchaft den beteiligten Firmen gegenüber beſtehen könne, wird 
gleichzeitig durch Bezugnahme auf das arbeitsgerichtliche Urteil als 
möglich unterſtellt. 

Das Ergebnis des BerR. mag auch unter Heranziehung dieſer 
Verhältniſſe zutreffen, indes iſt ſeine Erörterung inſofern nicht zu⸗ 
reichend, als auch ohne Zuhilfenahme ausdrücklicher Abreden die Ein⸗ 
ſchreibung und Zulaſſung von Arbeitern als Träger bei dem Träger⸗ 
amt mit der erörterten tatſächlichen Handhabung i. S. einer ſtill⸗ 
ſchweigenden Zuſage der Beſchäftigung, und zwar der ausſchließlichen 
Beſchaftigung mit den vorkommenden Trägerdienſten, möglicherweiſe 
nach 88 133, 157 BGB. deutbar ſein kann. Die gebotene Erörterung 
wird in erſter Reihe die Satzung des Trägeramts GmbH. heranziehen 
müſſen. Auf dieſer Grundlage wird die Befugnis des Trägeramts zur 
Verpflichtung der angeſchloſſenen Firmen, wird der rechtliche Charakter 
der Beziehung zu den Firmen und Trägern, wie ihn die Eintragung 
in die Liſten, die Aufſtellung der Kolonnen durch das Trägeramt, die 
Handhabung der Sozialverſicherung, die geſchäftliche Abrechnung und 
die etwaige Beanſpruchung von Arbeitsbereitſchaft ſeitens der Arbeit⸗ 


ableiten, aber nur gegen das Trägeramt GmbH. als Vertragspartei. 
Denn Vertröge auch „zu Laſten Dritter“, hier der VBekl., kennt die 
Rechtsordnung nicht. Die Sachlegitimation der Bekl. wäre nur dann 
gegeben, wenn die Bekl. das Trägeramt zu ihrer Verpflichtung gegen⸗ 
über den Getreideträgern, wenn auch rein ſatzungsmäßig, bevoll⸗ 
mächtigt und das Trägeramt hiervon Gebrauch gemacht hätte. Das 
letzte iſt jedenfalls ausdrücklich verneint worden. 

3. So bleiben als Klaggrundlage, wie das RArbG. richtig er⸗ 
kannt hat, lediglich die durch das Trägeramt vermittelten, offenbar 
jahrelangen, zunächſt rein tatſächlichen Beziehungen zwiſchen 
Getreideträgern und Getreidefirmen. Ob dieſe Beziehungen durch 
immer wiederholte Übung allmählich fo feſte Formen angenommen 
haben, daß ſie auch in der Überzeugung aller Beteiligten zur Not⸗ 
wendigkeit geworden ſind und die Annahme einer ſtillſchweigenden 
Zuſage monopolartiger Beſchäftigung mit den vorkommenden Träger⸗ 
arbeiten einerſeits, der ſtändigen Arbeitsbereitſchaft der jeweilig be⸗ 
nötigten Trägerkolonnen (vgl. zum Grundſätzlichen: Wimpf⸗ 
heimer, Kontrahierungszwang für Monopole, Berlin 1929, beſpr. 
JW. 1929, 2322) andererſeits ſich rechtfertigt, iſt eine Frage der dem 
Tatrichter wieder überlaſſenen Auslegung. Derartige Wandlungen rein 
tatſächlicher Vorgänge zu rechtlichen Beziehungen iſt gerade im Recht 
fan 5 wie insbeſ. im Arbeitsrecht nichts Auf⸗ 
allendes. 

4. Hier aber ſetzt die eigentliche Schwierigkeit rechtlicher Be⸗ 
urteilung der zwangsläufig aus dem Hafenarbeiterbedarf ſich er⸗ 
gebenden Sachlage und deren rechtstatſächliche Bedeutung ein. 
Sie iſt wohl für alle größeren in⸗ und ausländiſchen See⸗ und 

innenhäfen, wenn auch mit lokalen arbeitsorganiſatoriſchen Ab⸗ 
weichungen, typiſch. Der ſchwankende Bedarf an eingearbeiteten Hafen⸗ 
erbeitsgräften, verurſacht durch ſtark wechſelnde Konjunktur im 
Schiffsverkehr, läßt das Halten ſeſter Arbeitskräfte im erforderlichen 
Mfang nicht zu. Hilfsarbeitern fehlt die nötige Routine. So muß 
arbeitsorganiſatoriſch für einen Stamm eingearbeiteter Kräfte ge⸗ 
lorgt werden, der den verſchiedenen Hafenbetrieben ſtets zur Ver⸗ 
ſügung ſteht und für ſeine Arbeitsbereitſchaft eine monopolartige 
Stellung in der Heranziehung zu den Hafenarbeiten erhält. Die recht» 
1 Schwierigkeit liegt hier, wie das obige Urteil hinreichend erkennen 
laßt, in der Frage nach den Rechtsbeziehungen zwiſchen der Geſamt⸗ 
a einzelnen Arbeitsgängen (Kolonnen, Kamerad⸗ 
ſchaften, und dem einzelnen Hafenarbeiter einerſeits, der Geſamtheit 
der Hafenbetriebe (Trägeramt GmbH. in Königsberg, Hafenbetriebs⸗ 
verein in Hamburg, in Bremen, in Stettin uſw., ähnlich in größeren 
ausländiſchen Häfen, z. B. Rotterdam, Amſterdam: Schecpvaart 
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geber ergibt, unter Heranziehung der Verkehrsſitte in dieſem und 
verwandten Zweigen der Hafenarbeit zu prüfen ſein. 

Sollte dieſe Erörterung für die Zeit bis zum Jahre 1927 das 
Vorliegen eines Verhaltniſſes der Träger zu den Firmen des Händler⸗ 
vereins ergeben, bei dem einer Zuſage der ſtändigen Arbeitsbereitſchaft 
einer Kolonne für die Firmen nach dem Vertragszweck die Zuſage des 
Trägermonopols entſpricht, ſo müßte der Hergang der Verhandlungen 
t. J. 1927 nach der Richtung gewürdigt werden, ob fie die bisherigen 
Vertragsbeziehungen nach der Befugnis der Verhandelnden, nach den 
anzuwendenden Kündigungsregeln und nach dem Ergebnis der Ver⸗ 
handlung in dem entſcheidenden Punkte geändert hat. 


(RArbG., Urt. v. 1. Dez. 1928, RAG 665/28. — Königsberg.) [B.] 
* 


9. 58 72 Abſ. 1, 2 Nr. 4 ArbGG.; 88 86, 87 Betr. 
Die Rev. iſt bei Rechtsſtreitigkeiten aus 8 2 Nr. 4 ArbGG. 
auch dann unzuläſſig, wenn ſie wegen der grundſätzlichen 
Bedeutung des Rechtsſtreits vom LArbG. zugelaſſen ift. 
Für die Rechtsnatur einer Klage iſt neben dem tatſäch- 
lichen Vorbringen des Klägers maßgebend, auf welche 
Grundlage der Kläger ſelbſt ſeinen Klageanſpruch ſtützen 
will. Es bleibt Sache des Gerichts zu prüfen, ob die 
fehlenden, im Geſetz vorgeſehenen Vorausſetzungen der 
Einſpruchsklage durch eine Vereinbarung der Parteien 
erſetzt werden können. }) 

Der Kl. war ſeit dem 7. Dez. 1924 bei der Bekl. beſchäftigt. 
Am 18. Nov. 1927 wurde ihm unter Einhaltung der vertraglichen 
Kündigungsfriſt zum 3. Dez. 1927 gekündigt. Da kein Arbeiter- 
rat beſtand, erhob der Kl. noch am Tage der Kündigung bei der 
Bekl. ſelbſt Einſpruch; gleichzeitig wandte er ſich an den bei der 
Bekl. beſtehenden Beamtenausſchuß; dieſer lehnte aber jede Tätig⸗ 
Reit ab, da er nicht zuftändig ſei. Nachdem die Bekl. den Einſpruch 
des Kl. zurückgewieſen hatte, erhob der Kl. unter Hinweis, daß 
weder ein Arbeiterrat noch ein Betriebsobmann vorhanden ſeien, und 
mit der Begründung, daß er die Kündigung als unbillige Härte er⸗ 
achte, bei dem ArbGG. Klage auf Wiedereinſtellung oder Zahlung 
einer Entſchädigung. 

Die Rev. iſt nach 8 72 Abſ. 1 ArbGG. als unzuläſſig zu er⸗ 
achten, da es ſich um eine Rechtsſtreitigkeit nach 8 2 Nr. 4 ArbGG. 
handelt, alſo um eine bürgerliche Rechtsſtreitigkeit zwiſchen Arbeit⸗ 
geber und Arbeitnehmer aus den 58 86, 87 Betrid. An der 
ſich hieraus ergebenden, von Amts wegen zu berückſichtigenden Uns 


Vereeniging Zuid, Liverpool, London, Southampton und anderen 
engliſchen Häfen: National Council of Port Labour Employers) 
bzw. dem Einzelunternehmen andererſeits. Mangels beſonderer Ver— 
einbarungen (vgl. die volltswirtſchaftliche und ſozialpolitiſche Ab⸗ 
handlung v. Düring, „Die Organiſation der Arbeit im Hamburger 
Hafen“, beſpr. in Hanſch Z. Arb. 1925, 160, auch mein „Hafenarbeits⸗ 
recht für Hamburg uſw.“ S. 25 ff., 236 ff.) werden dieſe Rechts⸗ 
beziehungen ſich in kollektivem Sinne erſchöpfen, ohne daß für 
individuelle Rechtsbeziehungen Raum wäre. Solche werden ſich regel⸗ 
mäßig nur bei kleineren Arbeitsgruppen bilden können. Im Ham⸗ 
burger Hafen z. B. iſt die arbeitsorganiſatoriſche Stellung der Bunker⸗ 
akkordgänge den Königsberger Getreideträgerkolonnen nicht uns 
ähnlich, ihre monopolartige Beſchäftigung beruht auf ungeſchriebener 
Gepflogenheit, läßt aber freie Arbeiterauswahl zu, jo daß für einen 
Anſpruch einzelner Arbeiter oder Gänge gegen einzelne Hafenunter⸗ 
nehmer auf Einſtellung bei Arbeiterbedarf in aller Regel kein Raum 
iſt. Im übrigen ſteht in Hamburg ein Stamm von zirka 17000 ein⸗ 
geſchriebenen Hafenarbeitern als ſog. „Kartenarbeiterſchaft“ an ihren 
jeweiligen Arbeitsverteilungsſtellen in Arbeitsbereitſchaft gegenüber 
dem Hafenbetriebs⸗Verein mit der ſatzungsmäßigen und Rollektiv- 
rechtlichen Maßgabe, daß der Einzelbetrieb ſeinen Arbeiterbedarf nur 
aus ihrem Kreiſe decken darf, und zwar die Kaiarbeiter nur nach 
Nummernfolge, die übrigen unter Zulaſſung freier Auswahl. Von einem 
Recht des einzelnen auf Einſtellung in den arbeiterbedürftigen Betrieb 
wird auch hier ſelbſt bei nummernmäßiger Arbeitszuteilung regelmäßig 
ſchon deshalb keine Rede fein können, weil es an einer arbeits⸗ 
rechtlichen Pflicht des Arbeiters zur Arbeitsbereitſchaft fehlt und die 
Folge verweigerter Arbeitsbereitſchaft lediglich ſeine Streichung von 
der Liſte der eingeſchriebenen Kartenarbeiter bewirken kann. So bietet 
das obige Urteil einen wertvollen Beleg für die Rechtstatſachen⸗ 
forſchung im Arbeitsrecht. 
Richter Dr. W. Jaeriſch, Hamburg. 


Zu 9. Dem Urteil iſt zuzuſtimmen. 

I. Das R ArbG. hat, weil der Fall zur Stellungnahme inſoweit 
nicht zwang, die Frage unentſchieden gelaſſen, ob beim Fehlen eines 
Gruppenrats die Erhebung einer Einſpruchsklage nach 88 86, 87 
Betr. zuläſſig ift. Er bezeichnet die Frage als ſtreitig. Die weit⸗ 
aus überwiegende Meinung ſpricht ſich gegen die Zuläſſigkeit aus. 
Die Gruppenräte ſind die Träger des der Klage vorangehenden Ein⸗ 
ſpruchsverfahrens. Sie vertreten die Arbeiter⸗ oder Angeſtelltenſchaft, 
deren Angelegenheit damit die Frage der Berechtigung des Einſpruchs 
und die Eröffnung des Klageweges wird. Wie dieſer Weg bei pflicht⸗ 
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zuläſſigkeit der Rev. vermag auch der Umſtand nichts zu ändern, daß 
die Rev. wegen der grundſätzlichen Bedeutung des Rechtsſtreits vom 
LArbG. zugelaſſen worden iſt (RArbch. 1, 341). 

Im Gegenſatz zum ArbG., das die Klage als eine Einſpruchs⸗ 
klage nach $$ 86, 87 Betr. aufgefaßt und behandelt hat, hat 
zwar das LArbGF. angenommen, daß die Klage ſich nicht als eine 
ſolche aus § 2 Abſ. 1 Nr. 4 ArbGG. darſtelle. Indeſſen vermag dieſe 
Auffaſſung des L ArbG. die Zuläſſigkeit der Rev. nicht zu begründen, 
wenn die Auffaſſung eine rechtsirrige iſt und es ſich nach der Natur 
des vom Kl. geltend gemachten Klageanſpruchs doch um eine Rechts⸗ 
ſtreitigkeit nach 8 2 Nr. 4 ArbGG. handelt. Der Kl. ſelbſt hat 
ſeine Klage als eine ſolche aus 9 2 Nr. 4 ArbGG. i. Verb. m. 
88 86, 87 Betrg. aufgefaßt, und faßt ſie auch jetzt noch ſo auf. 
Für die Rechtsnatur einer Klage iſt aber neben dem tatſächlichen 
Vorbringen des Kl. in erſter Linie maßgebend, auf welche rechtliche 
Grundlage der Kl. ſeloſt feinen Klageanſpruch ſtützen will. Das 
LArbch. will das Vorliegen einer Rechtsſtreitigkeit nach 8 2 Nr. 4 
Arbſeicz. deshalb verneinen, weil bei einem unſtreitigen Fehlen der 
Vorausſetzungen der Einſpruchsklage aus 8 86 BetrRG. die Par⸗ 
teien nicht in einer für das Gericht bindenden Weiſe vereinbaren 
könnten, daß die prozeſſualen Vorausſetzungen der Einſpruchsklage 
als vorhanden angeſehen werden ſollten. Selbſt wenn eine ſolche 
Vereinbarung der Parteien getroffen ſein und der Kl., auf dieſer 
Vereinbarung fußend, die Klage auf Wiederherſtellung oder Ent⸗ 
ſchädigung erhoben haben ſollte, ſo würde dies an der Natur der 
Klage als einer ſolchen aus 88 86, 87 Betret. nichts ändern. 
Ein Verfahren nach §8 84, 86 Betr. hatte im vorliegenden Falle 
der Klage beim ArbG. nicht vorangehen können, da unſtreitig eine 
Arbeitervertretung nicht vorhanden war. Ob trotzdem die Erhebung 
einer Einſpruchsklage nach 88 86, 87 Betrag. möglich iſt, iſt 
in Rſpr. und Schrifttum ſtreitig. Immer aber würde eine auf dieſe 
Vorſchriften geſtützte Klage ihre Rechtsnatur nicht verlieren, auch 
wenn ihre Erhebung ohne vorgängiges Verfahren nach 8 84, 86 
BetriG. vom erk. Ger. nicht für zuläſſig erachtet werden ſollte. 
Das gleiche muß aber auch gelten, wenn die Parteien, um den 
Mangel des vorgängigen Verfahrens nach 88 84, 86 BerNG. zu 
erſetzen, vereinbaren, daß die Vorausſetzungen der Einſpruchs klage 
als gegeben angeſehen werden ſollten. An der Rechtsnatur der Klage 
wird dadurch nichts geändert, und es iſt Sache des erk. Ger., zu 


widriger Untätigkeit des Gruppenrats nicht eröffnet werden kann, fo 
bleibt er verſchloſſen beim Fehlen einer Gruppenvertretung, ganz 
gleich, worauf dieſes Fehlen zurückzuführen iſt (ebenſo Flatow. 
Anm. 6 zu 8 84 Betrgtch., der allerdings dem gekündigten Arbeit⸗ 
nehmer die unmittelbare Aurufung des ArbG. geſtatten will, wenn 
der Arbeitgeber die Wahlvorſtandsbeſtellung unterlaſſen hat, eine Auf⸗ 
faſſung, die, ihre Richtigkeit vorausgeſetzl, angeſichts der Anderung 
des 8 23 Betrag. doch wohl erneuter Prüfung bedürfte). 

II. Nach 88 8, 72 ArbGG. findet die Rev. gegen Urteile der 
OArbG. in den Fällen des 8 2 Nr. 1—3 (und des 83) ſtatt. Damit 
iſt die Rev. bei Einſpruchsklagen (8 2 Nr. 4) ſchlechthin ausgeſchloſſen. 
Die Beſonderheit, daß die an ſich unzuläſſige Rev. dadurch eröffnet 
werden kann, daß das LArbch. fie wegen der grundſätzlichen Be⸗ 
deutung des Rechtsſtreits zuläßt, bezieht ſich nach Anordnung und 
Rlarem Wortlaut des Geſetzestertes nur auf die der Rev. ihrem ſach⸗ 
lichen Inhalte nach unterſtellten Streitfälle. Die Erklärung der 
Reviſſonsfähigkeit ift alſo nur in Fällen des 82 Nr. 1—3 und des 
83 ArbGG. zuläffig, wenn der Rechtsſtreit mit Rückſicht auf den 
Wert des Streitgegenſtandes an ſich der Rev. nicht unterliegt. Eine 
unzuläſſige Erklärung der Reviſionsfähigkeit kann den Reviſionsweg 
nicht eröffnen. 

III. Die Unzuläſſigkeit der Rev. iſt in dieſem Sinne natürlich 
nur gegeben, wenn es ſich ihrem Inhalte nach um eine Einſpruchs⸗ 
klage handelt. Eine auf Weiterbeſchäftigung in erſter Linie 
und Entſchädigung bei Ablehnung der Weiterbeſchäftigung gerichtete 
Klage findet objektiv ihre Grundlage in der Rechtsordnung nur in 
den Beſtimmungen der 88 84 ff. BetrRG. Daß etwa der Kl. der An⸗ 
ſicht geweſen iſt, er könne eine Weiterbeſchäftigung bzw. Erſatzfolgen 
aus der Ablehnung derſelben auch auf Grund anderer allgemeiner 
oder beſonderer Geſetzesvorſchriften herbeiführen, nimmt der Klage 
nicht den ausſchließlichen Charakter einer Klage aus 88 86, 87 
BetrRch., und zwar im vorliegenden Falle um ſo weniger, als der 
Kl. ſich auf den (wenn auch beim Arbeitgeber ſelbſt angebrachten) 
Einſpruch gegen die erfolgte Kündigung berufen und dieſen auf 
Unbilligkeit geſtützt hat. 

IV. Zuzuſtimmen ift insbeſ. dem RArbch. darin, daß der Cha⸗ 
rakter der Klage als Einſpruchsklage nicht durch die Tatſache ver⸗ 
lorengegangen iſt, daß eine ſolche in Ermangelung des Vorhanden⸗ 
ſeins ihrer Vorausſetzungen unmöglich war. Die Unzuläffigkeit einer 
Klage wegen erkennbaren oder gar erkannten Fehlens ihrer formellen 
Vorausſetzungen führt zur Klagabweiſung wegen Unzuläffigkeit und 
begründet nicht das Recht zur Annahme, der Kl. habe eine andere 
Klage erheben wollen. Der Kl. hat angenommen, daß eine Ein⸗ 
ſpruchs klage auch zuläffig wäre, wenn eine Gruppenvertretung 
nicht vorhanden iſt. Und dieſe Klage hat er erhoben. 

Richter Dr. Schmincke, Bremen. 
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prüfen, ob die im Geſetze vorgeſehenen Vorausſetzungen der Ein⸗ 
ſpruchsklage als durch die Vereinbarung der Parteien erſetzt ange⸗ 
ſehen werden können. Die Auffaſſung des LArbG., daß es ſich 
nicht um eine Einſpruchsklage nach 88 86, 87 Betrgic̃. handle, 
iſt daher eine rechtsirrige. Die Klage war vom Kl. bewußt auf die 
genannten Beſtimmungen geſtützt, er begehrte eine Entſch. über den 
von ihm gegen die Kündigung mit der Begründung, daß dieſe un⸗ 
billig ſei, erhobenen Einſpruch und für den Fall der Ablehnung der 
Weiterbeſchaftigung eine Entſchädigung nach 8 87 Betr. Es 
handelt ſich alſo um eine Rechtsſtreitigkeit nach § 2 Nr. 4 ArbGG,, 
in der die Rev. nicht zugelaſſen iſt. 

(RArbGd., Urt. v. 22. Dez. 1928, RAG 175/28, — Berlin.) LA.] 
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10. 5 72 Abſ. 2 ArbGG. Die Frage, ob der Schlichter 
in einen noch laufenden Tarifvertrag eingegriffen und 
damit die Grenzen ſeiner Zuſtändigkeit überſchritten hat, 
unterliegt der gerichtlichen Nachprüfung. f) 

Maßgebend für das Arbeitsverhältnis des Kl. bei der Berl. 
waren unſtreitig zwei Tarifverträge: der Manteltarif und der Lohn⸗ 
tarif. Unſtreitig iſt ferner der Lohntarif gekündigt und die aus Anlaß 
dieſer Kündigung unter den Tarifvertragsparteien entſtandene Streitig⸗ 
keit durch den für verbindlich erklärten Schiedsspruch des Schlichters 
ausgeräumt worden. Dem BG. iſt darin beizutreten, daß die ſachliche 
Richtigkeit und Zweckmäßigkeit des für verbindlich erklärten Schieds⸗ 
ſpruchs im arbeitsgerichtlichen Verfahren nicht nachgeprüft werden 
können (vgl. RArbch. 1, 47 ff., insbeſ. S. 54, auch S. 348). Auch 
die Auslegung, welche das angefochtene Urt. dem Schiedsſpruch gibt, 
iſt an ſich möglich. Sie iſt insbef. inſoweit rechtsbedenkenfrei, als das 
BG. annimmt, daß der Schiedsſpruch nicht nur die Erhöhung des 
Akkordrichtſatzes, ſondern auch die Erhöhung der Akkkordlöhne be⸗ 
treffe. Gerade unter dieſem Geſichtspunkt aber ergibt ſich die Frage, 
ob in dem Schlichtungsverfahren auch eine Regelung der Akkordlöhne 
vorgenommen werden konnte. Für eine derartige Regelung war nur 
Raum, wenn inſoweit unter den Tarifvertragsparteien ebenfalls Streit 
herrſchte (88 3 und 6 Schlicht V O.). Ob eine ſolche Streitigkeit vorlag, 
hängt wiederum damit zuſammen, ob auch der Manteltarif gekündigt 
war. Daß dies der Fall war, geht aus der tatſächlichen Feſtſtellung 
des BG. nicht hervor. War nur der Lohntarif gekündigt, beſtand 


Zu 10. Die beiden in dieſer (bereits in NAHE, 2, 150; 
BenshSamml. 3, RArbG. 147 abgedruckten) Entſch. vom NArbch. 
aufgeſtellten Grundſätze ſind inzwiſchen durch das Urteil im Eiſenſtreit 
v. 22. Jan. 1929 (BenshSamml. 5, RAS. 167) in den Mittelpunkt 
des Intereſſes gerückt. In letzterem Urteil, ſowie ſpäter noch in 
dem Urteil v. 12. Febr. 1929 (BenshSamml. 5, RArbG. 411) hat 
das RArbc5. den hier aufgeſtellten Grundſatz, daß ein im Schlich⸗ 
tungsverfahren ergangener Schiedsſpruch nicht in einen noch laufen⸗ 
den Tar Vertr. eingreifen dürfe, entgegen der anders lautenden 
Entſch. des LArbch. beſtätigt. Mit der Feſtſtellung, daß es ſich bei 
dem Eingriff in einem laufenden TarVertr. um eine Überſchreitung 
der Zuftändigkeit der Schlichtungsbehörden handelt, ſetzt das RArbG. 
feine in dem Urt. v. 28. März 1929 (NArb®. 1, 336; BenshSamml. 
2, RArbcz. 232) begonnene Rſpr. zur arbeitsgerichtlichen Nach⸗ 
prüfung der im Schlichtungsverfahren ergangenen Verwaltungs⸗ 
akte fort. 

Es läßt ſich heute noch gar nicht vorausſehen, welcher der 
beiden Grundſätze die größere Bedeutung für unſer Rechtsleben 
gewinnen wird. Ihnen beiden iſt gemeinſam, daß ſie als richter⸗ 
liche Entſcheidung nicht durch die Anwendung der allgemein üb⸗ 
lichen Auslegungsnormen aus vorhandenen Rechtsſätzen entwickelt 
ſind, ſondern rechtſchöpferiſch in vom Geſetz ungeregelt gelaſſenen 
Widerſprüchen zwiſchen zwei oder mehr Rechtsſätzen Stellung nehmen. 
Der eigentlich rechtſchöpferiſche Charakter, der dieſen Entſcheidungen 
anhaftet, Kommt nirgends überzeugender zum Ausdruck als in dem 
umfangreichen nach dem Urteil im Eiſenſtreit zu dieſen Fragen 
erwachſenen Schrifttum. Die Durchſicht einer Anzahl Arbeiten, wie 
etwa der Aufſätze: „Schlichtung und Rechtſprechung“ von Metzler, 
Arbeitsrecht und Schlichtung 1929, Sp. 4; „Die Buläffigkeit des 
Schlichtungsverfahrens und ſeine Nachprüfbarkeit“ von Philippe, 
ebenda Sp. 5; „Anmerkungen zum Urteil des LAG. Duisburg 
v. 24. Nov. 1928“ von Joerges, ebenda Sp. 29; „Schlichtung 
und Rechtſprechung“ von Stoll, ebenda Sp. 44; „Grenzen von 
Schlichtung und Rechtſprechung“ von Wörmbcke, ebenda Sp. 81; 
„Vertragsändernde Schlichtung nach der Rechtſprechung des NAHE.” 
von Kimmig, ebenda Sp. 157; „Schlichtungsbehörde und Arbeits⸗ 
gericht“ von Potthoff, ebenda Sp. 159; „Schlichtung und Recht⸗ 
ſprechung“ von Metzler, ebenda Sp. 161: „Noch einmal Schlich⸗ 
tung und Rechtſprechung“ von Metzler, ebenda Sp. 227: „Das 
Urteil des RArbcz. im Ruhreiſenkonflikt“ von Höniger und 
Jacobi in JW. 1929, 1273 ff.; „Das Ruhreiſenurteil des 
RArbcz.“ von Lutz Richter in „Das Arbeitsgericht“ 1929 Sp. 185 
läßt erkennen, daß ſich eine eigentliche dogmatiſche Kritik an dem 
Urteil Überhaupt nicht vornehmen läßt. 

Bei der Frage des Einbruchs in einen TarVVerer. handelt es ſich 
um widerſtreitende Rechtsſäge. Auf der einen Seite findet ſich die 
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alſo nur hinſichtlich dieſes Tarifvertrags Streit, ſo war das Schlich⸗ 
tungs⸗ und Verbindlichkeitsverfahren auf die Regelung dieſer Streitig⸗ 
keit beſchränkt, und es würde der Schlichter die geſetzlichen Grenzen 
ſeiner Zuſtändigkeit überſchritten haben, wenn er auch eine Erhöhung 
der in dem Manteltarif geregelten Akkordlöhne zuließ. Der inſoweit 
durch die Gerichte nachprüſbare Schiedsſpruch (vgl. RArbch. 1, 336) 
würde alsdann der Rechtswirkſamkeit hinſichtlich der Akkordlöhne 
entbehren, er würde in dieſer Beziehung einen unzuläſſigen Eingriff 
in einen noch laufenden Tarifvertrag bilden. Zur Nachholung der 
talſächlichen Feſtſtellung, ob nur der eine oder beide Tarifverträge 
gekündigt waren, erſcheint gem. § 72 Abſ. 2 ArbGG. i. Verb. m. 
88 564 Abſ. 1, 565 Abſ. 1 Satz 1 ZBO. die Zurückverweiſung der 
Sache geboten. 

(RArbch., Urt. v. 27. Juni 1928, RAG 36/28. — Chemnitz.) [B.] 

* 


II. 88 72 A bſ. 1, 61 Abſ. 1, 69 Abſ. 2 ArbGG. Irrige 
Streitwertfeſtſetzung des ArbG. kann vom LArbG. nicht 
berichtigt werden. Neufeſtſetzung durch das LArb®. nur 
bei nachträglicher Anderung des Streitwerts. f) 

Während im Urt. des ArbG. der Wert des Streitgegenſtandes auf 
1000 RM feſtgeſetzt ift, hat das LArbcz. ihn für beide Inſtanzen auf 
25 000 RA feſtgeſetzt. Die Feſtſezung des LArbch. iſt in den Gründen 
auf 89 ZPO. geſtützt. Der vom ArbG. feſtgeſetzte Streitwert erreicht 
die Reviſionsgrenze nicht. Die Rev. iſt deshalb nur dann zuläſſig, 
wenn die vom LArbG. vorgenommene Wertfeſtſetzung als maßgebend 
erachtet werden kann. Soweit das LArbG. eine Neufeſtſetzung des 
bereits im arbeitsgerichtlichen Urteil feſtgeſetzten Streitwertes für die 
erſte Inſtanz vorgenommen hat, war es hierzu nicht befugt. Im 
Urt. v. 21. März 1928 (RArbch. 1, 261 1)) hat das RArbch. bereits 
erkannt, daß die durch das RArbG. erfolgte Wertfeſtſetzung der Nach⸗ 
prüfung des Rechtsmittelgerichts nicht unterliege, und hierzu aus⸗ 
geführt, daß freilich dieſe Machtſtellung des ArbG. im Falle einer den 
ſachliche Zuſtändigkeit der Schlichtungsbehörden ganz allgemein in 
der Beſtimmung des 83 SchlichtVO. v. 30. Okt. 1923 umriſſen, 
nach der Schlichtungsausſchüſſe und Schlichter zum Abſchluß von 
Geſamtvereinbarungen Hilfe zu leiſten haben. Bei der Durchführung 
dieſer Hilfeleiſtung ſieht ſich dann die Schlichtungsbehörde anderen 
grundlegenden Rechtſätzen gegenüber, die, ihre Gültigkeit für das 
Schlichtungsverfahren vorausſetzt, eine erhebliche Einſchränkung der 
nach dem Wortlaut des 53 SchlichtV O. denkbaren Wirkungsmög> 
lichkeiten bedeuten. Es ſei nur an den in der Rſpr. des RArbcGh. 
beriverteten Grundſatz „pacta sunt servanda“ erinnert. Die Ent⸗ 
ſcheidung darüber, welche Norm durch die andere eingeengt wird, 
läßt ſich dogmatiſch nicht begründen. Die ganzen Auseinander- 
ſetzungen in dem bereits in Beiſpielen angeführten Schrifttum ſind 
dann auch durchaus ſozialpolitiſcher Natur. 

2 Weit über das Gebiet des Arbeitsrechts hinaus von Bedeutung 
iſt die Stellungnahme des RArbch. in der Frage der Nachprüfung 
der Verwaltungsentſcheidungen im Schlichtungsverfahren. Sinz⸗ 
heimer hat in ſeiner Beſprechung des Urteils im Eiſenſtreit im 
Februarheft der „Juſtiz“ mit Recht darauf hingewieſen, daß das 
RArbG. mit dem in feinen drei Entſch. v. 28. März 1929, 27. Juni 
1929 und 22. Jan. 1929 entwickelten Begriff der Zuſtändigkeit das 
bisherige Verhältnis zwiſchen Verwaltung und Juſtiz geſprengt habe. 
Die Gründe, aus denen heraus das NArbG. in den angezogenen 
Fällen zu einer Bejahung des Nachprüfungsrechtes gelangt find, find 
wiederum dogmatiſch nicht erfaßbar. „Die Dogmatik kann uns 
die Begriffe der Verwaltung und Juſtiz liefern. Sie kann uns auch 
die Art der Konflikte darſtellen, um die es ſich in dem Verhältnis 
zwiſchen Verwaltung und Juſtiz handelt. Die Dogmatik kann aber 
nichts darüber ausſagen, wie weit das richterliche Nachprüfungs⸗ 
recht den Verwaltungsakten gegenüber reichen ſoll“ (Sinzheimer 
d. a. O.). Abermals ſind es Willensentſcheidungen, dieſes Mal geſtützt 
auf rechtſchutzpolitiſche Erwägungen, die der Entſch. zur Grundlage 
dienen. Deutlich wird dieſes wiederum im Schrifttum. Je nach dem 
ertrauen, das die Verfaſſer den in die Schlichtungsbehörden be⸗ 
en Perſönlichkeiten entgegenbringen, wird der Ruf nach Rechts⸗ 
15 erhoben oder nicht erhoben. Nipperdey ſagt in ſeiner An⸗ 
5. ung zur Entſch. des RArbG. im Eiſenſtreit (BenshSamml. 
Abe. 359 Nr. 50: „Das entſcheidende iſt, daß wir bei den 
eitsrechtlichen Verwaltungsakten keinerlei verwaltungsgerichtlichen 
pre haben. Solange das nicht der Fall iſt, muß für die 
brtfunshlgeſtaltende Staatsakte im ſtärkſten Umfang das Nach⸗ 
Miche Steht der Gerichte und bei entſprechenden Fehlern die 
gegengn > der Verwaltungsakte angenommen werden.“ Den ent⸗ 
705 5 ehten Standpunkt vertritt z. B. Philippe a. a. O., der 
echt jeder materiellen Prüfung verneint mit der Begründung, 

daß man aus Grid 5 2 
weite Inſt wohlerwogenen Gründen im Schlichtungsverfahren eine 

8 anz habe ausſchalten wollen. 

— 15 RArbch. ſelbſt hat ſich im Anſchluß an die jeit der Staats⸗ 
nolle de Verevſtändliche Tendenz einer ftärkeren gerichtlichen Kon⸗ 
r Verwaltung für das Vorwiegen des Rechtsſchutzbedürfniſſes 


5) BenshSamml. 2, 167. 
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Grundſätzen der 88 3 ff. ZPO. und der materiellen Rechtslage wider⸗ 
ſprechenden zu geringen Bemeſſung des Streitwertes den unterlegenen 
Streitteil der Gefahr eines unverſchuldeten, ſachlich nicht gerecht⸗ 
fertigten Rechtsmittelverluſtes ausſetze, daß der Geſetzgeber aber 
dieſe Gefahr im Hinblick auf das von ihm erſtrebte Ziel, „von vorn⸗ 
herein jede Ungewißheit über die Berufungsfähigkeit eines arbeits⸗ 
gerichtlichen Urteils auszuſchließen“, bewußt mit in den Kauf ge⸗ 
nommen habe. Iſt aber die Überprüfung der vom Arbch. erfolgten 
Wertfeſtſetzung durch das LArbcg. zum Zwecke der Herſtellung der 
— nicht vorhandenen — Berufungsfähigkeit nicht zuläſſig, ſo kann 
auch eine Überprüfung und Anderung der Wertfeſtſetzung für die erſte 
Inſtanz zum Zwecke der Herſtellung der — nach der arbeitsgerichtlichen 
Wertfeſtſetzung nicht vorhandenen — Reviſionsfähigkeit nicht für zu⸗ 
läſſig erachtet werden. 

Nun hat aber das LUrbG. im angefochtenen Urteil den Wert 
des Streitgegenſtandes auch für die zweite Inſtanz auf 25 000 , 
feſtgeſetzt, und es fragt ſich, ob dieſe Wertfeſtſetzung die Zuläſſigkeit 
der Rev. begründet. Wenn im 872 Abſ. 1 ArbGG. die Zuläſſigkeit 
der Rev. davon abhängig gemacht worden iſt, daß der vom Arb. 
oder vom LArbG. feſtgeſetzte Wert des Streitgegenſtandes die 
Reviſionsgrenze überſteigt, ſo hat das nicht die Bedeutung, daß nun⸗ 
mehr in jedem Falle eine vom LArbG. erfolgte Wertfeſtſetzung über 
4000 RAM die Reviſionsfähigkeit zu begründen geeignet iſt. Denn das 
ArbGG. hat die Feſtſetzung des Streitwertes durch 8 61 Abſ. 2 grund⸗ 
ſätzlich in die Hand des Arb. gelegt und eine Neufeſtſetzung für die 
zweite Inſtanz durch das LArbS. im 8 69 Abſ. 2 nur zugelaſſen, wenn 
ſich der Wert des Streitgegenſtandes nach Verkündung des Urteils 
des ArbG. geändert hat. Eine Neufeſtſetzung des Streitwertes durch 
das LArbG. kann deshalb auch die Reviſionsfähigkeit des landes⸗ 
arbeitsgerichtlichen Urteils nur dann begründen, wenn ſie auf Grund 
des 869 Abſ. 2 ArbGG. erfolgt iſt. Sit letzteres der Fall, fo iſt das 
L ArbG. auch in der Lage, in die zuläſſigerweiſe vorzunehmende Neu⸗ 
feſtſetzung eine Richtigſtellung einer vom ArbG. etwa unrichtig vor⸗ 


entſchieden. Das iſt zu begrüßen. Die juriſtiſche Form für deſſen 
Gewährung war allerdings ſchwer zu finden. Der Aufbau der 
Schlichtungsbehörde kennt eine zweite Inſtanz nicht. Für das Ver⸗ 
hältnis von Juſtiz und Verwaltung gilt der Grundſatz der Bindung 
der Gerichte an alle im Rahmen abſoluter Zuſtändigkeit ergangenen 
Entſcheidungen der Verwaltungsbehörden. Damit war das Ein⸗ 
ſchreiten der Gerichte auf die ſeltenen Fälle der wegen abſoluter 
Unzuſtändigkeit nichtigen Entſcheidungen beſchränkt. Für die Aus⸗ 
bildung eines Rechtsſchutzes, der im Rahmen der Verwaltung ver⸗ 
ſagt iſt, durch eine andere „Gewalt“ (im montesquieuſchen Sinne), 
d. h. durch die Gerichte, gibt es nur noch den vom NArbG. ein⸗ 
geſchlagenen Weg der Umdeutung von gemeinhin innerhalb der 
einen „Gewalt“ bindend entſchiedenen Rechtsfragen in Fragen der 
Zuſtändigkeit. Damit hat das RArbcg. die beſonders im ameri⸗ 
Kaniſchen Verwaltungsrecht berühmt gewordene Doktrin der „juris- 
dietional facts“ übernommen und den Weg für eine umfaſſende 
Nachprüfung von Verwaltungsakten durch die Gerichte geöffnet. 


Da den im Urteil ausgeſprochenen Rechtsgrundſätzen letzten 
Endes im weſentlichen rechtspolitiſche Erwägungen zugrunde liegen, 
ſo iſt die Stellungnahme zu dieſen durch deren Beurteilung be⸗ 
dingt. Aber auch die grundſätzliche Einſtellung zu der Frage 
der Aufteilung rechtſetzender und rechtſprechender Tätigkeit zwiſchen 
in erſter Linie geſetzgebenden Organen einerſeits und den Gerichten 
andererſeits muß hier von Einfluß ſein. Wer, wie der Verfaſſer, 
die bisher ſtetig fortgeſchrittene Auflockerung der die Rſpr. leiten⸗ 
den Normen über Rechtsauslegung und Rechtsanwendung im Inter⸗ 
eſſe der Rechtsſicherheit zum Stillſtand bringen möchte, wird dem 
RArbch. im erſten Punkte beipflichten. Dagegen unterliegt der 
vom R ArbG. verwandte Begriff der Zuſtändigkeit wegen der mit 
ihm gegebenen unüberſehbaren Möglichkeiten Bedenken. Selbſt die⸗ 
jenigen, die, wie der Verfaſſer, für das Schlichtungsverfahren das 
Rechtsſchutzbedürfnis unbedingt bejahen möchten, werden doch gegen⸗ 
über dem vom RArbcGg. zu feiner Befriedigung eingeſchlagenen Ver⸗ 
fahren Vorbehalte machen müſſen. Es iſt zu hoffen, daß die Ge⸗ 
richte bald Gelegenheit haben werden, die Anwendung des hier ge⸗ 
ſchaffenen Begriffs der Zuſtändigkeit auf das Gebiet des Schlich⸗ 
tungsrechtes zu beſchränken. 

RA. Dr. Richard Behn, Hamburg. 


Zu 11. Die Entſch. — die wegen ihrer eingehenden Begründung 
wertvoll iſt — entſpricht dem klaren Wortlaut der 88 64, 69 Abſ. 2 
Arbc G.,, der bisherigen Rechtſprechung des RArbG. und der herr⸗ 
ſchenden Meinung der Wiſſenſchaft. So insbeſ. RArbG.: Bensh⸗ 
Samml. II RArbch. S. 167, IV RArbG. S. 309; Derſch-⸗Volk⸗ 
mar, Anm. 6 zu 8 61; Flatow⸗Joachim, Anm. 7 zu 8 64; 
Schmincke⸗Sell, 2. Aufl., Anm. 3 zu § 69 ArbGG.; Gerſtel: 
BenshSamml. II R ArbG. S. 169, IV RAarbcgh. S. 309, I LArbch 
S. 12; a. A. Baumbach, Anm. 8 B zu § 61 ArbGG. inſofern, als 
er gegen die Streitwertfeſtſetzung des Arb lz. Beſchwerde für zuläſſtg 
hält, eine Anſicht, die allgemein abgelehnt wird. 

Borf. des LArbGG. LG Dir. Dr. Krönig, Hamburg. 


2646 


genommenen Berechnung des Streitwertes einzubeziehen. Andernfalls 
iſt es zu einer Richtigſtellung einer nach ſeiner Anſicht vom ArbG. 
unrichtig vorgenommenen Wertfeſtſetzung nicht befugt. Die lediglich 
eine Richtigſtellung der arbeitsgerichtlichen Wertfeſtſetzung bezweckende 
Neufeſtſetzung durch das LArbG. iſt für die Beurteilung der Reviſions⸗ 
fähigkeit eines Urteils unbeachtlich. 

Im vorliegenden Rechtsſtreit iſt nun die Neufeſtſetzung des 
Streitwertes durch das LArbGh. lediglich unter Bezugnahme auf 
89 BRD. erfolgt. Daß dieſes etwa feine Befugnis zur Neufeſtſetzung 
aus 8 69 Abſ. 2 ArbGG. hergeleitet habe, läßt das angefochtene Urteil 
nicht erkennen. Tatſächlich iſt auch eine Anderung des Wertes des 
Streitgegenſtandes nach der Verkündung des Urteils des ArbG. nicht 
eingetreten. Weder rechtfertigte alſo die Sachlage eine Neufeſtſetzung 
des Streitwertes auf Grund des 8 69 Abf. 2 ArbGG. noch hat auch 
nur das LArbG. feine Befugnis zur Neufeſtſetzung auf dieſe Geſetzes⸗ 
beſtimmung geſtützt. Die Neufeſtſetzung war daher nicht geeignet, die 
Reviſionsfähigkeit des angefochtenen Urteils nach § 72 Abſ. 1 ArbGG. 
zu begründen. 

Die Rev. war nach 8 72 Abſ. 2 i. Verb. m. 8 554 à Abſ. 1 
PO. als unzuläſſig zu verwerfen. 

(RArbcg., Urt. v. 11. Mai 1929, RAG 582/28. — Duisburg.) [O.] 
* 


12. 5 36 Betr.; § 11 ArbGG.; 8 114 PD. Anwalts⸗ 
koſten als Geſchäftsführungskoſten des Betriebsrats. — 
Kann dem Betriebsrat das Armenrecht bewilligt werden?) 

Die Antragsgegnerin hatte einem Teil ihrer Angeſtellten ge⸗ 
kündigt. Der Angeſtelltenrat, deſſen Vorſitzender der jetzige Antrag⸗ 
ſteller iſt, erhob gem. 8 86 Betr. Einſpruchsklage und erwirkte im 
erſten Rechtszug ein obſiegendes Urteil. Die Antragsgegnerin legte 
Berufung ein. Der Antragſteller beauftragte darauf in ſeiner Eigen⸗ 
ſchaft als Vorſitzender des Angeſtelltenrats den RA. Dr. K. in G. mit 
der Vertretung der gekündigten Angeſtellten vor dem BG. Hierdurch 
entſtanden 510,30 AM Rechtsanwaltskoſten. Der Antragſteller ver⸗ 
langt nunmehr auf Grund des § 36 Betr. die Feſtſtellung, daß 
dieſe Koſten Geſchäftsführungskoſten i. S. des 836 Betr1i®. und 
deshalb von der Antragsgegnerin an den genannten Anwalt zu 
zahlen feien. 

Das Arbch. hat durch Beſchl. v. 7. Dez. 1928 den Antrag als 
unbegründet abgewieſen. Es prüft nur die Notwendigkeit der Zu⸗ 
ziehung des RA. Dr. K., da die Parteien ſich darüber einig ſeien, 
daß die Zuziehung eines RA. für den zweiten Rechtszug an ſich 
unter die Geſchäftsführungskoſten des 836 Betr. falle, verneint 


Zu 12. 1. Nach 8 87 BetrRG. kann die dort bezeichnete Ein⸗ 
ſpruchsklage vom Arbeiter⸗ oder Angeſtelltenrat erhoben werden. Die 
Frage nun, wer die dann in zweiter Inſtanz durch die Vertretung des 
Arbeiter⸗ oder Angeſtelltenrates entſtehenden Anwaltskoſten zu 
tragen hat, iſt namentlich dann von Bedeutung, wenn der Arbeitgeber 
obſiegt, alſo ſeine Haftung für dieſe Koſten nicht auf § 91 ZPO. 
geftügt werden kann. Der Arbeiter⸗ oder Angeſtelltenrat, der dieſe 
Koſten im Falle ſeines Unterliegens nach allgemeinen Grundſätzen 
tragen müßte, kann ſie nicht tragen, da er nur in qualitate qua 
klagt und als ſolcher keine Mittel hat, die Koſten auch nicht etwa von 
der Arbeiter⸗ oder Angeſtelltenſchaft einziehen darf (8 37 Betr.). 
Die obige Entſcheidung legt dieſe Koſten dem — obſiegenden — Arbeit⸗ 
geber auf, da dieſer gem. § 36 Betr. die durch die Geſchäfts⸗ 
führung des Arbeiter⸗ oder Angeſtelltenrates entſtehenden notwendigen 
Koſten zu tragen habe — ein eigenartiges Ergebnis, das bisher be⸗ 
ſtritten war (wie das RArbG. vor allem Gerſtel: BenshSamml. I 
LArbch. S. 208, III LAG. S. 155, V LAG. S. 45 und VI 
R ArbGG. S. 145; Stein⸗Jonas, 14. Aufl., X 10 u. 2 zu 8 91 
ZPO. und mit Einſchränkungen, LArbc. Dortmund: Rſpr. in Ar⸗ 
beitsſachen 1928, 422; a. A. Krönig: ZW. 1927, 2357; Lange: 
Schlichtungsweſen 1928 Nr. 12 S. 455; LArbcz. Berlin: Bensh⸗ 
Samml. III LUG. S. 152 — Rſpr. in Arbeitsſachen 1928, 420). 
Die Gründe für und wider find kurzgefaßt folgende: 

a) Gegen den Standpunkt des RArbG. wendet man ein, daß der 
Arbeiter⸗ oder Angeſtelltenrat dem betr. Arbeiter die Klagerhebung 
gem. 8 87 Betrgich. überlaſſen könne, die fraglichen Koſten alſo nicht 
„notwendig“ ſeien. Dagegen ſpricht, daß 887 dem Arbeiter- oder 
Angeſtelltenrat neben dem betr. Arbeiter ein ſelbſtändiges Klagerecht 
gibt und daß der Arbeitgeber gem. § 36 BetrRcg. die Koſten tragen 
muß, die dadurch notwendigerweiſe entſtehen, daß der Arbeiter⸗ oder 
Angeſtelltenrat ſich auf einem ihm geſeglich zugewieſenen Gebiet 
betätigt. 

b) Gegen letzteres wird eingewandt, der Arbeiter oder An⸗ 
geſtelltenrat brauche dieſe Betätigung nicht durch einen Anwalt, 
ſondern könne ſie gem. § 11 ArbGG. auch durch einen Organiſations⸗ 
vertreter ausüben, zum mindeſten dann, wenn ſeine Mitglieder ſämtlich 
derſelben Organiſation angehörten. Wenn die obige Entſcheidung 
dagegen ſagt, daß es dem Arbeiter- oder Angeſtelltenrat ebenſo wie 
einer anderen Partei freiſtehe, ſich durch einen Anwalt vertreten zu 
laſſen, fo erſcheint dies im Hinblick auf 8 91 Abf. II ZPO. über» 
zeugend. Immerhin mag ergänzend bemerkt werden, daß von vielen 
Seiten überhaupt die Möglichkeit beſtritten wird, daß ſich die Be⸗ 
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aber die Notwendigkeit, da der Antragſteller aus der Verpflichtung 
heraus, die Geſchäftsführungskoſten für einen Dritten, nämlich für den 
Betrieb, möglichſt niedrig zu geſtalten, zunächſt einmal, bevor er ſich 
zur Zuziehung eines RA. auf Koſten der Antragſtellerin entſchloß, 
den Verſuch hätte machen müſſen, ſich das Armenrecht bewilligen und 
einen Armenanwalt beiordnen zu laſſen. Solange ein ſolcher Verſuch 
nicht gemacht worden ſei, könnten die Koſten des von der Betriebs⸗ 
vertretung zugezogenen Anwalts nicht als notwendig anerkannt 
werden. 

Gegen den Beſchluß hat der Antragſteller beim RArbch. Rechts⸗ 
beſchwerde eingelegt. Das RArbG. iſt zur Entſcheidung über ſie zu⸗ 
ſtändig, da es ſich bei der Antragsgegnerin um die in der thüringiſchen 
Stadt G. befindliche Zweigniederlaſſung eines Unternehmens mit dem 
Hauptſitz in B. handelt, das Verfahren alſo eine Unternehmung 
betrifft, die ſich über den Bezirk eines Landes hinaus erſtreckt (8 85 
Abſ. 1 Satz 3 ArbGG. und AALBG.1, 196 1)). Der Rechtsbeſchwerde 
Kann auch ein Erfolg nicht verſagt werden. 

Dem ArbG. iſt darin beizutreten, daß der Angeſtelltenrat die 
Koſten ſeiner Geſchäftsführung auch in Angelegenheiten der vor⸗ 
liegenden Art niedrig zu geſtalten verpflichtet iſt. Wie jedoch das 
RArbch. bereits grundſätzlich entſchieden hat, ſteht einer Betriebs⸗ 
vertretung, obwohl 8 11 ArbGG. im Intereſſe der Koſtenerſparnis an⸗ 
ſtelle der Vertretung durch einen RA. auch eine ſolche durch einen 
Verbandsvertreter zuläßt, im Prozeß die Wahl ihrer Vertretung 
ebenſo frei wie einer anderen Partei. Entſcheidet ſie ſich nach pflicht⸗ 
mäßiger Prüfung für die Vertretung durch einen RA., ſo haben auch 
die hierdurch entſtandenen Koſten regelmäßig als notwendig i. S. 
des § 36 BetrRG. zu gelten, und es iſt die Sachlage nur dann anders 
zu beurteilen, wenn dieſe Vertretung rein willkürlich und aus einer 
Handlungsweiſe heraus gewählt wird, die der eines vernünftig den⸗ 
kenden Menſchen widerſpricht (vgl. das zum Abdruck beſtimmte Urt. 
v. 13. April 1929, RAG 507/28). Für eine ſolche Annahme bietet 
der vom ArbG. feſtgeſtellte Sachverhalt keinen Anhalt. Insbeſ. läßt 
die unterlaſſene Einreichung eines Armenrechtsgeſuchs keinen gegen⸗ 
teiligen Schluß zu; denn nach der herrſchenden und richtigen Meinung 
kann das Armenrecht und die damit zuſammenhängende Beiordnung 
eines RA. auf Grund des auch für das arbeitsgerichtliche Verfahren 
maßgebenden § 114 ZPO. nur einer natürlichen Perſon bewilligt 
werden (vgl. Stein⸗Jonas, ZBD., 14. Aufl., zu 8 114 Erl. 15 
1; Derſch⸗ Volkmar, ArbGG., 3. Aufl., zu § 10 Anm. 50 
S. 255). Der Angeſtelltenrat iſt aber keine natürliche Perſon. Daran 
ändert auch der Umſtand nichts, daß die hier fragliche Bevoll⸗ 
mächtigung des RA. Dr. K. durch den Antragſteller erfolgt iſt; denn 


triebsvertretung durch einen Organiſationsvertreter vertreten laſſen 
könne, und zwar deshalb, weil die Betriebsvertretung nur für die 
Geſamtbelegſchaft handele und dieſe als Perſonengemeinſchaft nicht 
Mitglied einer der in 8 11 ArbGG. bezeichneten Organiſationen ſein 
könne (jo vor allem Gerſtel: BenshSamml. V LArbG. S. 40; 
die LArbcz. Köln u. Gleiwitz: ebenda S. 34 u. 37; Alterthum: 
JW. 1928, 1167; Sränkel, Betriebsrat und Arbeitsgericht S. 14: 
dagegen laſſen Derſch⸗Volkmar, ArbchG., 3. Aufl., S. 254 
unter D; Stein⸗Jonas, VII A 4 zu 878 3PO.; LAG, Berlin: 
JW. 1928, 1080 BenshSamml. V S. 13; Volkmar: NZUHR. 
1927, 434; ahnl. Flatow⸗Joachim, Anm. 9 Abſ. 4 zu 8 11 
ArbcßG. den Vertreter derjenigen Organiſation zu, dem auch nur ein 
Teil der Arbeiterſchaft angehört, während Kas kel: NZArbR. 1927, 
427 Anm. 72; Schminke-Sell, 2. Aufl., Anm. 15 zu 811 
ArbccG.; LArbcß. Mannheim: BenshSamml. V L ArbG. S. 33 den 
Vertreter der Organiſation zulaſſen, der der entlaſſene Arbeiter an⸗ 
gehört). Zum mindeſten aber ſolange nicht die Zuläſſigkeit der Ver⸗ 
tretung des Arbeiter⸗ oder Angeſtelltenrates durch einen Organi⸗ 
ſations vertreter höchſtrichterlich bejaht iſt, wird Vertretung durch einen 
Anwalt als „notwendig“ anerkannt werden müſſen. Denn keiner 
Betriebsvertretung kann das Riſiko zugemutet werden, daß ihre 
Berufung deshalb für unzuläſſig erklärt wird, weil ſie durch einen 
Organiſationsvertreter eingelegt iſt. - 

c) Gegen obige Entjheidung wendet man ferner ein, daß die 
Betriebsvertretung im Armenrecht prozeſſieren könne. Darüber im 
folgenden unter 2. > 

d) Ferner wendet man ein, § 36 Betr NG. beziehe ſich nur auf 
die Betätigung der Betriebsvertretung in gemeinſchaftlichen An⸗ 
gelegenheiten der Geſamtbelegſchaft bzw. gemeinſchaftliche Angelegen⸗ 
heiten von Geſamtbelegſchaft und Arbeitgeber. Dagegen ſpricht aber 
der ganz allgemein gehaltene Wortlaut des 8 36. 

2. Die obige Entſcheidung des RArbch. verneint die Frage, 
ob der Betriebsvertretung das Armenrecht erteilt werden 
könne. Das iſt die herrſchende Meinung (fo Derſch⸗Volkmar, 
Ab66., 3. Aufl., S. 255; Flatow⸗Joachim, Anm. 1 am Ende 
zu SA Arb ch.; Stein⸗Jonas, Anm. IV zu 8114 3PO.; 
Schmincke⸗Sell, Anm. 3 III (S. 208) zu § 12 ArbGG. Volk 
mar: NZ ArbR. 1927, 434; a. A. Gerſtel: BenshSamml. V 
AG. S. 46; Krönig: JW. 1927, 2357; Lange: Schlichtungs⸗ 
weſen 1928, 457; LArbG. Gleiwitz: BenshSamml. V LArbG. S. 30). 

Vorſ. des LAG. LGDir. Dr. Krönig, Hamburg. 

1) JW. 1928, 2649. 
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er handelt dabei in ſeiner Eigenſchaft als Vorſitzender des An⸗ 
geſtelltenrats, der gemäß 8 86 Abf. 1 BeiriG. zur Erhebung und 
Durchführung der Kündigungseinſpruchsklage neben den von der Kün⸗ 
digung betroffenen Angeſtellten ſelbſtändig befugt war. 

(MArbE., Beſchl. v. 29. Mai 1929, RAG RB 53/28.) O.] 


Hamburg. Arbeitsgerichte. 


1. 8 11 ArbG. Iſt im Arbeitsgerichtsprozeß ein 
Rechtsanwalt Partei, ſo kann er ſich auch durch einen 
Rechtsanwalt vertreten laſſen. 


Der Kl., ein RA. in M.-Gladbach, hat für eine ausgeklagte 
Gebührenforderung den angeblichen Lohnanſpruch ſeines Klienten 
gegen die Bekl. pfänden und ſich überweiſen laſſen. Er klagt als 
Rechtsnachfolger vor dem ArbG. Hamburg. 

Dieſes hat feinen Hamburger Korreſpondenzanwalt, der als 
ſein Bevollmächtigter auftrat, gegen den Widerſpruch der Bekl. 
mit folgender Begründung zugelaſſen: 

I. Der Vertreter des Kl., ein RA., hält feine Zulaſſung trotz 
§ 11 ArbGG. zunächſt deshalb für möglich, weil er ausweislich 
der von ihm überreichten Vollmacht nur als „Terminvertreter“ 
erſcheine, 8 11 ſchließe Anwälte nur als „Prozeßbevollmächtigte 
und Beiſtände“ aus. 

Ohne auf die in JW. 1929, 1283 durch RA. Dr. Goldfeld 
und ſonſt erörterte Frage einzugehen, ob nicht unter beſonderen 
Verhältniſſen ein Anwalt ohne weiteres Terminvertreter beim 
ArbGG. fein darf, kann feſtgeſtellt werden, daß in vorliegendem 
Falle dieſe Begründung keinesfalls durchgreift. Denn es handelt 
ſich hier nicht, wie z. B. bei dem Goldfeldſchen Beiſpiel der 
Zeugenvernehmung durch einen erſuchten Richter, um eine „echte“ 
Terminvertretung — wobei Vollmacht und Auftrag ſich 
wirklich nur auf den einen Termin erſtrecken, ſondern um Ver⸗ 
handlungen vor dem zur Entſch. berufenen Gericht, wo der geſamte 
Rechtsſtreit behandelt werden muß. Dafür, daß gerade in dem 
erſten Termin beſondere Umſtände vorlagen, die nur gerade in 
ihm die Vertretung durch den erſchienenen Auwalt geboten er⸗ 
ſcheinen laſſen könnten, iſt nichts dargetan. Die Lage iſt danach 
für dieſen Termin genau ſo anzuſehen wie für alle folgenden 
Termine und für ſonſtige Prozeßhandlungen, die etwa außerhalb 
der mündlichen Verhandlung in Srage kommen. Aus dieſem Grunde 
kann die Erteilung einer Terminvollmacht an einen Anwalt nichts 
anderes bedeuten als das, was die Erteilung einer Prozeßvollmacht 
ſein würde, wenn man diejenigen Geſichtspunkte ins Auge faßt, 
die bei der Anwendung des $ 11 ArbG. in Frage kommen, Für 
dieſen Fall erkennt auch Goldfeld in dem erwähnten Aufſatz 
an, daß dort, wo ein Anwalt tatſächlich die Partei im Prozeß ver⸗ 
treten ſoll, der 8 11 ArbchG. nicht dadurch umgangen werden 
kann, daß man ſtatt einer Prozeßvollmacht eine Anzahl 
von Terminvollmachten erteilt. 

II. Indeſſen rechtfertigt ſich die Zulaſſung des RA. Dr. H. im 
vorliegenden Prozeß aus einem anderen Grunde. 

1. Zunächſt darf der Grundſatz aufgeſtellt werden, daß, wenn 
die wörtliche Anwendung einer geſetzlichen Beſtimmung zu offenbar 
ſinnwidrigen Ergebniſſen führt, jede Möglichkeit einer ſolchen Aus⸗ 
legung herangezogen werden darf und muß, die eine in ſich ver⸗ 
ſtändige Erledigung des jeweils in Frage ſtehenden Einzelfalles 
geſtattet. 

2. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob es möglich iſt, die Abſicht 

des Geſetzgebers bei Schaffung des § 11 AcbcG. vollkommen 
aufzuklären, ſowie, ob und welche Bedeutung eine etwa denkbare 
reſtloſe Klärung dieſer Frage für die aus dem 8 11 ſich ergebenden 
Streitfragen und den vorliegenden Fall haben könnte. Es genügt 
als einhellige Überzeugung, feſtzuſtellen, daß insbeſ. die Un⸗ 
mittelbarkeit im Verkehr zwiſchen Partei und Gericht durch 
die Beibehaltung des beim Kaufm. und Gewcher. beſtehenden 
Ausſchluſſes von Anwälten und anderen geſchäftsmäßig verhandeln⸗ 
den Perſonen geſichert werden ſollte. 
A Faßt man diefen Geſichtspunkt ins Auge, ſo ift dem Vertreter 
des Kl. allerdings dahin recht zu geben, daß es ein völlig un⸗ 
zornünftiger und durch kein irgendwie denkbares geſetzgeberiſches 
lotiv zu rechtfertigender Zuſtand wäre, wenn ein RA., der in 
ei Sache bei Verfolgung einer Gebührenforderung vor dem 
fi G. erſcheinen darf (was im vorliegenden Fall ſo ſein würde), 
Kr vor einem auswärtigen Arbch. oder bei Verhinderung durch 
9 rankheit od. dgl. keines Fachkollegen bedienen dürfte, ſondern 
lich in einem ſolchen Falle eine Privatperſon ſuchen muß. 

„Die Anwendung des $ 11 führt zu in der Literatur und 
Nipr. in großem Umfang erörterten Schwierigkeiten ſchon immer 
in dem Falle, daß eine Partei nicht ſozjalpolitiſch organifiert iſt 
und am fremden Ort Recht ſuchen muß. Sie darf ſich in dieſem 
Fall nicht ſolcher Perſonen bedienen, die derartige Vertretungen 
auch ſonſt übernehmen, ſondern muß einen Laien zu finden 
ſuchen, bei dem man — wenn er für dieſe Tätigkeit Bezahlung er⸗ 


hält, ſogar unter Umſtänden das Merkmal der Geſchäftsmäßig⸗ 
keit auch bei Behandlung nur eines Falles für gegeben halten 
könnte. Es ſollte alſo jemand ſein, der aus irgendwelchen kari⸗ 
tativen Erwägungen heraus bereit ſein muß, für einen fremden 
Menſchen einen Prozeß zu führen. Zweckmäßig wird man ſich, tritt 
ein ſolcher Fall ein, der Vermittelung eines RA. zur Ausfindung 
eines ſolchen privaten Bevollmächtigten bedienen. Dieſes iſt auch 
gegenüber nicht zu verkennenden, formellen Bedenken in einem 
ſolchen Falle (Beſchl. des LArbcßg. Hamburg, LA Bs 75/29) nicht 
zu beanſtanden, ſolange nicht ganz unverkennbare Anzeichen dafür 
in die Erſcheinung treten, daß eine wirkliche Bevollmächtigung von 
der Partei an den Prozeßvertreter gar nicht gewollt iſt und aljo 
nicht vorliegt. Iſt nun ein Anwalt ſelbſt Partei, wie im vorliegen⸗ 
den Fall, dann wird er ſich zunächſt — ſelbſtverſtändlicherweiſe — 
ebenfalls an ſeinen Korreſpondenzanwalt an dem betreffenden 
Gerichtsort wenden. Müßte er ſich nun durch dieſen Anwalt eine 
Privatperſon ſuchen laſſen, die aus praktiſch völlig unerfindlichen 
Motiven heraus bereit ſein könnte, ihn, den RA., vor dem Arb®. 
zu vertreten, ſo würde das ein ſo unvernünftiges Ergebnis be⸗ 
deuten, daß jede Auslegung herangezogen werden muß, die es er⸗ 
möglicht, ein ſolches Ergebnis zu vermeiden. 

4. Dieſe Auslegung iſt nun durch die eine unter 2 erwähnte, 
neben anderen zweifellos gegebene Zweckbeſtimmung des 8 11, 
nämlich die Wahrung der Unmittelbarkeit, nahegelegt. Der Grund⸗ 
ſatz der Unmittelbarkeit des Verfahrens dient drei prozeßtechniſchen 
Zwecken. 

Einmal ſoll auf das Erſcheinen derjenigen Perſonen ein 
Druck ausgeübt werden, die über den Anſpruch verfügen 
können. Es ſoll die Verhandlung aus der meiſt weniger frucht⸗ 
baren Erörterung über das, was man tatſächlich feſtſtellen kann 
und feine theoretiſchen Rechtsfolgen in das Gebiet praktiſcher 
Entfchlüffe über die Erledigung des nun einmal aufgetretenen 
Intereſſenkonflikts hingeführt werden. Dies iſt aber regelmäßig nur 
dann gegeben, wenn die Partei ſelbſt anweſend iſt, d. h. wenn über⸗ 
haupt keine Vertretung ſtattfindet, iſt aber im übrigen von dem 
Auftrag an den Bevollmächtigten abhängig. 

Weiter ſoll in der Verhandlung möglichſt eine unmittelbare 
Kenntnis der tatſächlichen Vorgänge, und vor allem drittens eine 
genaue Kenntnis der für die Beurteilung des Ablaufs der Gefcheh- 
niſſe maßgebenden allgemeinen Umſtände, der wirtſchaftlichen und 
ſozialen Verhältniſſe und auch der regelmäßig in Anwendung kom⸗ 
menden Rechtsvorſchriften und ihrer praktiſchen Handhabung ge⸗ 
geben ſein. 

Dieſe allgemeine Kenntnis der Verhältniſſe iſt dabei das 
weitaus bedeutſamere von den beiden letztgenannten Umſtänden. 
Denn über den tatſächlichen Ablauf der Ereigniſſe im Einzelfall 
wird auch die Partei oder ihr Vertreter ſelbſt aus eigener 
Kenntnis häufig gar nicht unterrichtet ſein, und ihre Stellung⸗ 
nahme und ihre Außerungen über den Tatbeſtand als ſolchen 
werden — eben als Außerungen der beteiligten Partei — im 
Zweifel keine entſcheidende Wichtigkeit haben. Dagegen kommt es 
auf die allgemeine Kenntnis der Verhältniſſe ſehr ſtark an, auch 
wenn die betreffende Perſon den Vorgängen ſelbſt nicht beigewohnt 
hat. Das Vorhandenſein dieſer Kenntniſſe iſt es, was das Ver⸗ 
handeln fördert. Sie ſind bei der Partei ſelbſt, und regelmäßig 
auch bei einem aus ihrem unmittelbaren Geſchäfts⸗ oder Familien⸗ 
kreis ſtammenden Einzelbevollmächtigten vorhanden. Deswegen hat 
das Geſetz auch unbedenklich Organiſationsvertreter zulaſſen können, 
obwohl dieſe regelmäßig keinerlei eigene Kenntnis vom Tat⸗ 
beſtand des Einzelfalles haben. Ihnen eignet aber in aller Regel 
eine überaus genaue Kenntnis der allgemeinen Umſtände, die für 
die Erörterung des Einzelfalles wichtig ſind. Deswegen iſt der 
Grundſatz der Unmittelbarkeit des Verfahrens in ſeinem ent⸗ 
ſcheidenden Teil auch trotz Beteiligung von Organiſationsvertretern 
an Stelle der Partei ſelbſt als gewahrt angeſehen worden. Da⸗ 
gegen wird von einem RA. offenbar angenommen, daß er im all⸗ 
gemeinen nur Einzelfälle bearbeitet und — ſelbſt als ſtändiger 
Rechtsberater einer Firma oder eines Verbandes — nicht aus 
eigener verantwortlicher Tätigkeit innerhalb des ſozialpolitiſchen 
Organismus ſich diejenige intime Kenntnis erwerben könne wie 
ein Verbandsſyndikus. Dies alles ift im vorliegenden Falle anders. 
Wenn ein RA. eine Gebührenforderung verfolgt, ſo handelt es 
ſich um eine ſpezifiſche Rechtsanwaltsangelegenheit, und es iſt 
allerdings dem Vertreter des Kl. recht zu geben, daß die Anwälte 
entgegen der Abſicht des 8 11 ſchlechter geſtellt würden als alle 
anderen Berufsſtände, wenn man bei ihnen nicht nur die Ver⸗ 
tretung durch Fachkollegen nicht fördert, ſondern unterbindet. Es 
iſt alſo feſtzuſtellen, daß der vom 8 11 zweifellos neben anderen 
Geſichtspunkten mit in erſter Linie geforderte Grundſatz der Un⸗ 
mittelbarkeit durch einen Ausſchluß des vom klagenden RA. be⸗ 
vollmächtigten RA. in ſein Gegenteil verkehrt würde. 

5. Der Wortlaut des 8 11 iſt allerdings außerordentlich ftrikt 
gefaßt: „Rechtsanwälte find als Prozeßbevollmächtigte ausgeſchloſſen.“ 
Demgegenüber wird in Verſolg des vorſtehenden Gedankenganges 
daran feſtzuhalten ſein, daß, wenn der klagende RA. ſelbſt kommen 
könnte, ein von ihm Bevollmächtigter nicht deswegen ausgeſchloſſen 
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werden kann, weil er die Eigenſchaft beſitzt, ebenfalls RA. zu 
jein. Es iſt dies ein Schluß ex majore ad minus. 

III. Die Überlegungen, die in dem bisherigen Teil der Be⸗ 
gründung angeſtellt ſind, treffen nun allerdings inſofern den Tat⸗ 
beſtand des Prozeſſes nicht ganz, weil hier nicht eine Gebühren⸗ 
forderung ſelbſt verfolgt wird, fondern eine wegen einer Ge⸗ 
bührenforderung gepfändete Lohnforderung. Immerhin iſt der Zu⸗ 
ſammenhang zwiſchen der Gebührenforderung und dieſer gepfän⸗ 
deten Lohnforderung ſo ſtark, daß es nicht notwendig erſcheint, von 
der oben gerechtfertigten Auslegung des § 11 abzugehen und da⸗ 
mit ein Ergebnis herbeizuführen, welches in ſich offenbar un⸗ 
vernünftig und mit dem erkennbaren Ziel und Zweck der an⸗ 
zuwendenden geſetzlichen Vorſchrift in direktem Gegenſatz ſteht. 

(Arb. Hamburg, Beſchl. v. 16. Mai 1929, K 1198/29.) 
Mitgeteilt von ArbG Dir. Dr. Hannes Kaufmann, Hamburg. 


C. Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte. 


I. Reich. 
Reichsfinanzhof. 


Berichtet von Reichsfinanzrat Dr. Boet hke, Reichsfinanzrat Arlt 
und Reichsfmnanzrat Dr. Georg Schmau ſer, München. 


Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
finanzhofs abgedruckt.] 


A. Gutachten. 

1. 88 13, 61, 76, Abſ. 1 Nr. 1, 228 Satz 2, 236, 277, 
279 R Abg. 

1. Hat der Präſident des LFin A. auf einen ihm nach 
Anfechtung vorgelegten Steuerbeſcheid das Fin A. ange⸗ 
wieſen, den Steuerbeſcheid abzuändern, und hat das Fin A. 
den erſten Steuerbeſcheid aufgehoben und einen Berichti⸗ 
gungsbeſcheid erlaſſen, ſo ſind der Aufhebungs⸗ und der 
Berichtigungsbeſcheid rechtsunwirkſam (nichtig). Das 
Lin A. hat über die gegen den erſten Steuerbeſcheid ein⸗ 
gelegte Anfechtung zu entſcheiden. Die Aufhebung des 
erſten Steuerbeſcheids durch das Fin A. iſt keine rechts⸗ 
wirkſame Abhilfeentſcheidung i. S. § 277 Satz 1 RAbg d. 

2. In der Anfechtungsentſcheidung iſt eine Verböſe⸗ 
rung nur unter den Vorausſetzungen des 8 228 Satz 1 
R Abg. zuläſſig. 

3. Der Steuerpflichtige, dem gegenüber dem erſten 
Steuerbeſcheid ein ungünſtiger Berichtigungsbeſcheid des 
Fin A. droht, hat während des Laufes der Anfechtungs⸗ 
friſt die Möglichkeit, durch Einlegung der Anfechtung die 
Höherfeſtſetzung durch das LF in A. zu verhindern, ſofern 
und ſoweit die Höherfeſtſetzung ſich auf das Bekanntwerden 
neuer Tatſachen oder Beweismittel oder auf eine abwei⸗ 
chende rechtliche Beurteilung gründet. Dagegen kann der 
Steuerpflichtige die Möglichkeit einer Höherfeſtſetzung, 
die bei gleichem Sachverhalt auf einer anderen tatſäch⸗ 
lichen Würdigung beruhen würde, durch Einlegung der 
Anfechtung während der Anfechtungsfriſt hindern. 

4. Iſt der erſte Steuerbeſcheid durch Ablauf der An⸗ 
fechtungsfriſt unanfechtbar geworden, jo hat der Steuer⸗ 
pflichtige, dem gegenüber dem erſten Beſcheid eine höhere 
Steuerfeſtſetzung ſeitens des Fin A. droht, rechtlich nicht 
die Möglichkeit, dieſe Höherfeſtſetzung des Fin A. durch 
Einlegung einer unzuläſſigen Anfechtung zu hindern. Aus 
dem Umſtand aber, daß über die Zuläſſigkeit der Anfech⸗ 
tung nicht das Fin A., ſondern das LF in A. und gegebenen⸗ 
falls der RF. entſcheidet, kann in geeigneten Fällen zwecks 
Vermeidung der Möglichkeit einer rechtsunwirkſamen 
Höherfeſtſetzung für das Fin A. Anlaß beſtehen, die Höher⸗ 
feſtſetzung bis zur endgültigen Entſcheidung über die Zu⸗ 
läſſigkeit der Anfechtung zu unterlaſſen. Nimmt das Fin A. 
die Höherfeſtſetzung vor, läßt aber das Lin A. oder der 
RF H. die Anfechtung zu, fo iſt die Höherfeſtſetzung des 
Fin A. rechtsunwirkſam. 8 277 R Abg. bezieht ſich nur auf 
zuläſſige Anfechtungen. f) 

Der REM. hat den RFH. im Hinblick auf die neue Recht⸗ 
ſprechung des 4. Sen. dieſes Gerichtshofs (RF. 24, 27, 129) nach 
83 Rabgd. um gutachtliche Außerungen über mehrere Fragen 
erſucht. 

, A. 


Die erſte Frage des R M. lautet: 
„J. Fall: Der Präſident des LFin A. hat auf einen ihm nach 
Anfechtung vorgelegten Steuerbeſcheid hin entſprechend der bisherigen 


Zu 1. Das Gutachten behandelt eine Reihe von Fragen, auf 
welche die RAbgO. keine beſtimmte Antwort gibt, ſo daß der 
Fortbildung des Rechts durch die Rſpr. genügender Spielraum ge⸗ 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Verwaltungsübung das Fin A. angewieſen, den Steuerbeſcheid ab⸗ 
zuändern. Das Fin A. hat den erſten Steuerbeſcheid aufgehoben und 
einen Berichtigungsbeſcheid erlaſſen. 

Sind bei dieſer Prozeßlage die Entſchließungen des Fin A., die 
auf der nach der neuen Rechtſprechung des RF H. unzuläſſigen An⸗ 
weiſung des Präſidenten des LFin A. beruhen, in dem Sinne rechts⸗ 
unwirkſam, daß nicht nur der Berichtigungs⸗, ſondern auch der Auf⸗ 
hebungsbeſcheid ohne rechtliche Bedeutung iſt, der aufgehobene Steuer⸗ 
beſcheid wieder voll wirkſam wird und über die gegen ihn eingelegte 
Anfechtung zu entſcheiden iſt? Oder iſt die Aufhebung des Steuer⸗ 
beſcheids durch das Fin A. als eine Abhilfeentſcheidung i. S. des 
$277 Satz 1 RAbgO. anzuſehen, die den Steuerfall endgültig er⸗ 
ledigt?“ 

1 


Iſt Anfechtung (8219 RAbgd.) eingelegt, ſo kann nach 8 277 
Satz 1 RUbgD. das Fin A. der Anfechtung abhelfen. Will es ihr nicht 
abhelfen, fo hat es nach § 277 Satz 2 RAbgd. die Sache dem LFin A. 
vorzulegen, das nach 8 279 Satz 1 über die Anfechtung entſcheidet. Aus 
dieſer geſetzlichen Regelung ergibt ſich zwingend der vom Sen. in dem 
Urt. v. 11. Juli 1928, IVA 91/28 (RFH- 24, 27) gezogene Schluß, 
daß die dem Fin A. im 8 76 Abſ. 1 NAGgD. gegebene Befugnis, einen 
Zölle oder Verbrauchsabgaben betreffenden Steuerbeſcheid zurück⸗ 
zunehmen oder zu ändern, wenn gegen den Beſcheid die Anfechtung 
eingelegt iſt, auf die Abhilfe beſchränkt iſt. Nach dieſer Rechtsanſicht, 
der in der Rechtslehre Becker (StB. 1928, 1241), Holländer 
(JW. 1928, 1241) und Lucas (J. 1929, 374) zugeſtimmt haben, 
iſt nach eingelegter Anfechtung die Zuſtändigkeit des Fin A., über 
die Feſtſetzung des Steueranſpruchs zu befinden, allein dann gegeben, 
wenn es der Anfechtung abhilft, wobei unter Abhilfe nur die voll⸗ 
ſtändige Abhilfe gemeint iſt, d. h. eine Berichtigung des Steuer⸗ 
beſcheids, die nach dem Begehren des Anfechtenden geſchieht (vgl. 
IVA 395/28 v. 5. Dez. 1928, ſiehe auch Arlt, Ztſchr. f. Z. u. 
Verbr. 1928, 403). Dem Fin A. ftehen nach eingelegter Anfechtung 
nur die zwei Möglichkeiten offen, nämlich 

a) der Anfechtung voll abzuhelfen oder 

b) die Anfechtung an das LFin A. abzugeben. 

Entſcheidet ſich das Fin A. für die erſte Möglichkeit, ſo iſt damit 
der Steuerfall endgültig erledigt. Hier handelt es ſich dann um eine 
rechtswirkſame Abhilfeentſcheidung, die eine erneute Inauſpruchnahme 
des Anfechtenden aus dieſem Steuerfall ausſchließt (RF H. 24, 129). 
Entſcheidet ſich aber das Fin A. nicht für dieſe erſte Möglichkeit, 
ſo entfällt damit jede Zuſtändigkeit des Fin A., feinen Steuer⸗ 
beſcheid ganz zurückzunehmen und die Steuer niedriger oder höher 
feſtzuſetzen. Allein zuſtändig hierfür iſt das LFin A. Dieſe ausſchließ⸗ 
liche ſachliche Zuſtändigkeit des LFindl. iſt von dem Zeitpunkt an 
gegeben, wo das Fin A. ausdrücklich erklärt oder fonft irgendwie er⸗ 
kennen läßt, daß es der Anfechtung nicht abhilft, ſei es auch nur da⸗ 
durch, daß es die Sache an das Lin. abgibt. Von dieſem Zeitpunkt 
ab iſt die alleinige Zuſtändigkeit des LFin A. begründet und ſind alle 
Entſchließungen des Fin A., die den von ihm erlaſſenen Steuerbeſcheid 
aufheben oder ändern, von einer fachlich unzuſtändigen Behörde 
erlaſſen. 

Es fragt ſich, welche Wirkungen ſolche vom Fin A. unzuſtändiger⸗ 
weiſe erlaſſenen Beſcheide hinſichtlich des erſten Steuerbeſcheids aus⸗ 
üben und ob und inwieweit ſie das beim OFin A. anhängige An⸗ 
fechtungsverfahren beeinfluſſen. Die Frage hangt mit den Folgen 
fehlerhafter Staatsakte und deren Beſeitigung zuſammen. 

II. 

In der verwaltungsrechtlichen Rechtslehre nimmt die eine Rich⸗ 
tung (Otto Mayer, Deutſches Verwaltungsr., 3. Aufl., Bd. 1 
89 S. 95; Laband, Staatsrecht, 5. Aufl., S. 196 in Anm. 1; 
Hatſchek, Lehrb. d. Deutſch. u. Preuß. Verwaltungsr., 816; 
Schoen in Holzendorfs Enzykl. IV 1914 S. 266) an, der Staats⸗ 
akt könne ſchlechthin nichtig ſein oder nur der Anfechtung unterliegen; 
grunſatzlich ſei letzteres der Fall, ein öffentlicher Akt habe die 
Praſumtion für ſich, daß er den Anforderungen des Rechts entſpreche, 
nichtig ſei nur der Verwaltungsakt einer abſolut unzuſtändigen Be⸗ 
hörde, abſolute Unzuftändigkeit ſei aber nicht etwa bloß ſachliche 
Unzuſtändigkeit, ſondern liege nur dann vor, wenn der Verwaltungs⸗ 
akt unter keinen, wie immer gearteten Umſtänden, in die Zuſtändig⸗ 
keit des betreffenden Staatsorgans fallen konnte, weil ſie auf einer 
Reſſortverwechſlung beruhe; nichtige Verfügungen hätten keine Rechts⸗ 
wirkung, ſie bedürften keiner Aufhebung, um nicht zu wirken, ihre 
Zurücknahme aber ſei geboten zwecks Klarſtellung des Rechtszuſtandes, 
ſie habe lediglich die Bedeutung einer Feſtſtellung ihrer Nichtigkeit, 
andere Verfügungen wirkten, bis ſie behördlich außer Kraft geſetzt 
ſeien, dieſe Außerkraftſetzung könne auf Anfechtung des Betroffenen 
erfolgen, fie habe, wenn fie wegen Gefegeswidrigkeit ſtattfinde, rück⸗ 
wirkende Kraft. 

Eine andere Richtung (vgl. insbef. Herrnritt, Grund⸗ 
lehren des Verwaltungsrechts, S. 285; Fleiner, Inſtitutionen, 
8. Aufl., S. 203; Neuhäuſer, Die Erſchleichung rechtsgeſchäft⸗ 


laſſen iſt. Der § 76 Abſ. 1 Nr. 1 NAbgd., wonach ein Steuer⸗ 
beſcheid, der Zölle oder Verbrauchsabgaben betrifft, von der Be⸗ 
hörde, die ihn erlaſſen hat, geändert werden kann, auch wenn er 
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licher Verwaltungsakte durch Täuſchung der Behörden, 1921, S. 86) 
erklärt als abſolut nichtig jene Verwaltungsakte, welche ſich 
in Wirklichkeit nicht als Willensakte des zur Vornahme derſelben 
geſetzlich berufenen Organs darſtellen, alſo Willensakte einer nicht 
zuſtändigen (inkompetenten) Behörde; die die Nichtigkeit begrün⸗ 
dende Unzuſtändigkeit könne eine fachliche fein, wenn ein behördliches 
Organ eine Entſcheidung oder eine Verfügung erlaſſen habe, zu 
welcher es weder an ſich zuſtändig oder zu deren Vornahme wenig⸗ 
ſtens die betreffende behördliche Stufe (Inſtanz) nicht zuſtändig ſei. 
Ebenſo erklären im weſentlichen Akte ſachlicher Unzuſtän⸗ 
digkeit für nichtig Bernatzik, Rſpr. und materielle Rechtskraft, 
1886, S. 270, 273; Jellinek, Der fehlerhafte Staatsakt und 
ſeine Wirkungen, S. 93 (vgl. zu der Stellungnahme Jellineks 
Bühler, Die fubjektiven öffentlichen Rechte, 1914, S. 10g ff., 
insbeſ. Anm. 267, und v. Hippel, Unterſuchungen zum Problem 
des fehlerhaften Staatsaktes, S. 107 Anm. 395) und Kormann, 
Syſtem der rechtsgeſchäftlichen Staatsakte, S. 247, 259; „Nichtig 
iſt auch der Verwaltungsakt einer abſolut unzuſtändigen Behörde.“ 
„Abſolute Unzuſtändigkeit deckt ſich im großen ganzen mit ſachlicher 
Unzuſtändigkeit.“ Tezner, Öfterreich. Ztſchr. f. öffentl. Recht, 1918, 
S. 417, 420, geht davon aus, daß jeder obrigkeitliche Verwaltungs⸗ 
akt zugleich eine Beziehung zum Staate und zu dem einzelnen hat, 
und fragt nach ſeiner autoritativen Wirkung auf die Individuen und 
nach ſeiner Wirkung auf den Staat. „In welchem Umfang der nach 
unten autoritativ wirkende obrigkeitliche Akt der fachlich zuſtändigen 
Behörde jeglicher bindenden Kraft gegenüber dem Staate entbehrt, 
durch ihn ümgeſtoßen oder als gar nicht beſtehend, als nichtig be⸗ 
handelt werden darf, iſt ein Problem beſonderer Art, das, ſoweit 
es nicht geſetzlich gelöſt iſt, ſeine Löſung mit Rüchkſicht auf die 
Lebensbedingungen des Staates und die ſozialen Pflichten ſeiner 
Glieder zu finden hat.“ Siehe aber noch S. 374: Der Akt „einer 
unzuſtändigen Behörde iſt grundſätzlich ein Scheinakt, weil jeder 
obrigkeitlichen Behörde dieſe ihre Eigenſchaft nur im Rahmen des 
ihr zugewieſenen Wirkungskreiſes zukommt.“ 


III. 

Die RAbgdO. hat ſich mit dieſen theoretiſchen Lehren, die all⸗ 
gemein anerkannte Ergebniſſe kaum gezeitigt haben (vgl. Bühler, 
Lehrb. S. 323, ſ. auch v. Hippel S. 117: „Der Begriff der 
abſoluten Unzuſtändigkeit iſt in Praxis und Literatur durchaus dunkel 
geblieben ...“), ausdrücklich hinſichtlich der örtlichen Unzu⸗ 
ſtändigkeit im 8 61 auseinandergeſetzt. Nach dieſer Vorſchrift 
bewirkt die örtliche Unzuſtändigkeit eines Fin A. nicht Unwirkſam⸗ 
Reit, ſie iſt vielmehr innerhalb der Rechtsmittelfriſt geltend zu machen, 
iſt alſo bloßer Anfechtungsgrund. Durch Schluß auf das Gegenteil 
wird man daraus zu entnehmen haben, daß ſachliche Unzuſtändig⸗ 
keit Unwirkſamkeitsgrund (Nichtigkeitsgrund) iſt (vgl. Bühler, 
Lehrb. S. 333), es ſei denn, daß es ſich um rechtsgewährende Ver⸗ 
fügungen handelt, für die die Sondervorſchrift des 8 78 RAbgd. gilt. 
Wenn man zunächſt von 8 78 RAbgd. abſieht, jo ſprechen, abgeſehen 
von dem angeführten Gegenteilsſchluſſe, ſolgende Erwägungen für 
die Unwirkſamkeit der nach der Anfechtung getroffenen, ihr nicht 
voll ſtattgebenden Entſchließungen des Fin A. 

Welches Maß von Rechtsſchutz in der Ausgeſtaltung des Rechts⸗ 
mittelzuges, insbeſ. in der Beſtimmung der zur Entſch. über ein 
Rechtsmittel berufenen Behörde für die Sicherheit des Steuerpflich⸗ 


für den Steuerpflichtigen unanfechtbar geworden iſt, erleidet zwei 
Einſchränkungen. Die eine ergibt ſich aus 8 76 Abſ. 3, wonach 
Rechtsmittelentſcheidungen mit Ausnahme der hier nicht inter⸗ 
eſſierenden Einſpruchsentſcheidungen nicht zurückgenommen oder ge⸗ 
ändert werden können. Daraus ergibt ſich ohne weiteres, daß, 
wenn ein Steuerbeſcheid angefochten und über die Anfechtung im 
Rechtsmittelverfahren entſchieden iſt, ſelbſt im Falle einer Zurück⸗ 
weiſung des Rechtsmittels auch der Steuerbeſcheid nicht nach⸗ 
träglich geändert werden kann. Denn eine Anderung des 
Steuerbeſcheides würde zugleich eine Anderung der Rechts⸗ 
mittelentſcheidung, durch welche die Anfechtung oder die gegen 
die Anfechtungsentſcheidung eingelegte Rechtsbeſchwerde zurück⸗ 
gewieſen iſt, bedeuten. Der RF. hält nun aber, und zwar im 
an erfpruch mit der bislang herrſchenden Meinung, den 8 76 
85 . auch ſchon dann für unanwendbar, wenn das Rechtsmittel 
Ein Anfechtung eingelegt iſt. Er ſchließt dieſes daraus, daß nach 
9 Fung der Anfechtung das Fin A. auf Grund von § 277 RAbgd. 
ein Anfechtung abhelfen kann und hält mit dieſem Abhilferecht 
Arſicht bergehendes Abänderungsrecht nicht für vereinbar. Dieſer 
885 2 wird ohne weiteres beizutreten ſein. Denn die Ermächtigung 
aun der Anfechtung abzuhelfen, hätte keine Bedeutung, wenn 
Abänd Einlegung der Anfechtung das Fin A. das weitergehende 
ne erungsrecht aus 8 76 behielte. Von Intereſſe iſt, daß 
1 5 = gg noch in der neueſten Auflage ſeines Komm. zur 
75 9 90 je Anſicht vertritt, daß das Fin. auch nach Einlegung 
eines Mechtsmittels bis zur Entſch. über das Rechtsmittel die 
den nnderungsbefugnis aus 8 76 behalte, ſich in StW 1928, 1241 
r Anſicht des MS. angeſchloſſen, alſo feine bis dahin ab⸗ 

weichende Anſicht aufgegeben hat. 
Der Rö. ſteht weiter auf dem Standpunkt, daß eine Ab⸗ 
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tigen einerſeits, für die Belange des Steuergläubigers andererſeits 
erforderlich iſt, iſt in erſter Linie eine politiſche Frage, deren Entſch. 
dem Geſetzgeber allein zuſteht (Bd. 24 S. 217). Die vom Geſetz⸗ 
geber hierüber getroffene Regelung, insbeſ. die über die Behörde, die 
über ein Rechtsmittel zu entſcheiden hat, iſt zwingenden Rechtes. Hat, 
wie oben zu I dargetan, nach eingelegter Anfechtung und nachdem 
das Fin A. erklärt hat, der Anfechtung nicht abzuhelfen, über die 
Anfechtung allein das LFin A. als Anfechtungsbehörde zu entſcheiden, 
fo darf in dieſes Verfahren nicht das Fin A. eingreifen, ſelbſt wenn 
dies auf Anweiſung der Aufſichtsbehörde geſchieht. Greift das Fin. 
doch ein, ſo würde es dem Weſen des Rechtsmittelzuges widerſprechen, 
wenn die zur Entſch. berufene Anfechtungsbehörde in ihrer Tätigkeit 
durch die Entſch. des Fin A. gehindert werden könnte und die Auf⸗ 
hebung des berichtigenden Beſchluſſes des Fin A. erſt abwarten müßte, 
ehe es ſeinerſeits entſcheiden kann. Die Entſchließungen des Fin A., 
die in die Zuſtändigkeit des LFin A. eingreifen, müſſen daher zunächſt 
dem L Fin A. gegenüber als rechtsunwirkſam, nichtig, angeſehen 
werden. Dies gilt zunächſt ohne weiteres, wenn die Aufhebung des 
Steuerbeſcheides und der Erlaß eines Berichtigungsbeſcheides vom 
Fin A. von ſich aus geſchieht. Denn es leuchtet ohne weiteres ein, daß 
die Behörde, deren Entſchließung angegriffen iſt und deren Zuſtän⸗ 
digkeit nach der Erklärung der nicht vollen Abhilfe aufgehört hat, 
die Entſch. über die Sache nicht wieder an ſich reißen und dadurch 
die Entſch. der zuſtändigen Behörde hindern kann. Das gleiche muß 
aber auch für die Fälle gelten, wo dieſe Entſchließungen des Fin A. 
auf Anweiſung der Aufſichtsbehörde geſchehen (8 13 RAbgoO.). Denn 
wenn auch die Aufſichtsbehörde und die Anfechtungsbehörde nach der 
Organiſation der RAbgoO. dieſelbe Stelle (der Präſ. des LFin A.) iſt, 
fo unterſcheidet die RAbgO. doch ſtreng zwiſchen dem Aufſichtsver⸗ 
fahren des 8 13 NAGgD. und dem Anfechtungsverfahren (88 277, 
279 RAbgdO.). Daraus muß als Wille des Geſetzes geſchloſſen werden, 
daß eine Verquickung der beiden Verfahren zu unterbleiben hat und 
daß auch Entſchließungen des Fin A., die wegen des unzuläſſigen 
Verfahrens aus 8 13 RAbgd. ergehen, für das Anfechtungsverfahren 
rechtsunwirkſam ſind 


Iſt aber ſonach die Aufhebung des erſten Steuerbeſcheides und 
der Erlaß eines Berichtigungsbeſcheides nach Abgabe der Sache an 
das LFin A. den Anfechtungsbehörden gegenüber nichtig, 
rechtsnnwirkſam, fo fragt ſich weiter, ob eine ſolche Rechtsunwirk⸗ 
ſamkeit der Entſchließungen auch dem Steuerpflichtigen 
gegenüber anzuerkennen iſt. Auch dieſe Frage iſt zu bejahen. Denn 
mag auch in der allgemeinen Verwaltungslehre der Grundſatz Aner- 
kennung gefunden haben, daß ein Verwaltungsakt die Präſumtion 
für ſich hat, daß er den Anforderungen des Rechtes entſpricht und 
daß im ſonſtigen öffentlichen Rechte die Mangelhaftigkeit des Ver⸗ 
waltungsaktes im allgemeinen die Anfechtbarkeit (ſei es ſeitens 
der Behörde, ſei es ſeitens des Steuerpflichtigen, worauf weiter unten 
noch zurückzukommen iſt), nicht die Nichtigkeit des Aktes zur Folge 
hat, und mag es auch im ſonſtigen öffentlichen Rechte Fälle geben, 
wo eine Sonderung des Verwaltungsaktes nach ſeiner autoritativen 
Wirkung auf die Individuen und nach ſeiner Wirkung auf den 
Staat einzutreten hat (vgl. Tezuer a. a. O.), jo kann doch für das 
Steuerfeſtſetzungsverfahren — und auch das Anfechtungsverfahren 
it ein fortgeſetztes Steuerfeſtſetzungsverfahren — begrifflich nicht die 
Möglichkeit zugegeben werden, daß eine Steuerfeſtſetzung des Fin A. 


hilfe nach 8 277 nur zuläſſig iſt, wenn der Anfechtung in vollem 
Umfange abgeholfen wird. Er hält es alſo nicht für zuläſſig, daß 
das Fin A., wenn es die Anfechtung zum Teil für begründet hält, 
inſoweit ſeinen Beſcheid abändert und nur im übrigen die Entſch. 
dem LFin A. überläßt. Die Unzuläſſigkeit einer teilweiſen Ab⸗ 
hilfe läßt ſich jedoch m. E. aus § 277 nicht ableiten. Der § 277 
iſt dem $ 571 ZPO. nachgebildet, der für den Fall der zivil⸗ 
prozeſſualen Beſchwerde weſentlich die gleichen Vorſchriften ent⸗ 
hält. Bereits i. J. 1895 hat das RG. ausgeſprochen, daß einer 
Beſchwerde von dem Gerichte, deſſen Entſch. angefochten ſei, auch 
teilweiſe abgeholfen werden könne. Bei Erlaß der RAD. lag 
eine feſtſtehende Praxis der ordentlichen Gerichte bezüglich der 
Anwendung von 8 571 ZRO. vor. Es iſt doch kaum anzunehmen, 
daß der 8 277 RAbgO. einen anderen Sinn haben ſoll. 

Recht zweifelhaft erſcheint auch, ob eine Abhilfe durch das 
Fin A. ausgeſchloſſen ift, ſobald das Fin A. die Sache dem LFingl. 
vorgelegt und damit zu erkennen gegeben hat, daß es der An⸗ 
fechtung nicht abhelfen will. Praktiſch wird natürlich der Fall, 
daß das Fin A. feine Meinung ändert, alſo nachträglich doch die 
Anfechtung für begründet hält, nur ſelten vorkommen. Möglich 
iſt es aber, daß der Präſ. des LFindl., nachdem ihm die Sache 
vorgelegt iſt, das Fin g. anweiſt, der Anfechtung nachträglich ab⸗ 
zuhelfen. Der RFH. hält dieſes nicht für zuläſſig, weil er der An⸗ 
ſicht iſt, daß mit der Vorlegung der Sache an das LinA. deſſen 
ſachliche Zuſtändigkeit begründet und damit die ſachliche Zuſtändig⸗ 
keit des Fin A. ausgeſchloſſen iſt. Er geht jo weit, daß er eine 
ſpätere Abhilfe durch das Fin A. für einen ſchlechthin nichtigen 
und unwirkſamen Akt hält. Gegen dieſe Auffaſſung laſſen ſich 
ſchwerwiegende Bedenken nicht unterdrücken. Die Abgabe der Sache 
an das Find. ift ein Vorgang, der ſich im inneren Geſchäfts⸗ 
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der Anfechtungsbehörde gegenüber nichtig, dem Steuerpflichtigen 
gegenüber aber nicht rechtsunwirkſam, ſondern nur anfechtbar iſt. 
Denn jede Steuerſeſtſetzung beſtimmt einheitlich, welche Geldleiſtung 
aus einem Lebenstatbeſtande dem Steuergläubiger von dem betreffen⸗ 
den Steuerſchuldner gebührt. Aus jedem Steuertatbeſtande iſt nur 
eine Steuerfeſtſetzung gerechtfertigt. Sind, wie oben dargelegt, die 
Entſchließungen des Fin A. nach Einlegung der Anfechtung und nach 
Abgabe an das LFin A. dieſem gegenüber rechtsunwirkſam, haben fie 
daher nicht die Kraft der Anfechtungsbehörde gegenüber, den erſten 
Steuerbeſcheid zu beſeitigen oder zu ändern, hat vielmehr das Fin A. 
über die Anfechtung ohne Rüchſicht auf jene ſpäteren Entſchließungen 
des Fin A. zu entſcheiden, wobei es die erſte Steuerfeſtſetzung aufheben 
oder die Steuer ermäßigen oder die Steuer im Rahmen des 8 228 
RAbgdO. (vgl. hierzu die ſpäteren Ausführungen zum Falle 2) er⸗ 
höhen kann, ſo können auch nicht dem Steuerpflichtigen 
gegenüber jene ſpäteren Entſchließungen des Fin A. irgendwelche Wir⸗ 
kungen äußern, weil für jeden Tatbeſtand nur eine Steuer einheitlich 
feſtgeſetzt werden kann. 

Der Senat hat denn auch ſchon als erkennendes Gericht die 
fpäteren Entſchließungen des Fin A. ſchlechthin als „rechtsunwirk⸗ 
ſam“ bezeichnet (vgl. z. B. IVA 26/29 v. 8. März 1929). Aller⸗ 
dings hat der Senat in einer Sache aus $ 433 RAbgdO. (Beſchl. v. 
20. Dez. 1928, IV F 5/28 1)) einen der Anfechtung nicht voll ſtatt⸗ 
gebenden Abhilfebeſcheid ſtillſchweigend als rechtskräftige Steuervor⸗ 
entſcheidung behandelt, was nach der hier dargelegten Auffaſſung nicht 
mehr würde aufrechterhalten werden können. 

Soweit es ſich bei den ſpäteren Entſchließungen des Fin A. um 
die Aufhebung des erſten Steuerbeſcheides oder um Ermäßigung der 
Steuer handelt, kann ſich der Steuerpflichtige auch nicht auf 8 78 
RAbgO. berufen, auch nicht auf die Rſpr. des Sen. (Urt. v. 26. Sept. 
1928, IVA 162/28, Bd. 24 S. 129) darüber, daß eine gemäß 8277 
Satz 1 RAbgd. erlaſſene Abhilfeentſcheidung den Steuerfall endgültig 
erledige, ſo daß eine erneute Inanſpruchnahme des Anfechtenden 
aus dieſem Steuerfall ausgeſchloſſen ſei. Die Tragweite des 8 78 
RAbgdO., der von Anerkennungen, Genehmigungen, Bewilligungen 
oder Erlaubniserteilungen ſpricht, die den Beteiligten Befugniſſe oder 
Vergünſtigungen gewähren — mag man den Geltungsbereich der 
hierunter fallenden Verfügungen auch weit ziehen —, bezieht ſich 
nicht auf Steuerfeſtſetzungen und das ſich daran anſchließende Rechts⸗ 
mittelverfahren, da für dieſes Verfahren die RAbgO. Sondervor⸗ 
ſchriften erlaſſen hat. Eine Abhilfeentſcheidung i. S. des 8 277 Satz 1 
RAbgd. und des Urt. Bd. 24 S. 129 liegt aber nicht in dem zur 
Begutachtung geſtellten Falle 1 vor, weil hier das Fin A. der An⸗ 
fechtung nicht vollſtändig abgeholfen, ſondern die Anfechtung dem 
LFin A. als der Anfechtungsbehörde vorgelegt hat und damit ſich 
der Zuſtändigkeit der Erledigung durch Abhilfe begeben hat, wodurch 
die alleinige Zuſtändigkeit des LFin A. für die Erledigung des Steuer⸗ 
falles begründet wurde. 

Hieraus ergibt ſich die Beantwortung der zum Falle 1 ge⸗ 
ar Fragen i. S. des in der Überſchrift wiedergegebenen Rechts⸗ 
atzes 1. 

Hierzu ſei noch folgendes bemerkt: 

Da es ſich bei den ſpäteren Entſchließungen des Fin A. um 
nichtige Akte handelt, die daher weder für die Anfechtungsbehörde, 
noch für den Steuerpflichtigen, noch für das Fin A. rechtsverbindlich 


gang abſpielt und der den Beteiligten nicht bekannt zu ſein braucht, 
in der Regel auch nicht bekannt ſein wird. Für das Beſchwerde⸗ 
verfahren iſt in $ 282 RAbgdO. ausdrücklich vorgeſchrieben, daß die 
Stelle, deren Verfügung mit der Beſchwerde angefochten iſt, dar⸗ 
über zu beſchließen hat, ob ſie der Beſchwerde abhelfen will. Bei 
Anwendung dieſer Beſtimmung kann die Meinung vertreten wer⸗ 
den, daß der gefaßte Beſchluß dem BeſchwF. nach § 73 bekannt⸗ 
zugeben iſt. In dem von der Anfechtung handelnden 8 277 fehlt 
aber eine entſprechende Beſtimmung. Das Fin A. gibt dadurch, daß 
es die Sache dem OFin A. vorlegt, zu erkennen, daß es der Be⸗ 
ſchwerde nicht abhelfen will. Eines ausdrücklichen Beſchluſſes hier⸗ 
über, der dem Anfechtenden bekanntzugeben wäre, bedarf es aber 
nicht. Hebt das Fin A. nach eingelegter Anfechtung den Steuer⸗ 
beſcheid auf, ſo iſt alſo nicht erkennbar, ob dieſe Aufhebung vor 
oder nach der Vorlegung beſchloſſen iſt. Es wird deshalb auch die 
Frage, ob die Aufhebung rechtswirkſam oder nichtig iſt, nicht von 
der Wahl des Zeitpunktes abhängig gemacht werden können, weil 
ſonſt die Rechtsſicherheit auf das Ernſteſte gefährdet ſein würde. 
Wenn das Fin A. nach Einlegung der Anfechtung in Überein⸗ 
ſtimmung mit dem Antrage des Anfechtenden den Steuerbeſcheid 
aufhebt, bevor über die Anfechtung vom LFindl. entſchieden wor⸗ 
den iſt, ſo wird die Aufhebung alſo immer als eine rechts⸗ 
wirkſame Abhilfe anzuſehen ſein. Will das Fin A. dem Antrage nur 
teilweiſe entſprechen, ſo kann es dieſes in der Weiſe tun, daß es 
den Steuerbeſcheid entſprechend abändert oder auch in der Weiſe, 
daß es den Steuerbeſcheid aufhebt und an deſſen Stelle einen 
neuen Steuerbeſcheid erläßt. Im letzten Falle können die beiden 
miteinander zuſammenhängenden Beſcheide in einer Urkunde zu⸗ 


1) Mrozeks Kartei, § 10 TabSt&., R. 17. 


ſind, ſo entbehren ſie jeder Wirkſamkeit. Insbeſ. kann der nichtige 
Alt keine Grundlage für die Vollſtreckung bilden. Die Rechtsunwirk⸗ 
ſamkeit des Aktes ſchließt aber nicht aus, daß feine Nichtigkeit de⸗ 
klaratoriſch durch die Aufhebung der Verfügung feſtgeſtellt wird (vgl. 
Kormann S. 206 ff.; Becker, RUbgd., 5. Aufl., ©. 161). Dies 
kann entweder dadurch geſchehen, daß das Fin A. ſelbſt die Beſcheide 
von ſich aus aufhebt (S 76 Abſ. 1 Nr. 1 RAbgd.) oder daß der 
Steuerpflichtige gegen die Beſcheide Anfechtung einlegt und nunmehr 
das Fin A. der Anfechtung abhilft oder bei Nichtabhilfe das LFin A. 
die Beſcheide aufhebt oder daß die Aufſichtsbehörde den Beſcheid nach 
§ 13 RAbgoO. außer Kraft ſetzt. Werden aber die ſpäteren Entſchlie⸗ 
ßungen des Fin A. von dem Steuerpflichtigen nicht angefochten, fo 
kann deren deklaratoriſche Beſeitigung durch Aufhebung nicht durch 
das mit der Entſch. über den erſten Steuerbeſcheid befaßte LFin A. 
als Anfechtungsbehörde erfolgen, weil die Entſch. der Anfechtungs⸗ 
behörde das Vorliegen einer Anfechtung zur Vorausſetzung hat, die 
ſpäteren Entſchließungen des Fin A. aber dann nicht angefochten find 
(vgl. Entſch. des RF. IVA 354/28 v. 24. Okt. 1928). Daß in 
den Gründen der über den erſten Steuerbeſcheid ergehenden Anfech⸗ 
tungsentſcheidung die Unwirkſamkeit der ſpäteren ausgeſprochen wird, 
iſt ſelbſtverſtändlich und kommt ſchon dadurch zum Ausdruck, daß der 
Anfechtungsentſcheidung nur der erſte Beſcheid zugrunde zu legen iſt. 
Da die fpäteren Entſchließungen des Fin A. rechtsunwirkſam find, 
können ſie natürlich auch nicht in Rechtskraft übergehen. Als rechts⸗ 
unwirkſame Akte find die ſpäteren Beſcheide auch nicht geeignet, die 
Verjährung nach 8 124 RADIO. zu unterbrechen, es ſei denn, daß 
nach den Umſtänden des Falles ſich die Annahme rechtfertigen läßt, 
daß nicht nur eine — unwirkſame — Steuerfeſtſetzung, ſondern auch 
eine Zahlungsaufforderung der früher feſtgeſetzten Steuer vorliegt. 
B 

Die zweite Frage des RF M. lautet: 

„2. Fall: Ein Steuerbeſcheid, gegen den Anfechtung eingelegt 
iſt, bedarf der Abänderung zuungunſten des Steuerpflichtigen. 

Iſt in der Anfechtungsentſcheidung eine rekormatio in peius 
nur unter der Vorausſetzung des § 228 Satz 2 RAD. zuläſſig 2“ 

Nach 8 228 Satz 2 RAbgd. Kann die Rechtsmittelbehörde (mit 
Ausnahme des RFH.) den Steuerbeſcheid auch zum Nachteil ändern, 
wenn und ſoweit neue Tatſachen oder Beweismittel bekannt geworden 
ſind, die eine ſolche Anderung rechtfertigen oder wenn dieſe 
Anderung ſich auf eine abweichende rechtliche Beurteilung gründet. 
Dieſe Vorſchrift ſteht im vierten Abſchnitt der RAbgO., der die 
Überſchrift trägt „Rechtsmittel“, und zwar gehört ſie zum zweiten 
Titel mit der Überfchrift „Allgemeine Vorſchriften über das Ver⸗ 
fahren“. Da das im vierten Titel des vierten Abſchnitts geregelte 
Anfechtungsverfahren, wie nicht bezweifelt werden kann und auch 
nie bezweifelt worden iſt, ein Rechtsmittelverfahren iſt, ſo findet 
der 8 228 RAbgO. auch auf das Anfechtungsverfahren Anwendung. 
Auch dies iſt in der Rechtslehre anerkannt (Becker, Abg., 
5. Aufl., Anm. 1 zu § 279; Arlt, Ztſchr. f. Zölle und Verbrauchs⸗ 
ſteuern 1926, S. 212) und wird vom Ric. in ſtändiger Rſpr. 
angenommen. Die Vorſchrift des 8228 Satz 2 RAID. iſt klar, 
ſie läßt eine Verböſerung nur beſchränkt zu, nämlich nur beim 
Bekanntwerden neuer Tatſachen und Beweismittel oder bei ab⸗ 
weichender rechtlicher Beurteilung. Sie läßt ſie nicht zu, wenn die 


ſammengefaßt oder auf zwei Urkunden verteilt werden. Werden 
die Aufhebung des alten Beſcheides und der Erlaß des neuen 
Beſcheides in dieſer Weiſe äußerlich getrennt, ſo iſt es natürlich 
immer notwendig, daß der Zuſammenhang erkennbar bleibt. Es 
werden alſo beide Beſcheide dem Anfechtenden gleichzeitig zu⸗ 
geſtellt werden müſſen. Würde das Fin A. zunächſt den Auf⸗ 
hebungsbeſcheid und erſt nach deſſen Zuſtellung den neuen Steuer⸗ 
beſcheid bekanntgeben, jo würde letzterer rechtsunwirkſam fein. 
Denn die dem Steuerpflichtigen vorher bekanntgegebene Auf⸗ 
hebung würde nicht nachträglich wieder eingeſchränkt werden können. 
Das ergibt ſich aus § 76 Abſ. 3. Denn wie der RF. ſchon früher 
(Rc H. 24, 129) ausgeſprochen hat, ſteht der Abhilfebeſcheid einer 
Rechtsmittelentſcheidung gleich, ſo daß er nicht nachträglich zurück⸗ 
genommen oder geändert werden kann. » 

Über die unter B des Gutachtens ausgeſprochene Anſicht, daß 
im Anfechtungsverfahren eine Abänderung des Steuerbeſcheides 
zuungunſten des Steuerpflichtigen unter den Vorausſetzungen des 
8 228 Satz 2 in der Anfechtungsentſcheidung des LFin A. vor⸗ 
genommen werden hann, wird keine Meinungsverſchiedenheit be⸗ 
ſtehen, da es nach der Stellung des § 228 nicht zweifelhaft fein 
kann, daß dieſer nicht nur auf das Berufungsverfahren, ſondern 
in gleicher Weiſe auf das Anfechtungsverfahren Anwendung findet. 
Das Fin A. hat dagegen nur das Recht zur Abhilfe, nicht alſo die 
Möglichkeit, nach eingelegter Anfechtung den von ihm erlaſſenen 
Beſcheid zuungunſten des Steuerpflichtigen abzuändern. 

Auch die Ausführungen unter C des Gutachtens verdienen 
lediglich Zuſtimmung. Die Einlegung der Anfechtung hat die 
Wirkung, daß dem Fin A. nicht mehr das Abänderungsrecht nach 
§ 76, ſondern nur das Abhilferecht nach § 277 zuſteht. Das 
Fin A. kann alſo den Beſcheid nicht zuungunſten, ſondern nur zu⸗ 
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Anfechtungsbehörde bei gleichem Sachverhalte zu einer anderen tat⸗ 
ſächlichen Würdigung kommt, die an ſich eine Höherfeſtſetzung recht⸗ 
fertigen würde. Die Entſch. der Frage, ob den Belangen des 
Steuergläubigers durch dieſe Regelung ausreichend Rechnung ge⸗ 
tragen wird, gehört in das Gebiet der Geſetzgebung, nicht in das 
der as Geſetz auslegenden Rſpr. Hat das Geſetz verordnet, daß die 
Vervöſerung nur in den im Geſetz ausdrücklich aufgeführten Fallen 
zuläſſig iſt, ſo kann man nicht auf die Zuläſſigkeit einer un⸗ 
eingeſchränkten Verböſerung als dem Geſetzeswillen entſprechend im 
Wege der Auslegung erkennen. Im übrigen wird das Bedürfnis 
dur Abänderung des Steuerbeſcheids zu ungunſten des Steuer⸗ 
pflichtigen in der überwiegenden Zahl von Fällen durch Bekannt- 
werden neuer Tatſachen oder Beweismittel oder durch abweichende 
rechtliche Beurteilung hervortreten, in welchen Fällen die un⸗ 
eingefchränkte Verböſerung durch die Anfechtungsbehörde zuläſſig 
iſt. In den übrigen Fällen beſteht nach der gegebenen Geſetzeslage 
Reine Möglichkeit, der Erwägung, daß grundſätzlich der Steuer⸗ 
anſpruch des Reichs auch voll verwirklicht werden ſoll, Rechnung 
zu tragen. 

Hiernach beantwortet der Senat die zweite Frage dahin: 

In der Anfechtungsentſcheidung iſt eine Verböſerung nur unter 
den Vorausſetzungen des 8 228 Satz 2 RAID. zuläſſig. 


C. 

Die dritte Frage des RF M. lautet: 

„3. Fall: Ein Steuerbeſcheid, gegen den noch nicht Anfech⸗ 
tung eingelegt iſt, bedarf der Abänderung zuungunſten des Steuer⸗ 
pflichtigen. 

Hat der Steuerpflichtige, dem der gegenüber dem erſten Steuer⸗ 
beſcheid ungünſtigere Berichtigungsbeſcheid droht, die Möglichkeit, 
durch Einlegung der Anfechtung den Berichtigungsbeſcheid zu ver⸗ 
hindern? Hat er dieſe Möglichkeit auch dann, wenn der erſte Steuer⸗ 
beſcheid durch Ablauf der Rechtsmittelfriſt bereits rechtskräftig ge⸗ 
worden iſt und die Anfechtungsentſcheidung nur darin beſtehen 
Rann, daß die Anfechtung als unzuläſſig zu verwerfen iſt?“ 

a) Hat der Steuerpflichtige den Steuerbeſcheid noch nicht an⸗ 
gefochten, ſtellt ſich aber das Bedürfnis der Höherfeſtſetzung im 
Laufe der Rechtsmittelfriſt heraus, fo iſt das Fin A. in feiner 
Befugnis, einen Berichtigungsbeſcheid auf einen höheren Steuer⸗ 
betrag zu erlaſſen (8 76 Abf. 1 Nr. 1 RAbgd.), nicht befchränkt. 
Droht dem Steuerpflichtigen im Laufe der Anfechtungsfriſt eine 
Höherfeſtſetzung durch das Fin A. und legt der Steuerpflichtige An⸗ 
fechtung ein, ſo wird dadurch allerdings dem Fin A. die Mög⸗ 
lichkeit entzogen, von ſich aus die Höherfeitiegung vorzunehmen. 
Das LF in A. kann aber die Steuer unter der Vorausſetzung des 
§ 228 Satz 2 RAbgdO. höher feſtſetzen. Nur in den Fällen, in 
denen das Bedürfnis zur Höherfeſtſetzung bei gleichem Sachverhalte 
wegen anderer tatſächlicher Würdigung hervortritt, iſt die Höher⸗ 
feſtſetzung ausgeſchloſſen. Alles dies folgt zwingend aus den zu 
A und B dargelegten Grundſätzen. 

Danach beantwortet ſich die erſte Frage zum Falle 3 i. S. 
des in der Überſchrift zu 3 angegebenen Rechtsſatzes. 

b) Iſt andererſeits die Anfechtungsfriſt verſtrichen und will das 
Sind. die durch den unanfechtbar gewordenen Steuerbeſcheid feſt⸗ 
geſetzte Steuer erhöhen, ſo wird es daran durch eine unzuläſſige 
Anfechtung rechtlich nicht gehindert. Denn die Beſeitigung der 
Höherfeſtſetzungsbefugnis des Fin. aus 876 Abſ. 1 Nr. 1 RAbgd. 
nach eingelegter Anfechtung iſt durch 8277 RAbgoO. begründet 
(vgl. RF. 24, 27). 8277 bezieht ſich aber nur auf zuläſſige 
Anfechtungen. Dies ergibt ſich aus folgendem: Da das Anfech⸗ 
tungs verfahren ein Rechtsmittelverfahren iſt, fo gelten die all 
gemeinen Vorſchriften der 88 228— 243 RAbgO. auch für das An⸗ 
fechtungsverfahren. Es gilt daher insbeſondere der § 236 Abſ. 1 
R Abg., wonach die Rechtsmittelbehörde zu prüfen hat, ob das 
Rechtsmittel zuläffig und in der vorgeſchriebenen Form und Friſt 
eingelegt iſt und wonach, wenn es an einem dieſer Erforderniſſe 
mangelt, das Rechtsmittel als unzuläſſig zu verwerfen iſt. Daß 
dieſe Vorſchrift durch 8277 für unzuläſſige Anfechtungen abgeändert 
worden ift, daß alſo das Fin A. auf eine unzuläſſige Anfechtung 


— 


Aunſten des Steuerpflichtigen ändern. Hält es eine Abänderung zu⸗ 
belasten des Steuerpflichtigen für geboten, fo bleibt ihm nur 
bericht die Sache an das LFin A. abzugeben und entſprechend zu 
m zen, da das OFin A. unter den Vorausſetzungen des § 228 
pflchti in der Lage iſt, den Steuerbeſcheid zuungunſten des Steuer⸗ 
ich en nem. 
ber. ufechtung, die eingelegt wird, nachdem die Anfechtungs⸗ 
Eu! abgelaufen iſt, iſt unzuläſſig. Sie kann alfo auch nicht die 
äı an, 5 aM daß das dem Fin A. nach 8 76 zuftchende Ab⸗ 
5 Wen eingeſchränkt wird. Allerdings gilt dieſes nur unter 
mittelfriſt jebung, daß nicht etwa wegen Verſäumung der Rechts⸗ 
für uftänd achſicht gewährt wird. Geſchieht dieſes durch das da⸗ 
. Find. Lin g., fo wird eine nach Einlegung der Anfechtung 
e ber ichſdenommene Verböſerung wirkungslos. Denn in⸗ 
1 10 5 achſichtgewährung gilt die Rechtsmittelfriſt noch nicht 
abgelaufen, ſo daß die Anfechtung als rechtzeitig eingelegt gilt 
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nach 8 277 Satz 1 RAbgd. einen Abhilfebeſcheid erlaſſen dürfe, kann 
nicht angenommen werden. Wollte man anders entſcheiden, dann 
könnte das Fin A. ſachlich abändern, das LFin A. aber dürfte 
es nicht, ſondern hätte ſich auf die Verwerfung der Anfechtung als 
unzuläſſig zu beſchränken. Ein ſolches Ergebnis kann nicht als im 
Sinne der RAbgdo. liegend hingenommen werden. Hieraus erhellt, 
daß der 8236 Abſ. 1 RAbgO. dem 8 277 vorgeht, mit anderen 
Worten, daß der 8277 bei unzuläſſigen Anfechtungen nicht gilt, 
daß alſo insbeſondere eine Zuſtändigkeit des LFingl. zur Entſch. 
in der Sache ſelbſt durch Höherfeſtſetzung nicht gegeben iſt, die 
Entſch. des LFingl. ſich vielmehr darauf zu beſchränken hat, die 
Anfechtung als unzuläſſig zu verwerfen. Daraus ergibt ſich aber 
weiter, daß bei unzuläſſigen Anfechtungen die Grundſätze oben zu 
A, B, Ca nicht gelten und daß, wenn der erſte Steuerbeſcheid durch 
Ablauf der Anfechtungsfriſt unanfechtbar geworden iſt, der Steuer⸗ 
pflichtige, dem gegenüber dem erſten Beſcheid eine höhere Steuer⸗ 
feſtſetzung droht, rechtlich nicht die Möglichkeit hat, dieſe Höher⸗ 
feſtſetung des Fin A. durch Einlegung einer unzuläſſigen An⸗ 
fechtung zu hindern. 

In tatſächlicher Hinſicht werden ſich aber Schwierigkeiten 
dadurch ergeben, daß über die Frage, ob eine Anfechtung unzuläſſig 
iſt, nicht das Fin A., ſondern das LFin A. und gegebenenfalls der 
RFH. entſcheidet, wobei auch Nachſichtgewährung (§8 68, 69 RAbgdo.) 
in Frage kommen kann. Daraus kann aber nicht die Folgerung 
gezogen werden, daß das Fin A. unbedingt mit der Höherfeſtſetzung 
warten müſſe, bis das LFin A. entſchieden hat. In zweifelhaften 
Fällen wird das Fin A. allerdings gut tun, mit der Höherfeſtſetzung 
zu warten, und dem LFin A. die Erhöhung in den Grenzen der 
Ausführungen zu B, Ca für den Fall anheimzuſtellen, daß die 
Anfechtung für unzuläſſig erachtet wird. In unzweifelhaften Fällen 
aber kann das Fin A. die Höherfeſtſetzung nach 8 76 Ziff. 1 Nr. 1 
RAbgdO. vornehmen. Entſcheidet das LFin A. auf Verwerfung der 
Anfechtung wegen Unzulaſſigkeit, fo iſt damit auch feſtgeſtellt, daß 
der Erhöhungsbeſchluß des Fin A. rechtswirkſam iſt. Erachtet dagegen 
das LFin A. oder der RFH. wider Erwarten die Anfechtung für une 
zuläſſig, ſei es, daß die Rechtsmittelbehörde die Friſt anders be⸗ 
rechnet als das Fin A., ſei es, daß Nachſicht gewährt wird, ſo iſt 
dann der Erhöhungsbeſchluß des Fin A., weil eine zuläſſige An⸗ 
fechtung vorliegt, rechtsunwirkſam nach den Grundſätzen des Gut⸗ 
achtens zu A, und das LFin A. Kann nur in den Grenzen der Dar⸗ 
legungen zu B des Gutachtens erhöhen. Durch die ſachliche Ent⸗ 
ſcheidung des LFin A. wird aber nicht ein bisher rechtswirkſamer 
Steuerbeſcheid rechtsunwirkſam, ſondern es wird in dieſem Falle 
nur die Rechtsunwirkſamkeit des Erhöhungsbeſcheids feſtgeſtellt. 

Die zweite Frage des Falles 3 iſt daher i. S. des in der 
Überſchrift zu 4 angegebenen Rechtsſatzes zu beantworten. 

(RFZH., 4. Sen., Gutachten v. 15. Mai 1929, IV D 1/29.) 


B. Einzelne Senate. 


2. 8 3 Nr. 5 UmſStG. 1926. Wer ſich gewerblich aus- 
ſchließlich durch die Ausſchmückung von Schaufenſtern be⸗ 
tätigt, kann unter Umſtänden auf die Steuerbefreiung 
des Künſtlers Anſpruch haben. f) 

Streitig iſt, ob der beſchwerdeführende ſelbſtändige Schaufenſter⸗ 
dekorateur mit feinem Jahresumſatze von 2674 RM aus 1926 gemäß 
83 Nr. 5 UmfStG. als Künſtler von der Umſatzſteuer befreit iſt. 
Zum Beweife feiner Künſtlereigenſchaft hat er außer einigen Licht⸗ 
bildern feiner Ausſchmückungen ein Gutachten des Bundes der Schau⸗ 
fenſterdekorateure Deutſchlands vorgelegt, wonach ſeine Arbeiten als 
künſtleriſch anzuſehen ſeien; zudem hat er ſich unter anderen Aus⸗ 
zeichnungen berufen auf eine „ehrenvolle Anerkennung für hervor⸗ 
ragende Leiſtungen in der Ausſchmückung von Schaufenſtern anläßlich 
des Schaufenſterwettbewerbes im Juli 1925“ durch die Handels⸗ und 
Induſtriekammer in Br. Wegen ſeiner Ausbildung trägt er vor, daß 
er zwar an der Kunſthochſchule Teilkurſe, aber keine vollſtändigen 
Lehrgänge belegt habe, ſo daß er keine Prüfung abgelegt und kein 
Zeugnis erhalten habe. Dieſe Angaben des BeſchwF. hat das FinGer. 


und darum die Wirkung hat, daß das Fin A. nach der Anfechtung 
nur der Anfechtung abhelfen, alſo ſeinen Beſcheid nur zugunſten des 
Steuerpflichtigen ändern kann. Mit Recht wird deshalb in dem 
Gutachten den Fink. der Rat gegeben, in zweifelhaften Fällen 
mit einer Verböſerung zu warten, bis das LFin A. über die Nach⸗ 
ſichtgewährung entſchieden hat. 

Senator Dr. Schaefer, Hamburg. 


Zu 2. Dem Urteil iſt im Ergebnis beizupflichten. 

Die Begründung des Urteils iſt jedoch, ſoweit ſie ſich mit dem 
Zweck des 83 Nr. 5 UmfStG. und ſeiner unter Zuhilfenahme des 
8 4 RAbgdO. bejahten Anwendbarkeit auf den vorliegenden Fall befaßt, 
nicht überzeugend. Mit Recht weiſt der RF. darauf hin, daß 
83 Nr. 5 UmfStG. im Gegenſatz zu § 26 Abf. 1 Satz 1 RBewG. 
nicht von „reiner“ Kunſt ſpreche. 

Weiter wird mit Recht aus dem verſchiedenen Wortlaut der 
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in der Begründung feiner Entſch. mit Stillſchweigen übergangen. 
Es hat die Befreiung verſagt, einmal deshalb, weil die Vorſchrift 
ergangen ſei mit Rückſicht auf die Verarmung der Kreiſe, denen vor 
dem Kriege die Förderer der Kunſt und die Käufer von Kunſtwerken 
angehört hätten. Nach ihrem Zwecke könne die Befreiung demnach 
dem BeſchwF. nicht zugewendet werden, weil fein Beruf „durch die 
mehr wirtſchaftliche Einſtellung der neueren Zeit“ gerade begünſtigt 
worden ſei. Dieſer Grund für die Ablehnung iſt indeſſen nicht gerecht⸗ 
fertigt. Denn nach 8 4 RAbgO. darf zwar eine Vorſchrift, wie der 
Senat in ſeinem Urt. v. 14. Dez. 1923, V A 326/23 ausgeführt hat, 
nicht derart ausgelegt werden, daß ihre Anwendung ihrem Zwecke 
zuwiderlaufen würde; 8 4 berechtigt das Gericht aber nicht, eine all⸗ 
gemeine Regel deshalb nicht anzuwenden, weil im Einzelfall 
ausnahmsweiſe ihre Nichtanwendung mit dem Zwecke der Vorſchrift 
vereinbar wäre (St W. III Nr. 101; AllgStR. 1924, 146). Aus dieſem 
Grunde durfte die Vorinſtanz nicht deshalb von der Befreiung abſehen, 
weil die Verſagung im Sonderfalle des Behr. dem Zwecke der 
Vorſchrift nicht zuwiderlaufen würde. Daneben hat das Fin Ger. feinen 
ablehnenden Standpunkt auch damit begründet, daß der Beſchw§. nicht 
Maler oder ſonſtiger freie: Känſtler ſei, daß er vielmehr im Gegen⸗ 
ſatze zur reinen Kunſt lediglich eine ſpezialiſierte Betätigung im Wirt⸗ 
ſchaftsleben ausübe. Mit dieſen Ausführungen hat die Vorinſtanz den 
Begriff des Künſtlers im Sinne der ſtreitigen Vorſchrift verkannt. 
Die Vorentſcheidung war deshalb aufzuheben. Bei der neuen Prü⸗ 
fung wird die Vorinſtanz von folgenden Grundſätzen auszugehen haben. 

83 Nr. 5 UmjSt®. 1926 ſpricht im Gegenſatze zu § 26 Abſ. 1 
Satz 1 R Bew. nicht von „reiner Kunſt“; es befreit vielmehr inner⸗ 
halb der Freigrenze ganz allgemein den Künſtler. Dabei liegt es im 
Sinne der Vorſchrift, die gerade kleine Exiſtenzen begünſtigen will, 
den Begriff des Künſtlers nicht engherzig auszulegen. Man wird des⸗ 
halb die Frage, ob neben der reinen Kunſt auch die angewandte Kunſt 
von der Umſatzſteuer zu befreien ſei, bejahen. In dieſem Sinne hat 
der Senat bei der angewandten Wiſſenſchaft im Falle eines Sprach⸗ 
lehrers für den Privatgelehrten, bei der angewandten Kunſt im Falle 
einer Muſiklehrerin für den Künſtler bereits entſchieden (RF. 21, 
270, 196). Daraus ergibt ſich, daß es nicht ohne weiteres gegen 
die Künſtlereigenſchaft ſpricht, wenn jemand ausſchließlich als Aus⸗ 
ſchmücker von Schaufenſtern tätig iſt. Wie der Senat in den an⸗ 
geführten Urteilen dargelegt hat, gibt es zwei Wege, um die Künſtler⸗ 
eigenſchaft im Sinne der ſtreitigen Vorſchrift feſtzuſtellen. Danach iſt 
einmal als Künſtler anzuſehen, wer auf Grund einer abgeſchloſſenen 
vollwertigen Vorbildung eine Kunſt ausübt. Das trifft, wie die Vor⸗ 
inſtanz zutreffend annimmt, bei dem BeſchwF. nicht zu. Fehlt aber, 
wie hier, eine ſolche Vorbildung, ſo iſt es nicht zu vermeiden, daß 
die Finanzbehörden in eine Prüfung der perſönlichen Befähigung des 
Stpfl. eintreten. Das Fincher, wird demnach zunächſt zu prüfen 
haben, ob die Angaben des Beſchw§. einen Schluß auf ſeine künſtleriſche 
Befähigung zulaſſen. Im übrigen wird, wie das genannte Urt. des 
Senats v. 1. Juli 1927 (RF. 21, 272) hervorhebt, zu beachten fein, 
daß 83 Nr. 5 Umſ StG. zwar ohne Rückſicht auf den künſtleriſchen 
Wert der einzelnen Leiſtungen ausſchließlich an die perſönliche Be⸗ 
fähigung des Stpfl. anknüpft, daß aber trotzdem aus dem Werte 
dieſer Leiſtungen ſehr wohl ein Rückſchluß auf die perſönliche Be⸗ 
fähigung möglich iſt. Demnach wird das FinGer., falls erforderlich 
nach Anhörung Sachverſtändiger, zu unterſuchen haben, ob die Arbeiten 
des BeſchwF. insbeſ. im Hinblick auf die Verteilung von Licht und 
Farben, Raum und Formen, ausſchließlich die mechaniſche Anwendung 
erlernbarer handwerklicher Regeln erkennen laſſen oder ob fie daneben 
auch die Tätigkeit ſelbſtändiger ſchöpferiſcher Phantaſie ihres Urhebers 
verraten. 

(R39-, 5. Sen., Urt. v. 18. Juni 1929, V A 901/28 8.) 
* 


beiden Geſetzesvorſchriften gefolgert, daß nicht nur die „reine“ Kunſt, 
ſondern auch die angewandte Kunſt beim Vorliegen der erforderlichen 
Vorausſetzungen von der Umſaßſteuer zu befreien jet. 

Hieraus ergibt ſich, daß die in den DurchfBeſt. zum RBewG. 
enthaltene Begriffsbeſtimmung der „reinen“ Kunſt für die Auslegung 
des 83 Nr. 5 UmiSt®. nicht maßgeblich iſt und daß die von dem 
RF M. in feinem Erlaſſe angeordnete Übertragung dieſer Begriffs⸗ 
beſtimmung auf die Vorſchrift des §3 Nr. 5 UmſStG. dem Sinne 
und Zweck dieſer Geſetzesvorſchrift zuwiderläuft. Danach muß es als 
widerſpruchsvoll erſcheinen, wenn der RF. dem Fincher. darin bei⸗ 
ſtimmt, daß die Vorſchrift des 83 Nr. 5 UmſStG. ergangen ſei mit 
Rückſicht auf die Verarmung der Kreiſe, denen vor dem Kriege die 
Förderer der Kunſt und die Käufer von Kunſtwerken angehört hätten, 
da von Förderern der Kunſt und Käufern von Kunſtwerken be⸗ 
grifflich wohl bei der „reinen“ Kunſt, nicht aber bei der angewandten 
Kunſt geſprochen werden kann. Es wäre deshalb m. E. richtiger und 
zweckmäßiger geweſen, die Vorſchrift des 83 Nr. 5 UmfCtG. nicht 
erſt auf dem Umwege des 8 4 RAbgd. auf den vorliegenden Fall für 
anwendbar zu erklären, ſondern deswegen, weil der Geſetzgeber, der 
ja auch in der nachfolgenden Ziff. 6 des 83 Umf&t®. die kleinen 
Exiſtenzen der Handlungsagenten und Makler ſteuerlich begünſtigt, 
die kleinen Exiſtenzen der Künſtler begünſtigen will, gleichgültig ob 
es ſich um Ausübung der „reinen“ Kunſt oder um angewandte Kunſt 
handelt. RA. Dr. von Döhren, Hamburg. 
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3. 8 8 Abſ. 1 UmfSt®. 1926; 8 143 Abſ. 1 R Abg. 
Die Beſtellung einer Verkehrshypothek gilt als verein- 
nahmtes Entgelt für eine umſatzſteuerpflichtige Leiſtung 
in Höhe des Nennwerts, wenn nicht beſondere Umſtände 
einen höheren oder geringeren Wert begründen. f) 

Streitig iſt, ob eine als Gegenleiſtung für eine ſteuerpflichtige 
Leiſtung beſtellte Verkehrshypothen als vereinnahmtes Entgelt 
i. S. des § 8 Abſ. 1 UmſStG. 1926 anzuſehen ſei. Die Vorinſtanz 
hat die Frage im Anſchluß an das Urt. des Sen. v. 4. Okt. 1921 
(RF. 7, 67) bejaht. Die Beſchwß. hatte indeſſen bereits in der 
VerFnſt. in dem Schriftſatz v. 12. April 1928 als „Hauptangriffs⸗ 
punkt“ vorgetragen, die Hypothek ſei wertlos. Dieſen Einwand hat 
das Finger. mit Stillſchweigen übergangen. Die Vorentſcheidung 
war daher aufzuheben. Bei der erneuten Prüfung wird das Fin⸗ 
Ger. davon ausgehen, daß die Beſtellung einer Verkehrshypokhen 
als Gegenleiſtung für eine Leiſtung des Gläubigers wirtſchaftlich 
zwar als Befriedigung anzuſehen iſt, indeſſen nicht ohne weiteres 
in voller Höhe des Nennwerts. Denn nach 8 143 Abſ. 1 RAbgd. 
find Kapitalforderungen nur dann mit dem Nennwert anzuſetzen, 
wenn keine beſonderen Umſtände einen geringeren Wert begründen. 
Solche Umſtände find aber hier von der BeſchwF. behauptet wor⸗ 
den. Die Behauptungen ſind demnach erheblich, und es wird dem⸗ 
gemäß dem Fincher. obliegen, fie auf ihre Richtigkeit zu prüfen. 
Ergibt die Prüfung, daß die BeſchwF. nicht mit der Beitreibbarkeit 
der vollen Summe rechnen kann, ſo wird ein geringerer Wert als 
vereinnahmtes Entgelt anzuſetzen ſein. Bei der Bewertung wird 
das Fincher. die Grundſätze des Urt. v. 19. Okt. 1921, III A 
223/21 (StW. I Nr. 44) beachten, wonach Hypotheken zu bewerten 
ſind nach der Sicherheit für ihre Realiſierung. 

(RF, 5. Sen., Urt. v. 14. Mai 1929, VA 882/28 8.) 
* 

4. 8 14 Ubi. 1 Nr. 1 ErbſchSt. 1925; 8 169 RA bg. 
Während der Pflichtteilsanſpruch mit dem Erbfall ent⸗ 
ſteht (8 2317 BGB.), entſteht die Steuerſchuld an den Reichs⸗ 
fiskus erſt mit der Geltendmachung des Pflichtteilsan⸗ 
pruchs. Geltendmachung des Pflichtteilsanſpruchs iſt 
Bekundung eines dahingehenden Willensentſchluſſes, 
ernſthaftes Verlangen der Auszahlung. „Möglichkeit“ i. 
S. § 169 R Abg. liegt nur dann vor, wenn eine bereits 
nach dem geltenden Rechte entſtandene Steuerpflicht vor⸗ 
ausgeſetzt werden kann. }) 

Alleinerbin des am 14. Juni 1928 verſtorbenen Notars Sch. 
iſt auf Grund teſtamentariſcher Beſtimmung ſeine Ehefrau. Sie wurde 


Zu 3. Der Rc. bejaht auch in dieſem Urt. die Frage, ob 
eine als Gegenleiſtung für eine ſteuerpflichtige Leiſtung beſtellte 
Verkehrshypothek als vereinnahmtes Entgelt i. S. des § 8 Abſ. 1 
UmſcStch. anzufchen ſei. Tatſächlich muß die Beſtellung der Hypo⸗ 
thek, wenn ſie nicht etwa nur zur Sicherung der geſchuldeten 
aber geſtundeten Gegenleiſtung (des Kaufpreiſes) erfolgt, als 
Vereinnahmung des Entgeltes angeſehen werden. In 
dem von der Vorinſtanz und dem NFH. zit. Urt. des NFH. v. 
4. Okt. 1921 (RF. 7, 67) heißt es, daß die Beſtellung einer Reſt⸗ 
kaufgeldhypothek dem Verkäufer ein wirtſchaftlich verwertbares 
Recht verſchafft und wirtſchaftlich als Befriedigung des Ver⸗ 
känfers und demnach als Vereinnahmung des Ent⸗ 
geltes anzuſehen iſt. Dem wird zuzuſtimmen ſein. Ob es ſich in 
dem vom NFH. jetzt entſchiedenen Streitfall auch um einen um⸗ 
ſatzſteuerpflichtigen Grundſtücksverkauf handelt, iſt aus dem Urt. 
nicht erſichtlich. Die Frage wird aber nicht anders zu entſcheiden 
Ir Bar es ſich um eine andere umfe ee Leiſtung 
handelt. 

Auch der Eutſch. des RFH. wird gefolgt werden müſſen, ſo⸗ 
weit ſich das Urt. mit der Bewertung der Hypothek befaßt. Wenn 
der Umſatzſteuerpflichtige als Gegenleiſtung eine faule Hypothek er⸗ 
hält, wird er die Steuer nicht nach dem Nennwert zu entrichten 
brauchen. Mit Recht verweiſt der RF. auf die Bewertungsgrund⸗ 
fäbe des 8 143 RAbgd., wonach Kapitalforderungen nur dann 
mit dem vollen Nennwert anzuſetzen ſind, ſofern nicht beſon⸗ 
dere Umſtände einen geringeren Wert begründen. Die Einwände 
des Pflichtigen in dieſer Hinſicht durfte die Vorinſtanz nicht ein⸗ 
fach ignorieren. Häufig wird die Bewertung ſelbſt ſchwierig und 
nicht ohne Zuziehung Sachverſtändiger (Hausmakler) vorzunehmen 
ſein. Oft werden nur dieſe angeben können, wie hoch der im Ver⸗ 
kehr umſetzbare Wert der Hypothek iſt, und ob und welche Um⸗ 
ſtände noch den Hypothekenwert beeinfluſſen. Das nämlich ſind die 
Feſtſtellungen, welche das Urteil des RF H. v. 19. Okt. 1921, 
III A 223/21 (St W. I, 44) für den Wert einer Hypothek bei einer 
Veranlagung nach dem Geſetz über eine Kriegsabgabe vom Ver⸗ 
mögenszuwachs für entſcheidend hält. Mit Recht erklärt der RF. 
dieſe Grundsätze auch auf den vorliegenden Umſatzſteuerfall für 
anwendbar. RA. Dr. Hans Madlung, Hamburg. 


Zu 4. Die Entſch. iſt in dreifacher Hinſicht von Intereſſe; den 
in ihr entwickelten Rechtsgedanken iſt durchweg zuzuſtimmen. 
1. Das Urteil weiſt zutreffend auf den Unterſchied zwiſchen der 
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zur Abgabe einer abgekürzten Erbſchaftſteuererklärung aufgefordert, 
glaubt aber hierzu nicht verpflichtet zu ſein, weil ſie ſelbſt un⸗ 
beſtritten erbſchaftſteuerfrei iſt und ihre ſechs Kinder ihr Pflichtteil 
recht nicht geltend gemacht haben; für ihre Kinder ſei bisher nach 
8 14 ErbſchStGG. 1925 eine Steuerſchuld nicht entſtanden. Der Rechts⸗ 
beſchwerde der genannten Alleinerbin war ſtattzugeben. 

Der Präf. des LFin A. iſt bei Prüfung der Sache von dem Ge⸗ 
danken geleitet worden, daß die Steuerſchuld der Pflichtteilsberech⸗ 
tigten mit dem Todestag ihres Vaters, des Erblaſſers, deshalb ent⸗ 
ſtanden ſei, weil nach einem Urt. des NFH. v. 10. Mai 1922, 
VIA 114/22 (StW. 1922, Ripr. Sp. 734) zur Entſtehung der Steuer⸗ 
ſchuld nach 8 14 ErbſchStcz. 1925 eine ausdrückliche Geltendmachung 
nicht erforderlich ſei, ſondern die „Nichtverzichtleiſtung“ der „Geltend⸗ 
machung“ gleichkomme. Ob das erwähnte Urteil in dieſem allgemeinen 
Sinne zu verſtehen iſt, mag dahingeſtellt bleiben. Jedenfalls kann 
ſich der Senat der von der Vorinſtanz aus jenem Urteil hergeleiteten 
Rechtsauffaſſung nicht anſchließen. Während nach dem ErbſchStGG. 1906 
unzweifelhaft die Steuerſchuld der Pilichtteiläberechtigten mit dem 
Todestage des Erblaſſers entſtand, hat die ſpätere Geſetzgebung (8 20 
ErbſchStG. 1919), insbeſ. auch das Erbſchstch. 1925, für die Ent⸗ 
ſtehung der Steuerſchuld die „Geltendmachung“ und damit die Be⸗ 
Rundung eines poſitiven Willensentſchluſſes vorgeſchrieben. Die andere 
Auslegung iſt weder mit dem Wortlaut noch mit der Willensrichtung 
der ErbſchStcd. ſeit 1919 vereinbar, die in bewußter Abkehr vom 


zivil⸗ und erbſchaftſteuerrechtlichen Betrachtungsweiſe des Pflichtteils⸗ 
anſpruchs hin. Während der Pflichtteilsanſpruch zivilrechtlich mit dem 
Tode des Erblaffers entſteht und ein Verzicht auf ihn als Schenkung 
gilt, iſt ſteuerpflichtig nur der geltend gemachte Pflichtteils⸗ 
anſpruch und der Verzicht auf den Pflichtteil keine ſteuerpflichtige 
Schenkung. Während der Anſpruch auf den Pflichtteil bedingungs⸗ 
os mit dem Erbfall als vererbliches und veräußerliches Recht 
(8 2317 BGB.) entſteht, der Erwerb ſich alſo kraft Geſetzes un⸗ 
abhängig von dem Willen des Pflichtteilsberechtigten und ſogar gegen 
ſeinen Willen vollzieht, entſteht die Steuerpflicht erſt durch die Geltend⸗ 
machung des Pflichtteilsanſpruchs. 

2. Das Urteil beſeitigt ſodann Zweifel, welche bei Auslegung 
des 814 Abſ. 1 Nr. 1b ErbStG. 1925 entſtanden waren. Dieſer 
Paragraph beſtimmt, daß die Steuerſchuld für den Erwerb eines gel⸗ 
tend gemachten Pflichtteilsanſpruchs mit dem Zeitpunkt der Geltend⸗ 
machung entſteht. 

Durch den Beſcheid des RFH. v. 10. Okt. 1924, Ve A 40/24 
(RSH. 15, 52) war klargeſtellt worden, daß die Erbſchaftſteuerſchuld 
des Pflichtteilsberechtigten nicht erſt durch die Erfüllung des 
Pflichtteilsanſpruchs ſeitens des Erben entſteht, ſondern ſchon dadurch, 
daß der Pflichtteilsberechtigte an den Erben das ernſtliche Verlangen 
auf Auszahlung ſtellt. Zweifelhaft dagegen konnte ſein, ob die Geltend⸗ 
machung des Pflichtteils ſeitens des Pflichtteilsberechtigten außer in 
dem ausdrücklichen Verlangen auf Auszahlung des Pilichtteils auch 
in dem Unterlaſſen irgendeiner diesbezüglichen Erklärung ſeitens 
des Pflichtteilsberechtigten zu erblichen, und ſomit eine Nichtgeltend⸗ 
machung nur bei irgendwie kundgetaner Verzichtleiſtung anzunehmen 
ſei. Auf den letzteren Standpunkt hatte ſich die angefochtene Entſch. 
des Präſ. des Link. geſtellt und die Berechtigung ihres Stand⸗ 
punktes auf das Urt. des RF. v. 10. Mai 1922, VI A 114/22 ge⸗ 
ſtützt. In dieſem Urteil hieß es allerdings, daß die Worte „geltend 
machen des Pflichtteilsanſpruchs“ in 88 20 Abſ. 1 Nr. 1 und 25 Abſ. 2 
ErbſchStG. 1919 nur bedeuteten, daß auf den Pflichtteilsanſpruch nicht 
verzichtet ſei. Dies glaubte das Urteil aus der Entſtehungsgeſchichte 
der Anderung des ErbſchStG. 1919 in dieſem Punkte gegenüber dem 
b. 3. Juni 1906 ableiten zu müſſen und kam daher in dem von ihm 
entſchiedenen Falle zu dem Ergebnis, daß nur dann, wenn ſichere 
Unterlagen für die Annahme vorlagen, daß die Pflichtteilsberechtigten 
auf ihren Pflichtteil verzichtet hätten, der Abzug aus den Pflicht 
teilsanſprüchen für unberechtigt erklärt werden könne. 

Es iſt nicht verwunderlich, daß ſich, wie im vorliegenden Falle, 
ſtreng fiskaliſch eingeſtellte Find. dieſe Gründe eines RF HuUrteils zu 
eigen machten und auch für 8 14 Abf. 1 Nr. 1b ErbſchStch. 1925 zu 
575 Auslegung kamen, zur Entſtehung der Steuerſchuld ſei eine aus⸗ 
Leückliche Geltendmachung nicht erforderlich, ſondern die „Nichtverzicht⸗ 
ng komme der „Geltendmachung“ gleich. Wäre dieſe Anficht 
en ig geweſen, dann hätten die Zink. nach § 169 NAGgO. mit Recht 
pfl im Falle, in dem durch eine Verfügung von Todes wegen 
eine teiläberehtigte übergangen waren, von den letzteren ſo lange 
will rbſchaftſteuererklärung verlangen können, als deren Verzicht⸗ 

e Mis geeltand. 

zul Recht hat ſich das Schrifttum ohne Ausnahme gegen dieſe 
dea auffaffung gewandt, die übrigens in der Entſtehungsgeſchichte 
zu 9 20 durchaus keine Begründung findet. Schon die Begründung 
zu 8 28. Abſe 1 Erbſch St. 1919 S. 34 ſagt darüber: 
von Todes ſübweichung vom bisherigen ErbſchStch. ſoll als Erwerb 
‚om modes wegen nur der Erwerb auf Grund eines geltend gemachten 
blichttetlsanſpruchs gelten. Der Pflichtteilsanſpruch entſteht mit dem 
Erbfall, ohne Ausſchlagungsbefugnis (88 2317, 1942, 1946 BGB.), 
lo daß ein unentgeltlicher Verzicht des Pflichtteilsberechtigten auf den 
entſtandenen Pflichtteilsanſpruch eine Schenkung und in dieſem Falle 
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ErbſchStGG. 1906 die Steuerſchuld der Pflichtteilsberechtigten nicht ſtill⸗ 
ſchweigend gleichzeitig mit dem Pflichtteilsanſpruch des bürgerlichen 
Rechtes (8 2317 BGB.) zur Entſtehung gelangen laſſen wollten, ſon⸗ 
dern darüber hinaus für das Aufleben der Erbſchaftſteuer ſchuld die 
Auslöſung eines Willensentſchluſſes durch die Berechtigten, die ernſt⸗ 
hafte Forderung auf Auszahlung, „Geltendmachung“, verlangen. Dieſe 
Rechtsauffaſſung vertritt auch das Schrifttum ohne Ausnahme. Ein 
Tatbeſtand, an den das ErbſchStG. 1925 Steuerpflichten knüpft, liegt 
alſo gegenwärtig nicht vor. Für die bloße Möglichkeit, daß in 
Zukunft vielleicht einmal eine Steuerpflicht eintreten könnte, beſteht 
die Pflicht zur Abgabe einer Steuererklärung nicht. 


(RTD., 5. Sen., Urt. v. 19. April 1929, V A 908/29 8.) 
* 


5. § 6e KapBerf&t®. Der Begriff „Niederlaſſung“ 
(Zweigniederlaſſung) iſt i. S. des HGB. aufzufaſſen. Es 
genügt nicht, daß eine ausländiſche Verſicherungsgeſell⸗ 
ſchaft nach 8 86 Abſ. 3 VerfAuff®. einen Hauptbevollmächtig⸗ 
ten beſtellt hat. Auch in dieſem Falle iſt zu prüfen, ob 
tatſächlich eine Niederlaſſung begründet worden iſt. 5) 

Die Beſchwß., eine ausländiſche Verſicherungsunternehmung, 
betreibt das Verſicherungsgeſchäft auch im Deutſchen Reiche, Sie 
hat für das Inland einen Hauptbevollmächtigten beſtellt, der in D. 
feinen Wohnſitz hat. Vor dem Kriege hat fie beim RAufſAPrivVerſ. 


nach dem geltenden Geſetz auch noch die Schenkungsſteuer zu ent⸗ 
richten iſt. Dieſe Härte ſoll die neue Vorſchrift beſeitigen (vgl. auch 
8 40 Abſ. 3). Die vom Erblaſſer geſchaffene Lage iſt der Ausſchluß 
des Erben (8 2303 BGB.), der infolgedeſſen zunächſt gar nichts aus 
dem Nachlaß erhält. Dieſer Lage gemäß ſoll der Pflichtteil der Erb⸗ 
anfallſteuer erſt bei Geltendmachung durch den Pflichtteilsberechtigten 
unterworfen werden, iſt alſo bis dahin auch nicht als ungewiſſes oder 
unſicheres Recht zu beſteuern. Er iſt vielmehr bis dahin ein un⸗ 
bekannter, nach 849 — ſ. auch § 25 Abſ. 2 — zu behandelnder 
Anſpruch.“ 

Damit war für immer mit dem Standpunkt des Erbſch StG. 1906, 
welches bis dahin galt, gebrochen. 

Es iſt zu begrüßen, daß der RF§H. in feinem jetzt vorliegenden 
Urteil die aus dem Urt. v. 10. Mai 1922 hergeleitete Rechtsauffaſſung 
der Vorinſtanz verwirft und unter Verweiſung auf die Entſtehungs⸗ 
geſchichte in Übereinſtimmung mit dem Schriſttum zu dem Ergebnis 
kommt, daß „Geltendmachung“ die Bekundung eines poſitiven 
Willensentſchluſſes, die ernſthafte Forderung auf Auszahlung bedeutet. 

3. Erfreulich iſt auch, daß der RH. in dieſem Urteil einmal 
die Grenzen feſtgelegt hat gegenüber der ſehr weitgehenden Vorſchrift 
des § 169 Satz 2 RAbgO. Die Beſtimmung verallgemeinert bekannt⸗ 
lich die Steuererklärungspflicht, indem auch ſolche Perſonen von ihr 
betroffen werden, bei denen nach dem Ermeſſen des Fin A. die Mög⸗ 
lichkeit der Steuerpflicht beſteht. In RFH. 10, 72 iſt entſchieden, daß 
das Fin A. die Grenzen des billigen Ermeſſens überſchreitet, wenn es 
die Möglichkeit einer Steuerpflicht als gegeben anſieht und eine 
Steuererklärung fordert, ehe es Anhaltspunkte für die Steuerpflicht 
erlangt hat. Das vorliegende Urteil ergänzt dieſe Auffaſſung vor⸗ 
trefflich. Indem es verneint, daß ein Tatbeſtand, an den das 
ErbſchStG. 1925 Steuerpflichten knüpft, vorliegt, und indem es die 
bloße Möglichkeit, daß in Zukunft vielleicht einmal eine 
Steuerpflicht eintreten könnte, als Verpflichtungsgrund für die Ab⸗ 
gabe einer Steuererklärung ablehnt, macht es den Fin. zur Pflicht, 
in Zukunft bei Pflichtteilsberechtigten zu prüfen, ob fie ein ernfthaftes 
Verlangen auf Auszahlung des Pflichtteils geſtellt haben, ehe ſie 
gem. 8169 RAbgO. die Abgabe einer Steuererklärung von ihnen 
verlangen. Die Entſch. bedeutet daher einen weiteren Schutz des 
Steuerpflichtigen gegen unnötige Maßnahmen der Finanzämter. 

RA. M. R. Schmerler, Hamburg. 


Zu 5. Die vorl. Entſch. des NFH. behandelt nur einen kleinen 
Ausſchnitt aus dem Problem der Kapitalvertzehrſteuerpflicht bei 
Auffüllungen von beim Reichsaufſichtsamt ſür Privatverſicherungen 
hinterlegten, während der Inflationszeit entwerteten Depots aus⸗ 
ländiſcher Verſicherungsgeſellſchaften. Es iſt zu begrüßen, daß der 
Rich. der über den klaren Wortlaut des Geſetzes weit hinaus⸗ 
gehenden Auslegung des Finger. entgegentritt und die Kapital⸗ 
verkehrſteuerpflicht bei uwendung von Anlage und Betriebskapital 
ſeitens einer ausländiſchen Geſellſchaft nur dann für gegeben hält, 
wenn dieſe Zuwendung „an ihre inländiſche Niederlaſſung“ erfolgt, 
die Steuerpflicht aber verneint, wenn eine ausländiſche Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaft keine „inländiſche Niederlaſſung“ i. S. des 
OB. hat, ſondern im Inland nur durch einen Bevollmächtigten 
vertreten iſt. 

In vielen Fällen wird in der Praxis die ausländiſche Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaft nicht nur im Inlande einen Bevollmächtigten 
haben, ſondern auch eine „Inländiſche Niederlaſſung“ i. S. des 
HGB. unterhalten. Dann treten weit ſchwierigere Steuerprobleme 
auf. Wäre in dem entſchiedenen Falle auch feſtgeſtellt worden, daß 
die ausländiſche Verſicherungsgeſellſchaft eine inländiſche Nieder⸗ 
laſſung i. S. des HGB. beſaß, dann wäre aus der Auffüllung 
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510 000% hinterlegt, die ſpäter in 12 750. Anleiheablöſungsſchuld 
mit Ausloſungsrecht umgewandelt worden ſind. Im J. 1925 hat 
fie 1000 K 7% ige deutſche äußere Reichsanleihe und i. J. 1927 
24 000 & dgl. zur Verfügung des RAuffA. hinterlegt. 

Das Fin A. hat dieſe Zahlungen als Zuwendung von Anlage⸗ 
und Betriebskapital ſeitens der ausländiſchen Geſellſchaft au deren 
inländiſche Niederlaſſung angeſehen und gem. 8 6 zu e eine Ge 
ſellſchSt. feſtgeſetzt. 

Einſpruch und Berufung blieben ohne Erfolg. Der Rechts⸗ 
beſchwerde war ſtattzugeben. 

Nach § 6e unterliegt der Geſellſchst. die Zuwendung von An⸗ 
lage⸗ und Betriebskapital ſeitens einer ausländiſchen Geſellſchaft an 
ihre inländiſche Niederlaſſung. In der Entſch. v. 7. Jan. 1927, 
IIA 616/26 (Mrozek, Kartei § 6e R. 1), hat der R§ H. ausge 
ſprochen, daß 8 6e auch dann einſchlage, wenn eine ausländiſche Ver⸗ 
ſicherungsanſtalt, um den Betrieb einer Zweigniederlaſſung im 
Deutſchen Reiche zu ermöglichen, auf Anordnung der Reichsbehörde 
gem. 8 7 VerſAufſGG. Sicherheit leiſtet, indem fie im Inland Wert⸗ 
papiere hinterlegt. 5 

Auf Rechtsirrtum beruht die angefochtene Entſch., da ſie den 
Begriff der Niederlaſſung i. S. § 6e verkannt hat. Das FinGer. 
ſagt ausdrücklich: „Unter Zweigniederlaſſung iſt weder eine Be⸗ 
triebsſtätte im üblichen Sinne noch eine Niederlaſſung i. S. des 
Handelsrechts zu verſtehen.“ Es führt dann weiter an Hand der 
Vorſchriften des VerſAufſcßh. aus, daß eine ausländiſche Verſiche⸗ 
rungsgeſellſchaft es ſich gefallen laſſen müſſe, daß ihr Haupt⸗ 
bevollmächtigter verſicherungsrechtlich und auch ſteuerrechtlich als In⸗ 
haber einer inläudiſchen Zweigniederlaſſung behandelt wird. Aller⸗ 
dings wird einer ausländiſchen Verſicherungsunternehmung die Be⸗ 
triebserlaubnis für das Inland nur erteilt, wenn ſie einen Haupt⸗ 
bevollmächtigten beſtellt, der geſetzlich mit weitgehender Vollmacht aus⸗ 
geſtattet iſt, und wenn ſie ſich verpflichtet, im Inland eine Nie⸗ 
derlaſſung zu unterhalten (8 86 Abſ. 3 VerſAufſcg.). Ferner 
iſt für Klagen, die aus dem inländiſchen Verſicherungsgeſchäfte gegen 
die ausländiſche Unternehmung erhoben werden, das Gericht zu⸗ 
ſtändig, wo die Niederlaſſung ſich befindet ($ 89). Es iſt alſo 
vorausgeſetzt, daß die Unternehmung eine Niederlaſſung im Deuk⸗ 


der entwerteten Vorkriegsdepots der ausländiſchen Verſicherungs⸗ 
geſellſchaft nämlich noch keineswegs ohne weiteres die zweite 
Vorausſetzung für die Erhebung von Kapitalverkehrſteuern, näm⸗ 
lich „die Zuwendung von Anlage- und Betriebskapital ſeitens der 
ausländiſchen Geſellſchaft an ſolche Niederlaſſung“ und deren 
Steuerpflicht ohne weiteres zu bejahen, wie es das Finger. getan 
hat. In der in bezug genommenen Entſcheidung des NEN. v. 
7. Jan. 1929, II A 616/26 — die übrigens viel umſtritten iſt und 
im Laufe der Zeit modifiziert werden wird — hat der RFH. eine 
Kapitalverkehrſteuerpflicht bei einer Beſtellung eines neuen Depots 
beim Reichsaufſichtsamt für Verſicherung, wie zu beachten iſt, nur 
deswegen bejaht, weil erſt durch die Stellung dieſes Depots der 
Betrieb der in Frage ſtehenden Zweigniederlaſſung der aus⸗ 
ländiſchen Verſicherungsgeſellſchaft im Deutſchen Reich ermöglicht 
wurde, die Depotbeſtellung daher Vorausſetzung für 
den inländiſchen Geſchäftsbetrieb war. Nur wegen 
dieſer beſonderen Umſtände hat der NFH. in jenem Fall die 
Depotbeſtellung beim Reichsaufſichtsamt für Privatverſicherung einer 
Zuwendung von Anlage oder Betriebskapital an die inländiſche 
Niederlaſſung der Geſellſchaft gleichgeſtellt. Daß es auf ſolche Um⸗ 
ſtände ankommt, hat der RFH. noch einmal in der ſehr wich⸗ 
tigen Entſch. v. 7. Mai 1929, II A 643/28 betont, wo hervor⸗ 
gehoben wird, daß Kapitalverkehrſteuer gem. § 6e nur deshalb 
in Betracht komme, weil es ſich bei der bereits vor dem Inkraft⸗ 
treten des VerſAufſch. durch deutſche Niederlaſſungen am in⸗ 
ländiſchen Verſicherungsgeſchäft beteiligten ausländiſchen Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaft um Erweiterung ihres Betriebs der 
Verſicherung durch Neuübernahme von Einbruch⸗ 
Diebſtahlverſicherung handelte, während früher von ihr 
nur Feuerverſicherung betrieben wurde. Unter ſolchen Umſtänden 
unterſtehe der neue übernommene Verſicherungszweig dem Verſ⸗ 
Aufſch., und dadurch ſei dem Reichsaufſichtsamt für Privatver⸗ 
ſicherung die Möglichkeit zur Erzwingung neuer Depotbeſtellung 
gegeben, während ſolches nicht gelte für den ſchon vor 1901 in 
Deutſchland betriebenen Verſicherungszweig der Feuerverſicherung. 
$ 92 VerfAufj®. beſtimmt nämlich ausdrücklich: „Die beim Inkraft- 
treten dieſes Geſetzes — v. 12. Mai 1901 — in einem oder 
mehreren Bundesſtaaten landesgeſetzlich zum Geſchäftsbetrieb be⸗ 
fugten Unernehmens, bedürfen zur Fortſetzung ihres Geſchäfts⸗ 
betriebes in den von ihnen bisher eingehaltenen oder ſofern ihre 
Befugnis zum Geſchäftsbetrieb auf beſondere Zulaſſung beruht, in 
dem bisher durch die Zulaſſung geſtatteten Grenzen, keiner Er⸗ 
laubnis nach Maßgabe dieſes Geſetzes.“ Das Finder. 
würde daher in dem oben mitgeteilten, der Entſch. des RF H. v. 7. Mai 
1929 zugrunde liegenden Fall trotz Bejahung des Vorhandenſeins 
einer inländiſchen Niederlaſſung noch zu prüfen gehabt haben, ob 
die fragliche ausländiſche Verſicherungsgeſellſchaft erſt nach Inkraft⸗ 
treten des Beruf. ihre inländiſche Niederlaſſung begründet 
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ſchen Reiche errichtet hat, wenn ſie mit dem Geſchäftsbetriebe beginnt. 
Es handelt ſich jedoch nach dem Geſetze zunächſt nur um eine Ver⸗ 
pflichtung. Kommt es darauf an, ob eine Niederlaſſung tatſächlich 
beſteht, ſo muß geprüft werden, ob die Unternehmung ihrer Ver⸗ 
pflichtung auch wirklich nachgekommen iſt. Es mag richtig ſein, daß 
die geſetzliche Vollmacht des Hauptbevollmächtigten jo umfaſſend iſt 
wie auch die Vertretungsbefugnis des Vorſtehers einer Zweignieder⸗ 
laſſung. Daraus folgt aber nicht, daß eine Zweigniederlaſſung mit 
Beſtellung des Hauptbevollmächtigten. tatſächlich begründet iſt. Daß 
das auch der Auffaſſung des Geſetzes entſpricht, iſt dem 8 86 Nr. 3 
zu entnehmen, wo die Unterhaltung einer Niederlaſſung und die 
Beſtellung eines Hauptbevollmächtigten in einen Gegenſatz zu⸗ 
einander geſtellt ſind. Zu beiden iſt die Unternehmung verpflichtet. 
Aus der Erfüllung der einen folgt alſo noch nicht das Beſtehen der 
anderen. Unbequem iſt hierbei zwar, daß, wenn keine Niederlaſſung 
begründet iſt und gleichwohl durch den Hauptbevollmächtigten Ge⸗ 
ſchäfte betrieben werden, kein inländiſcher Gerichtsſtand i. S. 8 89 
vorhanden iſt. Dieſem Übeljtande kann aber, wenn Schwierigkeiten 
eintreten, dadurch abgeholfen werden, daß der ausländiſchen Ver⸗ 
ſicherungsunternehmung der Geſchäftsbetrieb unterſagt wird (88 67 
Abſ. 1, 91 Abſ. 2). 

Der Senat hat ſich demgemäß an das RAufſ APrivVerſ. ge⸗ 
wendet, um zu erfahren, ob dieſes Amt ſich von dem Beſtehen einer 
Zweigniederlaſſung der BeſchwF. überzeugt hat und aus welchen 
Tatſachen es das Beſtehen der Zweigniederlaſſung folgert. Aus der 
Antwort geht hervor, daß das RAufſAl. das tatſächliche Beſtehen 
einer Zweigniederlaſſung nicht geprüft hat, weil es offenbar der 
Anſicht iſt, daß aus dem Vorhandenſein eines Hauptbevollmächtigten 
ohne weiteres auf das Beſtehen einer Zweigniederlaſſung zu ſchließen 
jet. Das RAuffA. bejaht aber das Vorliegen einer Niederlaſſung 
nur i. S. des VerſAufſcö. und läßt es dahingeſtellt, ob auch das 
Beſtehen einer Zweigniederlaſſung i. S. des KapVerkStcz. anzu⸗ 
nehmen iſt. 

Sollte der verſicherungsrechtliche Begriff der Niederlaſſung 
wirklich ein anderer fein. als der des allgemeinen Handelsrechts, ſo 
könnte gleichwohl ein ſolcher Begriff nicht auf das Geſellſchafts⸗ 
ſteuerrecht angewendet werden. Denn § 6e KapVerk StG. bezieht 


bzw. eine Erweiterung ihres früher bereits zugelaſſenen Ver⸗ 
ſicherungsbetriebes in Deutſchland und eine neue Depotbeſtellung 
nur für dieſe Erweiterung vorgenommen hatte. Würde es ſich um 
eine ausländiſche Verſicherungsgeſellſchaft gehandelt haben, die nur 
die vor Inkrafttreten des Verſalufſch. bereits zugelaſſenen in⸗ 
ländiſchen Verſicherungsgewerbe durch Niederlaſſungen in Deutſch⸗ 
land betrieb, dann würde das Finger. daher die Kapitalverkehr⸗ 
ſteuerpflicht für Depotauffüllungen beim Aufſichtsamt für Privat⸗ 
verſicherung verneint haben müſſen, weil die Depotbeſtellung nicht 
„den Betrieb einer Zweigniederlaſſung im Deutſchen Reich er⸗ 
möglichte“. Es würde ſich dann vielmehr — wie auch vom Reichs⸗ 
auſſichtsamt für Privatverſicherung anerkannt wird — hinſichtlich 
der Depotbeſtellung um einen durchaus freiwilligen Akt der aus⸗ 
ländiſchen Geſellſchaft handeln, welcher ganz in deren freien Be⸗ 
lieben ſtand, und es würde daher die neue Depotbeſtellung nach 
der in den beiden erwähnten Urteilen des Rö. zum Ausdruck ge⸗ 
brachten Auffaſſung nicht Vorausſetzung für ihren deutſchen Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb ſein und daher einer „Zuwendung von Anlage⸗ und 
Betriebskapital an eine inländiſche Niederlaſſung durch eine aus⸗ 
ländiſche Geſellſchaft“ nicht gleichgeſtellt werden dürfen. 

Würde das Fincher. in dem erwähnten Fall dagegen auch 
feſtgeſtellt haben, daß § 92 VerfXuff®. nicht in Betracht komme, 
weil es ſich um eine ausländiſche Geſellſchaft handele, die erſt nach 
Inkrafttreten dieſes Geſetzes inländiſchen Geſchäftsbetrieb oder 
Erweiterung eines ſolchen durch ihre Niederlaſſung aufgenommen 
hat, dann würde als weitere Vorausſetzung noch für die Berech⸗ 
tigung der Erhebung von Kapitalverkehrſteuern auf Grund von 
86e feſtzuſtellen geweſen fein, inwieweit eine Neuinveſtierung 
von Anlage⸗ oder Betriebskapital ſeitens der engliſchen Geſell⸗ 
ſchaft tatſächlich vorlag, denn nach der Rſpr. des RFH. (vgl. 
Entſch. v. 5. Okt. 1923: StW. Nr. 866) find Kapitalinveſtierungen 
nur inſoweit kapitalverkehrſteuerpflichtig, als ſolche über den 
Rahmen des vor dem 1. Sept. 1921 — dem Tage des Inkraft⸗ 
tretens des einſchlägigen Geſetzes — bereits inveſtierten Kapitals 
hinausgehend ſpäter erfolgen, während Kapitalinveſtierungen in der 
Höhe, in welcher ſie am 1. Sept. 1921 vorhanden waren, kapital- 
verkehrſteuerfrei ſind. Aus dem oben angeführten Tatbeſtand geht 
hervor, daß bereits vor dem Kriege die engliſche Verſicherungs⸗ 
geſellſchaft beim Reichsaufſichtsamt für Privatverſicherung ein 
Depot von 510000 % hinterlegt hatte, das durch die Inflation 
teilweiſe entwertete. Das FinGer. hätte daher prüfen müſſen, ob 
nicht bei Auffüllung bzw. Erſatz des alten Depots bis zu dieſer Höhe 
oder mindeſtens bis zum Goldmarkwert dieſes Depots von 510 000 
am 1. Sept. 1921 aus den Gründen des Urt. v. 5. Okt. 1923 
Kapitalverkehrſteuerfreiheit hätte eintreten müſſen. 

Weiter hätte das Fincher, prüfen müſſen, inwieweit die 
Grundſätze des RF. auf den vorliegenden Fall hätten Anwendung 
finden müſſen, welche die Kapitalverkehrſteuerpflicht bei Auf⸗ 
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ſich nicht mit auf Verſicherungsanſtalten, ſondern ganz allgemein 
auf Kapitalgeſellſchaften aller Art. Für Verſicherungsgeſellſchaften 
kann deshalb nichts anderes gelten als für andere Kapitalgeſell⸗ 
ſchaften. Für dieſe muß aber $ 6e in handelsrechtlichem Sinne auf⸗ 
gefaßt werden. Die Vorſchrift lehnt ſich an Tar Nr. IA Nr. 3 
RStempG. an. Dort iſt Steuerpflicht auch bei Errichtung einer in⸗ 
ländiſchen Zweigniederlaſſung einer ausländiſchen Geſellſchaft vor⸗ 
geſehen und beſtimmt, daß ſich die Abgabe nach dem Werte des An⸗ 
lage⸗ und Betriebskapitals der inländiſchen Zweigniederlaſſung 
richte. Am Schluſſe heißt es dann: „Die Abgabe wird nur erhoben, 
wenn die Eintragung in das Handelsregiſter erfolgt iſt.“ 
Hieraus geht klar hervor, daß das NStenp®. nur an Zweignieder⸗ 
laſſungen i. S. des HGB. gedacht hat. Die letzte Beſtimmung iſt 
nun zwar in das KapVerkStG. nicht mit aufgenommen. Es beſteht 
aber kein Anhalt dafür, daß dieſes Geſetz den Begriff der Nieder⸗ 
laſſung anders verſtanden wiſſen will als das RStempch. 

Hiernach war die angefochtene Entſch. wegen Rechtsirrtums 
aufzuheben. 


(NFH., 2. Sen., Urt. v. 7. Mai 1929, II A 643/28.) 


Reichsverſicherungsamt. 


Berichtet von Präſident Dr. v. Olshauſen, Senatspräſident 
Dr. Zielke, Landgerichtsdirektor Kerſting, Berlin. 


1. 1. Die Vorſchrift des 875 RKnappſch G. i. d. Faff. 
vom 1. Juli 1926 regelt die Anrechnung von Kriegsdienſt— 
zeiten auch für vergangene Kriege. 

2. Die Anrechnung von Kriegsdienſtzeiten nach 8 75 

RKnappſchG. wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß der 
Verſicherte innerhalb des dreimonatigen Zeitraumes zwi⸗ 
ſchen dem Ausſcheiden aus der knappſchaftlichen Beſchäf⸗ 
tigung und dem Eintritt in den Kriegs dienſt eine andere, 
nicht knappſchaftliche Beſchäftigung ausgeübt hat. 
5 Gem. 8 75 Abſ. 1 RKnappſchcd. gelten die von dem Verſicherten 
in Mobilmachungs⸗ oder Kriegszeiten zurückgelegten Zeiten mili⸗ 
täriſcher Dienſte oder freiwilliger Kriegskrankenpflege bei der deut⸗ 
ſchen Wehrmacht als Erſatzeiten für die Erfüllung der Wartezeit und 
die Berechnung der Leiſtungen der Penſionskaſſen, wenn der Ver⸗ 
ſicherte vor feinem Eintritt in dieſe Dienſte knappſchaftlich verſichert 
war und zwiſchen dem Ausſcheiden aus der knappſchaftlichen Be⸗ 
ſchäftigung und dem Eintritt in die militäriſchen Dienſte oder Kran⸗ 
kenpflege kein längerer Zeitraum als drei Monate liegt. Rück⸗ 
wirkende Kraft iſt dem 8 75 nicht beigelegt worden. Dies hat aber 
lediglich zur Folge, daß die Vorſchrift nur auf ſolche Perſonen 
Anwendung findet, die am 1. Juli 1926 noch knappſchaftlich ver⸗ 
ſichert waren, dagegen nicht, wie die Bekl. urſprünglich annahm, 
daß die Vorſchrift nur auf künftige Kriege anzuwenden ſei. Aus dem 
ganzen Sachverhalt ergibt ſich vielmehr, daß die Vorſchrift auf die 
Kriege des Deutſchen Reiches überhaupt, alſo auch auf vergangene, 
angewendet werden ſoll. Dieſe Abſicht des Geſetzgebers folgt vor 
allem aus dem Abſ. 2 Satz 2 des 8 75, nachdem die Kriegsdienſt⸗ 
zeiten nach den früheren landesgeſetzlichen Vorſchriften oder nach 
den früheren Satzungsbeſtimmungen anzurechnen find, wenn nach 
ihnen die Regelung für den Verſicherten günſtiger ſein ſollte, als 
nach dem Abſ. 1 des 8 75. Nach der Anſicht des erk. Sen. iſt die 
Vorſchrift des 8 75 in erſter Linie in das Geſetz aufgenommen wor⸗ 
den, um den Teilnehmern am Weltkrieg die Militärdienſtzeiten als 
Erſatzzeiten zur Erfüllung der Wartezeit und ihre Anrechnung bei 
der Feſtſtellung der Leiſtung der Penſionskaſſe zu ſichern. 


wertung von Geſellſchaſterdarlehn i. ©. des $ 6e betreffen, denn 
wirtſchaftlich handelt es ſich bei der Auffüllung der auf Grund geſetz⸗ 
licher Verpflichtung dem Reich geſtellten, aber in der Inflation ent⸗ 
werteten Depots beim Reichsauſſichtsamt für Privatverſicherung um 
deren teilweiſe Aufwertung, und es würde der Grundſatz des NFH-, daß 
durch die Folgen von Aufwertungen, ſei es auf Grund des Aufwch., 
ei es auf Grund freiwilliger Aufwertung, ſteuerliche Vor⸗ oder 
Nachteile nicht eintreten dürfen, auch hier zur Anwendung zu 
ringen ſein. Hierzu darf verwieſen werden auf die Ausführungen 
don Böſebeck: Neue StRoſch. VI, 161, welcher zuſammenfaſſend 
ſpreclt.: „In der Goldmarkaufwertung eines Darlehns — ent⸗ 
ſchactend hier eines Papiermarkdepots — kann kein neuer gefell- 
6 ae lenerpftichtiger Vorgang geſehen werden, und die Aufwertung 
fell infolgedeſſen nicht zum Anlaß genommen werden, eine Ge⸗ 
5 ſchaftſteuer nachzuerheben.“ Auch Weinbach führt in feinem 
ech S. 240 aus, daß „Aufwertung niemals als Novation an⸗ 
1 1 0 werden könne“, und dieſes enkſpricht auch den Grundſätzen, 
85 NZH. in feiner Entſch. v. 20. März 1925: SW. 
5 “- Mebergelegt hat. Das Finder. hatte ſich jeine Entſch. daher 
ſehr leicht gemacht, indem es alle dieſe Geficytspunkte überhaupt 
nicht berührte. Der Ri. brauchte hierauf nicht einzugehen, da 
ſchon allein durch ſeine Verneinung des Vorliegens einer Nieder⸗ 
laſſung i. S. des HGB. ſich die Kavitalverkehrſteuerfreiheit ergab. 
RA. Dr. Pauly, Hamburg. 
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Das KnappſchOVerſ A. iſt in Übereinſtimmung mit der Bekl. 
der Auffaſſung, daß der Kl. den für das Ausſcheiden aus der 
knappſchaftlichen Beſchäftigung bis zum Eintritt in den Kriegs⸗ 
dienſt in 8 75 Abſ. 1 zugelaſſenen Zeitraum von drei Monaten 
„durch die bis kurz vor ſeiner Einberufung ausgeführte nicht⸗ 
kKnappſchaftliche Beſchäftigung durchbrochen und ſich dadurch des An⸗ 
ſpruchs auf Anrechnung der Kriegsdienſtzeit begeben habe“. Dieſer 
Anſchauung konnte der erk. Sen. nicht beitreten. § 75 Abſ. 1 
fordert für die Aurechnung der Kriegsdienſtzeit lediglich, daß zwi⸗ 
ſchen dem Ausſcheiden aus der knappſchaftlichen Beſchäftigung und 
dem Einritt in den Militärdienſt kein längerer Zeitraum als drei 
Monate liegt. Nach dieſem Wortlaut kommt es alſo nicht darauf 
an, wie ſich der Verſicherte in der Zwiſchenzeit von drei Monaten 
beſchäftiget hat. Die Auslegung des KnappſchOVerſA. wird auch 
durch innere Gründe nicht geſtützt; im Gegenteil würde ſie zu un⸗ 
billigen Ergebniſſen führen. Nach der Auffaſſung des Knappſch⸗ 
OVerſA. und der Bekl. müßte demjenigen Verſicherten, der inner⸗ 
halb drei Monaten vor ſeiner Einberufung zum Kriegsdienſt aus 
dem Kknappſchaftlich verſicherten Betriebe entlaſſen worden war und 
ſich keiner neuen Lohnarbeit zugewandt hatte, die Kriegsdienſtzeit 
angerechnet werden, während demjenigen, der ſich eine andere Arbeit 
— vielleicht ſogar eine Arbeit in der zur Verteidigung des Vater⸗ 
landes dienenden Rüſtungsinduſtrie — geſucht hatte, die Kriegs⸗ 
dienſtzeit nicht angerechnet werden könnte. 

Dafür, daß eine Tätigkeit in einem nichtknappſchaftlich ver⸗ 
ſicherten Betriebe während der letzten drei Monate vor der Ein⸗ 
berufung zum Kriegsdienſt die Anrechnung der Kriegsdienſtzeit nicht 
verhindert, ſpricht auch der Umſtand, daß zwar auf dem Gebiete 
der Invalidenverſicherung ein anderer Verſicherungsträger an die 
Stelle des Knappſchaftsvereins trat, ſoweit dieſer Sonderanſtalt der 
Invalidenverſicherung war, daß aber die knappſchaftliche Penſions⸗ 
verſicherung in der neuen Tatigkeit durch keine andere gleichartige 
geſetzliche Verſicherung erſetzt wurde, ſo daß der letzte Träger der 
Penſionsverſicherung auch bei einer Beſchäftigung in einem nicht 
Knappſchaftlich verſicherten Betriebe ſtets der Knappſchaftsverein war. 

(RVerſA., 9. Rev Sen., Urt. v. 19. April 1929, IIa Kn I 
K. 
. 

2. Zum Begriff des „Arbeitgebers“ i. S. der 88 112, 

114 RK nappſchc. 


Der Streit der Parteien, einer Grubenbeſitzerin und der 
Knappſchaft, drehte ſich um die Frage, wer als Arbeitgeber der von 
einem Tiefbauunternehmer mit Abraumarbeiten auf der Grube be⸗ 
ſchäftigten Arbeiter anzuſehen ſei. Der NAHM. hatte auf Grund 
des § 2 Abſ. 4 Reknappſchch. den Abraumbetrieb als von Anfang 
an knappſchaftspflichtig erklärt. Das RVerſA. hat die Feſtſtellung 
des KnappſchOVerſA., daß als beitragspflichtiger Arbeitgeber der Ab⸗ 
raumarbeiter i. S. 88 112, 114 RKnappſchch. der Tiefbauunter⸗ 
nehmer anzuſehen ſei, nicht beanſtandet. Das Rͤnappſchch. kenne 
in Abweichung von den Vorſchriften der 88 36, 43 Preknappſchch. 
i. d. Faſſ. der Bek. v. 17. Juni 1912 (GS. S. 137) nicht mehr eine 
Beitragspflicht der „Werkbejiger”, ſondern habe in 88 83, 85 
der früheren Faſſung und in den 88 112, 114 der jetzigen Faſſung 
die „Arbeitgeber“ für beitragspflichtig erklärt. Nach der Auf⸗ 
faſſung des erk. Sen. iſt dieſe Anderung des Geſetzeswortlauts be⸗ 
wußt vorgenommen worden, um den Rechtszuſtand in der knapp⸗ 
ſchaftlichen Verſicherung mit dem Rechtszuſtand in den verwandten 
Gebieten der Kranken⸗, Invaliden⸗ und Angeſtelltenverſicherung in 
Übereinſtimmung zu bringen, in denen ebenfalls dem „Arbeitgeber“ 
die Verpflichtung zur Beitragsleiſtung auferlegt ift (vgl. 88 380, 
381, 393, 1426 RVO., 88 168, 182 AngVerſch.). Der Begriff 
„Arbeitgeber“ in den 88 112, 114 RKnappſchcß. muß deshalb in 
demſelben Sinne ausgelegt werden, wie in den vorgenannten anderen 
Gebieten der Sozialverſicherung. Nach der Nſpr. auf dieſen Gebieten 
iſt als „Arbeitgeber“ eines Verſicherten derjenige anzuſehen, der 
den Verſicherten beſchäftigt, dem die Verfügungsgewalt über ihn 
zuſteht, für deſſen Rechnung der Lohn gezahlt wird und dem der 
wirtſchaftliche Ertrag der Arbeit zugute kommt (vgl. E. 3103 II, 
RVerſANachr. 1927, 584; Hahn⸗Kühne, Handb. der Kranken⸗ 
verſ., 10. u. 11. Aufl., S. 204 Anm. 2 zu § 164 RVO.) 

Alle dieſe Vorausſetzungen für den Begriff des Arbeitgebers 
treffen nach dem Ergebnis der Ermittlungen in der Perſon des Tief⸗ 
bauunternehmers, nicht aber hinſichtlich der Kl. zu. Mit Recht 
hat daher das KnappſchOVerſA. ausgeſprochen, daß die Kl. für die 
in dem Abraumbetriebe beſchäftigten Perſonen nicht beitrags⸗ 
pflichtig iſt. 

(RVerſel., 5. RevSen., Urt. v. 24. Jan. 1929, IIa Kn 982/285.) 
[N.] 


Reichsverſorgungsger' cht. 
Berichtet von Senatspräſident Dr. Arendts, Berlin. 


1. 8 25 Gef. über die Hamburger Ordnungspolizei 
v. 28. Jan. 1925 (HambchVBl. 25). Zur Frage der Verſor⸗ 
gung eines Hamburger Schutpolizeibeamten, der zunächſt 
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wegen Ablaufs der 12jährigen Pflichtdienftzeit gekündigt 
hatte, dann aber wegen eines bereits vor dieſem Zeitpunkt 
begangenen Dienſtvergehens, das ebenfalls ſchon vorher 
zur Einleitung eines Dienſtſtrafverfahrens geführt hatte, 
nachher erſt rechtskräftig aus dem Amt entlaſſen worden iſt. 
(WBVerſorgGer., Urt. v. 16. Juli 1929, M Nr. 40724/27, 13.) A.] 


II. Länder. 
Hamburg. 


Hamburgiſches Oberverwaltungsgericht. 
Berichtet von Landgerichtsdirektor Dr. Krüß, Hamburg. 


1 8 7 GrStG. Grundſteuerermäßigung bei Be⸗ 
laſtung zugunſten des Treugebers; Widerruf von Grund⸗ 
ſteuerbeſcheiden. 

Der Holländer k. erwarb durch den im Grundbuch als Eigen⸗ 
tümer eingetragenen N). zwei Grundſtücke. Y. bewilligte zugunſten des 
K. am 8. Jan. 1924 insgeſamt 10 000 Goldmarkhypotheken, die am 
21. Mürz 1924 eingetragen wurden. Die Hypothek ſollte mit 7% ver⸗ 
zinſt werden. Tatſächlich hat X. dieſe Zinſen nicht erhalten; er erhielt 
vielmehr auf Grund des Treuhandverhältniſſes von M. einen Anteil 
am Reingewinn der Grundſtücke. 

Obwohl die Hypotheken erſt nach den 14. Febr. 1924, dem 
Stichtag des 87 Abſ. 1 GrStG., in das Grundbuch eingetragen 
waren, gewährte die Verkl. Finanzdeputation) dem Y. auf Antrag 
durch Beſcheide v. 2. Okt. 1925 und 9. Aug. 1926 die Ermäßigung 
aus $7 GrStch., und zwar, wie fie im Prozeß angegeben hat, 
aus Billigkeitserwägungen. 

1926 erwarb der Kl. die Grundſtücke mit der Maßgabe, daß 
Nutzungen und Laſten v. 1. März 1926 ab auf ihn übergingen. Er 
zahlte von dieſem Zeitpunkt ab die vorgeſehenen 70% Zinſen an K. 

1927 bemerkte die Verkl. das geſchilderte Treuhandverhältnis. 
Da wirtſchaftlich Hypothek und Eigentum derfelben Perſon zu⸗ 
geſtanden haben, da demgemäß eine laufende Geldverpflichtung nicht 
vorhanden geweſen ſei, und da die Ermäßigung aus 87 GrStG. 
zu Unrecht gewährt ſei, widerrief ſie durch an den Kl. gerichteten 
Beſcheid v. 14. April 1927 die Ermäßigung und forderte Nachzahlung 
für die Zeit v. 1. Jan. 1925 bis zum 31. März 1927. 

Die auf die Zeit bis zum 31. März 1926 entfallende Summe hat 
Y. an die Verkl. vergütet. Der Kl. beantragt, den Beſcheid der VerkL 
für die Zeit nach dem 1. März 1926 aufzuheben. 

Es kann dahingeſtellt bleiben, welche rechtliche Bedeutung es hat, 
daß die Verkl. in ihren Beſcheiden v. 2. Okt. 1925 und 9. Aug. 1926 
die Ermäßigung des 87 GrStch. nur aus Billigkeitsgründen 
gewährt hat, obwohl dieſe Beſcheide dies äußerlich nicht erkennen 
laſſen. Das Entgegenkommen aus Billigkeit fol nur die Über⸗ 
ſchreitung des Stichtags des 8 7 GrStG. betroffen haben; die 
Frage, ob im übrigen die Vorausſetzungen des 8 7 GrStG. er⸗ 
füllt waren, hat es nicht betroffen. Es kann auch dahingeſtellt bleiben, 
ob, als ſpäterhin die Erfüllung der ſonſtigen Vorausſetzungen des 87 
GrStG. zweifelhaft geworden war, die Verkl. der Erörterung dieſer 
Frage dadurch ein Ende machen konnte, daß ſie das Hinwegſehen über 
die Überſchreitung des Stichtages widerrief, Es kommt auf dieſe 
Dinge nicht an, weil im übrigen die Vorausſetzungen des 87 GrSt®. 
nicht erfüllt waren und dieſer Umſtand allein der Verl. das 
Recht gab, im Beſcheid v. 14. April 1927 die gewährte Ermäßigung 
zu widerrufen. 

Dieſem Widerruf ſteht nicht entgegen, daß die Steuerbeſcheide 
v. 2. Okt. 1925 und 9. Aug. 1926 am 14. April 1927 für den Steuer⸗ 
pflichtigen bereits unanfechtbar geworden waren. Es bedarf keiner er⸗ 
ſchöpfenden Erörterung der Frage, wieweit Steuerbeſcheide nach⸗ 
träglich von der Steuerbehörde widerrufen werden können, d. h. wie⸗ 
weit die allgemeine Regel, daß Verwaltungsverfügungen jederzeit 
widerruflich ſind, bei den Steuerbeſcheiden durch Ausnahmen unter⸗ 
brochen iſt. Wo das Rechtsleben ſolche Ausnahmen kennt (vgl. 
Jellinek, Verw. 271), geſchieht es, weil Treu und Glauben einen 
Schutz des Bürgers gegen nochmalige Erörterung der Angelegenheit 
verlangen. Wo Treu und Glauben dieſen Schutz nicht gebieten, oder 
gar das Gegenteil erfordern, hat es bei der freien Widerruflichkeit zu 
verbleiben. So hat das OVG. in feiner Entſch. v. 16. März 1927 
den nachträglichen Widerruf in einem Falle als zuläffig erachtet, in 
dem die Steuerbehörde in einer für den Steuerpflichtigen ohne 
weiteres erſichtlichen Weiſe zugunſten des Steuerpflichtigen von 
unrichtigen tatſächlichen Unterſtellungen ausgegangen war. Das gleiche 
muß dann gelten, wenn der Steuerpflichtige es ſelbſt iſt, der die 
Behörde zu falſchen tatſächlichen Unterſtellungen veranlaßt hat, jeden⸗ 
falls dann, wenn der Steuerpflichtige ſich in keiner Weiſe mit ent⸗ 
ſchuldbarem Irrtum oder dgl. entlaſten kann. So aber lagen die 
Dinge hier. 

Nach § 7 ErSt®. vermindert ſich der gemäß § 6 GrStG. 
zu erhebende Zuſchlag um den Wert einer laufenden Geldverpflichtung, 
die ſich ergibt aus einer vor dem 14. Febr. 1924 auf dem Grund⸗ 


ſtück eingetragenen privatrechtlichen wertbeſtändigen Laſt uſw. Der 
damalige grundbuchmäßige Eigentümer Y. hat der Verkl. Angaben ge⸗ 
macht, nach denen dieſe annehmen follte und mußte, daß er in der 
Tat an K. fortlaufend 7% Zinſen auf eine Hypothek von 10 000 GM. 
zahle. Tatſächlich wurden dieſe 7% Zinſen nicht gezahlt. Zwar wurden 
andere Zahlungen geleiſtet, von denen unterſtellt werden mag, daß 
ſie ſtets mindeſtens die gleiche Höhe erreicht haben; aber ſie be⸗ 
ruhten lediglich auf dem Vertrag zwiſchen . und M. über das Treu⸗ 
handverhältnis an dem Grundſtück und die Bewirtſchaftung des 
Grundſtücks. Sie beruhten nicht, wie es das Geſetz verlangt, auf der 
Hypothek, die in der Tat nur den Zweck erfüllte, dem X. wirtſchaftlich 
wenigſtens zu einem Teile das Eigentum zu erſetzen, das er als Aus⸗ 
länder an dem Grundſtück nicht erlangen konnte. Über alles dieſes 
kann P. ſich auch gar nicht falſche Vorſtellungen gemacht haben. 

Die geſchilderte Rechtslage muß auch der Kl. als der Rechts⸗ 
nachfolger des 9. gegen ſich gelten laſſen. Es handelt ſich um Steuer⸗ 
beträge, die durch den Widerruf nachträglich für die Zeit vor dem 
Eigentumserwerb des Kl. fällig geworden ſind. Für ſie haftete nach 
$4 GrStG. der Kl. neben ſeinem Vorgänger als Geſamtſchuldner. 

Der Umſtand, daß die Nachforderung für die Zeit bis zum 
1. März 1926 inzwiſchen durch Zahlung abſeiten N. erledigt iſt und 
daß Kl. v. 1. März 1926 ab tatſächlich 7% Zinſen an K. gezahlt hat, 
kann keine Rolle ſpielen. Er kann nichts daran ändern, daß die Be⸗ 
ſcheide v. 2. Okt. 1925 und 9. Aug. 1926 auf tatſachlich falſchen 
Unterlagen beruhten und einheitlich widerrufen werden konnten. 

(OVG. Hamburg, Urt. v. 10. April 1929, AZ 3/29.) 
* 


2. 8 24 RPreßG. Anfechtung aufgehobener Ver⸗ 
fügungen, insbeſondere einer Beſchlagnahme von Preſſe⸗ 
erzeugniffen. f) 

(OVG. Hamburg, Entſch. v. 25. Jan. 1928, A Z 42/27.) 

Abgedr. JW. 1929, 2401“ 

* 


Zu 2. A. Anm. LER. Prof. Dr Mannheim, ebenda. 

B. Mannheim erklärt alles das für richtig, was über die 
Zuläſſigkeit der Anfechtungsklage nach Aufhebung der angefochtenen 
Bfg, geſagt iſt, und ſtimmt auch hinſichtlich der Feſtſtellungskelage 
im Ergebnis der Entſch. des OVG. zu. h 

Die Ausführungen von Mannheim erſcheinen mir aber 
ebenſowenig überzeugend wie die Begründung des OVG. Ich habe 
ſchon: DIZ. 1928, 731, dieſen Fall kurz beſprochen und nament⸗ 
lich darauf hingewieſen, daß eine Aufhebung der Vfg. im Rechts⸗ 
ſinne keineswegs vorlag, daß insbeſ. die Rückgabe des Flug⸗ 
blattes nach der Volksabſtimmung, für die es gerade angefertigt 
war, als eine Aufhebung um ſo weniger angeſehen werden könne, 
als die bekl. Behörde die Rechtmäßigkeit ihrer Vfg. noch im ge⸗ 
richtlichen Verfahren behauptet hat. Wäre die Anſicht des OB. 
richtig, ſo könnte ja auch z. B. die ungerechtfertigte Auflöſung 
einer Verſammlung nicht im Verwaltungsſtreitverfahren ange⸗ 
fochten werden, weil (um mit dem OV. zu reden) den Ver⸗ 
1 in der Regel ein wirtſchaftlicher Schaden nicht er⸗ 
wachſen iſt und eine Feſtſtellung nur für die Zukunft gewünſcht 
wird. Man ſetze ferner den Fall, daß mit der Beſchlagnahme des 
Flugblattes eine (polizeiliche) Inſchutzhaftnahme der Flugblatt⸗ 
verteiler verbunden geweſen wäre. Glaubt das OVG. wirklich, 
daß die Polizeibehörde im Streitverfahren mit der Behauptung 
durchkommen könnte, daß die Inhaftierten am folgenden 
Tage wieder entlaſſen worden ſeien? Die Rechtmäßigkeit einer 
Vfg. it doch ausſchließlich nach dem Zeitpunkte zu beurteilen, an 
dem fie erlaſſen bzw. in Vollzug geſeßt it. Wird die Rechtmäßig⸗ 
keit verneint, ſo unterliegt die einen Verwaltungsakt darſtellende Pfg. 
geuau ſo der Aufhebung wie ein fehlerhafter Juſtizaltt (Urteil, Be⸗ 
ſchluß uſw.). Der Kl. hat einen Anſpruch darauf, daß das Verwaher. 
die Aufhebung ausſpricht, einerlei, ob ein wirtſchaftlicher Schaden 
entſtanden iſt oder nicht. Bekanntlich dient ja 1 das Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahren auch dem Schutze idealer Rechtsgüter. 
Da die Rückgabe des Flugblattes nach der Volksabſtimmung 
völlig wertlos, alſo alles andere als ein contrarius actus war, ſo 
war die Anfechtungsklage unzweifelhaft zuläſſig und obendrein 
begründet, weil der 8 1 RPreßG., wie das Pr OVG. wieder⸗ 
holt entſchieden hat (vgl. OVG. 30, 418), eine präventivpolizei⸗ 
liche Beſchlagnahme von Preßerzeugniſſen verbietet. Die ange⸗ 
fochtene Vfg. verletzte den Kl. alſo, worauf derſelbe Gerichtshof in 
einer DZ. 1928, 1481 mitgeteilten Entſch. hinweiſt, in feinem durch 
Art. 118 MVerf. gewährleiſteten Rechte, innerhalb der Schranken 
der allgemeinen Geſetze ſeine Meinung durch Wort, Schrift, Druck, 
Bild oder ſonſtwie frei zu äußern. Daß hier eine präventib⸗ 
polizeiliche (verwaltungsrechtlicheh, und nicht etwa eine ſtraf⸗ 
prozeſſuale Beſchlagnahme vorlag, ergibt ſich ſchon daraus, daß die 
Polizeibehörde fi ausdrücklich auf den 8 21 Verhch. 1) berufen hat. 


1) Der 821 lautet: „Die Polizeibehörden können Gegenſtände, 
von denen ein gemeingefährlicher Gebrauch zu befürchten ſteht, in 
Verwahrung nehmen.“ 
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Hamburgiſches Verwaltungsgericht. 

3. Feſtſetzung des Satzes der geſetzlichen Miete. f 

Kl. iſt Eigentümer verſchiedener an einer Privatſtraße belegener 
bebauter Grundstücke. Die Unterhaltung und Beleuchtung der Straße 
liegt den Anliegern ob. Um die tiefliegenden Keller in das Straßen⸗ 
ſiel entwäſſern zu können, hat Kl. für ſeine Grundſtücke durch Ein⸗ 
richtung eines elektriſch betriebenen Pumpwerks eine veſondere Ent⸗ 
wäſſerungsanlage geſchaffen. Der Kl. ſteht auf dem Standpunkt, daß 
die für ſeine Grundstücke beſtehenden beſonderen oben bezeichneten 
Verpflichtungen ſowie die Koſten für Betrieb und Unterhaltung der 
Entwäſſerungsanlage in ihrer laufenden Verzinſung durch die Mieten 
gedeckt werden müſſen und daß demgemäß bei Feſtſetzung des Satzes 
der geſetzlichen Miete auf dieſe beſonderen Belaſtungen Rückſicht ge⸗ 
nommen werden muß. Er hat deshalb gegen den Hamburger Staat 
Klage erhoben mit dem Antrage, den Verkl. zu verurteilen, durch 
Geſetz oder Verordnung in den Ausf Beſt. zum AMiet®. eine dem⸗ 
entſprechende Regelung zu treffen, evtl. die AusfBeſt. zum Miet. 
inſoweit für ungültig zu erklären, als Nebenleiſtungen der bezeichneten 
Art in dem Satz der geſetzlichen Miete nicht mit berückſichtigt ſind. 
Das HambVG. hat am 25. Febr. 1929 die Klage abgewieſen (453/28). 

In 82 HambVD. zur Ausführung des RMietG. v. 10. April 
1924 i. d. Faſſ. der Anderungsverordnungen dazu v. 26. Mai 1924 
und 19. Juni 1925 iſt folgendes beſtimmt: 
=“ „Nebenleiſtungen i. S. von § 2 Abſ. 1 Satz 3 Miet. find 
Fäkalabfuhr bei nicht an die Sielleitung angeſchloſſenen Gebäuden. 

Für die Gemeinden des hamburgiſchen Landgebiets können der 
Rat oder der Gemeindevorſtand weitere Nebenleiſtungen beſtimmen. 

Dieſe Nebenleiſtungen ſind durch einen beſonderen Zuſchlag zur 
Miete abzugelten. Seine Höhe wird im Streitfalle für das Stadt⸗ 
gebiet durch das MEA. feſtgeſetzt. Für das Landgebiet wird, falls der 
Zuſchlag nicht nach 8 6 feſtgeſetzt wird, feine Höhe im Streitfalle durch 
die zuſtändige Mieteſchlichtungsſtelle beſtimmt.“ 

Der Kl. ſteht auf dem Standpunlit, daß dieſe Beſtimmungen 
den in 8 2 Abſ. 3 GeldEntwlusgl®. v. 1. Juni 1926 enthaltenen 
reichsrechtlichen Vorſchriften nicht genügen. Wollte man das nun ſelbſt 
anerkennen, ſo kann das dennoch nicht dazu führen, den Klaganträgen 
ſtattzugeben. Bei der Klage handelt es ſich nicht um die Anfechtung 
einer Anordnung oder einer Verfügung einer Verwaltungsbehörde. 
Darunter ſind nur zu verſtehen die einzelnen im Einzelfall gegenüber 
einer beſtimmten Perſon auf Grund der allgemein geſetzten Rechts⸗ 
normen erlaſſenen Verwaltungsakte. Hier dagegen handelt es ſich um 
einen Angriff auf eben dieſe Rechtsnormen ſelbſt. Auch bei den von 
der Mietfeſtſetzungskommiſſion (85 AusfVD. z. AMiet. v. 10. April 
1924) jeweils in beſonderen Bekanntmachungen erlaſſenen Beſtim⸗ 
mungen über die Höhe der geſetzlichen Miete handelt es ſich um für 
die Allgemeinheit geſetzte Rechtsnormen. Die Befugnis zum Erlaß 
ſolcher Rechtsnormen hat der Senat jener Kommiſſion delegiert. An 
alledem wird auch dadurch nicht das geringſte geändert, daß dieſe 
Rechtsnormen unmittelbar in die private Rechtsſphäre der einzelnen 

zermieter und Mieter eingreifen. Es iſt das im übrigen auch gar 
nicht einmal eine Beſonderheit für das hier fragliche Gebiet, vielmehr 


Eine ſtrafprozeſſuale Beſchlagnahme kam hier ferner um 
deswegen nicht in Frage, weil das Vorliegen einer ſtrafbaren 
Handlung von keiner Seite behauptet worden iſt und demgemäß 
auch eine Abgabe an die Stel. unterblieb. Hätte die Polizei⸗ 
behörde eine Beſchlagnahme i. S. des § 23 Preßch. vornehmen 
wollen, ſo hätte ſie mindeſtens die gerichtliche Beſtätigung inner⸗ 
halb der vorgeſchriebenen Friſt nachſuchen müſſen. Alles das ſpricht 
mit aller Beſtimmtheit dafür, daß die Polizeibehörde gar nicht 
an eine Beſchlagnahme i. S. des 8 23 Preßſch., ſondern vielmehr 
an eine Inverwahrungnahme i. S. des Verhb. gedacht hat. Da 
dieſe aber unzuläſſig war, ſo war die Anfechtungsklage, d. h. die 
Klage auf Aufhebung der Ufg., berechtigt. 
Reg Dir. i. R. Dr. Hartmann, Hamburg. 


Zu 3. 1. Der Verſuch des Kl., im Verwaltungsſtreit⸗ 
verfahren zu erreichen, daß die im Urteil aufgeführten, von ihm 
als Grundſtückseigentümer gemachten Leiſtungen in dem Satz der 
eſetzlichen Miete Berückſichtigung zu finden haben, mußte ſcheitern. 
umd echt hebt das HambRG. herbor, daß es ſich vorliegend weder 
45 die Anfechtung der Verfügung einer Verwaltungsbehörde noch um 

inne ſonſtige Streitigkeit des öffentlichen Rechts handelt. Der vom 
fall obene Anſpruch betrifft nicht die Regelung einer im Einzel⸗ 
Diffeten Ben ihm und dem Staat beſtehenden öffentlich⸗rechtlichen 
Ta ie ſondern bedeutet einen allgemeinen Angriff auf landesrecht⸗ 
gefesli ide und Verordnungen mit der Begründung, daß dieſe reichs⸗ 
müßten wi, Lorſchriften zuwiderliefen, und auch Tatbeſtände regeln 
geben 1 8 ſie vorliegend in dem den Kl. betreffenden Einzelfall ge⸗ 
alen N einer derartigen Regelung kann ein Staat im Ver⸗ 
werden Es ferſahren durch Klage eines Bürgers nicht gezwungen 
lediglich Es handelt ſich um Akte der Staatshoheit, welche 
5 glich in das Ermeſſen der Regierungen geſtellt und im Rahmen 
der geletzhebenden Gewalt zu tätigen find. Der einzelne kann hier 
Re „Verwaltungsgerichte zwecks Ausübung eines Zwanges auf 
egierung und Geſetzgebung nicht anrufen. Der am Schluß des Urteils 


N 
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iſt es ebenſo auch auf vielen anderen Gebieten möglich und denkbar, 
daß beſtimmte Rechtsnormen unmittelbar in die private Rechtsſphäre 


nicht nur für die Anfechtung von Verfügungen und Anordnungen 
der Verwaltungsbehörden, ſondern ſchlechtweg auch für alle ſonſtigen 
Streitigkeiten des öffentlichen Rechts gegeben iſt, ſo gibt das doch dem 
einzelnen immer nur das Recht, im Verwaltungsſtreitverfahren durch 
richterliches Erkenntnis feſtgeſtellt zu ſehen, was für ihn im Einzel⸗ 
fall als Recht zu gelten habe. Daraus ergibt ſich, daß im Verwaltungs⸗ 
ſtreitverfahren nicht von einem einzelnen ganz allgemein die Erklärung 
der Ungültigkeit beſtimmter allgemeiner Rechtsnormen begehrt werden 
Kann. Und weiter ergibt fi) daraus, und zwar aus demſelben Ge⸗ 
ſichtspunkte, daß nicht ein einzelner im Verwaltungsſtreitverfahren 
eine Anderung oder gar die Aufhebung beſtimmter allgemeiner Rechts⸗ 
normen verlangen kann. Die Klage iſt deshalb unzuläſſig und muß 
abgewieſen werden. 

Glaubt Kl., daß Hamburg bei der hier fraglichen Regelung gegen 
reichsrechtliche Beſtimmungen verſtoßen hat, ſo bleibt ihm nur der 
Weg, über Art. 15 RVerf. zu verſuchen, die Sache vor den StG. 
zu bringen. 

(HambG., Urt. v. 25. Febr. 1929, A Z 453/28.) 


D. Gemiſchte Schiedsgerichte. 


Deutſch-Engliſcher Gemiſchter Schiedsgerichtshof. 

1. 8 4 der Anlage zu Art. 296 VV. Nach welchem Recht 
richtet ſich die Verjährung einer Ausgleichsforderunge f) 

Der Kl. war vor dem Kriege Geſellſchafter eines Baumwollen⸗ 
maklers in Liverpool. In den Jahren 1910 und 1911 erhielt dieſe 
Geſellſchaft durch den Bekl. E., ihren Agenten in Deutſchland, In⸗ 
ſtruktionen, die beſagten, daß die Bekl. 1, 2, 3, lauter Deutſche, in 
gewiſſe Transaktionen auf dem Liverpooler Baumwollenmarlt ein⸗ 
treten wollten. 

Den Anſprüchen gegen dieſe letzteren drei Behl. iſt in erſter 
Linie der Einwand der Verjährung entgegengeſetzt. Auf dieſen Fall iſt 


für Fälle der vorliegenden Art angedeutete Ausweg iſt mehr theo⸗ 
retiſcher Art, da dem einzelnen Bürger auch hier ein eigenes Antrags⸗ 
recht nicht zuſteht. 

2. In der Sache ſelbſt wird man der Anſicht des Kl., daß 
82 HambO. gegen reichsgeſetzliche Vorſchriften verſtößt, und die 
ihm obliegenden Koſten der Unterhaltung und Beleuchtung der Straße 
ſowie die Koſten für Betrieb und Unterhaltung der Bewäſſerungs⸗ 
anlage durch beſondere Zuſchläge zur Miete abzugelten ſind, nicht ohne 
weiteres zuſtimmen können. Vielmehr dürften die fraglichen Leiſtungen 
des Kl. zu den allgemeinen Betriebs koſten zu zählen ſein. 
Die preuß. VO. über die Regelung der geſetzlichen Miete v. 25. Juni 
1924 (GS. 570) beſtimmt, daß aus der geſetzlichen Miete neben 
den Betriebs koſten die ſämtlichen auf dem Grundſtück ruhenden 
öffentlichen Abgaben zu entrichten ſind. Was zu den Betriebs koſten 
(vgl. 58 3 Nr. 2, 4 RMiei®.) rechnet, wird in den preuß. AusfBeſt. 
zum RMietG. v. 4. Aug. 1923 (GS. 382 X, 1—10) im einzelnen auf⸗ 
geführt. Unter Nr. 2 werden die Entwäſſerungs⸗ (Kanaliſations⸗) Ge⸗ 
bühren ſowie Entgelt für Fähalienabfuhr und unter Nr. 9 die Koſten 
für Bürgerſteig⸗ und Straßenunterhaltung erwähnt. Für die kläge⸗ 
riſchen Leiſtungen wird man, ſofern nicht ganz beſondere Umſtände 
vorliegen ſollten, keine andere Entſcheidung treffen können. Vielleicht 
könnte eine Neufeſtſetzung der Friedensmiete für den Fall in Betracht 
kommen, daß der ortsübliche Mietzins für die Wohnungen der frag⸗ 
lichen Straße am 1. Juli 1914 ſich höher geſtellt hätte, falls damals 
bereits die Straßenregulierung durchgeführt geweſen wäre (vgl. hierzu 
die Ausführungen von Hertel: Mieter. 1929, 112). 

RA. Dr. Wilhelm Thiele, Berlin. 


Zu 1. Die Entſcheidung nimmt Bezug auf die Urteile des 
Deutſch⸗Engl. Gem SchcßH. i. S. Weiſer w. The Heirs of Ludwig 
Dürr und Baron & Salaman w. Schnetzer. Auch i. S. Hornby Hemel 
Ryck & Co. w. Klingberg und Livingſtone & Findlay w. Graaf hat 
derſelbe SchGH. in gleicher Richtung entſchieden. Die Entſcheidungen 
ſind bedeutſam, weil ſie international⸗privatrechtliche Fragen grund⸗ 
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für die Frage der Verjährung deutſches Recht anzuwenden. Nach 
§ 196 Nr. 1 BGB. verjähren Forderungen dieſer Art in zwei Jahren. 
Da die Konten der erwähnten drei Bekl. im Auguſt 1911 geſchloſſen 
find, waren die gegen fie geltend gemachten Anſprüche vor Ausbruch 
des Krieges verjährt. 

Was den Anſpruch gegen den Bekl. E. anlangt, hatte der Kl. 
behauptet, daß E. ſo angeſehen werden müſſe, als habe er im eigenen 
Namen und nicht als Agent gehandelt, da die Bekl. zu 1 bis 3 in 
bezug auf die fraglichen Transaktionen nur vorgeſchobene Perſonen 
ſeien. Dieſe Behauptungen hat der Gläubiger aber nicht beweiſen können. 

Eventuell behauptet der Gläubiger, daß E. gegenüber der Firma 
des Gläubigers die Garantie für 250% der Beträge übernommen habe, 
die von ihm eingeführte Kunden der Firma ſchuldeten, und daß E. 
demgemäß verpflichtet ſei, 25% der hier geltend gemachten Anſprüche 
zu zahlen. 

Die Frage, ob E. als Bürge haftet, iſt nach der Meinung des 
Gerichts nach deutſchem Recht zu entſcheiden. Nach 8 768 BGB. kann 
der Bürge die dem Hauptſchuldner zuſtehenden Einreden geltend machen. 
Da in dieſem Falle die Anſprüche gegen die Hauptſchuldner verjährt 
ſind, iſt der Anſpruch gegen E. als Bürgen daher ebenfalls verjährt. 

(Dtſch.⸗Engl. GemSchchh., Urt. v. 12. Juni 1929, Case 3821.) 


E. Handelskammer. 


Hamburg. 


1. Verſpätete Schiedsklage. }) 

Bekl. verkaufte dem Kl. chineſiſche Entenfedern, zahlbar gegen 
Dokumente, bei Hamburger freundſchaftlicher Arbitrage. Nach An⸗ 
kunft und Bezahlung der Ware (Frühjahr 1927) erhob Kl. unverzüg⸗ 
lich Mängelrüge und verlangte Minderung. Bekl., der nur zur 
Wandlung bereit war, lehnte Minderung ab und verwies den Kl. auf 
den Schiedsweg. Kl. klagte friſtgemäß vor dem ordentl. Gericht, 
worauf Bekl. die Einrede des Schiedsvertrags erhob mit dem Erfolg, 
daß alle drei Inſtanzen die Klage abwieſen. Unverzüglich nach Erlaß 
des letztinſtanzlichen Urteils (Ende 1928) klagte Kl. vor dem zu⸗ 
ſtändigen Schiedsgericht. Abweiſung. 

Die Mängelrüge iſt rechtzeitig erhoben. Obwohl Bell. jedoch 
immer wieder auf Regelung durch die vereinbarte Hamburger Arbi⸗ 
trage beſtand, die dem Kl. kein unbekannter Begriff war, iſt Kl. 
zum Verfahren vor den ordentlichen Gerichten geſchritten, ohne 
gleichzeitig oder rechtzeitig entweder durch Hamburger Arbitrage die 
Minderung feſtſtellen zu laſſen, oder wenigſtens die im 8 477 BGB. 
feſtgelegte ſechsmonatige Verjährungsfriſt durch gerichtliche Beweis⸗ 
aufnahme zur Sicherung des Beweiſes zu unterbrechen, ſo daß, da 
Argliſt des Bekl. nicht behauptet iſt, rein formell es zweifelhaft er⸗ 
ſcheinen möchte, ob der Anſpruch des Kl. heute nach etwa zwei Jahren 


ſätzlich behandeln, was in den Erkenntniſſen der GemSchcßH. nicht 
häufig beliebt wird. 

Die Beſtimmung des 8 4 der Anl. zu Art. 296 BV., daß die 
Staatshaftung nicht eintritt, wenn nach der Geſetzgebung des Landes 
des Schuldners die Schuld im Zeitpunkt der Kriegserklärung ver⸗ 
jährt war, zwingt bei internationalen Schuldverhälkniſſen zur Prü⸗ 
fung dieſer Frage zunachſt nach dem im Lande des Schuldners gelten⸗ 
den internationalen Privatrecht. Nach dem hiernach maßgeblichen deut⸗ 
ſchen internationalen Privatrecht iſt die hier ſtreitige Frage der Ver⸗ 
jährung der Schuld eines Deutſchen aus einem Auftrage oder einem 
ähnlichen Schuldverhältnis nach deutſchem Landesrecht zu entſcheiden. 
Es gelangt alſo zugunſten der Bekl. § 196 Ziff. 1 zur Anwendung. 

Wäre nach engliſchem Recht zu entſcheiden, würde die Frage an 
ſich anders zu beurteilen ſein: Das engliſche Recht behandelt die Ein⸗ 
rede der Verjährung nur als formelles prozeſſuales Vorbringen, ver⸗ 
ſagt ihr aber materielle rechtliche Wirkung. Aber dieſe Abweichung 
vom deutſchen Recht könnte nach § 4 zit. vor dem SHGH. keine 
Anerkennung beanſpruchen, weil nach deutſchem Recht die Anwendung 
eines ausländiſchen Geſetzes, das die Unverjährbarkeit eines forde⸗ 
rungsrechtlichen Anſpruchs vorſieht, i. S. des Art. 30 EGBGB. gegen 
den Zweck des deutſchen Geſetzes verſtieße. Die Stellungnahme des 
BGB. zur Frage der Verjährung iſt grundſätzlicher Natur (RG. 106, 83). 

Da ſomit nach dem maßgeblichen Recht des Schuldners die 
Hauptforderung verjährt iſt und nach demſelben Recht (8 768 BGB.) 
auch der Bürge dieſe Einrede geltend machen kann, iſt auch gegen ihn 
mit Recht die Klage in vollem Umfang abgewieſen. 

SenPräf. Dr. Hinrichſen, Hamburg. 


Zu 1. Die kurze Verjährung des Wandlungs⸗ und Minde⸗ 
rungsanſpruches ($ 477) wird durch Klagerhebung unterbrochen 
(8 209). Der Klagerhebung vor Staatsgericht iſt diejenige vor Schieds⸗ 
gericht durchaus gleichzuſtellen. Die Unterbrechung gilt als nicht er⸗ 
folgt, wenn die Klage durch Prozeßurteil abgewieſen iſt, es ſei denn, 
daß der Berechtigte binnen ſechs Monaten erneut Klage erhebt 
(8 212). Dies gilt auch dann, wenn vor Schiedsgericht (oder vor 
falſchem Schiedsgericht) geklagt iſt, dieſes aber abweiſt, weil Staats⸗ 
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noch geltend gemacht werden kann. Das Schiedsgericht wäre nun zwar 
keinesfalls geneigt, ſein Urteil auf lediglich formellen Gründen auf⸗ 
zubauen. Es iſt jedoch überwiegend der Anſicht, daß auch aus Billig⸗ 
Reitsgründen und mit Rückſicht auf die kaufmänniſchen Gepflogen⸗ 
heiten in Hamburg heute dem Bekl. nicht mehr zugemutet werden 
Kann, ſich einer Arbitrage zu unterwerfen. Die Sicherung des Be⸗ 
weiſes war Sache des Kl. als der betreibenden Partei, die einen An⸗ 
ſpruch auf Minderung erhob. Von einer Uſance im Federnhandel, 
daß auch die keinerlei Leiſtung oder Rückleiſtung mehr begehrende 
Partei bei Differenzen ihrerſeits Arbitrage gegen ſich ſelbſt an⸗ 
melden müſſe, wie es bei einigen anderen techniſch weiter aus⸗ 
gebildeten Branchen möglicherweiſe der Fall ſein könnte, kann nicht 
geſprochen werden 

(Schiedsc der HR. Hamburg, Schiedsſpruch v. 16. April 1929, 
Mitt. Hamburg 1929, 267.) 


F. Ausländiſche Gerichte. 


Schweizer Bundesgericht. 


1. Erweiterung des Aktiengeſellſchaftszwecks. +) 

Die beklagte AktG. bezweckte ſatzungsgemäß den „Handel in 
Rohſtoffen, Vertrieb von Mineralwäſſern u. dgl.“. Die Satzung fügte 
bei, die AktG. könne ſich auch an anderen Unternehmungen „ähn⸗ 
licher Art“ beteiligen. Später beſchloß man mehrheitlich unter Proteſt 
des klagenden Aktionärs, den Betrieb auf Poſtautokursfahrten zu 
erſtrecken. Dieſer Beſchluß wurde zum Handelsregiſter nicht angemeldet, 
jedoch faktiſch durchgeführt. Das Bund G. erklärte ihn für ungültig: 

Der Autopoſtbetrieb iſt kein ſatzungsmäßiger, denn er ſtellt kein 
Unternehmen ähnlicher Art dar. Der GenVerſBeſchluß enthielt daher 
eine Erweiterung des Geſellſchaftszwecks, die ſich als teilweiſe Um⸗ 
wandlung desſelben darſtellt, als ſolche aber ebenſo wie eine voll⸗ 
ſtändige Zweckänderung unter die Vorſchrift Schweiz. OR. 627 (vgl. 
Art. 74 3G., § 33 DBG.) fällt. Sie konnte daher nur einſtimmig 
beſchloſſen werden und bedurfte der Eintragung ins Handelsregiſter 
(OR. 626). Der Mangel der letzteren konnte durch tatſächliche Auf⸗ 
nahme des neuen Betriebs nicht geheilt werden. Man darf auch nicht 
ſagen, der nach außen unwirkſame Beſchluß ſei wenigſtens im Innen⸗ 
verhältnis der AktG. zu ihren Aktionären wirkſam geworden; denn 
es müßte zu unhaltbaren Zuſtänden führen, wenn die AktG. ihren 
Gläubigern und ihren Aktionären gegenüber unter verſchiedenen 
Statuten leben könnte. 


Schweiz Bundch., 1. ZivAbt., Entſch. v. 14. Mai 1929, Pr 1929, Nr. 57.) 


gericht (oder ein anderes Schiedsgericht) zuſtändig ſei; desgleichen 
dann, wenn vor Staatsgericht geklagt iſt, dieſes aber abweiſt, weil 
ein Schiedsgericht zuſtändig ſei. Der letzte Fall lag hier vor. Die 
Schiedsklage war daher rechtzeitig erhoben, und die formellen Be⸗ 
denken des Schiedsgerichts waren grundlos. Rein formell betrachtet, 
hätte alſo das Schiedsgericht die Klage anhandnehmen und meritoriſch 
beſcheiden ſollen. 

Ein ſolches Verfahren hätte jedoch ſachlich nicht befriedigt und 
auch der ratio legis nicht entſprochen. Denn es iſt offenbar ein 
Unding, wenn ein Anſpruch, für den das Geſetz aus ſehr triftigen 
Gründen die ungewöhnlich kurze Verjährungsfriſt von ſechs Monaten 
feſtgeſetzt hat, noch nach mehreren Jahren geltend gemacht werden 
kann lediglich deswegen, weil es dem Kl. beliebte, zunächſt ein 
unzuſtändiges Gericht anzurufen und den Prozeß⸗Prozeß jahrelang 
durch alle Inſtanzen zu kreiben. Mit vollem Recht und dem Geiſte 
des Schiedsverfahrens durchaus gemäß hat daher das Schiedsgericht 
die Klage a limine abgewieſen in der Erwägung, dem Bel. ſei die 
Einlaſſung auf eine dergeſtalt verſpätete Klage nicht zuzumuten, 
und dies um ſo weniger, da Kl. nicht einmal friſtgemäße Beweis⸗ 
ſicherung veranlaßt hatte. Ein Vollſtreckbarkeitsbeſchluß kam nach 
Sachlage nicht in Frage. Auch dieſer aber wäre unbedenklich zu er⸗ 
laſſen geweſen, da die Vorſchrift 8 212 Abſ. 2 eine verzichtbare iſt 
und da überdies von einem „Hinwegſetzen“ über dieſelbe hier keine 
Rede fein könnte. Wo kämen wir hin, wollte jeder Rechtsirrtun 
als eine „Hinwegſetzung“ aufgefaßt werden! ‘ 

Prof. Dr. Hans Reichel, Hamburg. 


Zu 1. Ich ſtimme für ſchweiz. Recht voll zu und verweiſe in⸗ 
ſoweit auf meine zu 833 BGB. gemachten Darlegungen JW. 1929, 1647. 
Aber auch nach Reichsrecht würde ich ebenſo entſcheiden. Nach 8 275 
Abſ. 2 HGB. genügt zwar (mangels ſtrengerer Satzungsbeſtimmung) 
5½-Mehrheit, und wir wiſſen nicht, ob dieſe im Streitfalle vorhanden 
war; auch nach HGB. aber lag ein ſaßungsändernder Beſchluß vor, 
der, um nach innen und außen zu wirken, der Eintragung in das 
Handelsregiſter bedurft hätte (8 277 Abſ. 3 HGB.). 

Prof. Dr. Hans Reichel, Hamburg. 
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Oberſter Gerichtshof Wien. 


1. Preisſchleudern mit Markenartikeln. f) 

Das BO. gibt zu, daß das Preisſchleudern, das iſt der Ver⸗ 

Rauf einer Markenware unter dem vom Produzenten vorgeſchrie⸗ 
benen Preiſe, insbeſ. unter Ausnützung des Vertragsbruches eines 
anderen ſittenwidrig fei, auch daß dieſe Eigenſchaft verlorengehe, 
wenn dieſe Preisbildung ſelbſt als ganz oder teilweiſe rechtswidrig 
oder doch ſittenwidrig ſich erweiſe. Es vermeint jedoch, ſich hier 
hauptſächlich auf Roſenthal ſtützend, daß dies hier nicht in 
Betracht käme, weil die Kl. den unerlaubten Wettbewerb der Behl. 
nicht hierin, ſondern in der Vereitelung der Kontrollmaßregeln 
der Zweitkl. dadurch erblickten, daß die Behl. die Kontroll⸗ 
zeichen der Zweitkl. an den mit ihren Schuhkremdoſen gefüllten 
Schachteln durch andere erſetze, bzw. Schachteln, auf denen die 
Kontrollnummern beſeitigt oder durch andere erſetzt wurden, 
verkaufe. 
Hier ſetzt jedoch ein Rechtsirrtum des BG. ein. Ob eine 
Handlung unſittlich iſt, kann nur nach ihrem Geſamtcharakter 
mit Heranziehung aller ihrer Begleitumſtände beurteilt werden. 
Mag auch der vom RG.: JW. 1925, 143 aufgeſtellte Leitſatz 
„verwerfliche Mittel allein ohne Rückſicht darauf, ob fie zur 
Herbeiführung des unlauteren Erfolges geeignet ſeien, reichen für 
den Tatbeſtand des SI Unl WG. nicht aus“, keinen Anſpruch auf 
allgemeine Rechtsgültigkeit beſitzen, ſo muß doch der Lehre darin 
beigeſtimmt werden Roſenthal, 7. Aufl. zu §1 Note 17), 
daß im konkreten Falle ſtets die Geſamtheit der Einzelheiten in 
Betracht gezogen werden muß, daher ebenſo wie eine an ſich un⸗ 
bedenkliche Handlung durch ihre Begleitumſtände zur unſittlichen 
werden kann, auch der umgekehrte Fall denkbar iſt. Fällt die 
Geſamthandlung nicht unter den unlauteren Wettbewerb, ſo kann 
dies den Denkgefegen entſprechend auch nicht bei ihren Teil⸗ 
erſcheinungen zutreffen, wenn in dieſen nicht ein ſelbſtändiger As 
griff gegen den Erwerbszweck des Mitbewerbers liegt, der dieſe 
ſeine Bedeutung naturgemäß nicht verlieren kann, wenn er darüber 
hinausgehende Zwecke verwirklichen helfen ſoll. Offenbar auch nur 
mit dieſer Einſchränkung iſt Roſenthal zu verſtehen, wenn 
er (Note 100) die Vereitlung der Kontrollmaßregeln, mit denen 
die Fabrikanten von Markenartikeln den Vertragsbruch ihrer Ab⸗ 
nehmer zu verhindern ſuchen, als in jedem Falle ſittenwidrig er⸗ 
klärt. Denn ſeine weiteren Ausführungen zeigen, daß er hier 
ſolche Handlungen im Auge hat, die das unſittliche Preisſchleudern 
ermöglichen ſollen. 

Wird mit den beiden untergerichtlichen Urteilen davon aus⸗ 
gegangen, daß die Kontrollbezeichnung der Schachteln der Bmeitkl. 


Zu 1. I. Die Entſcheidung iſt leider ſchwer lesbar ab⸗ 
gefaßt, auch ihr Tatbeſtand hier nur lückenhaft mitgeteilt. Zur 
Erleichterung ihres Verſtändniſſes diene folgendes: Die dem erſt⸗ 
klagenden Markenſchutzverband angeſchloſſene Schuhfabrik „Schmoll“ 
(Zweitkl.) ſtellt einen Schuhkrem „Schmollpaſta“ her, den ſie als 
Markenartikel vertreibt und mit Kontrollzeichen verſieht, welche 
angeblich auch die Herſtellungszeit angeben. Die bekl. Groſſiſtin 
hat Schmollpaſta bezogen und nach Entfernung der Kontrollzeichen 
unter Markenpreis verkauft. Sie behauptet, hierzu berechtigt, ja 
genötigt geweſen zu ſein, weil Fabrikantin ſelbſt den Markenpreis 
unterbiete, indem ſie dem Kleinhandel bei direktem Bezug Rabatt 
gewähre. Daraufhin erfolgte Klageerhebung auf Grund § 1 Oſterr⸗ 
UNS. v. 26. Sept. 1923 (— 1 Deutſch lin), vermutlich 
mit dem Antrage auf Unterlaſſung. Die Vorinſtanz (OLG. Wien) 
ſcheint der Klage in der Hauptſache entſprochen zu haben. Der 
Oberſte Gerichtshof gab der beklagtiſchen Rev. Folge und verwies 
an die erſte Inſtanz (HG. Wien) zurück. Maßgebend waren folgende 
Erwägungen: 1. Das Entfernen der Kontrollzeichen iſt zwar für 
ich allein nicht unſittlich, es wird jedoch unſittlich in feiner Ver⸗ 
wendung als Mittel zu anſtößigen Zwecken. 2. Das fog. „Preis⸗ 
schleudern“ iſt grundſätzlich ein unſittliches Wettbewerbsgebaren 
1. S. 81 UnlWG., gleichgültig hierbei, a) ob der Täter ein un⸗ 
mittelbarer Abnehmer des Erzeugers oder ein Außenſeiter iſt, 

ob er mit oder ohne Grund unter Lieferſperre ſteht. 3. Aus⸗ 
nahme jedoch dann, wenn die Preisbeſtimmung ſelbſt ſich als 
unerlaubte Ausbeutung der durch die eigene Monopolſtellung 
ſlechaffenen Zwangslage der Abnehmerſchaft darſtellt (was vor⸗ 
Slaldnd mangels ſchlüſſiger Behauptungen der Bekl. unerörtert 
I mußte). 4. Ausnahme ferner dann, wenn das Marken⸗ 
15 Bſyſtem nicht nur objektiv, ſondern auch ſubjektiv lückenhaft 
(was fern Erzeuger ſelbſt die Lücke abſichtlich geſchaffen hat 
bedar vorliegend der Prüfung durch die Tatſachengerichte noch 
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ausgeffchr⸗ Beurteilung der Ausführungen 1—4 ſei folgendes 
1. Was die Eulfer der Ke i iſt 
13535 fernung der Kontrollzeichen anlangt, jo ill 
dem Oberſten Gerichtshof gegen die Vorinſtanzen beizutreten. Dieſe 
Handlung iſt in der Tat harmlos oder anſtößig je nach dem Zweck, 
den fie verfolgt. Harmlos z. B. dann, wenn fie nur bezweckt, eine 
Verunzierung der Ware zu beſeitigen, oder wenn der kaufende 


die Preisunterbietungen ihrer Zwiſchenabnehmer, mithin das Preis⸗ 
ſchleudern bezüglich der in ihnen enthaltenen Waren zu hindern 
beſtimmt ſind, ſo war dies daher dafür ſtreitentſcheidend, ob in 
dem von der Bekl. zugeſtandenen Verkaufe von Schachteln nach 
Entfernung jener Kontrollzeichen, bzw. deren Erſetzung durch ihre 
eigenen — der Bekl. — Zeichen eine unter 8 1 UnlWG. fallende 
Handlung lag. Denn daß etwa die Ware ſelbſt oder eine das 
Publikum beſonders anlockende künſtleriſche Aufmachung derſelben 
dadurch beſchädigt wurde, liegt nicht vor. Die Schachteln wurden 
offen verkauft, ihre Reklamewirkung ſoll, wie ihre Beſichtigung 
ergibt, zweifelsfrei nur in der ſteten Wiederholung der Worte 
„Schmollpaſta“ auf ihnen liegen. Dies konnte aber durch die Aus⸗ 
merzung der Kontrollzeichen der Zweitkl. bzw. deren Erſatz durch 
andere nicht beeinträchtigt werden, wenn auch zugeſtanden werden 
muß, daß die Art der Beſeitigung der Kontrollzeichen auffallend 
iſt und einen unſchönen Eindruck macht. Das Argument des Erſt⸗ 
gerichtes, „daß durch die Manipulation an dieſen Schachteln an 
der Hülle eines Markenartikels, mithin eines Produktes, bei 
dem die Erzeugerin mit ihrem geſchäftlichen Rufe für die be⸗ 
ſondere Beſchaffenheit gewährleiſtet, eine weſentliche Anderung vor⸗ 
genommen wurde“, muß bei dieſer Sachlage abgelehnt werden. 

Der Oberſte Gerichtshof ſtimmt in der rechtlichen Wertung des 
Preisſchleuderns den Untergerichten zu. Dieſes fällt bei 
Markenwaren grundſätzlich unter 81 UnlWG. In 
der Abgabe dieſer Ware unter dem vom Produzenten verbindlich 
feſtgeſetzten Preis liegt eine ſittenwidrige Anlockung des Publi⸗ 
kums, da dadurch angedeutet werden ſoll, daß der Mitbewerber 
ungebührlich hohe Preiſe verlange, wodurch ſein Geſchäftsgebaren 
zu Wettbewerbszwecken in ein ungünſtiges Licht geſtellt wird, 
das geeignet iſt, ſeine Kunden der bisherigen Bezugsquelle zu 
entfremden und ſie in das Lager des die Ware billiger ver⸗ 
kaufenden Zwiſchenhändlers zu treiben. Dieſes Tun täuſcht den 
Verkehr, ſchädigt den Mitabnehmer und verhindert den Fabri⸗ 
kanten an der Durchführung feiner Preisvorſchrift (Roſenthal 
zu 81 Note 92). Daß es hierbei unweſentlich iſt, ob der un⸗ 
mittelbar vertragsbrüchige Kontrahent der Erzeugungsfirma die 
Preiſe ſo herabſetzt oder der Außenſeiter, der in Kenntnis des 
Preislimites die Markenware billiger verkauft, kann kaum einem 
Zweifel unterliegen. Denn, wie das BG. mit Recht bemerkt, ver⸗ 
mag er dies nur mit Ausnützung des Vertragsbruches ſeines Lie⸗ 
feranten, er ſchafft ſich ſo einen ſittlich nicht zu rechtfertigenden 
Vorteil auf Koſten des vertragstreuen Mitbewerbers und verletzt 
dadurch gewiß das Rechtsempfinden des anſtändig denkenden Kauf⸗ 
mannes (Roſenthal zu 81 Note 94, 96, 100; Kadecka 
S. 34; KG. v. 6. Juli 1927; MuW. 1927/28, 147; JurBl. 6, 28). 


Verbraucher fie aus Diskretionsgründen verlangt (3. B. bei Ge⸗ 
ſchenkartikeln). Anſtößig dagegen iſt ſie dann, wenn ſie eine Unlauter⸗ 
keit, z. B. eine in casu unlautere Preisunterbietung zu ermöglichen 
oder zu vertuſchen beſtimmt iſt. Die Beweislaſt für den Zweck trifft 
den Wettbewerbskläger. In praxi dürfte ihm indes eine prae- 
sumptio facti zur Seite ſtehen. Wer nämlich die Kontrollzeichen 
entfernt, der ſchafft damit nach der Lebenserfahrung den Ver⸗ 
dacht gegen ſich, er habe es auf eine Preisunterbietung ab⸗ 
geſehen. Dieſen Verdacht mag er widerlegen. Er widerlegt ihn am 
ſchlagendſten natürlich durch den Nachweis, daß er den Markenpreis 
trotzdem eingehalten hat. Während anderſeits der Verdacht bis zur 
Gewißheit ſich verdichtet, wenn dem Täter auch Preisunterbietung 
nachgewieſen wird; was im Streitfalle zutrifft. Die Entfernung 
der Kontrollzeichen war ſomit anſtößig, ſofern die Preisunter⸗ 
bietung eine anſtößige war, was zu 2 zu prüfen ſein wird. 

In einer recht kurz gehaltenen Schlußbemerkung deutet der 
Oberſte Gerichtshof an, ein Teil ſeiner Erwägungen würde gegen⸗ 
ſtandslos geweſen ſein, wenn feſtſtünde, daß die Kontrollzeichen 
auch die Erzeugungszeit der Ware angegeben hätten. Was 
er damit ſagen will, iſt mir nicht durchſichtig. Verfolgte nämlich 
der Zeitvermerk ausſchließlich den Zweck, das Alter der Ware 
kundzutun, ſo hätte es näherer Darlegungen darüber bedurft, 
daß und inwiefern das Alter der Paſta auf die Entſchlüſſe des 
Abnehmers, insbeſ. auf die Qualität der Ware Einfluß übte. 
Sollte dagegen das Erzeugungsdatum zugleich für den maß⸗ 
gebenden Markenpreis beſtimmend ſein (2), dann bedeutete die 
Entfernung des Datums fachlich nichts anderes als eine mittel⸗ 
bare Entfernung des Preisvermerks, und es bewendet alsdann bei 
dem Vorgeſagten. 

5 2. Das Wort „Preisſchleudern“ gehört dem Intereſſenten⸗ 
jargon an und ſchließt eine ſittliche Mißbilligung in ſich. Es be⸗ 
deutet daher eine unzuläſſige Vorwegnahme des zu Beweiſenden, 
wenn man die Frage dahin ſtellt, ob das Preisſchleudern eine an⸗ 
ſtößige Geſchäftsgebarung ſei. Für den unvoreingenommenen Be⸗ 
urteiler liegt zunächſt nichts weiter vor als eine Preisunter⸗ 
bietung. Eine ſolche kann anſlößig, fie kann aber auch ein⸗ 
wandfrei ſein. Es iſt alſo ungehörig, einen Geſchäftsmann, der 
billiger als andere verkauft, eben ſchon deswegen einen „Schleu⸗ 
derer“ zu nennen — ganz ebenſo, wie es ungehörig wäre, einen 
Geſchäftsmann, der teurer als andere verkauft, eben ſchon des⸗ 
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Die Rev. verneint dies allerdings, indem fie ſich auf die 
relative Wirkung der obligatoriſchen Schuldverhältniſſe beruft, die 
zur Folge habe, daß der Gläubiger ſich nur an ſeinen im For⸗ 
derungsrechte mit ihm verknüpften Verpflichteten halten könne, 
nicht aber an den Dritten, der deſſen Vertragsverletzung veran⸗ 
late oder an ihr teilnahm. Dieſer gewiß im allgemeinen das 
Vertragsrecht beherrſchende Grundſatz wurde aber bereits mehrfach 
durch poſitiv rechtliche Beſtimmungen durchbrochen und es wird 
namentlich von der Lehre aus 8 1295 Abſ. 2 ABGB. mit Recht 
abgeleitet, daß dieſe Relativität argliſtigen Schädigungen gegen⸗ 
über, die gegen die guten Sitten verſtoßen, nicht in Betracht 
kommen kann (Ehrenzweig, Recht der Schuldverhältniſſe 
8294 III 5, 8 303 II Abſ. 2 u. a.). Dies geſetzgeberiſch für das 
Gebiet des Erwerbslebens zu erfaſſen, dient das Unl WG., dem 
der Gedanke zugrunde liegt, die Beziehungen des gewerblichen 
Unternehmers zu ſeiner Kündſchaft gegen deren abſichtliches Ab⸗ 
lenken, wenn es den Sittlichkeitsbegriffen der Geſchäftswelt, der 
beide Teile angehören, widerſpricht, zu ſchützen, und deſſen Nor⸗ 
men daher mit der unbeſchränkten Anwendung des Grundſatzes, 
daß die Einmengung in fremde Vertragsbeziehungen den Dritten 
nicht verantwortlich mache, unvereinbarlich iſt. Allerdings ver⸗ 
tritt der von der Rev. herangezogene Prof. Hans Reichel 
(Arch ZivPr. 127, 257ff.) inſofern einen gegenteiligen Stand⸗ 
punkt, als er gerade in der Frage des Preisſchleuderns den 
Außenſeiter im Intereſſe der Freiheit des Handelns gegen die 
übermächtige Monopolſtellung des Erzeugers ſchützen will. Wie 
aber Roſenthal hierzu (zu 81 Note 99 a) unter Heranziehung 
auch des ſonſtigen Schrifttumes mit Recht bemerkt, haben die von 
Reichel für ſeine Anſchauung ins Treffen geführten Argumente 
keineswegs durchſchlagende Kraft. Es muß namentlich zu ſeinem 
Hinweiſe, daß andernfalls der Außenſeiter dem vertragsmäßig ge⸗ 
bundenen Abnehmer im Effekte gleichſtünde, bemerkt werden, 
daß die Unſittlichkeit einer Wettbewerbshandlung nicht davon ab⸗ 


wegen als einen „Preistreiber“ zu brandmarken. Konkursver⸗ 
walter und Gerichtsvollzieher haben die geſetzliche Pflicht, gewiſſe 
Objekte um jeden Preis loszuſchlagen; ſie würden aber ſchwer 
beleidigt ſein, wollte man ihnen nachſagen, ihre amtliche Aufgabe 
ſei es, zu ſchleudern. Vollends bedenklich aber wirkt der Aus⸗ 
druck 1 dann, wenn andere zu ungebührlich hohem, der 
Unterbietende aber zu angemeſſenem Preiſe verkauft: zu ange⸗ 
meſſenem Preiſe ſchleudert man nicht. Nach alledem ſollte die 
Bezeichnung „Preisſchleudern“ auf die Fälle einer anſtößigen 
Preisunterbietung beſchränkt bleiben. : 

Wir formulieren demgemäß die Frage fo: ftellt die Unter⸗ 
bietung des Markenpreiſes grundſätzlich eine anſtößige Wettbe⸗ 
werbshandlung, d. h. eine mit dem geſchäftlichen Anſtand grund⸗ 
ſätzlich unvereinbare Schädigung des Mitbewerbers dar? Dieſe 
Frage wird in Schrifttum und Rſpr. fait durchgängig bejaht. Auch 
ich bejahe fie, habe fie ſchon JW. 1929, 1218 bejaht 
und auch in meinem Aufſatz ArchZivpr. 127, 257 
(Reversſyſtem und Außenſeiter) nicht verneint, vielmehr 
S. 268 oben ausdrücklich offen gelaſſen. 

Der Oberſte Gerichtshof bejaht gleichfalls. Seine Begrün⸗ 
dung, die im weſentlichen einem Kommentar entnommen iſt, läßt 
jedoch eine ſtraffe Gedankenjührung durchaus vermiſſen. Der 
Oberſte Gerichtshof meint, die Unterbietung ſei unſittlich, weil 
ſie dem Publikum den falſchen Glauben beibringe, der Mit⸗ 
bewerber verlange ungebührlich hohe Preiſe; ein ſolches Gebaren 
aber täuſche den Verkehr, ſchädige den Mitbewerber und verhindere 
den Fabrikanten an der Durchführung ſeiner Preisvorſchrift. Das 
ſind Sentiments, aber keine Argumente. Die erſte Erwägung be⸗ 
weiſt ſchon deshalb nichts, weil fie auch für Nichtmarkenartikel 
gelten, alſo jede Unterbietung zur ſog. Schleuderei ſtempeln 
würde; ſie überſieht ferner, daß der höhere Preis des Konkur⸗ 
renten auch nach Kundenauffaſſung nicht ungebührlich hoch ſein 
muß, ſondern durch erhöhte Geſtehungskoſten bedingt ſein kann; 
ja ſie erwägt nicht einmal, daß der Markenpreis im Einzelfalle 
wirklich ein ungebührlich hoher ſein kann, ohne daß gerade 
der Tatbeſtand unter 3. erfüllt ſein müßte (Luxusartikel). Die 
vage Bemerkung, Unterbietung täuſche den Verkehr, verliert 
damit ihre Stoßkraft. Daher kann auch der Hinweis auf die 
Schädigung des Mitbewerbers nichts verſchlagen. Denn daß er ge⸗ 
ſchädigt wird, beweiſt für ſich allein natürlich gar nichts, da jeder 
Wettbewerb ſchädigt, während zum Beweiſe ſtand, daß er in un⸗ 
lauterer Weiſe geſchädigt werde. Vollends unſchlüſſig aber das 
Schlußargument, der Unterbietende ſabotiere das Preisbindungs⸗ 
ſyſtem des Fabrikanten. Denn das Wettbewerbsrecht hat es — 
was zu ſagen kaum nötig ſein ſollte — mit dem Mitbewerber, 
nicht mit dem Fabrikanten zu tun. — Es ſcheint mir an der Zeit, 
daß unſere Höchſtgerichte aufhören, ſich in Wettbewerbsfragen von 
einer literariſch gewandt aufgemachten, ſachlich aber bedenklich 
ſaloppen und unbeſtändigen Inſtinktrechtlerei ins Schlepptau neh⸗ 
men zu laſſen. Sie ſind Mannes genug, aus Eigenem das Rechte 
zu finden. 

Will man die aufgeworfene Frage korrekt beantworten, ſo 
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hängt, daß ſie vertragsmäßige Rechte verletzt und daß auch ſonſt 
im Rechtsverkehr die Fälle nicht ſelten ſind, wo geſetzlich ob⸗ 
liegende Pflichten auch noch vertragsmäßig feſtgelegt werden. 
Auch ſeine Berufung auf die Notwendigkeit der Grenzziehung für 
den Organiſationszwang, um ihn nicht übermächtig werden zu 
laſſen, verſagt, wo dieſer den Intereſſen der Allgemeinheit nicht 
widerſtreitet, weil er nicht den Rahmen des erlaubten Kunden⸗ 
ſchutzes verläßt. Roſenthal bemerkt mit Recht, daß viele mit 
der Erzeugung von Markenartikeln befaßte Betriebe, deren Be⸗ 
ſtehen die Intereſſen der Allgemeinheit erfordern, exiſtenzfähig nur 
bleiben können, wenn ſie den Preisſchutz ihrer Waren durchzuführen 
vermögen, und daß die Erfahrung lehrt, jede Ware, mit der 
dauernd geſchleudert wird, gerate in Verfall. 

Die Sittlichkeit oder Unſittlichkeit der Preisunterbietung 
der Bekl. zu prüfen, war daher unvermeidlich, wobei es ſelbſt⸗ 
verſtändlich der Bedeutung entbehrte, ob ſie dieſes Mittels ſich 
erſt bediente, nachdem ſie von der Zweitkl. ausgeſperrt worden 
war, oder ſchon früher ſich dadurch ihren Kundenkreis verſchafft 
hatte, zumal ſie ſelbſt nicht behauptet, ſich hierbei der Zuſtimmung 
der Zmeitkl. geſichert zu haben oder wenigſtens mit deren Wiſſen 
vorgegangen zu ſein. 

Dies führt zur Frage der Schutzfähigkeit der von der Zweitkl. 
ihren Zwiſchenabnehmern auferlegten Preisbindung. Denn eine 
ſolche iſt, wie ja auch das BG. zugibt, nur dann rechtswirkſam, 
wenn fie nicht ſelbſt gegen die guten Sitten verſtößt (Roſenthal 
zu Sl Note 96; Becher $1 Anm. 8), eine Auswirkung des das 
Rechtsleben unbeſtritten beherrſchenden Grundſatzes, daß niemand 
aus ſeiner eigenen unerlaubten Handlung Vorteil ziehen darf. 

Das BG. zieht allerdings hier die Grenze, daß es ſich um 
einen „den notwendigen Bedürfniſſen des täglichen Unterhaltes“ 
dienenden Artikel handeln müſſe, und da Schuhkrem, welchen die 
Zweitkl. erzeuge, hierunter nicht gehört, kommt es zu dem 
Schluſſe, daß, wenn auch deren von der Zweitkl. feſtgeſtellte Ver⸗ 


muß man ſie zunächſt einmal korrekt ſtellen. Sie lautet nicht 
dahin: Handelt der Unterbieter unſittlich? ſondern dahin: ſchädigt 
er in unſittlicher Weiſe ſeinen preisbindungstreuen Mitbewerber? 
(ogl. RG.: JW. 1928, 1221 rechts oben). Fragt man fo, dann 
tritt die wirtſchaftliche Schädigung des Produzenten durchaus in 
den Hintergrund. Hieran ändert die Tatſache nichts, daß dieſer 
als Kl. auftritt. Klagt er doch lediglich kraft eſetzlicher Prozeß⸗ 
ſtandſchaft für den betroffenen Mitbewerber Sherrinigie. 14 
— Deut HUnWG. 13). In Betracht fallen kann vielmehr nur 
eine ihm gegenüber begonnene Rechts verletzung, auch dieſe aber 
nur mittel⸗, nicht unmittelbar. Eine Wettbewerbshandlung näm⸗ 
lich, die nur durch eine gegenüber dem Produzenten begangene 
Rechtsverfehlung ermöglicht wurde, iſt i. Zw. dem ver⸗ 
tragstreuen Mitbewerber gegenüber ſchon um deswillen an⸗ 
ſtößig (daß die Umkehrung nicht gilt, wird ſich fpäter zeigen). 
Nur in dieſem Sinne iſt daher auch das Verhältnis zum 
Produzenten zu erörtern. Hierbei iſt zwiſchen Reversſchuldner und 
Außenſeiter zu unterſcheiden. 

a) Der Reversgebundene begeht durch Unterbietung 
eine vorſätzliche Vertragsverletzung, alſo eine vorſätzliche 
rechtswidrige Handlung. Daß dieſe dem Produzenten gegen⸗ 
über zugleich unfittlih (im Rechtsſinne) ſei, iſt i. Zw. zu be⸗ 
ſtreiten; es kommt aber hierauf nichts an. Denn uns intereſſiert 
hier die Unterbietung nur als Wettbewerbshandlung. Eine Wett⸗ 
bewerbshandlung aber, die nur durch eigenen Vertragsbruch er⸗ 
möglicht wurde, iſt i. Zw. dem vertragstreuen Mitbewerber 
gegenüber, auf deſſen Vertragstreue der Täter fpekuliert, un⸗ 
ſittlich. Ebenſo RS.: JW. 1928, 1221 (unter Verwendung des 
m. E. nicht ganz unmißverſtändlichen Wortes „planmäßig“). 

b) Den unterbietenden Außenſeiter anlangend, bin ich 
in „Reversſyſtem und Außenſeiter“ S. 270 ff. zu dem Ergebnis 
gelangt, er begehe dem Fabrikanten gegenüber eine Un⸗ 
ſittlichkeit i. S. 9826 BGB. (ABEL. 1295) i. Zw. ſelbſt dann 
nicht, wenn er ſich die Ware vermittels Ausnüßung, ja ſogar 
Herbeiführung eines Vertragsbruches eines reversgebundenen Dritt⸗ 
lieferanten verſchafft habe (über Ausnahmen ſiehe S. 275 ff.). Dieſe 
Ausführungen hatten, ich muß es wiederholen, ausſchließlich das 
Verhältnis zum Produzenten im Auge; mit dem Wettbewerbsrecht 
dagegen, d. h. mit dem Verhältnis zum Mitbewerber, wollten ſie 
ausdrücklichermaßen nichts zu tun haben. Das dort intereſſierende 
Problem war vielmehr ein ganz anderes, nämlich die Frage der 
Begrenzung des Organiſationszwanges bzw. der Diktaturgewalt 
des Monopoliſten. Die mehr hitzigen als hiebſicheren Angriffe 
eines im Wettbewerbsfach tätigen Schriftſtellers erinnerten ſonach 
ſtark an gewiſſe Ruhmestaten des edlen Ritters von der Mancha. 
Wenn zu meiner Verwunderung auch beſonnene Autoren wie 
Pinzger Mu W. 1928, 111) die gleiche Kampftrommel gerührt 
haben, ſo führt dies wohl einmal darauf zurück, daß das Thema 
„Reversſyſtem“ ſonſt überwiegend im Rahmen des Wettbewerbs⸗ 
rechts abgehandelt wird, zum anderen aber darauf, daß das 
deutſche (u. öſterr.) UnlWGG. — im Gegenſatz zum ſchweizeriſchen — 
den Fabrikanten zum Hüter fremder Intereſſen beſtellt hat. Dem 
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kaufspreiſe rechtswidrig und unſittlich wären, die Bindung ihrer 
Zwiſchenabnehmer an dieſelben nicht mit Ungültigkeit behaftet 
war. Es ſei die Bekl. auch nicht in einer Zwangslage geweſen, 
zumal ſie ihren Schuhkrem von anderen Erzeugern beziehen Konnte. 
Endlich habe ſie ja den ihr durch die Nichtbelieferung mit dem 
Schuhkrem der Zweitkl. angeblich entſtandenen Notſtand dadurch 
ſelbſt verſchuldet, daß fie die von der Zweitkl. vorgeſchriebenen 
Preiſe nicht einhielt. 

„Das angefochtene Urteil geht jedoch mit dieſer ſeiner Be⸗ 
ſchränkung der Ungültigkeit der Preisvorſchrift auf die Fälle des 
Dardanariates von einem offenbar zu engen Begriffe der ſo zu 
ſchützenden Erzeugniſſe aus. Benützung der Monopolſtellung durch 
Anbietung von Leiſtungen unter volkswirtſchaftlich nicht zu recht⸗ 
fertigenden Bedingungen iſt bei allen Waren des „allgemeinen und 
unentbehrlichen Bedarfes“ (Roſenthal zu Si Note 99) — und 
hierunter zählt gewiß auch der Schuhkrem —, eine unerlaubte 
Ausbeutung der Zwangslage und daher unſittlich (Ehrenzweig 
d. a. O. 8 316 1 24 Abf. Zi, f, 5 316 III Abſ. 4). Iſt fie aber un⸗ 
ſittlich, ſo bindet fie nicht und ihre Verletzung kann keine ſitten⸗ 
widrige Handlung darſtellen (Roſenthal zu 81 Note 99; 
Becher zu 81 Anm. 8), und zwar ohne Rückſicht darauf, ob es 
möglich geweſen wäre, dieſer Bindung in irgendeiner anderen Art 
zu entgehen (RG. 78, 43). Die Berufung auf das angebliche 
Selbſtverſchulden der Bekl. beruht zweifelsfrei auf einem Denk⸗ 
fehler. Die bindende Kraft der Preisvorſchreibung der Zweitkl. 
iſt es ja, die zu unterſuchen war, und ſie konnte daher nicht als 
bereits dargetan angenommen werden, um ein Verſchulden der 
Bekl. daraus abzuleiten, daß fie nicht beachtet wurde. 

Gleichwohl haben die Untergerichte dieſen Fall erlaubter Ver⸗ 
letzung eines Preislimites bei einer Markenware mit Recht aus⸗ 
geſchaltet. 

Die Bekl. hat in keiner Weiſe dargetan, daß die von der 
Zweitkl. geforderten Preiſe für ihren Schuhkrem rechts- und ſitten⸗ 


gleichen Irrtum ſcheint nun leider auch der Oberſte Gerichtshof 
zum Opfer gefallen, da er eine Widerlegung meiner Aus⸗ 
führungen für geboten hält. Er beſchränkt ſich hierbei in der 
Hauptſache auf die beifällige Wiedergabe einer fremden Kritik, 
die zwar einigen Pfeffer, aber kein Körnchen Salz enthält. 
Wenn er bemerkt, die Unſittlichkeit einer Wettbewerbs⸗ 
handlung hänge nicht davon ab, ob ſie vertragsmäßige Rechte 
verletze, ſo iſt das richtig, widerlegt aber nichts, da diesſeits nicht 
vom Mitbewerber, ſondern nur vom Fabrikanten die Rede war. 
Wenn er weiter jagt, der Organiſakionszwang bedürfe keiner 
Grenzziehung, ſolange er den Gemeinintereſſen nicht widerſtreite, 
ſo beweiſt er damit nur, daß das Reversſyſtem grundſätzlich den 
Unterworfenen bindet (was diesſeits nie beſtritten wurde), er be⸗ 
beweiſt aber nichts dafür, daß es im Verhältnis zum Fabrikanten 
auch den Außenſeiter verſtriche (was diesſeits verneint war). 
Wenn er ſchließlich dem zitierten Kommentar die Argumentation 
entnimmt, viele Markenartikelbetriebe könnten nur beſtehen blei⸗ 
ben, wenn ſie den Preisſchutz ihrer Waren durchführen können, 
ſo iſt das eine wirtſchaftliche Erwägung, die in einem Handbuch 
für Kaufleute gewiß am Platze wäre, mit der hier ſtreitigen 
Privatrechtsfrage aber nichts zu tun hat. Sie ſteht in dieſer Be⸗ 
9 1 kaum höher als etwa die in GemN&d. 1927, 786 zu 
eſende naive Bemerkung, es ſeien ſchon verſchiedene Geſchäfts⸗ 
leute in Konkurs gegangen, weil ihr Fabrikant ſie nicht gegen 
Preisunterbietung geſchützt habe. Nach alledem haben mich die 
Ausführungen des Oberſten Gerichtshofes an meiner Auffaſſung 
nicht irremachen können. Hält man an ihr feſt, ſo läßt ſich die 
Behauptung, der Unterbieter handle ſeinem Mitbewerber gegen⸗ 
über unſittlich, nicht auf das Argument ſtützen, die Unterbietung 
ſei durch eine dem Produzenten gegenüber begangene Unſittlichkeit 
ermöglicht worden. 

Man würde nun aber fehlgehen und weit über das Ziel 
ſchießen, wollte man hieraus weiter folgern, die Preisunterbietung 
des Außenſeiters könne, da fie dem Produzenten gegenüber eine 
Unſittlichkeit i. S. § 826 B58. nicht darſtelle, auch dem Mit⸗ 
bewerber gegenüber eine Unſittlichkeit i. S. 8 1 UnlWG. nicht be⸗ 
deuten. Eine ſolche Argumentation würde nämlich vergeſſen, daß 
Unlauterkeit nicht aus einer einzigen Quelle fließt, und ſie würde 
zudem die reinliche Scheidung der zwei Rechtsbeziehungen völlig 
wieder verwiſchen. Man kann daher zwar ſo argumentieren: eine 
Wettbewerbshandlung ſei unſittlich, wenn und weil ihr eine Ver⸗ 
fehlung gegen den Produzenten als Mittel dient (wie zu a ger 
ſchehen); dagegen darf man nicht auch umgekehrt ſchlußfolgern, eine 
Wettbewerbshandlung ſei einwandfrei, wenn und weil das ihr als 
Mittel dienende Verhalten gegenüber dem Produzenten dem letz⸗ 
teren gegenüber unbcanſtandbar iſt. Denn es kann letzterenfalls aus 
anderen Gründen tabelhaft fein. 

Lies iſt nun aber in der Tat der Fall. Denn der unterbietende 
Außenſeiter nützt nicht allein fremden Vertragsbruch aus, ſondern 
— und dies entſcheidet — er fpekuliert zugleich auf die pflicht⸗ 
mäßige Vertragstreue ſeiner Mitbewerber. Die Ausbeutung 
dieſer Verkragstreue iſt das eigentlich Gravie⸗ 
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widrig und damit die Bindung an ſie rechtsunwirkſam war, 
und die Untergerichte hatten dies trotz des abſoluten Zwangs⸗ 
charakters der Norm des 8879 ABGB. nicht von Amts wegen 
zu prüfen, weil die hierfür erforderlich geweſenen tatſächlichen 
Unterlagen von der Bekl. nicht geliefert wurden. Es gibt übrigens 
auch die Rev. zu, daß ein Preiskartell bezüglich des Schuhkrems 
im techniſchen Sinne nicht beſtehe und das BG. weiſt mit Recht in 
Anlehnung an die Lehre (Pisko S. 483, dazu Ehrenzweig 
a. a. O. 8 316 1 2d) darauf, daß Kartelle, wenn ſie die Erhöhung 
der Warenpreiſe nicht bezwecken, nicht ſittenwidrig ſind, und dies 
auch, wenn jene Vorausſetzung eintrifft, nicht werden, wenn ſie 
hierfür dem Publikum andere Vorteile geben oder dahin zielen, 
der Schleuderkonkurrenz die Spitze zu bieten, um dadurch die 
volleswirtſchaftlichen Bedingungen für den Fortbeſtand eines für 
die Allgemeinheit notwendigen Induſtriezweiges zu ſchaffen. 

Iſt die vertragsmäßige Preisbindung ſelbſt ſtatthaft, ſo kann 
auch gegen die deren Durchführung dienenden Mittel des Kontroll⸗ 
ſyſtemes und der Ausſperrung der vertragsuntreuen Abnehmer, bis 
ſie ſich der Preisbeſtimmung fügen, keine Einwendung erhoben 
werden (Roſenthal zu 8 1 Note 27% Rſpr. 316/28). 

Der Fabrikant von Markenarlikeln darf den ihm paſſenden 
Kleinhandelspreis nur verlangen, wenn er dafür Sorge trägt, daß 
derſelbe wirklich eingehalten werde. Er muß ein lückenloſes 
Syſte m hierfür. ſchaffen. Nur dieſes ſichert ihm den Schutz der 
Gerichte gegen Preisſchleuderei (Roſenthal zu 81 Note 92, 
97a; Becher zu 81 Anm. 8), ſonſt iſt feine Preisbindung eine 
Maßnahme der Willkür, unbillig und ungerecht und kann den 
richterlichen Schutz, ohne die Rechtsüberzeugung weiter Kreiſe zu 
verletzen, nicht erhalten (Becher 81 Ann. 51). Die Preisunker⸗ 
bietung der Zwiſchenabnehmer würde dann auch von der Abſicht 
getragen, unbilligen und ungerechten Verluſt des eigenen Abſatzes 
abzuwenden, und wäre eine ſich innerhalb der gehörigen Grenzen 
haltende reine Abwehrhandlung (Becher zu $1 Anm. 19, 51). 


rende. Iſt nämlich das Reversſyſtem annähernd lückenlos durch⸗ 
geführt, ſo bedeutet die Preisunterbietung die Erlangung eines 
geſchäftlichen Vorteils auf Koſten derjenigen Mitbewerber, die der 
Reverspflicht treu bleiben. Es iſt aber i. Zw. unſittlich, einen an⸗ 
deren dadurch ins Hintertreffen zu bringen, daß jener, wie man 
erwartet und wünſcht, loyalerweiſe ſeine Pflichten einhält, wah⸗ 
rend diesſeits die Pflichtverletzung eines Dritten herbeigeführt oder 
ausgenützt wird. Dies der Grund, aus dem der unterbietende 
Außenſeiter ſich eines unſittlichen Wettbewerbs ſchuldig macht 

(ogl. Pinzger a. a. O.: JW. 1929, 1218). Der Oberſte Gerichtshof 
hätte ſich daher den erfolgloſen Verſuch einer Widerlegung meiner 
Ausführungen über den Außenſeiter erſparen können, ohne das 
Ergebnis zu gefährden. (Aus gleichem Grunde beging, nebenbei be⸗ 
merkt, RG.: JW. 1928, 1218; 1929, 249 keine Unterlaſſungs⸗ 
ſünde, als es davon abſah, ſich mit der Entſch. des Schweiz. BG. : 
JW. 1927, 1609 auseinanderzuſetzen; a. A. Waſſermann: JW. 
1928, 1221.) 

Iſt es hiernach im Erfolg unerheblich, ob der Unter⸗ 
bietende ein Reversſchuldner oder ein Außenſeiter iſt, ſo kann dem 
Oberſten Gerichtshof nicht gefolgt werden, wenn er auch die Frage 
für gleichgültig zu halten ſcheint, ob die Außenſeiterſchaft eine 
frei⸗ oder unfreiwillige, und letzterenfalls, ob die Ausſperrung 
(Lieferſperre) mit oder ohne triftigen Grund erfolgt iſt. Grund⸗ 
loſe Lieferungsſperre begründet nämlich für den Betroffenen 
einen unverſchuldeten Wettbewerbsnotſtand, der ſeine 
Unterbietung in ein weſentlich milderes Licht ſetzt und ſonach aus⸗ 
nahmsweiſe nicht als unſittlichen Wettbewerb erſcheinen läßt 
(näheres JW. 1929, 1219). Daß die Lieferſperre mit Grund er⸗ 
folgt ſei, wird nicht vermutet, ſteht alſo zu Beweislaſt des Wett⸗ 
bewerbsklägers. Ein triftiger Grund iſt namentlich darin zu 
finden, daß der Betroffene ſich einer anſtößigen Unterbietung 
ſchuldig gemacht hat. Im vorl. Falle kam ſomit allerdings etwas 
darauf an, ob die Unterbietung der Bekl. ſchon vor ihrer Aus⸗ 
ſperrung begonnen oder erſt nach derſelben eingeſetzt hat. Erſteren⸗ 
falls nämlich rechtfertigte ſie die Ausſperrung, während zweiten⸗ 
falls umgekehrt ſie ſelbſt durch die Ausſperrung gerechtfertigt 
wurde. Aus den vom Oberſten Gerichtshof angezogenen Ent⸗ 
ſcheidungsgründen des OLG. ift nun zu ſchließen, daß Bekl. mit 
der Unterbietung den Anfang gemacht zu haben ſcheint. Trifft dies 
zu, ſo war die Lieferſperre i. Zw. eine ſelbſtverſchuldete, alſo die 
Verurteilung der Bekl. inſoweit nicht zu beanſtanden (vgl. aber 
unten 4). 

Anmerkung: Heß zieht in Zweifel, ob unfreiwillige Außen⸗ 
ſeiterſchaft praktiſch überhaupt vorkomme; „im Regelfalle handelt 
es ſich immer um Elemente, die abſichtlich jede Bindung meiden, 
um im Trüben fiſchen zu können“. Er hat hierbei wohl nur 
die Verhältniſſe des Buchhandels im Auge. Daß aber auch im 
Buchhandel jene angebliche Regel nicht ohne Ausnahme iſt, dies 
zeigt u. a. der Fall JW. 1929, 249, in dem der Bekl. ſich um 
Aufnahme in den Buchhändlerbörſenverein vergeblich bemüht hat. 

Weitere Ausnahmetatbeſtände zu erörtern, bietet der Streit⸗ 
fall keinen Anlaß, da diesbezügliche Schutzbehauptungen nicht 
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Allerdings iſt der Natur der Sache nach ein wohl überhaupt 
nicht zu vermeidendes, gelegentliches Verſagen der vom Erzeuger 
um Zwecke des Preisſchutzes ſeiner Ware geſchaffenen Organi⸗ 
ſation für die Frage der Lückenloſigkeit nicht entſcheidend. Nach 
verkehrsmäßiger Auffaſſung iſt ein Syſtem auch dann als lücken⸗ 
los durchgeführt anzuſehen, wenn feine Organifation nur an ſich 
geeignet iſt, alle Abnehmer zu erfaſſen (Roſenthal zu 81 
Note 98 a). Hiervon kann aber gewiß nicht geſprochen werden, 
wenn die Lücken vom Erzeuger ſelbſt geſchaffen wer⸗ 
den und insbeſ. nicht, wenn fie dem Zwecke dienen, den unmittel⸗ 
baren Abnehmern den Vertrieb der Ware unmöglich zu machen. 

Die Bekl. hat ſich erboten darzutun, daß die Zweitkl. auch 
den kleinſten Abnehmern dieſelben Rabatte wie ihr als Groſſiſtin 
gebe, daß ihr ganzes Vorgehen überhaupt den Zweck verfolge, den 
Zwiſchenhandel ſyſtematiſch zu unterdrücken, daß ihre Kunden ſich 
wiederholt darauf beriefen, die Waren bei der Zweitkl. billiger zu 
erhalten, als bei ihr. Wirtſchaftlich iſt es völlig das gleiche, ob 
der Preis der Ware herabgeſetzt oder dieſer Zweck dadurch er⸗ 
reicht wird, daß im Wege von Rabatten eine teilweiſe Zurück⸗ 
zahlung des Kaufpreiſes gewährt wird. Weiter konnte dadurch 
je nach dem Umfange dieſer Begünſtigung der Bekl. der Ver⸗ 
trieb der Ware der Zweitkl. zu den ihr vorgeſchriebenen Preiſen 
unmöglich gemacht werden. Es liegen daher Behauptungen der 
Bekl. vor, die je nach Ausfall der hierfür angebotenen Beweiſe 
zweifelhaft erſcheinen laſſen konnten, ob von einem lückenloſen 
Syſtem der Zweitkl. bei der Preisbeſtimmung für den Schuhkrem 
geſprochen werden dürfe, zumindeſt ob nicht der Bekl. das Recht 
zugebilligt werden müßte, ſich durch eigene Preisbeſtimmung der 
Ware dagegen zu ſchützen, daß die Zweitkl., indem ſie ſie einer⸗ 
ſeits an die Preiſe band, anderſeits ihre Abnehmer derart billig 
belieferte, daß Bekl. ihr nicht mehr folgen konnte, ihre Kunden 
abfing, um ſie in das eigene Lager zu ziehen, eine Handlung, deren 
Unſittlichkeit wegen des darin liegenden Mißbrauches der wirt⸗ 
ſchaftlich überragenden Bedeutung des Produzenten und ihrer 
Eignung, der Bekl. einen Schaden zuzufügen, der bedeutend größer 
war als der hieraus für die Zweitkl. zu erzielende Nutzen Becher 


aufgeſtellt find. (Man denke etwa an Abflogung verderbdrohender 
Waren, an Geſchäftsverkäufe in Bauſch und Bogen, Liquidations⸗ 
und Konkursverkäufe u. dgl. m.) Nur einen Punkt herauszugreifen 
ſei geſtattet: Zu den Artikeln, die unter Markenpreis abgegeben 
werden dürfen, gehören m. E. auch die ſog. Reſtpartien, mit 
denen vom Lager zu räumen ſich als geſchäftliche Notwendigkeit 
erweiſt. Wenn KG. (GewgiSch. 1927, 197) dem entgegentrikt mit 
der Begründung, es ſei nie erweislich, daß ein angeblicher Reſt⸗ 
poſten in Wahrheit nicht Reſtpoſten ſei, fo ftellt es die Be⸗ 
weislaſt auf den Kopf, da doch offenbar umgekehrt der Unter⸗ 
bietende die Eigenſchaft als Reſtware beweiſen muß. Nimmt 
man es mit dieſem Beweiſe ernſt, ſo dürfte einem Mißbrauch 
hinlänglich geſteuert ſein. 

3. Daß 


Frage von Amts wegen anſchneidet. Denn der Zivilprozeßrichter 
hat nicht Preis- und vollends nicht Konfumentenpolitik zu treiben, 


zu 81 Anm. 51) klar zutage läge und daher des richterlichen 
Schutzes entbehren müßte. 

Wenn das BG. dieſen Gedankengang ein unzuläſſiges Ein⸗ 
mengen in die geſchäftlichen Erwägungen der Zweitkl. nennt, kann 
ihm nicht beigepflichtet werden. Die Freiheit des Wirtſchaftslebens 
muß im Intereſſe der Allgemeinheit ihre Grenze in den vom 
ſittlichen Empfinden des gerecht und billig denkenden Mannes 
gezogenen Schranken finden und deshalb iſt das UnlWG. von 
dem Gedanken beherrſcht, daß beim Umſatz der Güter und der 
gewerblichen Leiſtungen niemand ſich durch unlautere Mittel auf 
Koſten des anderen auf demſelben Gebiete Tätigen Vorteile ver⸗ 
ſchaffen darf. 

Damit iſt die Bedeutungsloſigkeit des vom berufungsgericht⸗ 
lichen Urteile gemachten Einwandes dargetan, daß ja die Zweitkl. 
ihren Großabnehmern gegenüber ſich nicht zur Nichtbelieferung 
der Detailhändler verpflichtet hätte und daß die Großabnehmer 
in jedem Falle auf fie einen Druck ausüben könnten, die Be- 
lieferung der Detailhändler zu unterlaſſen. Die Unſittlichkeit 
einer Handlung wird, wie bereits an anderer Stelle geſagt wurde, 
dadurch nicht aufgehoben, daß ihre Folgen in irgendeiner Weiſe ab⸗ 
gewendet werden können. Die Exiſtenz des Zwiſchenhandels hängt 
davon ab, allen berechtigten Wünſchen der Einzelabnehmer ent⸗ 
gegenzukommen, das Unſittliche eines derartigen Handelns kann 
daher auch nicht deshalb verneint werden, weil es ſich lediglich um 
einen der vielen vom Zwiſchenhandel geführten Artikel handle. 

Das BG. wie auch das Erſtgericht haben dieſe Zuſammenhänge 
verkannt, und wenn fie die für obige Behauptung von der Bekl. 
angebotenen Beweiſe nicht durchführten, haben ſie daher, zumal 
den Parteien nicht das Recht genommen werden Kann, Wahr⸗ 
nehmungen des Gerichtes aus anderen Prozeßfällen durch Gegen⸗ 
beweiſe zu widerlegen, das Verfahren zu einem derart lücken⸗ 
haften gemacht, daß eine gründliche und erſchöpfende Beurteilung 
der Rechtsſache unmöglich war. Die Ausführung des BG., daß 
es ſich hier im Weſen lediglich um unzuläffige Neuerungen im 
Berufungsverfahren handelte, iſt durch den Akteninhalt nicht 
gedeckt. 


ſondern den konkreten Zivilſtreit zu entſcheiden. Es gelten alſo 
hier die gleichen Grundjäge, die vom Schweiz. OR. 21 höchſt 
ſachgemäß auch für den Wucher aufgeſtellt ſind (dazu Lg. 1917, 
654). Hat freilich Bekl. den Markenpreis als überteuernd gerügt, 
fo darf das Gericht allerdings — von Gericht3kundigkeit ganz 
abgeſehen — auch von Amts wegen Sachverſtändigenbeweis er- 
heben (88144, 272 b Ziff. 5, 412 DentſchzpPO.; 8183 Ziff. 4 
Oſterr ZPO.). 

Auf ganz anderem Blatte ſteht die — nur rechtspolitiſch 
intereſſierende — Frage, ob die Preisbindung, ganz allgemein ge⸗ 
nommen, volkswirtſchaftlich mehr vom Nutzen oder vom Nach⸗ 
teil ſei. Für erſteres Steimer, Wirtſchaftsdienſt 1929, 137, 
für letzteres Tſchierſchey und Menz ebenda 1928, 1965 
bzw. 1929, 136. (Gegenüber den einſchlägigen Ausführungen 
Wenzel Goldbaums [GewRsch. 1927, 784] ſcheint Zurück⸗ 
haltung am Platze.) 

4. Zum Schluſſe das Satyrſpiel. Die unterbietende Groſſiſtin 
wirft ber Fabrikantin vor, dieſe ſelbſt unterbiete den Markenpreis 
durch Rabattgewährung. Dieſe Behauptung iſt beſtritten. Von 
vornherein unglaubhaft iſt ſie nicht. Man meiß, daß dergleichen 
keine Seltenheit iſt. Erſt ſtellt der Fabrikant ein ſtrenges Revers⸗ 
ſyſtem auf, das er jedermann zu peinlicher Befolgung auf⸗ 
nötigt; dann gewährt er hintenherum einzelnen Kunden einen 
Preisnachlaß, um das Geſchäft ſelbſt zu machen; ertappt er aber 
dann endlich einen Zwiſchenhändler hinter dem gleichen Buſch, ſo 
erhebt er ſtracks Wettbewerbsklage und ruft aus ſittlich empörter 
Bruſt den Richtern zu: „Haltet den Dieb!“ Wer fühlt ſich hier 
nicht an Macchiavellis famoſen Fürſtenſpiegel erinnert? Auch 
ein Fabeldichter fände hier einen dankbaren Stoff. Soviel zum 
Tatſächlichen. In der rechtlichen Beurteilung des behaupteten 
Sachverhalts iſt dem Oberſten Gerichtshof durchaus beizuſtimmen. 
Nur ein grundſätzlich lückenlos durchgeführtes Reversſyſtem fällt 
wettbewerbsrechtlich in Betracht, nicht aber ein ſolches, das ob⸗ 
jektiv erhebliche Lücken aufweiſt, und vollends nicht ein ſolches, 
deſſen Lücken vom Fabrikanten ſelbſt willkürlich geſchaffen ſind. 
Gleichgültig hierbei, ob die Lücke eine von Anfang an — durch 
Nichtbindung einzelner — offengelaſſene oder eine nachträglich 
— durch Eutbindung einzelner von der Reverspflicht — auf⸗ 
geriſſene iſt. Gleichgültig ferner, ob ſolche Hintertür dem Fabri⸗ 
kanten ſelbſt oder einem dritten Abnehmer zugute kommt. Gleich⸗ 
gültig daher auch, ob Fabrikant ſelbſt unterbietet, oder ob er 
nur die Unterbietung eines Dritten, die er hindern könnte, durch 
Eutbindung oder Duldung begünſtigt. Gegen eine derart willkür⸗ 
liche Benachteiligung ſich zur Wehr zu ſetzen, iſt das gute Recht 
jedes Betroffenen. Er macht ſich daher eines unſittlichen Wett⸗ 
bewerbs nicht ſchuldig, wenn er in folhem Wettbewerbs⸗ 
notſtand auch ſeinerſeits zur Unterbietung greift. Dies gilt 
nicht nur dann, wenn er Außenſeiter, ſondern ſelbſt dann, wenn 
er Reversſchuldner iſt. Dahingeſtellt kann bleiben, ob der Revers⸗ 
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Die beiden Urteile unterlagen daher im angegebenen Um⸗ 
unge der Aufhebung. Im Laufe des wiedereröffneten Ver⸗ 
ahrens wird je nach der ſich ergebenden Sachlage die Klage⸗ 
behauptung einer Prüfung zu unterziehen ſein, daß die Kontroll⸗ 
hen Dale der Schachteln der Zweitkl. auch dazu diente, die zeit- 
li en Daten der Erzeugung ihres Schuhkrems feſtzuſtellen, zumal 
in dieſem Falle die vorentwickelten Erwägungen ganz oder zum 
Teile hinfällig würden. 

ObGp. Wien, Beſchl. v. 4. April 1929, 4 Ob 170/29.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Abel, Wien. 
* 


2. 88 1, 2, 31 unlWG. Die Führung des Titels 
„techniſcher Anwalt“ oder „techniſcher Anwalt B. T. A.“ durch 
einen Ziviltechniker bzw. Zivilingenieur iſt nichtſtatthaft. f) 

Bekl., der Ziviltechniker beziehungsweiſe Zivilingenieur, jedoch 
nicht in das gem. § 43 PatG. geführte Zivilkechnikerregiſter ein⸗ 
getragen iſt, bedient ſich in Ausübung ſeines Berufes, alſo im 
Geſchäftsverkehre, des Titels „techniſcher Anwalt“ oder „techniſcher 
Anwalt V. T. A.“. Die Kl. erblicken hierin den Tatbeſtand der 
88 2, 31, evtl. 1 UnlWG. und beantragten Verbot des Gebrauches 
dieſer Bezeichnungen und Zuerkennung der Veröffentlichungsbefugnis. 

Der Bekl. wurde in allen drei Inſtanzen verurteilt. 

Das Erſtgericht gab der Klage aus 8 1 UnlWG. ſtatt. Unter 
den konkreten Begleitumſtänden ſei die Bezeichnung „techniſcher 
Anwalt“ nicht wahrheitswidrig, weil das Charakteriſtiſche der volks⸗ 
tümlichen Auffaſſung dieſes Titels nur darin liege, daß damit Per⸗ 
ſonen mit qualifizierter theoretiſcher und praktifcher Ausbildung 
gemeint ſeien, die durch Zurücklegung fachlicher Praxis, eben 
ſolcher Prüfungen, durch beſondere disziplinäre Vorſchriften weit⸗ 
gehende Garantien bezüglich ihrer Sachkunde und ihrer moraliſchen 
Qualitäten bieten. Dagegen falle das Vorgehen des Behl. unter 


ſchuldner ſich hierdurch einer Vertragsverletzung gegenüber dem 
Produzenten ſchuldig macht. Denn ſelbſt die Bejahung dieſer Frage 
würde in dieſem Falle nichts beweiſen, da eine von jenem 
provozierte Vertragsverletzung nicht hinreichen kann, um eine 
im Wettbewerbsnotſtand begangene Abwehrhandlung zu einer un⸗ 
ſittlichen Wettbewerbshandlung zu ſtempeln. 

An dieſer Stelle muß auf die Darlegungen unter 2. nochmals 
zurückgekommen werden. Wer, ſo wurde dort ausgeführt, durch 
anſtößige Preisunterbietung eine Lieferſperre über ſich herauf 
eſchworen hat, der kann fernere Unterbietungshandlungen nicht 
durch den Hinweis auf den durch die Sperre geſchaffenen Not⸗ 
ſtand rechtfertigen. In dem zu 4. erörterten Falle iſt nun aber 
die Preisunterbietung nicht anſtößig, daher auch die ihretwegen 
verhängte Lieferſperre eine unverſchuldete; der Ausgeſperrte be⸗ 
geht alſo diesfalls eine unſittliche Preisunterbietung vollends 
nicht, weil er ſich aus doppeltem Grunde in unverſchuldetem Wett⸗ 
bewerbsnotſtand erhöhten Grades befindet. 

III. Nach Lage des Rechtsſtreites wird der Ausgang des⸗ 
ſelben von dem Beweiſe des zu 4. erhobenen Vorwurfes ab⸗ 
hängen (8511 oſterrgpo. = 8565 Abſ. 2 DeutſchgpO.). Miß⸗ 
ingt dieſer, ſo wird verurteilt, gelingt er, ſo wird abgewieſen 
werden. Dieſem Ergebnis wird (ſoweit ohne Aktentkennknis ein 
Urteil ſtatthaft iſt) auch vom Standpunkt der diesſeitigen Dar⸗ 
legungen beizuſtimmen jein. 

Der anſtößige Preisunterbieter — alſo der mit Recht 
ſog. Schleuderer — iſt eine Unterart des ſog. Schiebers und ver⸗ 
dient die Mißbilligung, die einem Schieber zuteil wird. Entgegen⸗ 
zutreten iſt jedoch der vorſchnellen Auffaſſung, jede Markenpreis⸗ 
unterbietung ſei ausnahmslos anſtößig. Noch entſchiedenere Ver⸗ 
wahrung aber iſt am Platze gegen die ehrenrührige Unterſtellung, 
leder gewollte oder ungewollte Außenſeiter ſei ohne weiteres 
zugleich ein „Schleuderer“. Wie letzterer nicht Außenſeiter ſein 
muß, ſondern auch Reversſchuldner ſein kann, ſo muß auch erſterer 
nicht „Schleuderer“, ſondern kann ein durchaus ehrenhafter Ge⸗ 
ſchäftsmann fein. Prof. Dr. Hans Reichel, Hamburg. 


% Zu 2. Der Entſch. des öſterr. höchſten Gerichtes ift in allen 
unkten zuzuſtimmen. 
lichen z Die geſetzlichen Grundlagen find in Öfterreich im mejent- 
beg bie gleichen wie bei uns in Deutſchland. Die Generalklausel 
Der FL DunlWG. iſt wörtlich in den öſterr. Text übernommen. 
vom Gericht zitierte Art. 2 Oſtunl WG. entſpricht, von einigen 
entnoſterungen, die zum Teil aus anderen deutſchen Beſtimmungen 
den 11 8 find, abgeſehen, dem § 3 DunlWGG. Der ferner von 
das guten angezogene 8 3 Oſtunl WG., beifen Anwendbarkeit 
ee se Gericht in dieſem Fall verneint, unterſagt die Anmaßung 
dent An lafeichnungen und Vorrechten, wenn Täuſchungsgefahr über 
han N: oder Grund der Verleihung der Auszeichnung oder über 
2 ug des Vorrechts beſteht. 
Pe deutſche Rſpr. hat erſt ſpät zu der Frage Stellung 
995 „ob der Anwaltſchaft gegenüber unlauterem Wettbewerb 
Tur 5 gewähren ſei. Sie hat ſich nur allgemein mit der Stel⸗ 
e freien Berufe beichäftigt. Die RA. galten dem NG. als 
„Träger geiſtiger Kräfte im Dienſte des Gemeinwohls“ (RG. 39, 
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81 Un WG., denn der Ausdruck „techniſcher Anwalt“ kündige eine 
techniſch univerſale Tätigkeit an, ein Begriffserfordernis, dem Behl. 
nicht genüge und dadurch einen Teil der Offentlichkeit zum Nach⸗ 
teil anderer Berufskaregorien in Irrtum verſetze. 

Das BG. erklärte auch den Tatbeſtand der 88 2 u. 31 Unl WG. 
als zutreffend. Unter Heranziehung der ſprachwiſſenſchaftlichen Be⸗ 
deutung des Wortes „Anwalt“, feiner Verwendung in den Prozeß⸗ 
geſetzen und ſeiner Auslegung in der Judikatur des deutſchen RG. 
umſchreibt es dieſen Begriff, indem es zu den vom Erſtgerichte 
ſchon aufgeſtellten Erforderniſſen auch noch jenes beifügt, zur berufs⸗ 
mäßigen Vertretung der Parteien, insbeſ. vor den Behörden, befugt 
und geeignet zu ſein. Ein derartiges Recht ſpricht ſie aber dem 
Bekl. ab, weil feine Rechte als Zivilingenieur in der VO. v. 
7. Mai 1913 (RGBl. Nr. 77) taxativ umſchrieben feien und der 
Zivilingenieur durch $ 6 derſelben hinſichtlich der Verhandlungen 
vor den Verwaltungsbehörden auf Leiſtung des „techniſchen Bei⸗ 
ſtandes“ in ſeinem fachlichen Gebiete und in dem Rahmen der dies⸗ 
fälligen beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen beſchränkt wurde. 
Auch der Tatbeſtand des 8 31 Uni. findet das BG. gegeben, 
Bekl. ſchreibe ſich beim Betriebe ſeines Unternehmens fälſchlich 
eine von einer Behörde anerkannte oder verliehene Befugnis zu. 
Bezüglich des 8 1 UnlWG. ſtimmt es im Weſen dem Erſtgerichte bei. 

Dieſe Ausführungen betreffend den Tatbeſtand des 8 2 Unl WG. 
ſind rechtlich einwandfrei. 

Ob eine konkrete Berufsbezeichnung eine unrichtige Angabe 
über geſchäftliche Verhältniſſe beinhaltet, d. h. ob ſie geeignet iſt, 
durch Abſchwächung der Kennzeichenmerkmale einen fremden Arbeits⸗ 
erfolg ſich nutzbar zu machen (Weinmann, 8 12 J, hierfür iſt 
maßgebend die Auffaſſung desjenigen Perſonenkreiſes, an den die 
Berufsbezeichnung ſich wendet, wobei angeſichts der Schwierig⸗ 
keit für den Dritten, die hinter ſolchen Bekanntmachungen liegen⸗ 


137; 55, 169; 66, 150; 77, 105 — JW. 1912, 47). Das RG. hat 
damals den Satz geprägt: „Dieſe Berufe müſſen frei fein, Kraft 
der ihnen innewohnenden ſittlichen Würde im öffentlichen Inter⸗ 
eſſe.“ Das KG. v. 4. Nov. 1919: Mu W. XIX, 117 hatte dann aus 
dieſen Sätzen des RG. die Folgerung gezogen, daß den Anwälten 
der Schutz aus 88 1, 3 UnlWG. zu verſagen ſei. Das RG. hat 
dieſe Entſch. aufgehoben und mit Urt. v. 4. Juni 1920 den RA. 
Schutz gegen unlauteren Wettbewerb gewährt mit der Begründung, 
daß das Unl WG. die Erwerbstätigkeit im weiteſten Sinne begreife. 
NA. ſeien, frei über ihre Leiſtungen verfügend und dieſe gegen Ent» 
gelt gewährend, daher zu Erwerbszwecken im allgemeinen Sinne 
tätig. An dieſer Tatſache werde durch die Würdigung der Tätig⸗ 
keit nach ihrer gemeinnützigen und idealen Seite hin nichts ge⸗ 
ändert (RG. 99, 191 = Mu W. XX, 56 = JW. 1920, 7787 mit zu⸗ 
ſtimmenden Anm. von Stein, Mittelftein und Hachen⸗ 
burg). Dieſer, die Bezeichnung „Steueranwalt“ betr. Entſch. iſt 
eine Reihe anderer gefolgt, die ſtets den gleichen Standpunkt ver⸗ 
traten; ſo gegen die Bezeichnungen: Handelsanwalt (KG. in MuW. 
XXI, 243, und LG. Frankfurt in MuW. XXVI, 222); Praxisanwalt 
(LG. Hamburg in MuW. XXII, 104); Volksanwalt (RG. 105, 378 
IW. 1923, 926); Geſchäftsanwalt (R.: JW. 1925, 2335 = 
Mu W. XXV, 78). In gleicher Weiſe wurde den Patentanwälten das 
Klagerecht gegeben (JW. 1925, 1488 Mu W. XXIV, 162). 

3. Zu begrüßen iſt, daß die öſterr. Gerichte der deutſchen 
Rſpr. gefolgt ſind. Die Entſch. iſt nicht nur aus allgemeinen 
wettbewerbsrechtlichen Grundſätzen bedeutſam. Sie trägt auch dazu 
bei, den Anwaltsſtand zu ſtützen und zu ſchützen. Die Definition 
des Begriffs Anwalt, die Feſtſtellung, daß dieſe Bezeichnung nur 
einen beſchränkten Kreis, eben gerade wegen des ihr innewohnenden 
Sinnes, vorzubehalten ſei, und die Ausführungen über die Be⸗ 
ziehungen zwiſchen Vertretungsbefugnis und Bezeichnung Anwalt 
ſind nicht nur für öſterr. Recht und öſterr. Verhältniſſe, ſondern 
auch in Deutſchland bemerkenswert. 

4. Unabhängig vom Anſchlußgedanken beſteht hüben und drüben 
das Bedürfnis, das Recht gegenſeitig anzugleichen. Mit gleichen 
Geſetzen allein iſt es nicht getan. Der Geiſt, der in den Geſetzen 
lebt, muß in beiden Ländern die gleiche Aufnahme und die gleiche 
Auslegung finden. Bedeutende öſterr. Beamte und Anwälte haben 
am deutſchen Recht und ſeiner Fortentwicklung gerade auf dem 
Gebiete des gewerblichen Rechtsſchutzes mitgearbeitet und manche 
Anregung gegeben. Ich erinnere nur an Namen wie Adler, 
Abel, Weinmann und Bing, die den deutſchen Fachgelehrten 
ſicher nicht fremd ſind. Umgekehrt haben deutſche Gelehrte und 
Praktiker für öſterr. Recht und öſterr. Rſpr. regſte Anteilnahme 
gezeigt. Deutſche Fachzeitſchriften berichten fortlaufend über die 
Judikatur Hſterreichs, wie auch die öſterr. Zeitſchriften häufig 
Aufſätze aus Federn deutſcher Juriſten bringen und ihre Leſer über 
deutſche Rſpr. und Geſetzgebung unterrichten. So wird durch dieſen 
dauernden Gedankenaustauſch, durch die nahen Beziehungen zwiſchen 
öſterr. und deutſchen Juriſten eine Einheitlichkeit in das Rechts⸗ 
empfinden und Rechtsleben beider Völker hineingetragen, die auf 
dieſem organiſchen Wege viel eher geeignet iſt, gleiches Recht in 
beiden Völkern zu ſchaffen, als der Gleichlauf der Geſetzgebungs⸗ 
maſchinen. NA. Dr. Kurt Bußmann, Hamburg. 
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den Geſchäftsverhältniſſe zu durchſchauen, von dem Vorſtellungs⸗ 
vermögen des unerfahrenen Intereſſenten ausgegangen werden muß 
(Roſenthal zu 8 3 Note 21, Rc. 58, 129). 

Die moderne Geſetzgebung zwingt die Parteien im weiteſten 
Umfange bei ihrer Inanſpruchnahme der Behörden, ſich als Ver⸗ 
treter oder Hilfe eines vollwertigen Sachkundigen zu bedienen. Die 
Verkehrsauffaſſung verſteht demnach unter „Anwalt“, wenn auch 
nicht gerade den juriſtiſch voll gebildeten RA., doch immerhin 
eine Perſon, die dieſe Vertretung und Hilfe berufsmäßig zu leiſten 
imſtande iſt, dazu von der Behörde entweder beſtellt oder doch ge⸗ 
nehmigt wurde und auch einer gewiſſen Aufſicht hinſichtlich ihrer 
Geſchäftsführung unterliegt. Dieſe Eigenſchaft ſetzt erfahrungs⸗ 
gemäß, und der Richter muß hier die allgemeine Lebenserfahrung 
heranziehen, jedermann voraus, der ſich eines Anwaltes bedienen 
will. Die vom Erſtgerichte hier aufgeſtellte Begriffsbeſtimmung 
iſt zu weit geſpannt. Dies ergibt ſich daraus, daß darunter auch 
Berufsgruppen fallen würden, die, wie die Arzte oder die Lehr⸗ 
perſonen uſw., dieſe Bezeichnung niemals führten, wie ſie ihnen 
auch nie zuerkannt wurde. 

Ein weiterer ausſchlaggebender, durch 8 39 Unl WG. geſetzlich feſt⸗ 
gelegter Geſichtspunkt iſt, daß die Frage der Unrichtigkeit einer 
gewählten Berufsbezeichnung nach ihrer Geſamtwirkung und nicht 
nach einzelnen etwa richtigen Details beurteilt werden muß, weil 
es auf das zu keiner weiteren Nachforſchung fähige und noch dazu 
nicht geneigte Publikum mit dem hier gemachten Eindrucke ankommt. 

Von dieſem Leitgedanken aus fällt aber der Gebrauch der 
Bezeichnungen „techniſcher Anwalt“ und „techniſcher Anwalt V. T. A.“ 
unter die abſtrakte Tatbeſtandsvorſtellung des 8 2 UnlWG., da 
die einzige dem Zivilingenieur bei den Verhandlungen vor den Be⸗ 
hörden eingeräumte Befugnis des „techniſchen Beiſtandes“ nach 
dem allgemeinen und dem in anderen Geſetzen niedergelegten Sprach⸗ 
gebrauche mit einer Vertretung, d. i. dem Handeln für die Partei, 
nicht identiſch iſt. Bezeichnenderweiſe verſagt der hier ſchon vom 
BO. herangezogene § 43 PatG. ſelbſt dem dem Patentanwalte doch 
ſonſt beigeſtellten, in den bei dem Patentamte geführten Zivil⸗ 
technikerregiſter ausdrücklich die Vertretung der Parteien vor der 
Nichtigkeitsabteilung und in allen nichttechniſchen Angelegenheiten. 

Eine teilweiſe abweichende Praxis mag vielleicht bei gewiſſen 
Verwaltungsbehörden Eingang gefunden haben. Die Untergerichte 
haben dies auch auf Grund des durchgeführten Beweisverfahrens 
feſtgeſtellt, obwohl gerade der Präſident der Ingenieurkammer 
Friedrich Zieritz bekundete, daß er ſich ſeinerſeits auf das 
rein Techniſche beſchränke, wenn er vor Behörden als Vertreter 
fungiere, und es als nicht in Ordnung gehend erachte, falls ein 
Kollege es anders täte. Aber abgeſehen davon, daß dieſer Ge⸗ 
brauch contra oder wenigſtens praeter legem, weil nicht Normen 
ſchöpferiſch für das hier in Frage ſtehende Problem der abſtrakten 
Berechtigung des Zivilingenieurs bei Prüfung vom Geſichtspunkte der 
Verletzung von Privatrechten der Mitbewerber aus nicht ausſchlag⸗ 
gebend ſein kann, darf nicht überſehen werden, daß ſelbſt eine 
teilweiſe geduldete Übung gewiſſer Vertretungshandlungen vor den 
Behörden nicht jene grundſatzlich unbeſchränkte Befugnis hierzu 
darſtellt, die ſich nach der Auffaſſung und den Bedürfniſſen des 
Verkehres an den Begriff Anwalt knüpft. Es ſoll hierzu darauf 
verwieſen werden, daß von den im Gegenſatze zum Ziviltechniker 
zur Vertretung vor dem Patentamte und vor dem PatGH. be⸗ 
rechtigten, ausdrücklich neben den RA. und der Finanzprokuratur ge⸗ 
nannten Patentauwälten durch 8 6 VD. v. 15. Sept. 1898 (RGBl. 
Nr. 161) verlangt wird, daß ſie durch eine Prüfung eingehende 
Kenntniſſe auf dem Gebiete des inländiſchen gewerblichen Rechts⸗ 
ſchutzes, des zwiſchenſtaatlichen Vertragsrechtes, der wichtigſten aus⸗ 
landiſchen Rechtsvorſchriften dartun, mithin gewiſſe Rechtskennt⸗ 
niſſe nachweiſen, während § 10 derſ. VO. für den dortſelbſt ge 
nannten Ziviltechniker ein derartiges Erfordernis nicht aufſtellt. 

Wenn es etwa Berufsgruppen gibt, denen dieſer Titel auch 
ohne vollſtändiges Zutreffen der erwähnten Vorausſetzungen ver⸗ 
liehen wurde, ſo liegt dem ein beſonderer geſetzgeberiſcher Akt der 
hierzu berufenen Faktoren vor, der über das dieſem Titel ſo zu⸗ 
gewieſene konkrete Anwendungsgebiet nicht hinausgreift. 

Durch den Gebrauch des Wortes „techniſcher Anwalt“ ſeitens 
des Bekl. wurden die Intereſſen aller jener verletzt, die zur Füh⸗ 
rung der Bezeichnung Anwalt befugt ſind. Darunter gehören auch 
die RA. und Patentanwälte, und damit iſt gem. § 14 Unl WG. 
die Klagelegitimation der Kl. als der zur Förderung der wirtſchaft⸗ 
lichen Intereſſen derſelben beſtimmten Parteifähigkeit beſitzenden 
Organiſationen gegeben. 

Die Beiſetzung des Wortes „techniſch“ ändert an dieſer Rechts⸗ 
lage nichts. Die Vorſtellung des Publikums knüpft ſich bet allen 
das Wort „Anwalt“ enthaltenden Wortgeſtaltungen bezüglich der 
Rechte des hierdurch Gekennzeichneten an den Begriff „Anwalt“, 
nach dem bereits anfangs Erwähnten iſt der Geſamteindruck und 
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ſind nicht die Details der einzelnen in Frage kommenden Bekannt⸗ 
machung und Mitteilung maßgebend. 

$ 31 Unl WG. muß ausſcheiden, weil es ſich bei der klagegegen⸗ 
ſtändlichen Bezeichnung des Bekl. nicht um jene von der Behörde 
anerkannte oder verliehene Befähigung, Befugnis oder Berechti⸗ 
gung handelt, die allein dieſe Geſetzesſtelle zu ſchützen berufen iſt. 

Die Ausführungen der Reviſion bieten nur noch zu folgenden 
Bemerkungen Anlaß: 

Es kann zugegeben werden, daß das Wort „Anwalt“ ſich auch 
in Redewendungen findet, wo ihm ein viel weiterer Inhalt ge⸗ 
geben wird. Dies hat aber mit der hier entſcheidenden Frage nichts 
zu tun, welche Vorſtellungen ſich im Verkehrsleben mit ihm ver⸗ 
binden, wenn er zur techniſchen Bezeichnung einer Begrufsgruppe 
dienen ſoll. Ebenſo iſt bedeutungslos, ob auch ein RA. mit Agenden 
ſeitens Klienten befaßt werden kann, die nicht unter die Inter⸗ 
ventionen bei Behörden fallen, und weiter, daß es Standes⸗ 
gruppen (Notare uſw.) gibt, die Vertretungsbefugnis beſitzen, ohne 
ſich jedoch dieſer Bezeichnung zu bedienen. Es bedarf keiner wei⸗ 
teren Erörterung, daß die Führung eines Berufstitels deſſen Träger 
nicht zwingt, nur in dem dadurch umriſſenen Arbeitsgebiete tätig 
zu werden, und es erliſcht das Recht auf eine beſtimmte Berufs⸗ 
bezeichnung dadurch nicht, daß ein anderer gleichfalls dazu Be⸗ 
rechtigter ſich derſelben nicht bedient, abgeſehen davon, ob die 
hier in Betracht kommende Vertretungsbefugnis jene grundſätzliche 
Unbeſchränktheit aufwieſe, die allein nach dem Vorgeſagten dem 
„Anwalte“ entſpricht. Die Heranziehung des Gebrauches des Wortes 
„Anwalt“ im Verkehrsleben und in den Geſetzen des Auslandes 
iſt bei der Verſchiedenheit der hier in Betracht kommenden Ver⸗ 
hältniſſe abwegig. , 

Daß, wie die Reviſion behauptet, als Vertreter nicht nur jener 
anzuſehen ſei, der für uns ſtatt der Partei handelt, ſondern auch, 
wer ihr nur ſeinen fachmänniſchen Beiſtand leiht, widerſpricht nach 
dem Vorgeſagten den Anſchauungen des hier in Betracht kommenden 
Intereſſentenkreiſes, die in letzterem nur die techniſche Beratung 
erblickt, während ſie einen Anwalt dann zu berufen gewohnt iſt, 
falls ſie eines Machtgebers bedarf, von dem ſie aber dann auch 
die Sachkunde in vollem Umfang fordert. . 4 

Die Reviſion vermeint, daß von Perſonen, bie ſeit Jahr⸗ 
zehnten unbeanſtandet zur Parteienvertretung zugelaſſen wurden, doch 
nicht geſagt werden könne, daß ſie unrichtiger Angaben i. S. 
§ 2 UnlWG. ſich ſchuldig machten, wenn fie eine Berufsbezeichnung 
gebrauchten, die mindeſtens den tatſächlichen Zuſtand zum Aus⸗ 
drucke bringe. Der Rechtsſchutzanſpruch gegenüber dem unlauteren 
Wettbewerb des Konkurrenten iſt aber bei fortdauernder Kontra⸗ 
vention, wie vorliegend gem. § 20 Abſ. 3 UnlWG. zeitlich un⸗ 
beſchränkt, und eine Beeinträchtigung fremder Intereſſen i. S. 
8 2 liegt nach der richtigen Lehre (Weinmann, 8 12, J, fiche 
auch RV. S. 6) auch vor, wenn dieſelbe fahrläſſigerweiſe und ohne 
Wiſſen der Rechtswidrigkeit erfolgte. h 

Den Anſchein eines beſonders günſtigen Angebotes gibt jede 
Bekanntmachung oder Mitteilung, die irrige Vorſtellungen erweckt, 
auf welche im Verkehre Wert gelegt wird, und die daher das Urteil 
der beteiligten Kreiſe beeinfluſſen kann. Daß dies zutrifft, wenn 
Bekl. ſich durch eine Berufsbezeichnung einen Wirkungskreis beilegt, 
den zwar ſeine Mitbewerber, aber nicht er beſitzt, und daß dadurch die 
Intereſſen der erſteren gefährdet werden, bedarf keiner Ausführungen. 

Die Reviſion beruft ſich ſchließlich auf die Mot. zu 89 
UnlWGG. (RV. S. 9), weil dieſe beſagen, daß die Monopoliſierung 
von Berufs⸗ und Standesbezeichnungen nicht in den Zwecken des 
Geſetzes gegen den unlauteren Wettbewerb lägen. Hierbei überfieht 
fie, daß gerade an dieſer Stelle ausdrücklich auf 8 2 UnlWG. (Be⸗ 
ſtimmungen gegen wahrheitswidrige Anpreiſung) Bezug genommen 
wird, der gegen Mißbrauch im geſchäftlichen Verkehre Abhilfe zu 
treffen beſtimmt ſei. 

Die Rechtsrüge der Reviſion greift mithin fehl. 

Damit erledigt ſich auch die Anrufung des Reviſionsgrundes 
des $ 503 Ziff. 2 YROD., daraus abgeleitet, daß das BG. nicht feſt⸗ 
ſtellte, warum Ziviltechniker vor den politiſchen Behörden tatſäch⸗ 
lich zugelaſſen wurden. 

(ObGH. Wien, Abt. 4, Urt. v. 7. Mai 1929, 4 Ob 232/29.) 


Die Seilerfchen Umwertungszahlen. 


= lſtands⸗ 1 

Inte Geldwertzahlen e We 

Mai 1,535 Bill. 80, % 1,23 Bill. 
Juni 1,534 „ 80,5 0% 1,23 „ 
Juli 1,544 717 81.0 % 1,25 m 
Auguſt 1,540 ” 81,5 % 1,26 n 


Die Überfiht der Rechtfprechung diefes Heftes gelangt aus techniſchen Gründen im nächſten Hefte zum Aboͤruck. 
—— —„—᷑„ͥA ——„Aũ sr ee te zum Aboruc. 
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